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Schuld  und  Strafe   in   der   Correctura   Statutorum 
et  Consuetudinum  Regni  Poloniae  1532^). 

Von 
Dr.  Alfred  Kohl,  Lemberg. 

Vorbemerkungen. 

„Diversitas  constitutionum  diversas  inter  homines  contro- 
versias  generat  et  diversos  iadices  causas  iudicantes ,  diversa 
intelligere  et  sentire  cogit.  Supplicationibus  itaque  crebris 
Nuntiorum  Terrestrium,  moti,  in  proximo  Generali  Conventu 
futuro,  Omnibus  consuetudinibus  iuribusque  et  statutis  vetustis 
ex  Omnibus  Palatinatibus  congregatis,  reformationem  omuium 
constitutionum  per  deputatos  et  deputandos  iuris  peritos  Regni 
nostri,  favente  Deo  aggrediemur,  doctoris  etiam  iuris  ponti- 
ficii  et  legum  adhibitis ,  qui  a  loco  Conventionis  Generalis 
proximae  celebrandae  non  discedant ,  donec  laudeni  Regni- 
iurium  et  constitutionum  debitam  emendationem  fecerint ..."  ^*) 

So  lautet  der  Beschluß  des  Landtages  zu  ßydgoszcz  im 
Jahre  1520  „de  conformandis  iuribus  et  consuetudinibus  Regni". 

Nach  12  Jahren  allerlei  Hindernisse  ist  im  Jahre  1532 
der  Entwurf  der  „Korrektur  der  Statuten"   zustande  gekommen. 


^)  [Aus  meinem  rechts vergleiclienden  Seminar.  —  Köhler.] 
^^)  In  der  Abhandlung  wurde  benützt  die  Edition  der  „Korrektur" 
von  Michael  Bobrzynski  im  III.  Bande  der  „Altertümlichen  Rechts- 
denkmäler Polens"  (Starodawne  prawa  polskiego  pomniki),  herausg.  von 
der  Akademie  der  Wissenschaften  in  Krakau  1874. 
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Er  wird  auch  in  neueren  Zeiten  „Korrektur  des  Taszycki" 
genannt,  obwohl  mit  Unrecht,  weil  nicht  Nikolaus  Taszycki 
allein ,  sondern  ein  Ausschuß  von  sechs  Juristen  (von  denen 
Taszycki,  als  erster  nur  im  Titel  des  Werkes  genannt  war) 
als  Verfasser  der  „Korrektur"   gelten  muß. 

Die  Geschichte  ihrer  Entstehung,  ihre  Tragweite  für  die 
zeitgenössischen  Verhältnisse ,  sowie  für  die  geschichtliche 
Forschung  des  polnischen  Rechtes —  entwickelt  Bobrzynski 
in  seiner  Einleitung  zur  Herausgabe  des  Rechtsdenkmals. 

Hier  sei  nur  —  der  Erläuterung  des  folgenden  wegen  — 
gestattet,  einige  seiner  treffenden  Bemerkungen  wiederzu- 
geben. 

Für  die  erste  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  ist  in  Polen 
eine  intensive,   gesetzgeberische   Wirksamkeit  charakteristisch. 

Als  bedeutendste  Rechtsdenkmäler  sind  Statuten  von 
Laski,  Taszycki,  Przytuski,  Herburt  zu  nennen. 

Insbesondere  ist  die  Tragweite  des  Laski  Statut  (1506) 
zu  betonen,  welcher  eine  Grundlage  für  die  spätere  Kodi- 
fikation bildet. 

Seine  Bedeutung  für  das  polnische  Rechtsleben,  be- 
sonders für  die  Kodifikationsarbeit  ist  dieselbe,  wie  die  der 
Statuten  in  Piotrkow  (1496)  und  Radom  (1505)  für  das 
politische  Leben  Polens  und  seine  Verfassung. 

Bobrzynski  bezeichnet  die  „Korrektur*  als  eine  „glän- 
zendste Ergebnis  dieser  organischen  Arbeit,  die  den  König 
Sigmund  1.  in  besten  Jahren  seiner  Herrschaft  kennzeichnet". 

Und  in  der  Tat  haben  die  Korrektoren  allerlei  Hinder- 
nisse und  Schwierigkeiten  glänzend  überstanden. 

Die  „Korrektur"  ist  eine  systematische  Bearbeitung  des 
polnischen  Rechtes  in  allen  seinen  Gebieten  (auch  das  poli- 
tische Recht,  was  zur  Abweisung  des  Entwurfes  beitrug)  — 
wie  sie  seit  Kasimir   dem  Großen   nicht  unternommen  wurde. 

Formell  ist  es  nur  eine  Sammlung,  eine  bessernde  Zu- 
sammenstellung des  geltenden  und  des  Gewohnheitsrechtes,  in 
Wirklichkeit  aber    hat   das   Werk    die    Rahmen   einer   bloßen 
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, Besserung"  zersprengt  und  durch  die  treffliche  Behandlung 
des  bereits  Bestehenden  mit  neuen  Ideen ,  sowie  —  was  vor 
allem  zu  betonen  ist  —  durch  Abschaffung  mannigfaltiger,  in 
allerlei  Statuten  bestehenden  Gegensätze ,  ein  wirkliches 
Neues  geschaffen. 

Die  Art  und  Weise  wie  die  Korrektoren  die  bis  dahin  be- 
stehenden Gesetzbestimmungen,  welche  im  allgemeinen  in  den 
Statuten  vom  14. — 16.  Jahrhundert  gefaßt  waren,  behandeln, 
haben  sie  selbst  uns  hinterlassen,  indem  sie  jeder  Norm  eine 
Bemerkung  beifügten,  auf  welcher  Grundlage  und  Quelle  und 
auf  welche  Weise  die  Norm  von  ihnen  gesetzt  wurde. 

In  Betracht  kommen  hier:  In  größter  Zahl  die  Statuten 
Kasimir  des  Großen,  die  Statuten  des  Königs  Ludwig,  Ladis- 
laus  Jagietto,  Kasimir  Jagiellonczyk,  Johann  Albert,  Alexander, 
Sigmund  I.,  weiter  des  Erzbischof  von  Gnesen  Jaroslaus,  des 
Bischofs  von  Krakau  Bodzanta,  sowie  „  Consuetudines  terrae  Craco- 
viensis"   (und  eine  „Confoederatio  in  Corczin"  vom  Jahre  1438). 

Gründe  politischer  Natur  waren  es,  die  dem  prächtigen 
Entwürfe  die  Gesetzeskraft  zu  verleihen  verhinderten. 

So  blieb  das  große,  für  das  polnische  Rechtsleben  des 
16.  Jahrhunderts ,  also  der  Zeit  der  Blüte  des  polnischen 
Reiches,  charakteristische  Rechtsdenkmal  für  die  Zeitgenossen 
fruchtlos. 

Für  Zeitgenossen ,  nicht  aber  für  die  rechtsgeschicht- 
liche Forschung. 

Wenn  die  Behandlung  eines  epochemachenden  Rechts- 
denkmals von  höchster  Tragweite  für  die  Rechtsgeschichte  ist, 
so  bezieht  sich  dies  besonders  auf  den  strafrechtlichen  Teil 
der  gegebenen  Quelle.  Denn  die  Umgestaltungen  der  Begriffe, 
die  Evolution  des  Rechts,  sowie  der  Rechtsanschauungen  kom- 
men besonders  in  der  Formulierung  der  strafrechtlichen 
Begriffe  zum  Vorschein. 

Die  meisten  Rechtsdenkmäler  —  besonders  die  der  älteren 
Epoche  —  sind  ja  überwiegend  strafrechtlichen  Inhalts,  die 
meisten   Obligationen   sind  ja    ursprünglich    Obligationen    „ex 
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delicto'*,  und  selbst  die  „Korrektur",  welcher  schon  eine 
kkie  Grenze  zwischen  dem  Privat-  und  Strafrechtlichen  eigen 
ist,  ist  verhältnismäßig  von  strafrechtlichen  Bestimmungen 
überbürdet.  Denn  außer  dem  offiziellen  strafrechtlichen  Teil 
(IV.  Buch,    Obligationenrecht,     und    zwar    „ex    delicto"    vom 

c.  721 — 886)  sind  in  allen  Gebieten  der  „Korrektur"  straf- 
rechtliche Normen  zu  finden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Blüte  des  polnischen  politischen 
uud  rechtlichen  (überhaupt  geistigen)  Lebens,  sowie  des  regen 
Recütslebens  in  Europa  überhaupt,  w^elche  das  IG.  Jahrhundert 
kennzeichnet,  bietet  eine  systematische  Bearbeitung  des 
Strafrechts  der  „Korrektur"  für  die  Rechtsgeschichte  einen  be- 
sonderen Reiz. 

Wenn  es  dies  die  vorliegende  Abhandlung  nicht  unter- 
nommen hat,  so  geschah  es  aus  dem  Grunde,  daß  eine  syste- 
matische Darstellung  irgend  eines  Rechtsgebietes  (besonders 
in  geschichtlicher  Auffassung)  eine  eingehendste  rechts- 
vergleichende Forschung  erheischt. 

und  zwar  in  doppelter  Hinsicht:  Innere  Rechtsvergleichung, 

d.  h.  das  Verhältnis  zum  bereits  Bestehenden  und  geschicht- 
iiclie  Entwicklung  (was  besonders  die  „Korrektur"  als  eine 
schöpferische  Kompilation  der  vorherigen  Normen  erfordert), 
sodann  Rechtsvergleichung  mittels  Zuziehung  der  außer- 
polnischen, wenigstens  der  zeitgenössischen  Rechtsdenk- 
mäler, deren  gegenseitige  Beziehungen,  eventuell  Einflüsse 
von  höchster  Bedeutung  wären.  Es  ist  nämlich  nicht  zu 
verkennen ,  daß  es  sich  um  eine  Epoche  der  allgemeinen 
geoetzgeberischen  Bewegung  handelt  (Böhmisches  Landrecht, 
Ungarisches  Statut  Verbecsy,  das  entwickelte  Strafrecht  der 
italienischen  Statuten,  ja  in  Deutschland  die  sogar  pünktlich 
zeitgenössische  Carolina). 

Wohlbewußt  der  Tragweite  der  oben  angeführten  Be- 
handlung des  Strafrechts  der  „Korrektur"  und  in  fester  Ueber- 
zeugung,  daß  nur  die  obige  Methode  auf  rechtsphilosophischer 
Basis  gestützt  —  der  vorgreifenden  Oberflächlichkeit  der  ge- 
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wohnten  „ Systematisierung "  eines  ganzen  rechtsgeschichtlichen 
Gebietes  —  vorbeugt,  hat  die  vorliegende  Abhandlung  —  ihre 
Rahmen  und  Mittel  berücksichtigend  —  von  dem,  wenn  auch 
noch  so  reizbaren  „System  des  Strafrechts"  abgesehen,  ura 
sich  auf  ein  kleineres  —  aber  äußerst  wichtiges  Gebiet  zu 
beschränken. 

Der  sog.  „spezielle  Teil  des  Strafrechts "  würde  ja  so  wie 
so  —  ohne  rechtsvergleichende  Behandlung  —  auf  ein  kahles 
Aufzählen  der  Vergehungen  kommen,  was  höchstens  den  Text, 
nicht  aber  das  Wesen  der  strafrechtlichen  Bestimmungen  er- 
läutern würde. 

Was  aber  den  sog.  „allgemeinen  Teil"  des  Strafrechts 
anbelangt,  so  liegt  sein  Ziel  in  der  Erörterung,  möglicher- 
weise Lösung  der  zwei  wesentlichen  Probleme  nicht  nur  eines 
jeden  „allgemeinen  Teils",  sondern  des  gegebenen  Strafrechts 
überhaupt,    nämlich  der  Probleme  der  Schuld  und  der  Strafe. 

Die  rechtsphilosophische  Analyse  dieser  zwei  Fragen  bildet 
nicht  nur  den  Kern  der  strafrechtlichen  Forschung  eines 
Rechtsdenkmals,  sondern  sie  —  und  nur  sie  —  läßt  uns  das 
Wesen  der  strafrechtlichen  BegriflPe  in  einer  unserer  Forschung 
unterstellter  Quelle  erkennen,  um  dann  mit  Zuziehung  des 
rechtsvergleichenden  Materials  und  Methode,  die  entwicklungs- 
geschichtliche Stufe,  auf  der  sich  das  gegebene  Strafrecht  be- 
findet, zu  bezeichnen  und  die  richtige  Stelle  in  der  Evolution 
des  Strafrechts  zu  bestimmen,  welche  der  untersuchten  Quelle 
ihrem  Wesen  nach  gebührt. 

Demgemäß  glauben  wir  methodisch  zu  handeln,  wenn  wir 
einen  Grundstein  für  die  eigentlich  erstrebte  Bearbeitung  des 
„Systems  des  Strafrechts  in  der  Korrektur"  legen,  in  dem  wir 
den  rechtsphilosophischen  Kern  der  Frage  untersuchen:  die 
Schuld  und  die  Strafe. 

Was  die  Literatur  des  Gegenstandes  anbelangt,  so  ist 
zu  bemerken,  daß  in  der  in  der  letzten  Zeit  überaus  üppigen 
und  fruchtbaren  Literatur  des  polnischen  Rechts  (Abraham, 
Balzer,     Bobrzynski,    Dabkowski,    Kutrzeba,     Pa- 
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winski,  Piekosinski,  wenn  wir  nur  die  bedeutendsten 
Forscher  nennen),  die  Literatur  des  Straf  rechts  einen  ziem- 
lich dürftigen  Raum  einnimmt. 

Dies  bezieht  sich  besonders  auf  das  Strafrecht  der  »Kor- 
rektur", welches  bis  jetzt  überhaupt  unbehandelt  blieb. 

Hie  und  da  wird  die  Quelle  von  Kutrzeba  berührt, 
welcher  in  seiner  trefflichen  Monographie  „Mezobojstwo  w 
prawie  polskiem  XIV.  i  XV."-)  manchmal  ins  16.  Jahrhundert 
streift.  Auch  Handelsmann  dürfte  in  seiner  systematischen 
geschichtlichen  Darstellung  des  polnischen  Strafrechts  (bis  nun 
zum  14.  Jahrhundert  inkl.)  an  das  Thema  gelangen,  was  aller- 
dings bis  jetzt  nicht  geschehen  ist. 


Erster  Teil. 

Die  Schuld. 

Streng  objektive  Anschauung  —  auf  das  Verbrechen 
und  den  Täter  —  ist  bekanntlich  das  wesentliche  Merkmal 
des  Strafrechts  in  seiner  niedrigen  Entwicklungsstufe,  und  nur 
sehr  allmählich  kommt  das  Strafrecht  zum  Bewußtsein  der 
subjektiven  Elemente. 

Das  behandelte  Material  bietet  reichliche  Beispiele  dieses 
interessanten  Entwicklungsganges. 

Grundsätzlich  wird  hier  nur  die  Tat  beachtet  —  nur  die 
äußeren  Folgen  derselben  rufen  die  Reaktion  des  Strafrechts 
hervor  —  die  „Schuld"  ist  demgemäß  eigentlich  mit  der 
„strafbaren  Tat"  identisch. 

Nun  aber  bahnen  sich  neue  Ideen  den  Weg,  „neue"  in 
bezug  auf  das  primitive  Strafrecht,  denn  geschichtlich 
geschieht  es  schon  im  14.  Jahrhundert  in  den  Statuten 
Kasimir  des  Großen. 

Diesen  neuen  Pfad  zu  verfolgen,  bildet  das  Wesen  der 
Schuldfrage,   der   Schuld,  wenn   auch   noch   nicht   im   subjek- 

')  Die  Tötung  im  polnischen  Recht  des  XIV.  und  XV.  Jahrh. 
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tiven  Sinne  des  Wortes,  so  doch  im  Sinne  der  Beachtung 
verschiedener,  außer  dem  objektiven  Tatbestand  und  Schaden 
liegenden  Umstände,  insbesondere,  wenn  noch  nicht  des  „dolus", 
so  doch  der  „voluntas**   des  Täters. 

Einen  allgemeinen,  in  dieser  Hinsicht  charakteristischen 
Zug  bildet  die  Institution   der  „expurgatio"   des  Angeklagten. 

Die  allgemeine  privatrechtlich-prozessuale  Regel  des  Be- 
weises seitens  des  Klägers,  welcher  die  objektive  Tat  und 
noch  mehr  seinen  Schaden  beschwört,  findet  in  unserer  Gesetz- 
gebung Ausnahmen. 

Im  Gegensatz  zum  alten  Grundsatz,  daß  „reus  absolvitur** 
erst  „actore  non  probante",  findet  in  manchen  Fällen  ein  Pur- 
gationseid  seitens  des  Beklagten  statt. 

Nicht  aber  bloß  eine  „expurgatio"  in  diesem  Sinne,  daß 
der  „reus"  beeidet,  die  Tat  überhaupt  nicht  vollbracht  zu  haben. 

Dies  wäre  nur  eine  Uebertragung  der  Beweispflicht  vom 
Kläger  auf  den  Beklagten,  welche  allerdings  keine  —  wie 
es  sonst  heißt  —  Beweislast,  sondern  im  Gegenteil  ein 
„beneficium"  für  den  Beklagten  bedeutet. 

So  spricht  c.  773  ausdrücklich  vom  „expurgationis  bene- 
ficium*,  welches  den  rückfälligen  Verbrechern  nicht  ge- 
währt wird. 

Besonders  aber  beachtenswert  und  wichtig  sind  für  uns 
die  Fälle,  in  welchen  trotz  einer  feststehenden  Tatsache,  trotz 
der  vom  Beklagten  vollbrachten  objektiven  Tat  derselbe  zum 
Entlastungseid  zugelassen  wird  aus  Gründen,  die  außer  der 
Tat  und  dem  Schaden  stehen. 

Hier  waltet  der  Gedanke  der 

I.  Praesumtio  doli, 

welcher  heute  (wenn  auch  in  den  geltenden  Gesetzgebungen 
nicht  völlig)  überwunden ,  in  der  Entwicklungsgeschichte  des 
Strafrechts  eine  Fortschrittsphase  bildet^). 

^)  Darüber  siehe  Makarewicz,  Einführung  in  die  Philosophie 
des  Strafrechts  S.  387  ff. 
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Die  „praesuniptio  doli"  berücksichtigt  ja  den  Vorsatz  und 
knüpft  ihn  an  die  Erfolgshandhmg  (nicht  an  die  Anfangshand- 
lung), sie  präsumiert  den  Vorsatz  der  Herbeiführung  des  Er- 
folges und  hat  eine  scheinbar  prozeßrechtliche,  materiell 
aber  höchst  wichtige  Folgerung: 

Den  purgatorischen  Eid,  welcher  sich  nicht  bloß  auf  die 
Verneinung  der  Tat,  sondern  —  was  entscheidend  ist  —  auf 
die  Verneinung  des  Vorsatzes  bezieht. 

So  müssen  wir  in  einigen  Bestimmungen  der  „Korrektur", 
in  welchen  die  „expurgatio  rei"  (mit  Eideshelfern,  deren  Zahl 
von  der  Größe  der  Vergehung  und  dem  Stande  des  Beklagten 
abhängig  ist)  zugelassen  wird,  den  Fortschritt  des  subjektiven 
Elementes  erblicken. 

Dies  wird  insbesondere  dort  der  Fall  sein ,  wo  der  Be- 
klagte nicht  die  äußere  Tat,  sondern  den  ihm  präsumierten 
Vorsatz  mit  Eid  widerlegt. 

So  werden  zum  purgatorischen  Eid  zugelassen: 

A)  Die,  deren  Mitschuld  präsumiert  wird,  und  zwar: 

1.  c.  829.  Die  „consortes  seu  complices  pro  auxilio  homi- 
cidii  praestito",  also  im  allgemeinen  die  Mitschuldigen,  wenn 
,plures,  puta,  duo,  tres,  aut  quattuor  de  homicidio  accusentur". 

Während  vorher  „antiquitus  per  iuramentum  accusatoris 
convicti  omnes  poena  homicidii  puniebantur" ,  so  wird  jetzt 
nur  einer  (der  Haupttäter)  durch  den  Eid  des  Klägers  als 
homicida  verurteilt,  und  zwar  dieser  „quem  (actor)  auctorem 
homicidii  noverit" ,  die  anderen  aber  können  „de  obiecto 
sibi    crimine  cum  sex  testibus  sibi  similibus  se  expurgare". 

2.  c.  850.  Wer  einem  „homicida"  „favores  praestiterit, 
ipsum  servando,  vel  secum  conversationem  habendo,  tamdiu 
infamis  habendus  est,  quamdiu    se   non   expurgaverit..." 

B)  Der  Herr,  dessen  Schuld  präsumiert  wird  bei  den 
von  seinen  Angehörigen  (familiäres ,  servietc)  vollbrachten 
Taten: 

1.  c.  749.  Wenn  ein  Diener  (famulus)  dem  Nachbar 
einen  Schaden  oder  irgend  ein  Unrecht  antut,   „dominus  iurare 
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tenebitur ,   iussu    et    mandato    sao   iniuriam ,   vel   daranum   per 
servum  irrogatum  non  fiiisse  ..." 

2.  Aehnlich,  wenn  (c.  800)  ein  „familiaris  violentiam  et 
invasionem  domesticam  fecerit  ...  et  si  fuga  evaserit  .  .  . 
dominus  suus  pro  ipso  citatus  non  aliter  se  innocentem  de  in- 
vasione  et  violentia  domestica  et  criminibus  inde  sequutis  de- 
monstrabit,  nisi  iuramento  per  eum  cum  duobus  testibus 
sibi  similibus  praestito,  quod  nee  suo  scitu,  nee  consensu,  ne- 
que  mandato,  aut  voluntate  crimen  praefatum  commissum 
esse  ..." 

C)  Der  Beamte,  dessen  Schuld  —  im  Falle  einer  äußeren 
Vernachlässigung  seiner  Pflicht  —  präsumiert  wird,  so  (c.  851) 
„capitanei  si  nobis  (dem  König)  .  .  .  homicidas  tempestive  non 
detulerint  .  .  .  per  nos  irreraissibiliter  punientur  .  .  .  Quibus  se 
proprio  iuramento  expurgandi  quod  eis  de  tali  homicidio 
non  constiterit,  ubi  id  opus  fuerit,  facultatem  concedimus". 

D)  Der  Täter  oder  Verursacher  der  Tat  zur  Beweisung 
seines  inneren  Seelenzustandes,  seines  nicht  verbreche- 
rischen Willens,  so: 

1.  c.  819.  Der  zufällig  (im  Streit  usw.)  einen  Totschlag 
verübt  hat,  „de  .  .  .  casualibus  homicidiis  .  .  .  statuimus:  quod 
occidens  .  .  .  a  poena  turris  liberetur,  duramodo  suo  et  sex 
testium  sibisimilium  corporalibus  iuramentis  probet,  homicidium 
praeter  voluntatem  intentionem  et  propositam  suum  se 
commisisse". 

2.  c.  842.  Der  mittelbare  Verursacher  einer  Verwundung 
und  dergleichen  schlimmen  Folgen,  dadurch,  daß  er  —  nach- 
dem ein  Streit  (abends)  entstanden  ist  —  das  Licht  gelöscht 
hat,  wird  als  der,  welcher  „occasionem  vulneri  praestitit"  zur 
Verantwortlichkeit  gezogen,  darf  aber  sowohl  die  Verneinung 
der  Tat  (extinctio  luminis)  überhaupt,  wie  auch  (wenn  er  das 
Licht  ausgelöscht  hat)  den  Mangel  am  Vorsatz  beeiden:  „Si 
autem  extinctionem  vulneris  negaverit,  vel  saltem  non  ex 
proposito  neque  voluntarie,  sed  casu  et  contingenter  lumen 
extinxerit,    negationem ,    vel    allegationem    suam    per    iura- 
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mentum  proprium  comprobando,  a  solutione  vulneris  ab- 
solvetur." 

Die  »expurgatio"  trägt  also  viel  zur  Berücksichtigung 
des  subjektiven  Elements  bei,  wenn  sie  bei  präsumierter 
Schuld  zugelassen  wird,  und  das  geschieht  nicht  immer. 

Zwei  Fälle  finden  wir  nämlich,  die  als  „unwiderlegbare 
Präsumtion*'   qualifiziert  werden  können: 

1.  Die  auf  „praesuraptio  doli"  basierte  kollektive  Verant- 
wortlichkeit einer  Bevölkerungsgruppe  —  welcher  der  Täter 
angehört  —  ohne  Zulassung  eines  purgatorischen  Eides  der 
einzelnen  Mitglieder  der  Gruppe. 

Wenn  nämlich  (c.  716)  in  irgend  einer  Ortschaft  ein  Jude 
als  schuldig  einer  Tötung  eines  christlichen  Knaben*)  oder 
einer  groben  Beleidigung  der  christlichen  Religion  (violatio 
sacrosanctae  eucharistiae)  erkannt  wird ,  so  werden  alle  diese 
Ortschaftsbewohnenden  Juden  fortgetrieben  .  .  .  „Judaei  omnes 
a  civitate,  vel  oppido,  ubi  haec  (die  Tat)  commissa  fuerint .  . . 
perpetue  expellantur." 

2)  Bei  den  Rückfälligen  wird  die  Schuld  präsumiert, 
ohne  irgend  eine  Möglichkeit,  sich  durch  einen  Eid  zu  entlasten. 
Wenn  der  Angeklagte  mehrmals  (die  Zahl  wird  genau  präzi- 
siert) sich  derselben  Vergehung  schuldig  gemacht  hat,  so  wird 
ihm,  der  in  den  vorigen  Fällen  gewährte  purgatorische  Eid  ver- 
sagt. So  beim  Diebstahl  zum  vierten  Mal:  c.  773.  „Ulis  .  .  . 
volumus  prodesse  expurgationis  beneficium,  qui  semel,  bis  et 
maximum  ter  de  furto  et  praedocinio  notati  et  accusati  fuerint, 
eos  autem,  qui  quarta  vice  accusati  fuerint  .  .  .  infames  pro- 
nuntiamus."  Aehnlich,  wer  als  „calumniator"  bekannt  ist: 
c.  862.  „Calumniatoribus  ...  tribus  vicibus  tantum  expur- 
gatio  indicenda  est,  si  vero  quarta  vice  de  crimine  calumniae 


*)  Charakteristisch  ist  die  vorangehende  Bestimmung,  welche  aufs 
entschiedenste  verbietet,  die  Juden  solcher  Taten  leichtsinnig  zu 
beschuldigen,  denn  „iuxta  legis  Mosaicae  decreta  Judaei  ab  omni  prorsus 
sanjjuine  abstinere  consueverunt. 


Schuld  und  Strafe  in  der  Correctura  Statutorum  etc.  W 

quis  inculpatus  vel  accusatus  fuerit,  ad  purgationem  amplius 
admitti  non  debet..." 

Es  besteht  aber  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
den  Fällen  1  und  2.  Dort  führt  die  starre,  objektive  Kollektiv- 
verantwortlichkeit zur  Verweigerung  irgend  einer  Reinigung, 
hier  ist  es  ein  in  der  Person  des  Angeklagten  liegender 
Grund ,  ein  gewisses  sogar  subjektives  Element  (innere  Ge- 
sinnung), welches  die  Präsumtion  —  laut  der  zeitgenössischen 
Begriffe  —  unwiderlegbar  macht. 

Jedenfalls  ist  aus  dem  bisher  Angeführten  ersichtlich,  daß 
die  „praesumptio  doli"  und  ihre  Folge,  die  „expurgatio",  wie 
überall  —  auch  in  unserem  Rechtsdenkmal  —  einen  Riß  in 
der  ausschließlich  objektiven  Anschauung  des  primitiven  Straf- 
rechts bedeutet. 

Aehnliches  Eindringen  des  Subjektivismus ,  der  Idee  der 
Berücksichtigung  der  inneren  Momente,  finden  wir  in  der  Be- 
handlung der  Fragen ,  welche  als  Erzeugnis  des  primitiven 
Strafrechts  am  meisten  den  Einflüssen  der  Entwicklungsideen 
ausgesetzt  sind,  nämlich:  der  Verantwortlichkeit  für  den  Zu- 
fall, für  Tiere,  für  die  Taten  eines  anderen  und  kollektive 
Verantwortlichkeit. 

Wie  verhält  sich  die  „Korrektur"  diesen  Fragen  gegen- 
über? ^j 

II.  Die  Verantwortlichkeit  für  den  Zufall. 

Es  sind  —  laut  den  Quellen  —  zwei  Gruppen  der  Fälle 
zu  unterscheiden:  1.  der  Schaden  erfolgt  ohne  irgendwelche 
Verursachung    eines  Täters;    2.  der  Erfolg   ist  im   Kausal- 


^)  Ueber  diese  Fragen  hinsichtlich  des  älteren  polnischen  Rechtes 
siehe  Kutrzeba  1.  c.  S.  8  ff.,  dessen  Ausführungen  sich  auch  auf  die 
„Korrektur*  mittelbar  beziehen,  nämlich  dort,  wo  die  von  ihm  be- 
sprochenen Fragen  in  der  „Korrektur"  unverändert  zum  Vorschein 
kamen  (z.  B.  casus).  Die  Aenderungen  der  „Korrektur"  werden  von 
ihm  nur  in  Anmerkungen  hie  und  da  erwähnt. 
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Zusammenhang  mit  einer  Tat,    die  aber  vom  Täter  unge- 
wollt, zufällig  verübt  wurde. 

Nur  die  erste  Gruppe  genießt  der  völligen  Straflosigkeit, 
die  „zufälligen"  Taten  der  zweiten  Gruppe  daher  sind  zwar 
straflos  (im  engeren  Sinne  des  Wortes)  —  nämlich  die  sonst 
vom  Staate  bedrohte  Strafe  erfolgt  nicht  — ,  nichtsdestoweniger 
aber  bleibt  die  Entschädigungspflicht  aufrecht. 

Der  ersten  Gruppe  gehört  der  in  c.  830  präzisierte  Fall: 
„Quacumque  morte  casuali  vel  inopinata  aliquem  de  hac 
luce  migrare  contigerit,  puta  de  arbore  cadendo,  in  aquis 
mergendo,  vel  alio  modo  siraili  moriendo,  statuimus:  Quod 
pro  tali  homine  sie  decedente  nulla  penitus  quaestio 
moveatur  ..." 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  diese  Vorschrift  natürlich, 
sogar  überflüssig,  da  es  ja  in  diesem  Falle  überhaupt  keinen, 
sogar  mittelbaren  Verursacher  gibt. 

Eine  eigentliche  Bedeutung  gewinnt  der  Fall  dann,  wenn 
wir  erwägen,  daß  diese  so  selbstverständliche  Vorschrift 
nicht  nur  in  den  Statuten  Kasimir  des  Großen  sich  findet, 
sondern  auch  unserer  neuen  Kodifikationsprobe  im  16.  Jahr- 
hundert von  den  Korrektoren  eingeräumt  wird. 

Diese  Wiederholung  einer  solchen  Verfügung  im  schon 
höher  entwickelten  Strafrechte  des  16.  Jahrhunderts  beweist, 
daß  sowohl  jetzt  wie  im  14.  Jahrhundert^)  die  Praxis  sich  dieser 
späteren  Selbstverständlichkeit  eines  solchen  Falles  noch  nicht 
völlig  bewußt  ist,  um  so  mehr,  als  ja  die  „Korrektur"  nach 
möglicher  Präzision  und  Abschafi'ung  des  überflüssigen  oder 
veralteten  Materials  strebt. 

Die  alte  „consuetudo"  mußte  also  —  den  primitiven 
strafrechtlichen  Anschauungen  gemäß  —  auch  in  diesem  Falle 
einen  Täter ,  einen  Urheber  dieses  objektiven  Schadens  auf- 
suchen und  fand  ihn  offenbar  —  auch  im  polnischen  Rechte  — 
im  Eigentümer    des  Gegenstandes,    von   welchem    aus 


^)  So  bezüglich  des  XIV.  Jahrb.  Kutrzeba  1.  c. 
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das  Unheil  herkam,  und  dieses  Spähen  nach  dem  „Schuldigen" 
wird  eben  im  c.  830  verboten. 

So  mußte  also  der  primitive  Grundsatz  der  Verantwort- 
lichkeit des  Besitzers  für  seine  Gegenstände  auch  das  polnische 
Strafrecht  einst  beherrschen  (wenn  auch  direkte  Beweise  fehlen), 
und  zwar  ziemlich  lange  im  Volksbewußtsein,  wenn  auch 
theoretisch  schon  im  14.  Jahrhundert  (Statut  Wislicki)  über- 
wunden. 

Jedenfalls  hebt  die  „Korrektur"  neuerdings  jede  Ver- 
antwortung für  eigene  Gegenstände  völlig  auf,  es  ist  ein 
Zufall,  welcher  gar  k  ein  e  strafrechtlichen  Folgen  nach  sich 
zieht:    weder  Strafe  noch  Entschädigung. 

Aber  nur  solche  Fälle  gelten  praktisch  als  „zufällige", 
andere,  wenn  sie  auch  „zufällig"  (casualiter,  contingenter,  non 
ex  proposito)  genannt  werden,  weisen  doch  zwei  entgegen- 
gesetzte Anschauungen  auf,  die  eine:  wenn  auch  ein  objek- 
tives Uebel  geschehen  ist,  so  soll  es  doch  unbestraft 
bleiben,  wenn  es  ohne,  oder  sogar  wider  den  Willen  des 
Täters  zufällig  herbeigeführt  wurde;  die  andere,  daß  ein 
objektiver  Schaden  keineswegs  ohne  Entschädigung  bleiben  kann. 

Und  auf  diese  Weise  kommt  es  zur  doppelten  Behand- 
lung einer  zufälligen  strafbaren  Tat:  die  öffentliche  Strafe 
seitens  des  Staates  (wo  sie  überhaupt  auferlegt  wird)  bleibt 
aus,  die  Privatstrafe  dagegen  (Compositio  oder  Entschädigung) 
bleibt  aufrecht. 

Nichtsdestoweniger  ist  der  Fortschritt  hervorzuheben,  der 
darin  besteht,  daß  der  innere  Wille  berücksichtigt  wird,  daß 
man  den  Unterschied  zwischen  „voluntarie"  und  „casualiter" 
versteht,  daß  der  Staat  als  strafende  Gewalt  die  beiden  Fälle 
verschieden  behandelt,  wenn  er  auch  anderseits  Folgen  der 
objektiven  Tat  (Entschädigung)  aufrecht  erhält. 

Praktisch  ist  allerdings  dieser  Fortschritt  nur  dort 
sichtbar,  wo  neben  der  Entschädigung  eine  öffentliche  Strafe 
besteht,  also  bei  den  delicta   „iuris  publici". 

So    finden    wir    in    c.  783    über    zufällige    Brandstiftung: 
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„Si  .  .  .  non  voluntarie  neque  ex  proposito,  sed  casualiter 
et  contingenter  quis  incendium  comraiserit,  a  poena  quidem 
praedicta  (Todesstrafe)  immunis  erit,  sed  ad  damma  sai:- 
cienda  per  eiusmodi  casuale  incendium  commissa  nihilominus  .  .  . 
tenebitur." 

Aehnlich  c.  819  (zufällige  Tütung):  „De  .  .  .  casualibus 
liomicidiis,  quae  praeter  intentionem  quocunque  modo  vel  casu 
committuntur,  quas  potissimum  contentiones,  rixae  et  odia  non 
praecesserunt,  statuimus:  quod  occidens  marcas  sexaginta  pro 
capite  occisi  solvere  teneatur,  sed  a  poena  turris  libere- 
tur,  dummodo  suo  et  sex  testium  sibi  similium  corporali  iura- 
mento  probet,  horaicidium  praeter  voluntatem,  intentionem 
et  propositum  suum  se  commisisse. " 

Die  Fälle ,  welche  Merkmale  der  Notwehr  aufweisen, 
werden  mit  „casus"  bezeichnet,  die  Notwehr  wird  mit  „casus" 
mehrmals  identifiziert  und  gleichsam  behandelt  (cc.  816,  817, 
818).  Wendungen  wie:  „ob  tutelam  corporis  et  bonorum 
suorum" ,  „casualiter",  „vim  vi  repellendo"  werden  zugleich 
promiscue  gebraucht. 

Diese  Fälle  werden  in  Zusammenfügung  mit  der  Frage 
der  Notwehr  (S.  37  f.)  einer  eingehenden  Behandlung  unter- 
zogen; hier  soll  nur  erwähnt  werden,  daß  auch  diese  Be- 
stimmungen derselbe  Dualismus:  Straflosigkeit  und  Entschä- 
digungspflicht kennzeichnet. 

Analog  müssen  wir  die  Fälle  entscheiden,  wo  die  „Kor- 
rektur" im  allgemeinen  auf  eine  andere  Behandlung  der 
„casualiter",  als  der  „ex  proposito  facta"  hinweist,  die  Art  und 
Stärke  der  strafenden  Reaktion  aber  nicht  bestimmt. 

So  z.  B.  nach  Besprechung  der  „violentia"  und  „invasio 
domus",  welche  Tat  mit  der  Todesstrafe  bedroht  wird,  folgt 
c.  797  :  „Quod  (die  Strafe  usw.)  de  invasione  et  violentia 
studiosa  et  ex  proposito  facta  .  .  .  intelligi  volumus.  Non 
autem  de  contentionibus  et  vulneribus,  quae  in  domibus,  vel 
hospitiis  quandoque  contingenter  et  casualiter  fieri  consue- 
verunt.^' 
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Dem  allgemeinen  Standpunkte  der  „Korrektur"  über  den 
Zufall  folgend,  müssen  wir  im  obigen  Falle  vermuten,  daß  der 
nicht  absichtliche  „invasor"  oder  „violator  domus"  straflos 
davonkommt  (die  ordentliche  Todesstrafe  wird  nicht  verhängt 
wegen  Mangel  an  verbrecherischem  Willen),  daß  er  aber  zur 
Entschädigung  verpflichtet  ist,  deren  Größe  nach  dem  Kom- 
positionsschema im  gegebenen  Fall  festgestellt  wird. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  ist  die  besondere  Behandlung 
der  zufälligen  Vergehungen  (abgesehen  von  der  öffentlichen 
Strafe)  praktisch  in  diesen  Fällen  irrelevant,  welche  über- 
haupt mit  keiner  öffentlichen  Strafe  bedroht  werden  und  bloß 
einjB  privatrechtliche  Entschädigung  zur  Folge  haben.  Dem- 
gemäß ist  es  ganz  konsequent,  wenn  das  c.  843  bestimmt,  daß 
wenn  auch  die  Körperverletzung  „vulneratio  non  ex  pro- 
posito,  sed  iocando,  quod  amici  plerumque  facere  consue- 
verunt,  tempore  solatii"  verübt  wurde,  so  dennoch  „reus  ad 
satisfactionem  vulneris  iuxta  formam  iuris  c  o  n  d  e  m- 
n  e  t  u  r". 

In  diesem  und  ähnlichen  Fällen,  insbesondere  bei  Körper- 
verletzungen, bleibt  es  also  beim  alten. 

Auch  dieser  grundsätzliche  Standpunkt  der  „Korrektur" 
ist  in  zwei  Fällen  überwunden. 

1.  Die  Körperverletzung,  welche  in  einem  Wettkampf, 
Duell,  überhaupt  in  einem  Zusammentreffen,  das  freiwillig  zu- 
stande kam,  verübt  wurde,  bleibt  sogar  entschädigungsfrei: 
„Quod  tamen  (die  ,satisfactio  vulneris')  in  ictibus  et  vulneribus 
in  ludis  ex  pacto  commissis,  ut  sunt  torneamenta,  monomachiae, 
seu  duella,  hastiludia  pugilum  et  dimicatorum  certamina  ac 
alia  id  genus,  in  quibus  unus  alium  praeter  intentionem  facile 
vulnerat,  locum  habere  minime  volumus." 

Hier  scheint  für  die  grundsätzlich  andere  Behandlung  des 
Zufalls  ausschlaggebend  zu  sein,  nicht  so  sehr  der  innere  Wille 
des  Täters  (er  ist  ja  auch  in  anderen  obigen  Fällen  schuldlos), 
als  vielmehr  das  Prinzip  „volenti  non  fit  iniuria",  das  Ueber- 
einkommen  („ex  pacto")  für  den  Kampf,    also  auch   mittel- 
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bar  für  seine  leicht  erkennbare  und  erwartete  Folgen  („facile 
vulnerat"). 

Diese  Ausnahme  läßt  sich  also  doch  vom  grundsätzlichen 
Standpunkte  ableiten:  Die  öffentliche  Strafe  erfolgt  nicht 
wegen  der  subjektiven,  vom  Rechte  schon  allerdings  aner- 
kannten Momente,  wegen  Mangel  an  strafbaren  Willen  („non 
ex  proposito",  „casualiter");  die  sonst  stattfindende  Entschädi- 
gungspflicht erfolgt  nicht  ihrem  Wesen  gemäß.  Denn  sie 
ist  eine  privatrechtliche  Genugtuung  für  den  Beschädigten, 
und  der  hat  ja  auf  dieselbe  freiwillig  (konkludent)  ver- 
zichtet (ludum  ex  pacto). 

2.  Eine  wirkliche  Ausnahme  und  dadurch  eine  weitere  Durch- 
brechung des  objektiven  Verursachungsprinzips  bildet  der  zweite 
Fall:  c.  841.  Wenn  wegen  Auslöschung  des  Lichtes  (S.  9) 
nach  einem  entstandenen  Streit  der  in  diesem  Streite  körperlich 
Beschädigte  auf  den  Täter  nicht  weisen  kann,  so  hat  es  grund- 
sätzlich als  Verursacher  der  zu  verantworten,  welcher  das  Licht 
ausgelöscht  hat.  Wenn  er  es  aber  (c.  842)  zufällig,  ohne 
jeglichen  bösen  Vorsatz,  tat  und  es  beschwört,  dann  ist 
er  auch  von  der  Entschädigungspflicht  frei:  „Si 
autem  .  .  .  non  ex  proposito,  neque  voluntarie,  sed  casu  et 
contingenter  lumen  extinxerit  .  .  .  a  solutione  vulneris  ab- 
solvetur. " 

Warum  bleibt  hier  der  Verursacher  von  jeder,  sogar 
privatrechtlichen  Verantwortlichkeit  frei  und  wird  der  objektive 
Schaden  nicht  ausgeglichen? 

Hier  (wie  in  obigen  vielen  Fällen ,  z.  B.  der  zufälligen 
Körperverletzung)  ist  ja  auch  die  Handlung  des  Täters  kausal 
für  den  Erfolg,  und  wenn  sie  auch  zufällig  ist  (also  keine 
öffentliche  Strafe  nach  sich  zieht),  so  sollte  sie  doch  nach  dem 
Standpunkt  der  Gesetzgebung  der  Entschädigungspflicht  unter- 
liegen. 

Die  Ursache  einer  verschiedenen  Behandlung  der  verur- 
sachten, aber  zufälligen  Erfolge  besteht  offenbar  darin,  daß 
man  trotz   der   objektiven  Auffassung    „den   Kausalzusammeu- 
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hang"  bereits  verengt  hat,  die  „causa  causati"  wird  von  der 
„causa  causae"  im  ßechtsbe wußtsein  schon  unterschieden,  ob- 
wohl nur  dann,  wenn  die  erste  „causa"  zufällig  ist,  denn 
sonst  haftet  der  mittelbare  Verursacher. 

Zusammenfassend  können  wir  die  Behandlung  des  Zufalls 
in  der   „Korrektur"  in  drei  Gruppen  fassen: 

1.  Das  Uebel  ist  ohne  irgend  einen  Verursacher  erfolgt 
(„de  arbore  cadendo"  usw.),  dann  hat  es  weder  eine  öffent- 
liche, noch  eine  Privatstrafe  (Entschädigung)  zufolge.  Dieser 
Grundsatz  bedeutet  zugleich  die  völlige  Aufhebung  der 
Verantwortlichkeit  für  eigene  Gegenstände. 

2.  Das  Uebel  wurde  zufällig  (non  ex  proposito,  casua- 
liter,  praeter  voluntatem)  von  jemanden  unmittelbar  verur- 
sacht. Die  öffentliche  Strafe  bleibt  aus,  die  Privatgenug- 
tuung wird  aufrecht  gehalten.  Dies  ist  der  grundsätzliche 
Standpunkt  der   „Korrektur". 

3.  Das  Uebel  wohl  zufällig,  aber  mittelbar  verursacht 
oder  gefördert  —  die  öffentliche  Strafe,  sowie  die  Privat- 
genugtuung bleibt  aus. 

III.  Die  Verantwortlichkeit  für  Tiere. 

Diese  Frage  wird  in  der  „Korrektur"  sowie  überhaupt 
im  polnischen  Rechte  sehr  dürftig  behandelt').  Wir  finden 
eigentlich  nirgends  eine  Verantwortlichkeit  für  die  Schäden  der 
Tiere;  einige  Bestimmungen  der  „Korrektur"  im  Falle  eines 
vom  Tiere  verursachten  Uebels  beweisen  eben  den  Gegensatz : 
keine  Verantwortlichkeit  des  Eigentümers  für  sein  Tier. 

Die  Frage  ist  in  der  „Korrektur"  nur  hinsichtlich  der 
Körperverletzung  durch  ein  Tier  in  den  cc.  838,  839,  840 
berührt. 

Der  Eigentümer  des  Tieres  hat  für  eine  von  seinem  Tiere 
verübte  Körperverletzung  in  zwei  Fällen  einzustehen: 

1.  Wenn    er   das   Tier   (im    gegebenen  Fall   einen  Hund, 

0  Siehe  Kutrzeba  1.  c.  S.  9,   10.* 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXV.  Band;  2 
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c.  838)  gegen  den  Beschädigten  aufgehetzt  hat:  „Si  quis  ex 
incitatione  seu  impulsione  alicuius  per  canis  morsuni  vul- 
neratus  fuerit  .  .  .  probata  incitatione  et  impulsione,  vulnereque 
ex  canis  morsu  sibi  propterea  inflicto  .  .  .  solutionem  vul- 
neris  secundura  statum  et  conditionem  personae  suae  iudicia- 
liter  obtinebit  ..."  (Der  Angeklagte  wehrte  sich:  „se  canem 
incitasse,  vel  impulisse  negaf.) 

2.  Er  zwar  das  Tier  nicht  aufgehetzt,  aber: 

a)  das  Tier  ist  von  Natur  aus  wild  und  bösartig; 

b)  das  Tier  wurde  nicht  zu  Hause  (überhaupt  unter 
Obhut)  gehalten,  sondern  „ubi  iter  vulgo  fieri  consuevit"  frei- 
gelassen; c.  938:  „.  .  .  si  eum  (canem  naturali  rabie  et  fero- 
citate)  ubi  iter  vulgo  fieri  consuevit  (dominus)  conservavit . .  . 
dominus  pro  vulnere  condemnetur."  Dasselbe  gilt  bei  anderen 
Tieren  (nicht  nur  Hunden),  mit  dem  Unterschied,  daß  dem 
Eigentümer  die  Möglichkeit  der  „noxae  datio"  gelassen  ist, 
welche  ihn  von  sonstiger  Entschädigungspflicht  befreit. 

Die  beiden  oben  angeführten  Fälle  bedeuten  keine  Ver- 
antwortlichkeit für  Tiere,  sondern  für  eigene  Schuld:  Im 
ersten  Falle  „incitatio" ,  im  zweiten  „conservatio,  ubi  vulgo 
iter  fieri  consuevit". 

Umsomehr,  als  das  c.  839  bestimmt:  „Si  vero  absque 
incitatione  et  impulsione  alicuius  canis  naturali  rabie  et  fero- 
citate  motus  morsu  suo  aliquem  vulneraverit  et  dominus  in 
domo  proprio  et  non  qua  iter  vulgo  fieri  consuevit  canem  con- 
servaverit,  ad  solutionem  vulneris  minime  tenebitur.^' 

Auch  diese  Bestimmung  erstreckt  sich  (c.  840)  auf  andere 
Tiere.  Wenn  also  dem  Eigentümer  keine  Schuld  zugemutet 
werden  kann,  so  bleibt  der  vom  Tiere  herbeigeführte  objektive 
Erfolg  straflos. 

Was  in  der  -Korrektur"  von  der  vom  Tiere  verursachten 
Körperverletzung  bestimmt  ist,  muß  analog  auf  andere  von 
einem  Tiere  verübte  Schäden  (z.  B.  Tötung)  angewendet  werden ^'^), 
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da  irgend  welche   ausdrückliche  Bestimmiirigen   über   ähnliche 
Fälle  nicht  zu  finden  sind. 

Somit  muß  festgestellt  werden,  daß  die  „Korrektur* 
keine  Verantwortlichkeit  für  die  Schäden  der  Tiere 
kennt.  Etwaige  strafrechtliche  Folgen  der  von  einem  Tiere 
verübten  Tat  sind  nur  Folgen  der  eigenen  Schuld  des  Eigen- 
tümers.   Wenn  diese  nicht  vorhanden  ist,  bleibt  die  Tat  straflos. 

IT.  Yerantwortlichkeit  für  Taten  eines  anderen. 

Die  obige  Frage  sowie  die  derselben  nahestehende  Frage 
der  kollektiven  Verantwortlichkeit  gehört  in  der  Analyse  der 
Strafrechtsquellen  zu  den  interessantesten.  Ihre  Analyse  ist 
rechtsphilosophisch  ein  Probierstein  für  die  Entwicklungsstufe 
des  gegebenen  Rechtsdenkmals.  Sie  ist  am  meisten  bezeich- 
nend für  den  Zusammenstoß  des  primitiven  Strafrechts, 
welches  der  Sühne  erheischt  —  wen  sie  auch  trifft,  ist  gleich- 
gültig — ,  mit  der  Entwicklungsidee  der  Verantwortlichkeit 
nur  für  eigene  Tat.  Denn  wenn  der  Gedanke  der  Verant- 
wortlichkeit für  den  Zufall,  für  leblose  Gegenstände,  für  Taten 
der  Tiere  schon  längst  überwunden  ist,  so  ist  noch  lange  und 
viel  schwieriger  von  dem  Gedanken  der  Verantwortlichkeit  für 
fremde  Handlungen  abzusehen,  und  nur  langsam  entwickelt 
sich  die  Idee  der  Schuld  und  der  Persönlichkeit.  Wie  über- 
haupt in  der  Rechtsentwicklung  ^),  so  auch  im  Strafrecht 
kommt  die  einzelne  Person  nur  allmählich  zur  Geltung. 

Und  eben  deswegen  ist  für  ein  Rechtsdenkmal  charak- 
teristisch, wie  sich  in  ihm  (wenn  er,  wie  das  unsere,  einer  höheren 
Entwicklungstufe  angehört)  die  Idee  der  Verantwortlichkeit 
nur  für  eigene  Schuld  den  Weg  bahnt,  und  wie  schwer  es 
dem  Rechtsbewußtsein  wird,  sich  vom  Gedanken  der  Haf- 
tung für  fremde  Taten  loszulassen. 

Wenn    es   auch    zum    Grundsatz   gelangt,   daß    die  Strafe 
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nur  den  eigentlichen  Täter  trifft,  so  wühlt  in  diesem  Grund- 
satz der  alte  Gedanke  so  viele  Scherben,  daß  die  Rollen 
geradezu  vertauscht  erscheinen. 

Die  „Korrektur"  (wie  auch  ihre  Basis,  die  Statuten  Ka- 
simirs des  Großen)  hat  hier  die  primitiven  Gedanken  grund- 
sätzlich schon  längst  hinter  sich. 

Die  Ausnahmen  sind  sichtbar,  nicht  aber  so  stark,  daß 
der  Grundsatz  der  Nicht  Verantwortlichkeit  für  fremde 
Schuld  nicht  zum  Vorschein  kommt. 

Er  wird  ausdrücklich  mehrmals  betont.  So  c.  96: 
„.  .  .  si  uxor  alicuius,  viro  obstante,  decimam  vel  aliam  rem 
ecclesiasticam  absque  mandato  viri  sui  rapuerit,  aut  violentiam 
in  bonis,  rebus  et  personis  ecclesiasticis  commiserit,  censuris 
et  poenis  .  .  .  subiacebit."  Es  ist  sichtbar  eine  neue  Bestim- 
mung (die  gar  nicht  selbstverständlich  ist),  daß  die  Frau  für 
ihre  Taten  selbst  verantwortet  (nicht  ihr  Mann,  wie  es  bis- 
her sein,  oder  wenigstens  im  Volksbewußtsein  herrschen 
mußte).  Darin  bestärkt  uns  noch  die  Hinzufügung:  „colonus, 
servus,  domesticus  et  uxor  pro  reatu  domini  vel  mariti 
puniri  non  debent"  und  noch  wichtiger  die  allgemeine 
Begründung.  Dieselbe  Begründung  hat  die  charakteristische 
Bestimmung  in  c.  884:  „Cum  iure  divino  et  humano  caveatur, 
filium  iniquitatem  patris  et  e  contra  portare  non  debere  et  ut 
poenae  teneant  suos  auctores,  ideo  statuimus  et  irre- 
fragibiliter  observari  decernimus :  quod  pater  pro  nequam  filio 
et  e  converso  minime  coerceatur  vel  puniatur.  Et  idem  de 
fratibus  germanis  vel  aliis  consanguineis  quibuscunque 
observandum  esse  declaramus." 

Diese  Bestimmung  bedeutet  eine  völlige  Aufhebung 
der  gegenseitigen  Verantwortlichkeit  der  Fa- 
milienmitglieder, insbesondere  aber  der  Verantwortlich- 
keit der  Angehörigen  (in  Verbindung  mit  c.  96  s.  oben  „co- 
lonus, domesticus"  etc.)  für  die  Handlungen  des  Familienhauptes 
und  Herrn. 

Es    mußte    also    bis  dahin   bestehen:    1.    die    überall    be- 
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kannte  Verantwortlichkeit  des  Familienhauptes  für  seine  An- 
gehörigen, Untertanen  und  Verwandte,  welche  mit  c.  884  be- 
züglich der  Familienmitglieder  und  mit  c.  749  bezüglich  der 
Untertanen  aufgehoben  wird;  2.  aber  auch  die  der  Angehörigen 
für  die  Handlungen  des  Herrn,  welche  wieder  das  c.  96 
aufhebt. 

Eine  Konsequenz  der  Aufhebung  der  gegenseitigen  Ver- 
antwortlichkeit der  Familienmitglieder  bildet  der  Inhalt  des 
c.  850:  „Si  .  ..  homicida  carcere  inclusus,  ibidem  moreretur, 
successores  eins  solutionem  pro  capite  impendere  non 
tenebuntur." 

Der  Satz  also:  „haeres  in  poenam  non  succedit"  war 
offenbar  bis  dahin  nicht  selbstverständlich. 

Die  angeführten  Bestimmungen  der  „Korrektur"  weisen 
auf  ihren  Grundsatz  in  der  behandelten  Frage. 

Er  lautet:  „ut  poenae  suos  teneant  auctores"  und 
führt  sogar  zur  Aufhebung  der  alten  gewohnten  gegenseitigen 
Haftung  der  Mitglieder  der  Familie,  sowie  des  Herrn  für  seine 
Untertanen  und  umgekehrt. 

Dieser  fortschrittliche  Gedanke  kann  nicht  ohne  Aus- 
nahme bestehen;  unwillkürlich  dringt  hie  und  da  ein  Gegen- 
satz ein,  die  Fälle  der  Verantwortlichkeit  für  fremde  Taten 
sind  nicht  selten. 

Sie  lassen  sich  in  folgende  Gruppen  fassen  ^^): 

1.  Verantwortlichkeit  für  fremde  Handlung  im  Falle  eines  Befehls. 

c.  749.  Wenn  „pauper  et  impossessionatus  alicuius  famulus, 
quem  vocant  ,golota'  vicino  domini  sui  vel  alteri  damnum  in- 
tulerit  et  eum  aliqua  iniuria  affecerit  .  .  . " ,  so  verantwortet 
grundsätzlich  er  selbst,  nicht  sein  Herr  (s.  oben).  Dennoch 
aber  „si  iussu  et  mandato  domini  damnum,  vel  iniuriam  irro- 
gavit  .  .  .  dominus  pro  ipso  satisfacere  teneatur". 
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Diese  Verantwortung  des  Herrn  für  seinen  Untertan  be- 
ruht nicht  auf  irgend  einer  Konstruktion  der  Mittäterschaft, 
obwohl  das  ,,iussuai,  mandatum  doniini"  denselben  als  An- 
stifter der  Tat  bezeichnet  und  seine  Verantwortung  als  eines 
solchen  begründen  könnte.  Der  „dominus"  wird  aber  nicht 
neben  dem  „famulus"  bestraft,  der  letztere,  der  Täter 
steht  überhaupt  nicht  ein,  nur  der  Herr  „satisfacere 
teneatur  pro  ipso".  Der  Herr  wird  nicht  als  Anstifter  ver- 
antwortlich, denn  sonst  würde  er  den  Täter  nicht  befreien 
(s.  unten  „Teilnahme"),  er  tritt  vollständig  für  den 
Täter  ein,  als  der  „dominus"  auf  Grund  der  alten  Verant- 
wortung des  Herrn  für  seine  Untertanen,  nur  ist  diese  Ver- 
antwortung jetzt  grundsätzlich  aufgehoben  und  bloß  auf  be- 
sondere Fälle,  wie  der  vorliegende,  beschränkt. 

Sie  wird  immer  noch  dort  hervortreten,  wo  der  Herr 
als  Urheber  einer  Tat  gilt,  oder  einen  Vorteil  durch  die  Tat 
seines  Angehörigen  davonträgt. 

2.  Verantwortlichkeit  für  fremde  Tat  im  Falle  eines  Vorteils. 

Dasselbe  c.  749  bestimmt  die  Verantwortlichkeit  des 
Herrn  für  seinen  „famulus"  auch  dann,  wenn  ihm  die  ver- 
brecherische Tat  desselben  einen  Vorteil  brachte. 

Der  „famulus"  selbst  steht  nur  dann  ein,  wenn  sein 
„dominus"  schwört  „.  .  .  ex  huiusmodi  damno,  aut  iniuria  se 
aliquod  commodum  non  reportasse". 

Aehnlich  c.  845.  Wenn  die  Tat  eines  Untertanen  sich 
als  Verteidigung  seines  Herrn  darstellt,  so  daß  der  Herr 
durch  diese  an  und  für  sich  strafbare  Tat  gerettet  wird,  so 
tritt  der  Herr  für  den  Täter  ein,  er  wird  als  dessen  „evictor" 
betrachtet  und  verantwortet,  als  wenn  er  selbst  die  Tat  ver- 
übt hätte:  „.  .  .  si  servi  dominos  suos  iuvantes  gladio  vel  armis 
quibuscunque  aliquem  vulneraverint  aut  occiderint  in  suorum 
dominorum  defensionem,  statuimus:  quod  tales  servi  ad  Solu- 
tionen!  et   poenam  capitis    aut  vulnerum   non  teneantur,    sed 
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domini  ipsos  tarn  in  solutione,  quam  poena  evincere  et 
liberare  tenentur,  ac  si  soll  per  se  vulnera  aut  homicidia 
commisissent."  Es  ist  dies  zugleich  einer  der  noch  vorhan- 
denen Fälle    der   strafrechtlichen  Eviktion   (s.  unten  S.  28  f.). 

3.  Verantwortlichkeit  für  fremde  Tat  im  Falle  einer  Vernach- 
lässigung oder  Verweigerung  der  Polizeipflicht. 

Diese  Pflicht  obliegt  dem  Gerichte  (iudicium  terrestre),  einen 
Gerichtsfriedensstörer  dem  zuständigen  Starosten  (capitaneus 
loci)  zu  überliefern  (c.  203),  sowie  dem  Dorfe,  den  Dieb  zu 
verfolgen  und  in  Erspähung  dessen  dem  Beschädigten  behilf- 
lich zu  sein  (c.  765).  c.  203  bestimmt:  „.  .  .  ob  non  delationem 
(violatoris  in  iudicio-capitaneo  loci)  iudicium  (welches  seine 
Pflicht  vernachlässigt  hat)  similibus  poenis  (d.  h.  pecunia, 
vel  carcer)  volumus  subiacere.*  Das  Gericht  steht  also  für 
die  Tat  des  Gerichtsfriedensstörers  ein,  es  unterliegt  dieser 
Strafe,  welche  den  Täter  treffen  sollte,  wenn  er  nicht  infolge 
der  Nachlässigkeit  der  Richter  entkommen  wäre.  c.  765: 
„Cum  equus  alicui  nocturno,  vel  alio  tempore,  furto  ablatus 
est  et  dominus  equum  et  furem  visum  insequens  colonos  et 
villanos  cuiuscunque  villae,  ut  per  vestigia  furem  una  secum 
persequerentur  sibique,  ut  equum  a  füre  repetere  posset, 
auxiliarentur,  debita  cum  instantia  requisivit,  statuimus: 
Quod  ad  domini  requisitionem  coloni  et  villani  furem  visum 
insequi  tenentur,  alioquin  .  .  .  domino  ...  ad  solutionem 
equi  ex  integro  obligabuntur." 

Die  „coloni"  und  „villani"  haben  die  Pflichten  einer  ge- 
wissen Ortspolizei,  und  wenn  sie  dieselben  vernachlässigen, 
oder  sie  auszufüllen  sich  weigern,  haben  sie  selbst  für  die 
Tat  des  abhanden  gekommenen  Täters  einzustehen,  wde  z.  B. 
in  diesem  Falle  für  den  Diebstahl. 

Es  ist  ein  Ueberbleibsel  der  alten,  schon  verworfenen,  auf 
der  „praesumptio  doli"  basierten  Kollektivverantwortlichkeit  des 
Dorfes  (bzw.  des  polnischen   „opole"). 
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Drei  Momente:  a)  das  der  „praesumptio  doli"  der  Ge- 
meinde, b)  der  Ortspolizeipflicht,  im  Mangel  der  beson- 
deren Organe,  c)  der  Begleichung  des  objektiven  Schadens, 
tragen  zur  Fortdauer  dieser  Institution  (in  sehr  verringertem 
Grade)  bei. 

4.  Verantwortlichkeit  für  fremde  Taten  im  Falle  der  Vernach- 
lässigung oder  Verweigerung  der  Gerechtigkeitsau sübungspflicht. 

c.  799.  „Cum  .  .  .  aliquis  .  .  .  violentiam  et  invasionem 
domesticam  fecerit  et  dominum  domus,  uxorem,  filios  aut  fami- 
liäres eins  manu  violenta  invadens,  in  eadem  domo  interfecerit, 
eo  casu  talem  violatorem  apud  dominum  suum  .  .  .  arrestari 
decerminus,  cum  quo  dominus  suus  ins  et  iustitiam  mini- 
strare  denegaverit,  extunc  solus  pro  eo  iuxta  iuris  formam 
iudicialiter  respondebit." 

Diese  Bestimmung  ist  eine  noch  gänzlich  rohe  Verant- 
wortung für  fremde  Handlung.  Der  Herr  wird  mit  einem 
„invasor  et  violator  domus**  und  dabei  „homicida"  gleich  be- 
handelt, wenn  er  die  ihm  obliegende  Richterpflicht  nicht  erfüllt. 

Wie  oben  ein  Vorteil  oder  der  Befehl  (c.  749,  845)  des 
Herrn,  so  stellt  hier  die  Vernachlässigung  der  Pflicht  des- 
selben das  grundsätzlich  schon  verworfene  Prinzip  der  Ver- 
antwortung des  Herrn  für  die  Taten  seiner  Untertanen 
wieder  auf. 

Außerdem  wird  auch  hier  dem  Herrn  ein  „dolus"  prä- 
sumiert wegen  seiner  Gleichgültigkeit  der  begangenen  Tat 
gegenüber. 

Einen  Fortschritt  in  dieser  Hinsicht  bedeutet  der  Inhalt 
des  c.  851 ,  welcher  die  Verantwortlichkeit  des  capitaneus 
(Starost)  für  die  Tat  eines  flüchtigen  „homicida"  aufstellt. 
Dies  geschieht  im  Falle,  wenn  der  Starost  den  Täter  der 
königlichen  Gewalt  zur  Bestrafung  nicht  eingeliefert  hat: 
„Capitanei  .  .  .  si  nobis  .  .  .  horaicidas  .  .  .  non  detulerint, 
poena  infrascripta  per  nos  irremissibiliter  punientur." 
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Der  Starost  wird  zwar  auch  an  Stelle  eines  homicida 
bestraft,  aber  mit  „poena  infrascripta" ,  nämlich  mit  einer 
Geldstrafe  (100  Mark)  oder  Amtsverkist,  nicht  aber,  wie 
sonst,  „poena  simili",  d.  h.  in  diesem  Falle  mit  der  Strafe  für 
„homicidium"   (Geldbuße  120  Mark  und  Freiheitsstrafe). 

Der  Umstand,  daß  der  für  eine  fremde  Tat  Verantwor- 
tende nicht  dieselbe,  sondern  eine  besondere  selb- 
ständige Strafe  einbüßt,  beweist,  daß  man  doch  die  Hand- 
lung des  Täters  und  etwaige  Schuld  (in  unserem  Falle  Ver- 
nachlässigung der  Beamtenpflicht)  des  für  die  Tat  verantwor- 
tenden „Vertreter"  schon  differenziert.  Während  im 
vorigen  Falle  (c.  799)  der  nachlässige  oder  sich  weigernde 
Herr  (als  Richter)  selbst  als  „homicida"  und  „invasor  domus" 
behandelt  wird,  also  gänzlich  die  Person  des  Täters  vertritt, 
so  wird  im  zweiten  Fall  der  nachlässige  oder  sich  weigernde 
Starost  nicht  als  „homicida"  an  Stelle  des  Flüchtigen  behan- 
delt, ihn  trifft  nicht  die  Strafe  für  das  „homicidium",  sondern 
eine  selbständige,  spezielle.  Wenn  er  daher  auch  für  eine 
fremde  Tat  einsteht,  so  ist  dies  doch  nicht  mehr  die  rohe 
Verantwortung  für  fremde  Handlungen,  viel  eher  ein  „de- 
lictum  sui  generis". 

unser  Fall  könnte  also  eine  Stufe  bedeuten  zur  Entwick- 
lung eines  „delictum  sui  generis"  gegen  den  Staat,  nämlich 
der  Verletzung  der  Beamtenpflicht. 

5.  Verantwortlichkeit  für  fremde  Taten  im  Falle  der  mittelbaren 

Verursachung. 

Hierher  gehört  der  bereits  erwähnte  Fall  der  Verantwortung 
für  Körperverletzungen  und  dergleichen  von  seiten  dessen,  der 
während  eines  Rauf  handeis  das  Licht  ausgelöscht  hat,  so  daß  der 
eigentliche  Täter  unerkannt  blieb.  Die  Lichtauslöschung  muß 
natürlich  absichtlich  sein,  denn  sonst  wäre  es  ein  Zufall, 
der  straflos  bleiben  müßte  (S.  16).  Die  Verantwortung  für 
fremde  Tat  wird  in  dem  Falle  damit  begründet:  quia  .  .  .  per 
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extinctionem  luminis  occasionem  vulneri  praestitit  et  oc- 
casionem  damni  dans  damnum  facere  videtur. 

Wenn  also  jemand  in  der  Finsternis  verletzt  wurde 
„ignorat  tarnen  per  quem",  so  vertritt  den  Täter  der  „ex- 
tinctor  luminis",  indem  er  „ad  solutionem  vulneris  illati  iudi- 
caliter  condemnetur". 

Alle  oben  angeführten  Gruppen  der  Fälle  der  Verant- 
wortung für  Handlungen  eines  anderen  stützen  dieselbe  auf 
irgend  einer  speziellen  Basis  (Befehl,  Vorteil,  Vernachlässigung, 
Verursachung  usw.),  welche  erlaubt,  den  grundsätzlichen 
Standpunkt  der  Unverantwortlichkeit  für  fremde  Taten  zu 
umgehen. 

Und  dennoch  finden  wir  einen  Fall  der 

6.  urspriingliclieii  Verantwortliclikeit  für  fremde  Tat, 

nämlich  des  Herrn  für  Taten  seiner  Untertanen,  ohne  jeg- 
liche spezielle  Ursache  (Anstiftung  usw.),  nur  rein  auf  Grund 
der  alten  Anschauung. 

So  c.  770:  „.  .  .  de  quorum  domibus  servi  ad  depopulandos 
agros  exiverint,  domini  poenam  trium  marcarum  ipso  facto 
incurrant  ..." 

Der  Herr  haftet  also  (unabhängig  von  seiner  etwaigen 
Schuld  oder  Vorsatz)  «ipso  facto"  für  die  Taten  seiner 
Untertanen,  wenn  sie  von  seinem  Hause  aus  zur  Wüstung 
fremder  Felder  ausrücken. 

So  sind  in  der  „Korrektur",  trotz  ihrer  einheitlichen  Kom- 
position und  ihrer  Bestrebung  nach  einer  konsequenten  Durchfüh- 
rung der  angenommenen  Grundsätze,  sowie  der  Beseitigung  der 
Gegensätze,  alle  Stufen  der  behandelten  Frage  zu  finden:  von 
der  primitiven  Verantwortlichkeit  für  fremde  Tat  bis  zur  Auf- 
stellung des  Satzes:  „poenae  et  peccata  suos  teneant  auctores", 
welcher  sogar  in  dieser  Hinsicht  das  Familienband  auflöst 
(cc.  96,  850,  884). 

Es    ist    noch    eine    Art    der    Verantwortung    für    fremde 
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Taten  zu  erörtern,  deren  Ueberreste  noch  in  der  „Korrektur" 
sichtbar  sind. 

Es  ist  die  Frage  der  dem  primitiven  Strafrechte  eigenen 

7.  Strafbürgschaft. 

Ausdrücklich  finden  wir  in  der  „Korrektur"  die  Institution 
nirgends  mehr.  Die  vielfach  dort  erwähnte  „fideiussio"  be- 
zieht sich  nur  auf  privatrechtliche  Obligationen. 

Den  Charakter  der  Strafbürgschaft  weisen  jedoch  diejenigen 
Bestimmungen  auf  (s.  oben  S.  24),  in  welchen  für  den  Täter  die 
Personen  eintreten,  welchen  eine  besondere  Pflicht  der 
Justizausübung  obliegt,  die  also  eine  Art  von  Bürgschaft  „ex 
lege"   übernehmen  für  die  Bestrafung  des  Täters. 

Prinzipiell  erscheint  die  Institution  unzweifelhaft  als  auf- 
gehoben. Dies  beweist  eine  Bestimmung ,  welche  sogar  die 
Verbüßung  der  schon  verhängten  Geldstrafe  durch  jemanden 
anderen,  als  den  Täter,  verbietet,  nämlich  seitens  der  Unter- 
tanen für  den  Herrn  (Adel),  also  eine  Art  von  Strafbürgschaft, 
die  offenbar  bis  dahin  bestehen  mußte,  c.  886:  „Pro  poena 
pecuniaria  .  .  .  nobilis  vel  alterius  superioris  .  .  .  civis,  oppi- 
danus,  colonus  vel  alius  subditus  pignorari,  arrestari  vel  quovis 
modo  astringi  non  debet,  sed  nobilis  .  ..  pro  poena  ...  et 
debito  suo  proprio  solus  ipse  pignoretur,  arrestetur,  de- 
tineatur  ..." 

Die  Aufhebung  der  Strafbürgschaft  bedeutet  einen  Fort- 
schritt nach  zwei  Richtungen: 

1.  Das  schon  bestehende  Bewußtsein,  daß  es  nicht  bloß 
um  die  Sühne  geht,  wer  auch  sie  abbüßen  möge,  sondern  auch, 
daß  es  der  eigentliche  Täter  und  kein  anderer  sei,  —  also 
das  Hervortreten  des  subjektiven  Elementes. 

2.  Das  Bewußtsein  des  Unterschiedes  zv/ischen  einer 
privat-  und  strafrechtlichen  Obligation. 

Demgemäß  wird  also  auch  eine  ähnliche  Institution  auf- 
gehoben, welche  eine  Art  von  Straf bürgschaft  und  in  der 
Praxis  wahrscheinlich  tief  eingewurzelt  war,  nämlich 
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8.  die  strafrechtliche  Eviktion. 

Sie  geschieht  durch  eine  „nominatio  auctoris"  seitens 
des  AngekLagten,  welche  ihn  von  Verantwortung  befreit  und 
an  Stelle  dessen  den  „Auetor"  verantwortend  macht.  Der 
„Auctor"  wird  nicht  nur  als  Anstifter,  Urheber  be- 
trachtet, sondern  er  befreit  gänzlich  den  Täter,  er 
tritt  ganz  an  seine  Stelle  ein. 

Dieser  Grundsatz  mußte  in  der  Praxis  öfters  zur  Geltung 
kommen  und  der  noch  primitiven  Anschauung  entsprechen, 
wenn  c.  250  sich  ausdrückt,  daß  „saepe  contigit,  quod  dum 
aliqui  pro  criminibus  et  delictis  ad  nostram,  vel  iudicum  no- 
strorum  audientiam  evocantur,  ab  obiectorum  poena  liberari 
et  absolvi  cupientes,  nominant  dominos,  vel  superiores  suos  . . . 
quorum  auctoritate  eiusmodi  crimina  commiserunt  .  .  ." 

Nun  wird  dieser  Zustand  als  „error  intolerabilis"  be- 
zeichnet und  die  „nominatio  auctoris"  und  Eviktion  dessen  für 
den  eigentlichen  „reus"  nur  aufs  privatrechtliche  Gebiet 
beschränkt. 

c.  251  bestimmt  nämlich,  daß  „pro  rebus  et  causis  non 
criminalibus  .  .  .  qui  dominum,  vel  superiorem  suum ,  aut 
alium  evictorem  et  intercessorem  nominaverit  .  .  .  libere  tunc 
a  iudicio  discedere  poterit,  actioque  eiusmodi  contra  dominum 
vel  superiorem ,  aut  alium  evictorem  et  intercessorem 
dirigatur". 

Was  dagegen  die  strafrechtlichen  Angelegenheiten 
betrifft,  so  wird  diese  „nominatio"  und  „evictio"  verboten, 
denn  „quae  nominatio,  cum  in  se  errorem  intolerabilem  con- 
tineat  praeceptoque  divino  contrarietur,  et  secundum  canonicas 
sanctiones  —  nominatio  in  delictis  non  vindicat  sibi  locum, 
nee  liberat   delinquentem    ostensio   auctoris   delicti". 

Die  ordentliche  Strafe  muß  den  eigentlichen  Täter 
treffen:  „Citati  pro  quibuslibet  criminibus  et  delictis  .  .  .  re- 
spondere  teneantur  et  convicti  poena  ordinaria  puniantur, 
nominatione  qualibet  non  obstante." 
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Wie  diese  privatrechtlicbe  „nominatio"  und  „evictio"  auf 
dem  Gebiete  des  Strafrechts  walten  mußte,  beweist  die  Klar- 
heit und  Entschiedenheit,  mit  welcher  sie  nun  verboten  wird: 
„quae  ...  uti  perniciosa,  erronea  ac  iuri  divino  et 
humano  contraria  cassamus,  irritamus  et  revocamus." 

Interessant  ist  es  zu  beobachten,  wie  auch  diese,  so  aufs 
entschiedenste  verbotene,  ja  sogar  verdammte  Institution 
doch  in  die  Kodifikation  unwillkürlich  hineinschlüpft,  von  zwei 
primitiven  Rechtsbegrifi'en  gefördert:  der  zivilrechtlichen 
Behandlung  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  und  der 
Verantwortlichkeit  für  fremde  Tat. 

Und  so  bestimmt  c.  96  (S.  20),  daß  die  Frau  für  ihre 
Taten  (violentia,  rapina  usw.)  selbst  haftet  („ut  peccata  suos 
teneant  auctores"),  aber  „nisi  per  maritum  suum  .  .  .  legi- 
time evicta  fuerit". 

Also  doch  eine  „evictio"  und  zwar  bei  einem  schweren 
Delikt!  In  diesem  Falle  kann  sie  eine  „evictio  voluntaria" 
genannt  werden  Das  „nisi"  beweist,  daß  der  Mann  nicht 
zur  „evictio"   gezwungen  wird,  wenn  er  nicht  will. 

Wir  finden  aber  auch  einen  Fall  einer  sozusagen  „evictio 
necessaria",  wo  ein  „auctor"  für  den  Täter  einzutreten 
gezwungen  wird,  wenn  er  von  ihm  „nominatus"  wurde, 
so  c.  728.  Wenn  ein  „colonus"  einer  Ehrenbeleidigung  oder 
Verneinung  der  adeligen  Abstammung  eines  „nobilis"  be- 
schuldigt wird,  so  kann  er  sich  befreien  durch  die  Nennung 
und  Auslieferung  dessen,  von  welchem  er  „eiusmodi  ignobi- 
litatis  objectionem  audiit". 

Diesem  „tamquam  evictorem  suum  in  iudicio  suo  sta- 
tuendo,  ab  instantia  et  impetitione  conquerentis  absolvetur". 

Ein  dritter  Fall  ist  sogar  ein  Beispiel  einer  strafrecht- 
lichen „evictio  ex  lege":  Der  „evictor"  muß  für  den  Täter 
eintreten,  unabhängig  davon,  ob  er  von  ihm  genannt  wurde, 
„ipso  iure". 

Wenn  nämlich  (c.  845)  die  Untertanen  (servi)  jemanden 
verletzen  oder  töten,  dies  aber  in  Verteidigung  des  Herrn  ge- 
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schiebt  (S.  22),  dann  werden  sie  überhaupt  zur  Verantwort- 
lichkeit nicht  gezogen,  weil  für  sie  „ipso  iure"  der  „do- 
minus" eintritt.  „.  .  .  tales  servi  ad  solutionem  et  poenam 
capitis  aut  vuhierum  non  teneantur,  sed  domini  ipsos  tarn 
in  solutione,  quam  poena  evincere  et  liberare 
tenentur/ 

Y.  Kollektive  Verantwortlichkeit. 

Der  wenn  auch  nicht  ausnahmslosen  grundsätzlichen  Ver- 
werfung der  Verantwortlichkeit  für  fremde  Taten  entsprechend, 
ist  auch  die  mit  derselben  verbundene  kollektive  Verantwort- 
lichkeit grundsätzlich  in  der  „Korrektur"  nicht  mehr 
zu  finden. 

Sie  bedarf  sogar  keiner  deutlichen  Aufhebung  mehr. 

Wir  haben  oben  gesehen,  wie  eine  der  wichtigsten  Er- 
scheinungen der  kollektiven  Verantwortlichkeit,  der  strafrecht- 
liche Zusammenhang  der  Familie,  bzw.  der  Sippe,  ver- 
schwindet und  wie  schon  langst  keine  Rede  mehr  ist  von 
der  Rache  der  Sippe,  noch  auch  von  ihrer  Verantwortlichkeit. 

Aber  auch  sonst  trägt  das  subjektive  Element  dazu  bei, 
daß  die  Verantwortung  „in  Bausch  und  Bogen"  —  wo  sie 
noch  bekannt  ist  —  beschränkt  wird. 

So  bestimmt  c.  829,  daß,  wenn  mehrere  eines  Totschlags 
beschuldigt  werden,  nur  einer  von  ihnen  nach  dem  Eide  des 
Klägers  (welcher  den  eigentlichen  Täter  erkannt  hat),  als 
„homicida"  verurteilt  wird,  andere  aber,  die  an  der  Rauferei 
teilnahmen,  können  sich  einzeln  durch  eine  „expurgatio** 
reinigen. 

Sie  verantworten  nicht  kollektiv,  „licet  antiquitus 
per  iuramentum  accusatoris  convicti,  omnes  poena  homicidii 
puniebantur". 

Einige  wenige  Ausnahmen  sind  auch  hier  zu  finden: 

1.  Kollektive  Verantwortlichkeit  der  Blutsgenosseii. 
c.  716.     Wenn   in    einer  Ortschaft   ein  Jude    der   Tötung 
eines    christlichen    Knaben    (S.    10)    schuldig    erkannt    wird. 
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SO  werden  alle  dort  wohnenden  Juden  aus  dieser  Ortschaft  ver- 
bannt: „.  .  .  in  detestationem  tanti  facinoris  Judaei  omnes 
a  civitate  vel  oppido,  ubi  haec  commissa  fuerint  .  .  .  expel- 
lantur." 

2.  Kollektive  Verantwortlichkeit  des  Dorfes. 

c.  765.  Wenn  die  Bewohner  des  Dorfes,  „coloni",  „villani'^ 
(S.  23),  ihre  Ortspolizeipfiicht,  den  Dieb  zu  erspähen  und 
dem  Beschädigten  diesbezüglich  Hilfe  zu  leisten ,  versagen, 
so  haften  sie  für  den  Schaden:  „ad  domini  requisitionem 
coloni  et  villani  furem  visum  insequi  tenentur,  alioquin  .  .  . 
ad  Solutionen!  equi  .  .  .  obligabuntur. " 

Hierher  gehören  auch  Fälle  der 

3.  kollektiven  kireWiclien  Strafen. 

Die  „Korrektur"  erteilt  mehrmals  ihr  „bracchium  sae- 
culare"  den  kirchlichen  Gerichten  und  Urteilen.  So  wird  öfters 
die  kollektive  „excommunicatio"  oder  „interdictum"  mit  ihren 
kollektiven  strafrechtlichen  Folgen  für  Ort  oder  Sippe  (cc.  76, 
77,  92,  93  usw.)  als  staatliche  Strafe  anerkannt. 

YI.  Teilnahme. 

Die  Konstruktion  der  Teilnahme  steht  in  der  „Korrektur" 
(wie  auch  sonst  in  späteren  Entwürfen  und  Gesetzgebungen) 
unter  dem  Einflüsse  des  bereits  überwundenen  Satzes  der  Kol- 
lektivverantwortlichkeit. 

Die  Teilnahme  nimmt  verschiedene  Formen  an,  und  jede 
wird  mit  der  Haupttat  gleichgestellt  in  der  Bestrafung,  wenn 
auch  theoretisch  schon  ziemlich  genau  abgegrenzte  Arten  der 
Teilnahme  zu  finden  sind. 

Dies  kennzeichnet  auch  die  Terminologie ,  welche  einer- 
seits promiscue  verschiedenartig  die  Teilnahme  im  allgemeinen 
bezeichnet,  anderseits  gewisse  bewußte  Arten  der  Teilnahme 
aufweist. 
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So  wird  allgemein  der  Teilnehmer  —  welche  Rolle  er 
auch  spielt  —  bezeichnet  als:  fautor,  promotor,  auxiliator 
(cc.  111,  721,  723),  procurator  (c.  863),  mehrere  als  complices, 
consortes  (cc.  796,  829),  seine  Handlung  als:  cooperare  (c.  884), 
auxilium  praestare,  praebere  (cc.  829,  854,  868). 

Er  wird  immer  gleich  dem  Täter  behandelt,  seine  Hand- 
lung, mit  der  er  am  Vergehen  teilnimmt,  ist  in  den  obigen 
Fällen  nicht  genau  bezeichnet,  sie  mag  verschieden  sein, 
wahrscheinlich  aber  handelt  es  sich  hauptsächlich  um  die  Mit- 
täterschaft während  der  Tat  selbst,  also  nur  eine  eigentliche, 
direkte  Mitschuld  (so  z.  B.  c.  854:  „auxilium  invasionis 
tempore"). 

Diese  Meinung  hat  ihre  Rechtfertigung  darin,  daß  für 
etwaiore  Teilnahme  vor  oder  nach  der  Tat  eine  besondere 
Terminologie  besteht  und  daß  diese  besonderen  Arten  der 
Teilnahme  ziemlich  konsequent  unterschieden  werden. 

So  ist  sichtbar  in  der  „Korrektur"  die  Konstruktion  der 
Anstiftung  und  der  Begünstigung. 

1.  Anstiftung. 

Die  Handlung  des  „Teilnehmers"  vor  der  eigentlichen 
Tat,  des  moralischen  Urhebers,  wird  als  „iussum",  mandatum", 
„voluntas",  „ordinatio"  (cc.  92,  800)  bezeichnet,  „consilium 
praestare"   (c.  868),   „favor  et  consilium"   (c.  674). 

So  haftet  gleich  dem,  welcher  „decimas,  domos,  villas  .  .  . 
ac  alias  res  mobiles  et  immobiles  ad  ecclesias  et  pia  loca 
personasque  ecclesiasticas  spectantes  .  . .  rapuerit,  invaserit .  .  .", 
auch  dieser  (princeps,  Senator  usw.),  welcher  „rapi,  invadi, 
occupari  .  .  .  mandaverit  ordinaverit"  (c.  92),  er  wird  ex- 
kommuniziert. 

Aehnlich  (c.  800)  wird  der  „dominus"  gleich  dem  „in- 
vasor"  bestraft,  wenn  die  Tat  von  einem  seiner  Angehörigen 
(familiäres)  verübt  wurde  und  er  nicht  beschwört,  daß  nicht 
„mandato  aut  voluntate  sua  crimen  commissum  est". 
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Zar  Todesstrafe  wird  sowohl  der  verurteilt,  welchem  be- 
wiesen wurde  „falsam  monetam  cudisse",  wie  auch  jeder, 
wer  dieser  Münzfälschung  „consilium  praestitit". 

So  auch  c.  674:  „.  .  .  quicunque  teloneum  .  .  .  fraudare 
ausus  fuerit,  boves  extra  regnum  expellendo  .  .  .  teloneo  non 
soluto  .  .  .  puniendus  est:  nee  minus  eos,  quorum  favore  et 
consilio  .  .  .  pro  huiusraodi  fraude  .  .  .  punimus." 

Der  Urheber  wird  also  genau  vom  Täter  unterschie- 
den, in  praktischen  Folgen  dagegen  dem  Täter  gleich- 
gestellt und  gleich  bestraft,  immer  aber  neben  dem  Täter. 
Die  ehemalige  Möglichkeit  der  strafrechtlichen  Verantwortung 
des  Urhebers  anstatt  des  Täters,  die  Freisprechung  des 
Täters  durch  die  „nominatio  auctoris"  oder  „evictio"  ist  schon 
(c.  250)    entschieden   verschwunden,    was   bereits    oben   S.  28 

erörtert  wurde. 

« 

2.  Begünstigung. 

Durch  allerlei  Beziehungen  zum  Täter  nach  der  voll- 
brachten Tat  kann  man  der  Teilnahme  am  Vergehen  schuldig 
werden,  welche  in  der  „Korrektur"  mit  der  Haupttat  gleich 
behandelt  und  bestraft  wird. 

Nichtsdestoweniger  wird  die  Begünstigung  neben  anderen 
Arten  der  Mitschuld,  besonders  der  Anstiftung,  immer  aus- 
drücklich hervorgehoben  und  sie  ist  unzweifelhaft  nur  in 
diesen  Fällen  anzunehmen,  wo  sie  ausdrücklich  bestimmt 
und  konstruiert  ist. 

Die  vollständige  Gleichbehandlung  und  Bestrafung  der 
Begünstiger  mit  dem  Haupttäter,  welche  der  kollektiven  Ver- 
antwortlichkeit sich  annähert,  rechtfertigt  keine  extensive 
Interpretation,  die  Begünstigung  als  eine  allgemeine  Insti- 
tution in  der  „Korrektur"  anzunehmen  und  sie  auch  dort  zu 
vermuten,  wo  sie  nicht  hervorgehoben  wird.  Umsomehr,  als 
die  verschiedenen  Arten  der  Hehlerei  in  jedem  einzelnen 
Falle  besonders  betont  werden. 

So  wird  als  Begünstigung  betrachtet: 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXV.  Band.  3 
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a)  Das  Aneignen  irgend  eines  Vorteils  vom  Verbrechen: 

participare  (c.  884),  commodum  reportare  (c.  749),  rapta  et 
male  acquisita  partiri  (c.  768). 

Der  Vater  wird  also  gleich  seinem  Sohne  (dem  Haupt- 
täter) und  umgekehrt,  bestraft,  im  Falle  eines  Vorteils  vom 
Verbrechen  „pater  de  culpa  filii,  vel  filius  de  culpa  patris,  aut 
frater  fratris  .  .  .  participando  in  crimine**   (c.  884). 

Der  Herr  gilt  als  Begünstiger  seines  Angehörigen,  wenn 
er  von  der  Tat  desselben   „commodum  reportavit"   (c.  749). 

Der  Begünstigung  machen  sich  diejenigen  schuldig  (c.  768), 
die  mit  „fures,  latrones,  profugi"  —  „rapta  et  male  acquisita 
partiuntur " . 

b)  Die    Gastfreundschaft   oder    irgend    ein    Ent- 
gegenkommen gegenüber  dem  Missetäter: 

receptare,  hospitium  praebere  (c.  768),  servare,  conservare 
(cc.  92,  850),  conversationem  habere  (c.  850). 

Als  Begünstigung  gelten  demgemäß:  „qui  fures,  latrones 
et  profugos  receptant"  oder  „eis  hospitium  praebent" 
(c.  768).  Diejenigen  „qui  raptorem,  invasorem,  occupatorem  .  .  . 
cum  re  rapta  conservaverint  .  .  ."  (c.  92).  Wer  einem 
„homicida"  „favores  praestitit,  ipsum  servando  vel  conver- 
sationem habendo  .  .  .  ea  poena  puniendus  est  quam  ille 
ferre  debuit"  (c.  850). 

c)  Hilfeleistung  zur  Flucht  des  Täters. 

Der  „dominus"  begünstigt  einen  „invasor"  oder  „violentor", 
indem  er  ihm  als  seinem  „familiaris",  „fugiendi  dedit  occasio- 
nem"  (c.  800). 

d)   „Ratihabi  tio"   der  Tat. 

Als  Begünstiger  des  Raubes  oder  Beschädigung  der  kirch- 
lichen Sachen  („res  mobiles  et  immobiles,  ad  ecclesias,  et  pia 
loca,    personasque    ecclesiasticas    spectantes")   gilt   sogar    der 
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„princeps"  oder  „Senator",  wenn  er  diese  Sachen  „rapi,  in- 
vadi  .  .  .  ratum  habuerit".  Ihn  trifft,  sowie  den  Täter,  die 
Exkommunikation. 

Die  Konstruktion  der  Teilnahme  überschreitet  sogar  die 
■Grenzen  der  Anstiftung  und  der  Begünstigung,  indem  sie  eine 
negative  Teilnahme  kennt  —  durch  die  Aufstellung  der 
positiven  Pflicht  —  die  verbrecherische  Tat  zu  verhindern. 
Der  bloße  „consensus"  oder  sogar  „scitus"  zieht  mit  sich  alle 
Folgen  der  Teilnahme.  So  c.  800.  Um  sich  von  der  Be- 
schuldigung der  Teilnahme  am  Verbrechen  seines  Angehörigen 
zu  befreien,  muß  der  Herr  schwören  („iuramento  cum  duobus 
testibus  sibi  similibus  praestito"),  unter  anderem,  daß  „neque 
suo  scitu  nee  consensu  crimen  commissum"   usw.  • 

Zusammenfassend  können  wir  bezüglich  der  Konstruktion 
der  Teilnahme  in  der  „Korrektur"  folgende  Merkmale  fest- 
stellen : 

1.  Große  Ausdehnung  des  Begriffes  der  Teilnahme 
von  der  unmittelbaren  Mittäterschaft  während  der  Tat  und  der 
Anstiftung  bis  zur  entfernten  Begünstigung  verschiedener  Art, 
ja  sogar  zur  negativen  Mittäterschaft  durch  bloße  Nichtver- 
hinderung des  Verbrechens. 

2.  Eine  fast  sy  stemati  seh  e  Dur  chführ  ung  der  Ein- 
teilung der  Teilnehmer  in  ihre  drei  Arten:  Urheber,  Mit- 
schuldige, Begünstiger  (Hehler).  Dies  geschieht  freilich  nir- 
gends ausdrücklich,  auch  ist  keine  abstrakte  Bestimmung  dar- 
über zu  finden,  aber  jeder  konkrete  Fall  (S.  31  f.)  weist  diese 
Einteilung  auf. 

3)  Eine  völlige  Gleichstellung  —  in  ihren  Folgen  — 
aller  Arten  der  Teilnahme,  sowie  der  Teilnahme  mit  der  Haupt- 
tat. Die  systematische  Unterscheidung  der  obigen  drei  Arten 
der  Teilnahme  ist  also  rein  theoretisch,  praktisch  hat  sie 
keine  Folgen ,  wie  auch  die  Unterscheidung  des  Haupttäters 
von  dem  Teilnehmer  überhaupt  (Einfluß  der  kollektiven  Ver- 
antwortlichkeit). 

Der  Satz  in  c.  674:    „.  .  .  facientes   et  consentientes  pari 
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poena  puniendi  sunt"   ist  konsequent  in  der  „Korrektur"   durch- 
geführt. 

Als  Ausnahme  können  zwei  Fälle  gelten: 

a)  Die  Teilnehmer  am  Totschlag  (wenn  der  Haupttäter 
bekannt  ist)  haben  eine  bessere  Stellung  als  der  Haupttäter, 
und  zwar  in  doppelter  Beziehung  (c.  829):  a)  prozessual 
werden  sie  zum  Reinigungseid  zugelassen  (während  die  Schuld 
des  Haupttäters  vom  Kläger  beschw^oren  wird);  ß)  mate-riell, 
die  Geldbuße  zahlen  sie  „in  portiones  viriles" ,  nicht  jeder 
selbständig  die  ganze  (wie  der  Haupttäter). 

b)  Auf  allerlei  Begünstigung  der  „fures,  latrones,  profugi" 
(S.  34),  „receptare",  „hospitium",  „rapta  et  male  acquisita 
partiri"  c.  768  folgt  eine  selbständige  Strafe  „infamia",  wo- 
durch dieser  Fall  der  Begünstigung  sich  einem  „delictum 
sui  o'eneris"   nähert. 

YII.  Yeraiitwortlichkeit  für  eigene  Taten. 

Wenn  die  kollektive  Verantwortlichkeit  und  noch  mehr 
die  für  fremde  Taten  in  der  „Korrektur"  unwillkürlich  (trotz 
der  prinzipiellen  Aufhebung)  so  stark  zum  Vorschein  kommt, 
so  ist  es  selbstverständlich,  daß  für  ein  Strafrecht  in  diesem 
Entwicklungsstadium  die  Verantwortlichkeit  für  eigene  Taten 
in  weitesten  Grenzen  charakteristisch  ist. 

Mit  wenigen  Ausnahmen  (casus,  Notwehr  s.  unten)  haftet 
der  Täter  für  jeden  von  ihm  verursachten  Erfolg.  Der 
objektive  Schaden  ist  ausschlaggebend  für  die  Frage  der  Ver- 
antwortlichkeit, in  Betrachtung  kommt  höchstens  der  engere 
oder  weitere  Kausalzusammenhang  (s.  oben  S.  11  f.  unter  „casus"), 
sonst  ist  die  Haftung  des  Täters    eine  völlige  Erfolgshaftung. 

Man  kann  eigentlich  noch  von  keiner  „Schuld",  nur  von 
keiner   „verursachenden  Handlung"   reden. 

Anderseits  aber  haben  wir  in  obigen  Ausführungen  beob- 
achtet, wie  das  subjektive  Element  doch  etwas  Platz  gewinnt, 
wie  die  rohe  Objektivität  bereits  überwunden  ist,  wie  die 
„Schuld"  zum  Vorschein  kommt. 
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Es  ist  nun  jetzt  zu  beachten,  ob  irgend  und  welch  eine 
Rolle  das  subjektive  Element  in  der  Verantwortlichkeit  für 
eigene  Taten  spielt,  und  sind  entsprechende  Fragen  nach 
unserem  Rechtsdenkmal  zu  erörtern. 

1.  Der  Versuch. 

Die  Konstruktion  des  Versuchs  kommt  in  der  „Korrektur" 
nicht  zur  Geltung,  die  objektive  Anschauung  berücksichtigt 
den  Erfolg;  was  erfolglos  geblieben  ist,  das  ist  auch  straf- 
rechtlich gleichgültig. 

Der  innere  Wille  wird  nicht  beachtet,  deshalb  bleibt  auch 
alles,  was  zu  keiner  äußerlichen  strafbaren  Handlung  erwuchs, 
wegen  Mangel  am  objektiven  Substrat  straflos. 

Nirgends  finden  wir  in  der  „Korrektur"  eine  besondere 
Hervorhebung  oder  Behandlung  des  Versuchs.  Ein  Fall  könnte 
als  Beispiel  des  Versuchs  gelten.  Zur  Geldbuße  von  60  Mark 
wird  nämlich  verurteilt,  wer  das  Schwert  oder  überhaupt 
die  WafiPe  vor  Gericht  gezogen  hat.  c.  199.  „Si  quis  ausu 
temerario  in  iudicio  gladium,  cultrum,  vel  lanceam  extrahere 
vibrareque  praesumpserit." 

Die  Strafe  erfolgt  sogar,  wenn  die  Tat  keine  Folgen  (Ver- 
letzung, Tötung  usw.)  hatte,  wenn  also  das  Schwertziehen  — 
offenbar  in  Absicht  einer  Uebeltat  —  erfolglos  blieb. 

Der  Fall  läßt  sich  aber  auch  (und  wahrscheinlich  eher  im 
Sinne  der  Gesetzgebung)  als  „delictum  suis  generis",  z.  B.  eine 
Art  Verletzung  des  Gerichtsfriedens,  konstruieren. 

2.  Notwehr  11). 

c.  816  enthält  einen  allgemeinen  Satz:  „Sed  .  .  .  contigit 
saepius  non  voluntarie  neque  ex  proposito,  sed  casualiter,  ob 
tutelam  corporis  et  bonorum  suorum,  vim  vi  repellendo, 
aliquem  homicidium  committere,  quod  secundum  legislatores, 
non   pari   cum   homicidio  voluntario   poena   puniri   solet  ..." 
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)  Kutrzeba  1.  c.  S.  38  ff.,  hinsichtlich  des   „homicidium". 
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Wenn  also  jemand  ohne  Vorsatz,  nur  1.  zur  Rettung  seiner 
bedrohten  Güter  (Körper,  Vermögen),  2.  „vim  vi  repellendo"  ein 
„homicidium"  begeht,  so  soll  er  nicht  gleich  einem  freiwilligen 
Mörder  bestraft  werden,  c.  806  erwähnt  außerdem,  die  „vim 
vi  defensio"  soll  „in  continenti"  geschehen,  denn  (c.  807),  wo 
die  Reaktion  seitens  des  Angegriffenen  nicht  „in  continenti", 
sondern  „ex  intervallo"  erfolgte,  also  den  Charakter  einer  Rache 
hatte  (iniuriam  ulciscendo),  da  wird  der  Angeklagte  zur 
ordentlichen  Strafe  verurteilt  (integram  poenam  reus  sol- 
vere  tenebitur). 

Die  obigen  Fälle,  welche  als  Fälle  der  Notwehr  bezeichnet 
werden  können,  sind  in  dreifacher  Richtung  charakteristisch: 
a)  die  Modifikation  des  Objektivismus  in  der  Berücksichtigung 
der  subjektiven  Zustände:  „defensio",  „vim  repellere",  „in 
conti nenti",  also  des  Gemütszustandes  des  Angegriffenen  im 
Gegensatz  zu  „ex  intervallo" ;  b)  andere  strafrechtliche  Behand- 
lung solcher  Fälle,  welche  „non  pari  poena  puniri  debent*, 
wie  die  Taten,  „voluntarie  et  ex  proposito",  verübt;  c)  dennoch 
Bestrafung  auch  dieser  in  Notwehr  verübten  Taten,  zwar 
nicht  „pari  poena",  aber  doch   „puniri  debenf*. 

Die  Notwehr  bewirkt  also  keine  Straflosigkeit  der  straf- 
baren Tat,  bloß  modifiziert  sie  in  gewisser  Richtung,  welche 
aus  folgenden  Bestimmungen  zu  erkennen  ist. 

c.  816.  „.  .  .  occidens  aliquem  in  sui  defensione  vim  vi 
repellendo,  pro  capite  occisi  sexaginta  marcas  solvere,  sed 
poenam  turris  minime  subire  debet." 

c.  818.  „Qui  bona  et  su bditos  proprios  defendens  ali- 
quem occiderit,  centum  viginti  marcas  solvere  tenetur,  sed 
a  poena  turris  immunis  erit." 

c.  806.  „Si  quis  pro  vulneribus  inflictis  ad  iudicium  citatus 
fuerit  et  ex  initio  actoris  in  sui  tutelam,  vim  vi  defendendo 
in  coutinenti  se  actorem  vulnerasse  reus  allegaverit  ...  dimi- 
dium  poenae  pro  vulneribus  inflictis  actore  vulnerato  .  .. 
solvere  tenebitur." 

Die  Strafbarkeit  wird  also  in  Fällen  der  Notwehr   derart 
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modifiziert,  daß  von  der  öffentlichen  Strafe  (wie  oben 
„turris")  abgesehen  wird,  die  Privatstrafe  dagegen 
aufrecht  bleibt.  So  faßt  die  „Korrektur"  ihren  Grundsatz 
auf,  daß  die  Tat  im  Falle  der  Notwehr  „noji  pari  poena 
puniatur". 

Wo  aber  eine  Tat  regelmäßig  nur  eine  Privatstrafe 
hervorruft  (ohne  öffentliche  Strafe  z,  B.  bei  Körperverletzungen), 
dort  —  um  den  Standpunkt  „non  pari  poena  puniendi"  zu 
wahren  —  wird  die  Privatstrafe  vermindert  (wie  oben  c.  806 
„pro  vulnere  vim  vi  defendendo  inflicto  —  dimidium  poenae 
solvere  tenebitur),  regelmäßig  zur  Hälfte  der  ordentlichen 
Strafe. 

Dieser  Standpunkt  der  „Korrektur"  in  der  Frage  der  Not- 
wehr, nämlich  Aufhebung  der  öffentlichen  Strafe  und  Behaltung 
der  Privatstrafe,  wird  damit  erklärt,  daß  die  „Korrektur"  die 
Notwehr  mit  einem  Zufall  identifiziert  und  deshalb  die  in 
der  Notwehr  verübten  Taten  den  zufälligen  gleichstellt. 

So  bezeichnet  c.  816  „homicidium  ob  tutelam  corporis" 
als  „casualiter",  und  c.  819  spricht  neben  den  obengenannten 
Fällen  der  Notwehr  von   „aliis  casualibus  homicidiis". 

y/enn  wir  uns  an  den  grundsätzlichen  Standpunkt  der 
„Korrektur"  in  der  Behandlung  des  Zufalls  (und  zwar  des  ob- 
jektiv verursachten)  erinnern  (S.  14),  so  erscheint  uns  der 
obige  Standpunkt  in  der  Frage  der  Notwehr  klar  und  kon- 
sequent. 

Es  ist  doch  hervorzuheben,  daß  auch  die  Privatstrafe  in 
manchen  Fällen  vermindert  wird  (nicht  nur,  wo  sie  überhaupt 
allein  besteht,  wie  z.  B.  oben  bei  Körperverletzungen),  näm- 
lich dort,  wo  das  angegriffene  Gut  besonders  kostbar  und  schätz- 
bar ist.  So  wird  die  Tötung  im  Falle  der  „defensio  bona  et 
subditos  proprios"  (c.  818)  mit  der  ordentlichen  Geldbuße 
(120  Mark),  die  Tötung  dagegen  im  Falle  der  „defensio  sui" 
nur  mit  ihrer  Hälfte  (60  Mark)  bestraft  (c.  816),  was  aller- 
dings den  Grundsatz  nicht  verneint,  daß  in  Fällen  der  Notwehr 
nur  die  öffentliche  Strafe  ausbleibt. 
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Nun  finden  wir  aber  in  der  „Korrektur"  Fälle,  in  welchen 
die  Verübung  einer  Tat  in  Notwehr  eine  gänzliche  Straf- 
losigkeit begründet.  Es  erfolgt  nicht  nur  keine  öffentliche, 
sondern  auch  (keine  Privatstrafe,  die  Tat,  der  objektive 
Schaden,  mag  er  auch  noch  so  groß  sein,  bleibt  ungerächt, 
ohne  irgend  welche  strafrechtliche  B^olgen. 

Wie  sind  diese  Fälle  mit  dem  Standpunkte  der  „Korrektur" 
zu  vereinbaren,  daß  die  Notwehr  niemals  eine  völlige  Straf- 
losigkeit verursacht,  sondern  nur  das  Nichteintreten  der  öffent- 
lichen Strafe,  die  Privatstrafe  daher  immer  (wenn  auch  manch- 
mal vermindert)  eintritt? 

Beachten  wir  die  Bestimmung  des  c.  817:  „Occidens  .  .  . 
in  defensione  domus  propriae  nullam  poenam  propter  hoc  in- 
currere  debet,  neque  turris,  neque  pecuniarum." 

Wenn  wir  diese  Bestimmung  mit  den  oben  genannten  in 
cc  816  und  818  zusammenstellen,  so  könnten  wir  folgendes 
Schema  konstruieren :  a)  Wer  jemanden  tötet  „defendens  bona 
et  subditos  proprios",  der  ist  frei  von  „poena  turris'',  zahlt 
aber  die  volle  Geldbuße  (120  Mark),  b)  Wer  jemanden  tötet 
„in  defensione  sui",  ist  von  der  „poena  turris"  frei,  zahlt  aber 
die  Geldbuße  nur  zur  Hälfte  (60  Mark),  c)  Wer  jemanden 
tötet  „in  defensione  domus  propriae"  (unser  Fall  c.  817),  ist 
vom  Gefängnis  sowie  von  einer  Geldbuße  gänzlich  frei. 

Dieses  Schema  könnte  uns  die  obige  Ausnahme  vom  Stand- 
punkte der  „Korrektur"  augenscheinlich  auf  diese  Weise 
erklären,  daß  die  Folgen  der  Notwehr  sich  nach  dem  bedrohten 
Gute  richten,  daß  also  der  subjektive  Gemütszustand  des  Täters 
berücksichtigt  wird,  welcher  bei  der  Verteidigung  eines  mehr 
schätzbaren  Gutes  mehr  erregt,  also  desto  eher  zu  recht- 
fertigen ist. 

Diese  Erklärung  ist  aber  zweifelhaft  sogar  in  Bezug  auf 
die  Fälle,  wo  die  Privatstrafe  bloß  reduziert  wird  (wie  z.  B. 
oben  „in  defensione  sui"),  desto  zweifelhafter  dort,  wo  sie 
gänzlich  wegfällt,  so  daß  die  Tat  ohne  irgend  welche  straf- 
rechtliche Folgen  bleibt. 
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Denn  nach  dem  Grundprinzip  der  „Korrektur"  muß  der 
objektive  Schaden  beglichen  werden,  und  es  ist  schon  ein 
großer  Fortschritt,  wenn  man  den  Gemütszustand  des  Täters 
soweit  berücksichtigt,  daß  gegen  ihn  keine  öffentliche 
Strafe  gerichtet  wird.  Es  ist  nach  dem  oben  Gesagten,  nach 
dem  allgemeinen  Standpunkte  sowie  nach  der  Entwicklungs- 
stufe, welche  die  „Korrektur"  aufweist,  nicht  anzunehmen, 
daß  derselben  sogar  das  Bewußtsein  verschiedener  Nuancen 
im  Gemütszustande  des  Täters  eigen  wäre,  daß  sie  nach 
diesen  Stufen  der  inneren  Gemütsbewegung  und  Erregung 
die  Höhe  der  Strafbarkeit  der  in  Notwehr  begangenen  Taten 
bestimme. 

Es  ist  vielmehr  anzunehmen,  daß  es  Momente  in  der  Person 
des  Angreifers,  nicht  des  angegriffenen  Täters  sind,  welche 
für  die  völlige  Straflosigkeit  der  Notwehr  in  einigen  Fällen 
—  gegen    das    allgemeine    Prinzip  —  ausschlaggebend    sind. 

Es  ist  nämlich  das  Moment  der  sozialen  Schädlichkeit,  der 
bösen  gemeingefährlichen  Gesinnung  des  Angreifers,  und  der 
Grad  dieser  Gemeinschädlichkeit  wird  nach  dem  Grade  der 
gesellschaftlichen  Schätzbarkeit  des  angegriffenen  Gutes  be- 
urteilt. 

Demgemäß  darf  man  den  Angreifer  des  Hausfriedens  ganz 
straflos  töten,  für  die  Tötung  des  Angreifers  aufs  Leben  aber 
muß  man  die  Geldbuße  zahlen,  wenn  auch  für  den  ange- 
griffenen Täter  das  Leben  ein  viel  kostbareres  Gut  als  das 
Haus  bildet. 

Die  Gesellschaft  aber,  obwohl  sie  schon  das  Leben  unter 
die  Obhut  des  öffentlichen  Strafrechts  nimmt,  betrachtet 
noch  immer  den  Hausfriedensbruch  und  desgleichen  für  ge- 
meinschädlicher, als  einen  Angriff  auf  das  Menschenleben  (das 
ist  auch  in  dem  Strafensystem  —  s.  unten  —  sichtbar). 

Und  eben  aus  diese  m  Grunde,  nicht  auf  Grund  irgend 
eines  höher  erregten  Gemütszustandes,  darf  der  Angegriffene 
den  Angreifer  ganz  straflos  töten,  ja  er  hat  eine  Art  von 
Ermächtigung  dazu  seitens  der  Gesellschaft,  des  Staates  in 
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den  Füllen,  wo  der  Staat  im  Angreifer  ein  besonders  gemein- 
schädliches Individuum  sieht. 

Diese  Meinung  wird  noch  von  folgenden  Fällen  unterstützt: 
c.  808.  Wenn  jemand  „vulnera  inflixit"  dem,  welcher  „manu 
armata  dorn  um  invasit  .  .  .",  so  „reus  ab  impetitione  ac- 
toris  (von  der  Geldbuße  für  Verletzung)  absolvetur".  Und 
sogar  wenn  (c.  809)  der  „invasor  domus"  während  dieser  In- 
vasion „neminem  vulneraverit"  und  nur  er  selbst  verletzt  wurde, 
„sed  ipse  solus  vulneratus  faerit",  so  dennoch  „dominus  domus 
pro  vulneribus  invasori  domus  suae  inflictis  minime  tenebitur". 

Also  sogar  jede  Verletzung  sowie  Tötung  (c.  817)  eines 
„invasor  domus"  ist  völlig  straflos,  also  gestattet.  Und  weiter 
noch  mehr  charakteristische  Fälle,  c.  770:  wenn  man  einen 
„depopulator  agrorum"  (besonders  „nocturno  tempore")  in  „de- 
fensionis  actu"  tötet,  „id  inultum  impunitumque  remanere 
debet". 

Schon  die  Stilisierung  dieser  Bestimmung  beweist,  daß  es 
sich  in  diesem  Falle  wenn  auch  formell  um  eine  Notwehr 
—  defensio — ,  so  doch  faktisch  um  eine  direkte  Ermäch- 
tigung zur  Tötung  eines  Felddiebes  handelt. 

Noch  deutlicher  c.  854:  Wenn  die  „raptores  virginum" 
(im  allgemeinen  mulier  um)  „in  ipsa  rapina  et  adhuc  flagranti 
crimine  inventi  et  comprehensi  fuerint,  a  parentibus  virginum  . . . 
et  quarum  libet  feminarum,  aut  earum  consanguineis,  vel  do- 
minis  convicti,  interficiantur". 

Also  auch  hier  ist  die  Straflosigkeit  der  Tötung  eines 
Frauenräubers  oder  Entführers  nicht  durch  die  Notwehr,  son- 
dern durch  die  Erlaubnis,  denselben  zu  töten,  begründet.  Ja, 
der  Wortlaut  scheint  sogar  auf  eine  Pflicht  seitens  des  Vaters 
oder  des  Herrn,  einen  solchen  Missetäter  zu  töten,  zu  weisen. 

Wenn  wir  die  obigen  drei  Fälle  der  vollständigen  Straf- 
losigkeit einer  in  „Notwehr"  verübten  Tat  betrachten,  so  werden 
dieselben  uns  nicht  als  Ausnahmen  vom  allgemeinen  Stand- 
punkte der  „Korrektur"  in  der  Frage  der  „Notwehr"  erscheinen, 
sondern  als  Fälle  keiner  eigentlichen  Notwehr,  vielmehr 
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einer  staatlichen  (eventuell  gesellschaftlichen)  Ermächtigung, 
den  Hausfriedensbrecher,  den  Felddieb,  den  Frauen- 
entführer zu  töten.  Wenn  wir  noch  Rücksicht  darauf  nehmen, 
daß  diese  drei  Fälle  der  erlaubten  Tötung  für  das  Strafrecht 
einer  gewissen  Entwicklungsstufe  bei  allen  Völkern  mehr 
oder  weniger  typisch  sind,  so  wird  uns  klar,  daß  es  keine 
Ausnahmen  von  der  Behandlung  der  Notwehr  in  der  „Korrek- 
tur" sind,  daß  es  sich  überhaupt  hier  um  keine  „Notwehr", 
vielmehr  um  eine  Individualtimoria  handelt ^^). 

Die  Individualtimoria,  das  geschützte  Recht  der  Rache,  ist 
dieser  Entwicklungsstufe  des  Strafrechts  eigen,  welche  schon 
die  Epoche  der  Privatrache  überwunden  hat,  dieselbe  aber  in 
einigen  typischen  Fällen  (wie  oben)  als  ein  Surrogat  der  Strafe 
nicht  nur  toleriert,  sondern  auch  genehmigt  (wenn  nicht  sogar 
befiehlt,  wie  im  c.  854  „interficiantur").  Diese  Ueberreste  der 
Privatrache  stören  keineswegs  den  Standpunkt  des  bereits 
öffentlichen  Strafensystems  der  „Korrektur"  (S.  53),  sie  sind 
eine  Strafe,  ein  Ergebnis  der  gesellschaftlichen  Reaktion, 
wenn  sie  auch  eine  Privatperson  —  den  Angegriffenen, 
„defensor"   —  zum  Vollstrecker   der  Strafe   bestimmt. 

Nach  obigen  Ausführungen  erscheint  die  Konstruktion  der 
Notwehr  in  der   „Korrektur"   folgendermaßen: 

a)  es  muß  ein   „initium"   des  Angreifers  bestehen  (c.  806) ; 

b)  die  Reaktion  muß  einen  Charakter  „repellendo  vim  vi* 
haben,  also  eine  „vis"  seitens  des  Angreifers  muß  bevorstehen 
(c.  816); 

c)  die  Reaktion  muß  „in  continenti"  erfolgen,  nicht  „ex 
intervallo"   (cc.  806,  807,  845   „in  flagranti"); 

d)  das  bedrohte  Gut  kann  sein:  Körper  und  Leben  (cc.  806, 
816),  das  Haus  (c.  808)  eventuell  der  Hausfrieden,  „frumen- 
tum"   (c.  770),    also  allerlei  Feldfrüchte,   „bona"   (c.  817),   also 


*2)  Makarewicz  1.  c.  S.  253  fF.  ähnliche  Fälle:  „In  keinem  dieser 
Fälle  haben  wir  mit  der  Notwehr  zu  tun,  in  allen  ist  der  Rächer  ge- 
sellschaftlicher Scharfrichter." 
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überhaupt  Gut  und  Habe,  Ehre  (c.  854),  insbesondere  die  weib- 
liclie  Ehre; 

e)  in  der  Regel  darf  man  eigene  angegriffene  Güter  ver- 
teidigen, außerdem  aber  die  dos  Herrn  (c.  845),  der  „subditi** 
(c.  818),  also  der  Untertanen,  Angehörigen,  der  Tochter  (c.  854) 
oder  Untertänin  (auch  sonstiger  verwandter  Weiber); 

f)  drei  Fälle  der  scheinbaren  Notwehr,  nämlich  die 
Tötung  „in  defensione"  —  des  Hausfriedensstörers,  des  Feld- 
diebes und  des  Frauenräubers  —  haben  alle  Merkmale  einer 
„Individualtimoria". 

3.  Sonstige  subjektive  Elemente. 

Wir  haben  gesehen,  wie  in  obigen  Fragen,  insbesondere 
in  der  Behandlung  des  Zufalls  und  der  Notwehr,  das  subjek- 
tive Element  emporkommt,  und  das  gegenseitige  Verhältnis 
der  älteren  und  neueren  Strafrechtsideen  beobachtet. 

Es  sind  noch  einige  Merkmale  zu  erwähnen,  welche  auf 
die  Berücksichtigung  der  subjektiven  Momente  seitens  der  „Kor- 
rektur"  hinweisen. 

a)  Eine  Bevorzugung  der  Angeklagten,  welche  „bonae 
famae"  sind.  So  läßt  c.  762  zum  purgatorischen  Eid  den  wegen 
eines  Diebstahls  Angeklagten,  wenn  er  „bonae  famae"  ist, 
auch  dann  zu,  wenn  der  Kläger  „suos  testes  paratos  habet". 
Hier  ist  also  die  subjektive  Gesinnung  des  Täters  für  die  Wohl- 
tat der   „expurgatio"   ausschlaggebend. 

Dies  ist  zu  betonen,  obwohl  die  Erkenntnis  dieser  Ge- 
sinnung an  gewisse  ständige  Regel  gebunden  ist. 

c.  764  bestimmt,  wer  als  „vir  bonae  famae"  zu  betrachten 
ist:  „Bonae  autem  famae  quilibet  censeri  debet,  qui  de  furto, 
latrocinio,  vel  alio  maleficio  infamiam  irrogante,  nunquam  antea 
fuit  iudicialiter  accusatus,  vel  qui  in  regestris  furum,  latronuni, 
vel  aliorum  maleficorum  ter  inscriptus  non  fuerit". 

Nach  diesen  Regeln  wird  auch  der  Rückfall  beurteilt 
(cc.  773,  779,  862),  welcher  einerseits  die  verbrecherische  innere 
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Gesinnung  berücksichtigt,   anderseits  aber  die  Unwiderlegbar- 
keit der  „praesumptio  doli"   verursacht  (S.  10). 

b)  Der  subjektive  innere  Wille  ist  prozessual  und  materiell 
ausschlaggebend  im  Falle  einer  „violenta  expulsio  de  bonis 
iramobilibus".  c.  801  bestimmt:  „expulsionem  violentam  de 
bonis  immobilibus  possessis  tunc  demuni  censeri  debere,  quando 
possessor  bonorum  de  domo  sua  .  .  .  per  aliquem  violenter  manu 
forti  .  .  .  expellitur  et  per  violentum  possessorem  census  et 
proventus  . ..  eiasdem  villae  animopossidendi  percipiuntur. . ." 

Also  der  innere  „animus  possidendi"  seitens  des  Angreifers 
ist  das  Kriterium  der  „expulsio  violenta"  und  des  Gerichts- 
standes, nämlich  des  „iudicium  castrense"  (Grodgericht). 
Wenn  dieser  innere  „animus"  nicht  vorhanden  ist,  so  gehört 
der  Fall  als  eine  gewöhnliche  „iniuria"  vor  das  „iudicium 
terrestre"  :  „alioquin  pro  damnis  et  iniuriis  in  bonis  immobi- 
libus non  animo  illa  possidendi  .  .  .  commissis  .  .  .  coram 
iudicio  terrestri  pro  damnis  .  .  .  experiundum  est." 

c)  Eine  sehr  charakteristische  Bestimmung  enthält  c.  863. 
„Calumniatorem  autem  eum  censeri  volumus,  qui  alicui  falsa 
criniina  sei  enter  intendit,  sed  non  utique,  qui  non  probat, 
quod  intendit,  calumniari  videtur,  sed  .  .  .  quaerere,  qua 
mente  ductas  ad  accusationem  processit." 

Also  für  das  Wesen  einer  „Calumnia"  ist  das  innere 
Bewußtsein  des  Täters  erforderlich  (scienter),  daß  seine  An- 
klagen falsch  sind.  Man  begnügt  sich  also  nicht  mit  bloßer 
Feststellung  der  Unrichtigkeit  der  vorgeworfenen  Tatsachen, 
man  untersucht  den  Gedankengang  eines  „calumniator", 
von  dem  er  zur  falschen  Anklage  bewegt  wurde. 

Ja,  es  wird  sogar  ein  „iustus  error"  berücksichtigt, 
welcher  die  falsche  Anzeige  hervorgerufen  hat:  „.  .  .  si  (iudi- 
cium) iustum  errorem  receperit,  absolvat  eum  .  .  ." 

Also  eine  vollständige  Berücksichtigung,  sogar  Unter- 
suchung des  inneren  Willens  und  etwaiger  Irrtümer. 

d)  Die  Fälle  der  arbiträren  Beurteilung  der  Tat  von 
der  staatlichen  Gewalt,  insbesondere  vom  König. 
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Die  entsprechende  Strafzumessung,  welche  sich  nach  keinen 
veralteten  Sühneregeln  richtet,  läßt  die  inneren  Momente  der 
Tat  berücksichtigen  und  eben  das  Stadium  der  Königlichen 
Justiz  bedeutet  einen  Fortschritt  der  Evolution  der  Schuld  ^^). 

In  der  „Korrektur"  finden  wir  mehrere  derartige  Fälle, 
insbesondere  aber  sind  diejenigen  hervorzuheben,  welche  den 
Täter  direkt  der  Gnade  des  Königs  verweisen:  „in  gratia  nostra 
consistat  (cc.  589,  868). 

Die  Gnade  des  Königs  kann  ja  gegebenenfalls  sogar  vom 
rein  objektiven  Tatbestande  absehen  und  den  Willen,  die  Schuld 
des  Täters  in  Betracht  ziehen. 


Zweiter  Teil. 

Die  Strafe. 

In  der  Behandlung  der  Strafe  sind  zwei  Grundfragen  zu 
erörtern:  1.  Das  Wesen  der  strafbaren  Reaktion,  die 
Quelle,  von  der  aus  sie  gegen  das  Verbrechen  gerichtet  wird, 
die  Form,  welche  sie  annimmt.  2.  Das  Element  und  Prinzip 
der  öffentlichen  Strafe,  seine  Rolle  in  der  untersuchten 
Quelle  und  sein  Verhältnis  zum  Kompositionssystem. 

Die  Untersuchung  dieser  Grundfragen,  um  die  sich  allerlei 
Nebenfragen  gruppieren,  läßt  uns  erkennen,  welche  Stufe  unser 
Rechtsdenkmal  in  der  Evolution  der  Strafe  betritt. 

I.  Das  Wesen  der  Strafe. 

1.  Es  ist  vor  allem  zu  betonen,  daß  das  behandelte  Straf- 
recht alle  Merkmale  eines  staatlichen  Strafrechtes  zeigt. 
Der  Staat  ist  die  strafende  Gewalt,  von  ihm  aus  geht  die  Re- 


^')  Makarewicz  1.  c.  S.  368:  „.  .  .  man  hat  genug  kalten  Blutes, 
um  die  subjektiven  Elemente  zu  berücksichtigen"  .  .  .  „das  altfränkische 
rationabilis  misericordia,  das  longobardische  in  potestatem  regis  iudicare, 
das  polnische  in  gratia  nostra  consistat,  das  französische  sa  vie  est  en 
la  volontd  du  seigneur,  das  englische  in  misericordia  regis." 
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aktion  gegen  die  strafbare  Tat  hervor.  In  ihm  ist  nicht  nur 
die  gesellschaftliche,  sondern  auch  die  bereits  —  prin- 
zipiell —  überwundene  Privatrache  verkörpert.  Streng 
nach  den  Bestimmungen  der  Statuten  und  nicht  nach  impul- 
siver Rache  seitens  der  Geseilschaft  oder  des  beschädigten 
Individuums  soll  die  strafende  Reaktion  erfolgen. 

Wir  finden  öflPentliche  und  Privatstrafen,  aber  allerdings 
sind  es  Strafen,  und  selbst  wo  die  Reaktion  in  Form  einer 
Privatgenugtuung  erfolgt,  ist  ihre  Art  und  Intensivität  recht- 
lich geregelt.  Deshalb  ist  auch  die  Komposition  in  ein 
System  eingerahmt  und  nur  wenige  Fälle  überlassen  die 
Schätzung  des  Schadens  dem  Beschädigten. 

Die  durch  den  Staat  repräsentierte  Gesellschaft  betont 
ihre  Gewalt  auch  bei  manchen  Privatdelikten,  indem  sie  einen 
Anteil  an  der  privatrechtlichen  Strafe  nimmt  und  dadurch 
derselben  ein  Publizitätsmerkmal  verleiht. 

2.  Die  Strafe  heißt  regelmäßig  „poena"  (nirgends  mehr 
„vindicta"),  auch  die  Privatstrafe,  welche  nur  in  einigen  Fällen 
„solutio"  genannt  wird.  Der  Angeklagte  heißt  in  der  Regel 
^reus",  der  Ankläger  „actor".  Der  Satz:  „wo  kein  Privat- 
kläger, dort  kein  Richter"  wird  (mit  wenigen  Ausnahmen  bei 
einigen  Verbrechen)  auch  dort  bewahrt,  wo  die  Tat  von  einer 
öffentlichen  Strafe  bedroht  wird. 

Der  „reus"  kann  sein  „convictus"  oder  „absolutus"  (ab 
impetitione  actoris").  Im  Falle  der  „convictio"  wird  er  „iudi- 
cialiter  condemnatus"  und  muß  seine  Strafe  abbüßen,  „poenam 
subiri",   „puniri",  in  Privatstrafen   „pro  poena  solvere". 

3.  Die  Strafe  erfolgt  als  notwendige,  unabwendbare  Folge 
der  strafbaren  Tat:  „ne  crimina  remaneant  impunita,  rei- 
publicae  interest"   (c.  779). 

Die  strafbaren  Taten  sowie  die  Täter  soll  man  „compes- 
cere"  (c.  848).  Neben  diesem  grundsätzlichen  Vergeltungs- 
prinzip ist  nebensächlich  hier  und  da  ein  Ziel  der  Strafe 
zu  ersehen.  Vor  allem  ist  es  das  Wohl  des  Staates,  welches 
in    der    Ausübung    der    Strafe    in    Betracht    genommen   wird. 
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„Keipublicae  iiiterest"  kann  als  allgemeiner  Satz  für  den 
'etwaigen  Zweck  der  Strafe  gelten.  Sogar  die  „liouiicidia", 
welche  in  der  Regel  nur  auf  Privatanklage  gerichtlich  verfolgt 
werden  und  immer  noch  (durch  die  Geldbuße)  als  Verletzungen 
der  Privatinteressen  gelten,  werden  als  „dedecus  in^nostro 
regno"  betrachtet  und  dem  Willen  des  Staates,  der  öffent- 
lichen Gewalt  gemäß  gestraft:  „homicidia  .  .  .  compescere, 
punire  et  removere  volumus"  (c.  848).  Auch  wird  „damnum 
et  detrimentum  reipublicae"   besonders  berücksichtigt  (c.  866). 

Jedenfalls  bildet  das  Wesen  der  Strafe   die  Repression. 

4.  Im  Rechtsbewußtsein  keimt  aber  schon  die  Bedeutung 
der  Strafe  als  einer  Präventivmaßnahme,  im  Sinne  der 
Generalprävention.  Den  Beweis  dafür  liefern  uns  manche 
Beweggründe  der  Gesetzgebung,  welchen  oft  vor  der  eigent- 
lichen Bestimmung  der  Strafe  Ausdruck  gegeben  wird.  Es 
sind  besondere  Beweggründe  außer  dem  Vergeltungsgedanken. 

So  wird  im  c.  756  die  Strafe  bestimmt,  um  den  Rechts- 
abnormitäten  vorzubeugen:    „insolentiis   viam   praecludere." 

c.  792  setzt  die  Strafe  für  die  „violentia",  nicht  nur  um 
die  „violentia  coerceatur",  sondern  auch  „prohibeatur". 

c.  793:  „Ut  calumniis  via  praecludatur"  („penitus** 
c.  861). 

c.  848:   „Homicidia  removere  volentes." 

Eine  arbiträre  Strafe  der  Gerichte  wird  im  c.  860  be- 
stimmt: „ut  calumniae  et  falsitates  locum  sibi  non  vindi- 
Cent." 

c.  886.  Es  werden  Maßnahmen  vorgenommen,  um  der 
Münzfälschung  vorzubeugen:  „.  .  .  ne  malefactores  cudendi 
illam  (monetam)  et  importandi  in  regnum  occasionem 
habeant." 

c.  871  gibt  als  Motiv  der  Strafe  an:  „ut  falsariorum  ini- 
quitas  et  periuriorum  licentia  refrenetur  et  cohibeatur." 

c.  872:   „.  .  .  depactiones  et  rapinas  enervare." 

c.  879:  «...  ut  audacia  et  temeritas  penitus  restrin- 
gatur." 
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Es  ist  also  schon  keine  blinde  Vergeltung  mehr;  neben 
der  reinen  Sühne  erscheinen  zielbewußte  Gedanken.  Sie  äußern 
sich  auch  im  sonstigen,  hie  und  da  bemerkbaren  Zweck  der 
Strafe. 

5.  So  der  Abschreckungsgedanke:  Die  Verbrecher 
gegen  die  Religion  (haeretici  etc.)  werden  auch  mit  weltlichen 
Strafen  verfolgt:  „humana  severitate  mulctentur",  wenn  sie 
„censura  ecclesiastica  non  terrentur". 

c.  726  will  die  „hominum  natura  ad  malum  prona  poe- 
narum  timore  prohiberi". 

c.  772.  Gegen  Diebe  und  Räuber  „ad  severiorem  cen- 
suram  procedere  compellimur", 

c.  835.  „Horribilis  poena",  „legum  poenam  minime 
formidantes". 

Es  ist  aber  zu  betonen,  daß  dieser  Abschreckungsgedanke 
zu  keinen  (wie  sonst)  besonders  schweren,  raffinierten  Strafen 
führt.  Todesstrafe  und  Körperverstümmelung  —  und  zwar  in 
verhältnismäßig  wenigen  Fällen  —  sind  das  größte  Uebel, 
welchem  der  Täter  ausgesetzt  ist.  Es  gibt  insbesondere  keine 
Folterstrafe;  auch  als  Beweismittel  wird  keine  Folter  ge- 
braucht. 

Nur  zwei  Fälle  finden  wir,  in  welchen  die  Folter  als 
Beweismittel  (nicht  als  Strafe)  fungiert:  Wenn  ein  Jude  der 
Tötung  eines  christlichen  Kindes  beschuldigt  wird  und  keine 
Beweismittel  vorhanden  sind,  so  bestimmt  c.  717:  „ut  per 
quaestiones  et  torturas  Judaeorum  veritas  eruatur**.  Dies 
kann  aber  geschehen  nur  „praecedentibus  indiciis  et 
praesumptionibus",  und  zwar  müssen  die  bestehenden  In- 
dizien und  Präsumptionen  „vehementes  et  certae  ac  in- 
dubitatae"   sein. 

c.  779  läßt  die  „homines  plaebei",  welche  schon  „ter  in 
regestris  furum  et  praedonum  reperti",  „quaestonibus  seu  tor- 
turis  supponi". 

6.  Auch  der  Sicherungsgedanke  ist  zu  bemerken.  Die 
Strafen  für  die  Häretiker   sind   auch  von   dem  Gedanken   be- 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft     XXV,  Band.  4 
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gleitet,  nm  den  reinen  Glauben  „religionem  .  .  .  a  labe  haere- 
tica  integram  ac  immaculatam  conservare". 

c.  756  strebt  durch  Strafen  der  „indemnitati  sub.ditorum 
nostrorum  praecavere". 

Aehnlich  c.  792:  „subditorum  nostrorum  incommodis 
et  difficultatibus  prospicere  et  providere". 

7.  Zum  Besserungsgedanken  hat  sich  noch  die  Institution 
der  Strafe  in  der  „Korrektur"  nicht  erhoben.  Zwar  spricht 
c.  868  von  „corrigenda  tarn  enormia  facinora",  aber  der 
Ausdruck  ist  mit  „punienda"  identisch,  er  hat  (wie  wir  aus 
der  nachstehenden  „poena  capitis"  sehen)  mit  einer  Besserung 
des  Täters  gar  nichts  zu  tun. 

Etwas  mehr  würde  solches  c.  860  ausdrücken:  „. . .  iudices 
omnes  calumniatores  et  falsas  citationes  et  litteras  in  iudiciis 
producentes  ...  corrigendi  pro  arbitrio  suo  plenam  et 
omnimodara  habeant  facultatem". 

Auch  diese  „corrigendi  facultas"  aber,  welche  sich  auf 
den  Täter  bezieht,  ist  promiscue  mit  „puniendi"  und  „mul- 
ctandi"   gebraucht,  was  offenbar  ihren  wörtlichen  Sinn  ändert. 

Daß  aber  die  Vergeltung  durchaus  nicht  vernichtend  sein 
muß  (sogar  in  schwereren  Fällen),  beweist- c.  813,  welcher  die 
Bestimmung  der  Gefängnisstrafe  (und  Geldbuße)  für  „homi- 
cidium"  folgenderweise  begründet:  „Quam vis  occidens  hominem 
secundum  legales  sanctiones  capitali  poena  plectendus  est, 
tarnen  rigorem  illum  mansuetudine  temperare  vo- 
lentes  ..." 

c.  767  erwähnt  die  Begnadigung  seitens  des  Königs: 
„. . .  profugos  latitantes  .  . .  implorantes  clementiam  nostram 
.  .  .  in  gratiam  nostram  suscipere  ac  eis  facinora  praeterita 
condonare  .  .  ." 

8.  Als  Modifizierung  der  reinen  Vergeltung  bestehen  schließ- 
lich die  arbiträren  Strafen  des  Königs  oder  einer  anderen 
ermächtigten  Gewalt  (S.  63). 

9.  Die  Stärke  und  die  Art  der  strafbaren  Reak- 
tion richtet  sich  vor  allem  a)  nach  der  Größe  des  objektiven 
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Schadens,  „iuxta  valorem  damni".  Sowohl  das  Kompositions- 
system wie  auch  die  öffentlichen  Strafen  modifizieren  sich  nach 
dem  objektiven  Tatbestande,  der  durch  die  Vergehung  ver- 
ursacht wurde. 

b)  Die  Persönlichkeit  des  Täters  ist  nur  in  einer 
Hinsicht  ausschlaggebend.  Der  Stand  nämlich,  dem  der  Täter 
angehört,  bildet  das  zweite  Kriterium  der  Strafzumessung.  Be- 
sonders wird  der  Standesunterschied  (nobilis,  civis,  colonus, 
plaebeus,  auch  manchmal  presbyter)  im  Kompositionssystem 
(S.  64)  und  in  den  prozessualischen  Beweisbestimmungen  in 
acht  genommen. 

Anderseits  übt  denselben  Einfluß  aus  die  Standesangehörig- 
keit  des  Beschädigten. 

c)  Sonstige  Umstände  sind  regelmäßig  gleichgültig.  Die 
Berücksichtigung  mancher  subjektiven  Zustände  wurde  oben 
in  der  Schuldfrage  an  entsprechenden  Stellen  besprochen. 

d)  Zu  objektiven  Umständen,  welche  auf  die  latensivität 
der  Strafe  Einfluß  haben  (außer  der  Schadensgröße),  gehören : 
„nocturnum  tempus  (furtum  c.  777,  c.  791),  weiter  besonders 
befriedete  Orte,  wie  c.  883:  „vulneratio,  occisio  in  conventibus 
generalibus,  vel  particularibus",  c.  199:  „in  iudicio",  c.  815: 
„in  viis,  aut  stratis  publicis". 

e)  Auch  die  Konkurrenz  der  strafbaren  Taten  wird  be- 
achtet, nur  in  einem  Falle  aber  besonders  betont:  Besonders 
strafbar  zeigen  sich  diejenigen  Entführer  (c.  855),  „qui 
nuptas  mulieres  ausi  sunt  rapere,  quia  duplici  tenentur 
crimine,  tarn  adulterii  scilicet,  quam  rapinae". 

Die  „Korrektur"  läßt  solchen  Fall  „acerbius  puniri"  („et 
oportet  acerbius  adulterii  crimen  ex  hac  adiectione  puniri"), 
bestimmt  aber  die  Art  dieses  „acerbius"  nicht.  Es  scheint  nur 
eine  rein  theoretische  Begründung  der  besonderen  strafrecht- 
lichen Beachtung  solcher  Fälle  zu  sein  („quod"  —  die  Todes- 
strafe —  „multo  magis  contra  eos  obtinere  sancimus  . .  ."). 

f)  Die  Strafe  soll  der  strafbaren  Tat  entsprechen, 
„poena  conformis  delicto"   (c.  827). 
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Demgemäß  richtet  sich  die  Strafzumessung  möglichst  nach 
der  Art  der  Tat,  was  einigemal  besonders  hervorgehoben  wird. 
So  c.  885:  „Committentes  .  .  .  crimina  secundum  magni- 
tudinem,  qualitatem  et  diversitatem  eorundem  poenis  con- 
formibus  percellantur." 

Nach  dem  c.  835  verlieren  die  „parricidae"  alle  Erbrechte 
an  ihren  Opfern:  „ut  puniantur  in  quo  deliquerunt". 
Weil  die  Verwandtenmörder  ihre  Tat  des  etwaigen  Erbrechts 
wegen  verüben,  so  sollen  sie  eben  durch  die  Vernich- 
tung ihrer  verbrecherischen  Erwartung  gestraft  werden:  „ut 
inde  incommodis  afficiantur,  unde  commoda  . . .  ex  patrato 
scelere  habere  sperabant  .  .  ." 

Der  Satz  „poena  debet  esse  conformis  delicto"  geht  aber 
durchaus  nicht  so  weit,  daß  von  irgend  einer  Talionsstrafe 
die  Rede  wäre.  Eine  Spur  von  „talio"  finden  wir  im  c.  862 
im  Falle  des  mehrfachen  Rückfalls  zur  „calumnia":  „.  .  .  si 
quarta  vice  de  crimine  calumniae  quis  inculpatus,  vel  accusatus 
fuerit  .  .  .  pro  suo  facinore  ad  instar  equi  castrati  nares 
sibi  praecidi  debent  .  .  ." 

Aehnlich  wird  ein  „falsus  procurator"  gebrandmarkt 
(c.  223):  „facies  eins  in  signum  maleficii  ardenti  cauterio  notetur 
cum  caracteris  impressione". 

g)  Inwiefern  die  Strafe  nur  den  eigentlichen  Täter 
trifft,  wurde  an  Hand  der  Frage  der  Kollektivverantwortung 
sowie  der  Verantwortung  für  fremde  Taten  bereits  erörtert. 

II.  Das  Publizitätsprinzip. 

Die  primitiven  Institutionen  des  Strafrechts  im  allgemeinen 
—  insbesondere  des  polnischen  Strafrechts  —  sind  in  der 
„Korrektur"   bereits  überwunden. 

Vor  allem  ist  die  Privatrache  und  die  auf  sie  gestützten 
Sippenkämpfe  („wrozdy")  verschwunden. 

Die  alte  Privatrache  hat  der  öffentlichen  staatlichen  Strafe 
und  dem  vom  Staate  geregelten  Konipositionssystem  Platz  ge- 
räumt. 
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Die  Auflösung  der  kollektiven  Verantwortlichkeit  und  des 
Familienbandes  in  der  Strafrechtssphäre  einerseits  und  die  Ent- 
wicklung des  Staatswesens  anderseits  mußten  die  Willkür  der 
strafenden  Reaktion  seitens  eines  Individuums  oder  einer  Sippe 
wegschaffen. 

Nur  noch  drei  Fälle  finden  wir,  die  der  ursprünglichen 
Privatrache  nahestehen  (cc.  770,  817,  854,  oben  S.  40  f.),  die  aber 
einerseits  der  Institution  der  Notwehr  sich  nähern,  in  Wirk- 
lichkeit als  ein  vom  Staate  genehmigtes  Recht  der  Rache 
erscheinen,  also  ein  Surrogat  der  Strafe  bilden.  Es  sind  die 
drei  Fälle  der  oben  besprochenen   „Individualtimoria". 

Auch  ist  die  alte  polnische  Strafrechtsinstitution  der 
„wrozba"  (ein  zwangmäßiges  Exil  des  Täters  durch  1  Jahr 
und  6  Wochen  —  gewöhnlich)  nicht  mehr  zu  finden.  Die  sich 
entwickelnde  Gefängnisstrafe  („turris")  hat  teilweise  ihren  Platz 
eingenommen  ^^). 

Die  dem  alten  polnischen  Strafrechte  eigentümliche  In- 
stitution der  „pokora"  (Bitte  um  Verzeihung,  symbolische 
Sühne)  ist  auch  verschwunden. 

Eine  gewisse  symbolische  Erniedrigung  des  Täters  be- 
deutet die  Bestimmung  des  c.  727.  Wenn  ein  Nichtadeliger 
(plebeus  et  ignobilis)  einen  Edelmann  beleidigt,  insbesondere 
falsche  Anklagen  gegen  denselben  hervorgehoben  hat  und  dafür 
zur  Geld-  eventuell  Körperstrafe  verurteilt^  wurde,  so  muß  er 
außerdem  seine  falschen  Anzeigen  formell  widerrufen  und  zwar 
in  einer  ihn  erniedrigenden  Weise:  „Id,  quod  locutus  sum, 
mentitus  sum  ,sicut  canis'." 

Das  Publizitätsprinzip  des  Strafrechts  der  „Korrektur" 
kommt  besonders  im  System  der  öffentlichen  Strafen  und  seinem 
Verhältnis  zum  Kompositionssystem  zum  Vorschein. 

1.  Oeffentliche  Strafen. 

Hierher  gehört  dasjenige  Uebel,  welches  den  Täter  trifft 
a)  seitens  der  öffentlichen  Gewalt,  b)  für  die  Tat,  welche 

'^)  Kutrzeba  1.  c.  S.  75  «F.,  85  ff. 
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nicht  „als  Verletzung  der  Privatinteressen  eines  Individuums 
oder  nicht  ausschließlich  als  eine  solche,  sondern  als  Ver- 
letzung der  Interessen  der  Gemeinschaft  gilt". 

Es  gelten  also  als  öffentliche  Strafen  sowohl  diejenigen, 
welche  eine  Genugtuung  nur  für  die  Verletzung  der  öffent- 
lichen Interessen,  wie  auch  diejenigen,  welche  diese  Genug- 
tuung neben  einer  Privatgenugtuung  deuten. 

Zu  der  ersten  oder  zweiten  Gruppe,  jedenfalls  aber  zu 
öflPentlichen  Strafen  gehören : 

A.  Die  Todesstrafe  (poena  capitis). 

Sie  erfolgt  als  eine  selbständige,  nicht  vertretbare  und 
nicht  los  zu  kaufende  Strafe  und  wird  entweder  allein  verhängt 
(meistens)  oder  auch  mit  allgemeiner  Konfiskation,  welche  sich 
der  Todesstrafe  in  manchen  Fällen  anschließt. 

a)  Mit  der  Todesstrafe  allein  wird  bestraft:  Ein  Körper- 
verletzer  „in  iudiciis"   (c.  200), 

der  Besitzer  einer  falschen  Münze,  wenn  die  Fälschung 
in  besonderer  Weise  zum  Vorschein  kommt  („in  una  marca 
sex  grossi  de  falsa",  c.  636), 

der  Hausfriedensstörer  („violator  pacis  et  securitatis  dome- 
sticae",  c.  796),     ^ 

ein  Plebejer,  welcher  einen  Adeligen  getötet  (c.  828), 

ein  Frauenentführer  (c.  853), 

wer  jemanden  verletzt  oder  tötet  „in  conventibus 
generalibus,  vel  particularibus". 

Insbesondere  wird  mit  der  Feuertodesstrafe  (poena  ignis) 
bestraft:  Ein  Jude,  welcher  einen  christlichen  Knaben  tötet 
oder  die  heilige  Eucharistia  verletzt  (c.  716),  ein  Brandstifter 
(incendiarius  voluntarius). 

b)  Die  Todesstrafe  in  Verknüpfung  mit  allgemeiner  Kon- 
fiskation trifft  den:  wer  sich  zur  „Häresis"  bekennt  oder  auf 
irgend  eine  Weise  sie  unterstützt,  den  Münzfälscher  und  allerlei 
Teilnehmer  an  dem  Verbrechen. 
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B.  Körperliche  Strafen. 

Die  körperliche  Strafe  wird  im  allgemeinen  wenig  erwähnt. 
Sie  kann  selbständig,  als  eine  ordentliche  Strafe  oder  als 
eine  eventuelle  Strafe  bestehen. 

a)  Als  ordentliche  Strafe  erfolgt  sie: 

Wenn  jemand  im  Gericht  als  „falsus  procurator"  die 
fremde  Angelegenheit  verloren  hat  (causam  perdidit),  wird  er 
gebrandmarkt  (c.  223,  s.  oben). 

Ein  Plebejer,  wenn  er  einen  „nobilis"  angegriffen  und 
verletzt  hat,  wird  mit  „poena  amputationis  unius  manus" 
bestraft. 

Einem  mehrmals  rückfälligen  „calumniator"  „debent  nares 
instar  equi  castrati  praecidi". 

b)  Als  eventuelle  Strafe: 

Wenn  ein  „plebeus"  eines  Adeligen  Ehre  verletzt,  wird 
er,  im  Falle  einer  Unmöglichkeit  der  Bezahlung  der  Geldbuße 
(60  Mark),  körperlich  bestraft:  „qui  caret  aere,  corpore 
puniendus  est"   (c.  727). 

Aehnlich,  wenn  ein  armer  „famulus"  („golota")  dem  Nach- 
bar seines  Herrn  einen  Schaden  verübt  hat,  wird  er,  falls  er 
keine  Entschädigung  zu  zahlen  imstande  ist,  körperlich  be- 
straft:  „si  caruit  aere,  luat  in  corpore". 

So  auch  c.  785:  „De  arvipirio  convictus  .  .  .  solutionem 
damni  solvere  debet  .  .  .  Qai  autem  caret  aere,  in  corpore 
puniendus  est." 

C.  Freiheitsstrafen. 

Die  Freiheitsstrafe  (carcer,  turris)  wird  auch  nur  selten 
angewendet.  Sie  ist  nicht  immer  als  eigentliche  Strafe  zu 
betrachten,  denn  mehrmals  hat  sie  nur  die  Rolle  eines  Exe- 
kutionsmittels, und  im  Falle  einer  unmöglichen  Exekution 
der  ordentlichen  Strafe  (Geldbuße)  erscheint  sie  als  eine  even- 
tuelle Strafe. 

a)  Als  eigentliche  Strafe. 
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c.  653.  „Si  colonus  .  .  .  pecuniam  rainutam  recipere 
recusaverit  .  .  .  captivetur  et  turri  iniponatiir. 

In  anderen  Fällen  erscheint  die  Freiheitsstrafe  neben 
anderen  (besonders  Geldstrafen). 

c.  206.  Wer  jemanden,  der  „ad  iudicium"  geht,  unter- 
wegs überfällt  und  verletzt,  wird  bestraft  mit  12  Wochen  Ge- 
fängnis (außerdem  mit  14  Mark  Geldstrafe). 

c.  813.  Der  „homicida"  wird  außer  der  ordentlichen 
Geldbuße  (120  Mark)  mit  Gefängnis  von  1  Jahr  und 
6  Wochen  bestraft.  Dies  ist  die  eigentliche  Strafe,  welche 
außer  der  Geldbuße  besteht:  „.  .  .  insuper  carceribus  turris 
per  unum  annum  integrum  et  sex  septimanas  in  detestationem 
sceleris  .  .  .  includi  et  puniri  debet." 

Der  Täter  kann  dieser  Strafe  nicht  entgehen,  wenn  er 
sich  auch  mit  den  Verwandten  des  Getöteten  versöhnt  hat 
(also  keine  Geldbuße  zahlte). 

c.  836.  Die  „parricidae"  werden  ähnlich  mit  dem  Turme 
von  1  Jahr  und  6  Wochen  bestraft  (außerdem  Geldbuße, 
Ehrenstrafe  und  Verlust  der  Erbrechte). 

b)  Als  eventuelle  Strafe. 

Hierher  gehören  Fälle,  wo  das  Gefängnis  als  Exekutions- 
mittel dient  und  deshalb  regelmäßig,  obwohl  nicht  immer  zeit- 
lich unbeschränkt  ist;  es  dauert  so  lange,  bis  der  Täter 
die  ordentliche  Strafe  (Geldbuße)  abbüßt.  Wenn  er  es  zu 
tun  überhaupt  nicht  imstande  ist,  dann  wird  das  verhängte 
Gefängnis  zur  Strafe,  es  kann  also  als  eine  eventuelle 
Strafe  bezeichnet  werden. 

c.  66.  Wer  einen  Geistlichen  tötet  (presbytericida),  wird 
bis  zu  der  Zeit,  wo  er  die  ordentliche  Geldbuße  (120  Mark) 
dem  Bischof  zahlt,  vom  Gefängnis  nicht  losgelassen,  auch 
wenn  die  ordentliche  Dauer,  1  Jahr  und  6  Wochen,  bereits 
vorüber  ist. 

„.  .  .  demum  de  carcere  non  relaxare,  donec  male- 
factor  . . .  pro  capite  presbyteri  occisi  domino  episcopo  solvat . .  .* 

Für  allerlei  kirchliche  Vergehen  (c.  98)  wird  der  Täter 
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exkommuniziert  und  außerdem,  falls  er  „irapossessionatus*  ist, 
„turri  mancipetur,  de  qua  aliter  non  relaxetur,  nisi  satis- 
faciat  pro  omnibus  damnis  et  impensis". 

c.  201.  Ein  „invasor  iudicii"  (absque  armis,  amicorum, 
vel  familiarium  multitudine  fretus),  bis  er  die  Strafe  14  Mark 
bezahlt,  „de  carceribus  non  relaxetur"  (mindestens  muß  er  die 
12  Wochen  Gefängnis  abbüßen). 

c.  525.  Wer  Geld  genommen  hat,  „ad  servitium  militare 
et  pro  ea  (pecunia)  non  satisfecerit",  wird  bis  zur  Zurück- 
erstattung der  unrechtlich  angenommenen  Summe  vom  Starosten 
im  Gefängnis  gehalten.  Ein  „colonus"  „debet  mancipari  et 
vinculis  detineri",  bis  er  die  ordentlichen  Strafen  für  den  Ge- 
brauch eines  „sal  prohibitum"  (nicht  aus  den  Salzgruben  in 
Wieliczka  oder  Bochnia)  bezahlt  (c.  645). 

Der  „homicida"  wird  auch  über  1  Jahr  und  6  Wochen 
im  Gefängnis  gehalten,  bis  er  die  ordentliche  Geldbuße  den 
Verwandten  des  Getöteten  bezahlt,  „tarn  diu  in  carcere,  quamdiu 
non  solverit". 

D.  Die  Verbannung  Insbesondere. 

Die  „bannitio"  erscheint  regelmäßig  in  Begleitung  der 
allgemeinen  Konfiskation  oder  der  Infamie.  Auch  sie  gilt  einer- 
seits als  eine  ordentliche  Strafe,  anderseits  als  eine  eventuelle, 
insbesondere  als  Folge  der  Nichterscheinung  vor  Gericht  bei 
schweren  Vergehungen. 

a)  Als  ordentliche  Strafe. 

Wer  vom  Urteile  seines  „episcopus  proprius"  in  verbotenen 
Fällen  appelliert,  „de  regno  banniatur"  (et  bona  eius  confis- 
centur,  c.  97). 

Für  das  Handeln  mit  dem  Patronatsrecht  (c.  109)  wird 
der  Schuldige  bestraft,  „poena  bannitionis  de  regno"  (und 
allgemeine  Konfiskation,  c.  110). 

b)  Als  eventuelle  Strafe. 

Wenn  ein  Münzfälscher  im  Gericht,  „in  secundo  termino", 
nicht  erscheint,  wird  er  als  „contumax"  verurteilt  (»pro  convicto 
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habetur")  und  verbannt  (auch  werden  seine  Güter  konfisziert, 
c.  870). 

Aehnlich  wird  verbannt  (und  infamis)  der,  welcher  „in 
conventibus  aliquem  vulneraverit  vel  occiderif,  wenn  er  „cri- 
mine  patrato  au  fug  er  it  (c.  883). 

E.  Ehrenstrafen. 

Die  „Korrektur"  kennt  eine  Ehrenstrafe,  nämlich  die 
„infamia",  welche  regelmäßig  in  Verbindung  mit  der  Ver- 
bannung und  der  allgemeinen  Konfiskation  als  eine  Folge 
schwerer  Verbrechen  oder  der  „contumacia"  erscheint.  Dem- 
gemäß ist  die  Infamiestrafe  folgendermaßen  zu  systematisieren. 

a)  Infamie  als  ordentliche  und  selbständige 
Strafe. 

c.  568.  Die  Untertanen  und  Angehörigen,  welche  dem 
Befehl  ihres  Herrn,  Diebe,  Missetäter,  Feinde  zu  erspähen 
und  gefangen  zu  nehmen,  nicht  gehorchen,  „perpetuo  sint 
infames". 

Wer  aber  jemandem  falsch  eine  Infamie  vorwirft,  wird 
selbst  „infamis". 

c.  768.  „Infames"  werden  allerlei  Begünstiger  der  „fures, 
latrones,  profugii". 

c.  773.     Die  rückfälligen  (quarta  vice)  Diebe. 

c.  862.     Aehnlich  die  rückfälligen  „calumniatores". 

b)  Als  ordentliche  Strafe  nebst  anderen. 
„Infames"  werden:  „Parricidae"  (außerdem  Gefängnis-  und 

Vermögensstrafe,  c.  836).  „Raptores  virginum  et  mulierum" 
(mit  Todesstrafe,  c.  853,   „honoris  et  capitis  supplicium"). 

c)  Als  eventuelle  Strafe 

trifft  die  Infamie  die  „contumaces"  und  „profugi",  und 
zwar:  „invasores  et  violatores"  und  ihre  Teilnehmer  (c.  798), 
„homicidae"   (proclamationibus  publicandi,  c.  814). 

c.  883.  „Qui  in  conventibus  .  .  .  aliquem  vulneraverint 
aut  occiderint"    (und  bannitio,  s.  oben). 
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F.  Oeffentliclie  Vermögensstrafen. 

Hierher  gehören:  1.  Amtsverhist,  2.  Konfiskation,  3.  Geld- 
bußen, die  den  Charakter  einer  Strafe  haben,  indem  sie  einer 
öffentHchen  Gewalt  zufallen,  „iudicio",  „regi",  „camerae  no- 
strae  regiae",   „fisco  nostro"   etc. 

1.  Amts  Verlust. 

Diese  Strafe  ist  teilweise  eine  Ehrenstrafe  und  tritt  —  als 
ausdrücklich  hervorgehoben  —  sehr  selten  auf.  Sie  ist  aber 
im  allpjemeinen  in  allen  diesen  Fällen  anzunehmen,  wo  der 
Täter  „infamis"  ist,  da  eine  weitere  Bekleidung  des  Amtes 
von  einem  Infamis  unmöglich  erscheint. 

Außerdem  verlieren  strafweise  ihr  Amt:  Die  Starosten 
(capitanei),  die  den  Verordnungen  der  Palatinen  oder  den  Ur- 
teilen der  Gerichte  (iudicium  terrestre)  zuwiderhandeln  (c.  173). 

Die  „notarii",  im  Falle  der  Pflichtvernachlässigung  (c.  177). 
Insbesondere  der  „notarius",  welcher  die  Verordnungen  des 
Richters  (iudex  cum  subiudice)  auszuführen  sich  weigert  oder 
mutwillig  das  tagende  Gericht  verläßt  („rebelliter  de  sede  iudi- 
ciaria  abiit",  c.  387). 

2.  Konfiskation. 

Dieselbe  kann  sich  auf  das  ganze  Vermögen  des  Täters 
oder  nur  auf  spezielle  Gegenstände  beziehen;  sie  kann,  ähn- 
lich wie  die  obigen  Strafen,  eine  ordentliche  oder  eine  even- 
tuelle Strafe,  eine  ausschließliche  oder  Nebenstrafe  sein. 

a)  Allgemeine  Konfiskation  (confiscatio  bonorum  om- 
nium)  trifft  als  ordentliche  Strafe  die  „profugi  de  regno 
absque  legitima  causa"   (c.  589,   „camerae  regiae"): 

Kaufleute,  welche  unerlaubte  Landstraßen  mit  ihren  Waren 
durchziehen  (c.  665,   „aerario  nostro"); 

die,  welche  ohne  Ermächtigung  oder  Privilegien  irgend 
welche  Zölle  auf  öffentlichen  Wegen  auflegen  und  beheben 
(c.  669,   „fisco  nostro"); 
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der  Töter  (Jude)  eines  christlichen  Knaben  (außerdem 
Todesstrafe,  c.  716); 

die  Häretiker  und  deren  Mitschuldigen  (c.  722,  „thesauro 
nostro"),  ähnlich  c.  724  (und  Todesstrafe); 

die  Münzfälscher  (außerdem  Todesstrafe,  c.  868); 

die  oben  mit  Verbannung  gestraften  Vergehungen  (cc.  97, 
110)  verursachen  auch  eine  allgemeine  Konfiskation. 

Als  eventuelle  Strafe  wird  die  allgemeine  Konfiskation 
erkannt  im  Falle  einer  „contumacia"  gegen  die  „contumaces  . . . 
TU  res,  praedones,  nolentes  .  .  .  quarto  termino  comparere" 
(c.  775,  davon  wird  zuerst  der  Schaden  beglichen,  „reliquum 
vero  fisco  nostro  applicetur"),  „contumaces  homicidae"  (mit 
Infamie,  c.  850),  „contumaces  inculpati  de  falsa  nioneta  (mit 
Verbannung,  c.  870). 

b)  Teilkonfiskation. 

Sie  bezieht  sich  auf  einen  Teil  des  Vermögens,  auf  be- 
sondere Güter  des  Täters,  wie  z.  B.  Waren,  und  trifft  folgende 
Personen : 

Kaufleute,  die  auf  unerlaubten  Stellen  ihre  Waren  feil- 
bieten; sie  werden  gestraft  „per  rerum  venditioni  expositarum 
receptionem"  (c.  172).  c.  882:  „.  .  .  si  quis  vel  strictiorem 
pannum,  vel  breviorem,  quam  sit  consultum  vendere  ausus 
fuerit,  poena  falsi  puniatur  et  .  .  .  Universum  pannum  illius 
generis  ipso  facto  a  mit  tat." 

Aehnlich  wird  auch  dem  Besitzer  einer  falschen  Münze 
dieselbe  konfisziert  (cc.  635,  636). 

3.  Oeffentliche  Geldbußen. 

Zu  den  häufigsten  Geldbußen,  die  im  Staatsinteresse  er- 
hoben werden  und  dem  Fiskus  oder  irgend  einer  anderen 
Staatsgewalt  zukommen,  die  also  als  Strafen  beachtet  werden 
können,  gehören  die  Strafen  von  100,   14  und  3  Mark. 

a)  Die  Strafe  von  100  Mark 
ist  gerichtet  gegen  den  consul,    capitaneus,   palatinus,   welche 
„officium  suum  negelexerint"  (c.  127,   „fisco  nostro"). 
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Aehnlich  c.  137,  c.  189  („palatini"),  c.  173  („capitanei . . .  neg- 
legentes  in  exequendis  his,  quae  ad  ipsorum  officium  pertinent"). 

Aehnlich  capitanei  für  Mißbräuche  im   Amte  (c.  390). 

Weiter  der,  welcher  „in  conventibus  .  .  .  gladios  eva- 
ginaverit". 

Mit  Ausnahme  des  letzten  Falls  ist  die  Strafe  von  100  Mark 
im  allgemeinen  als  eine  ordentliche  Beamtenstrafe  (und  zwar 
höheren  Beamten)  für  allerlei  Mißbräuche  und  grobe  Vernach- 
lässigung der  Pflicht  anzusehen. 

b)  Die  Strafe  von  14  Mark. 

Mit  ihr  wird  bestraft:  c.  201,  der  Gerichtsfriedensstörer 
(ohne  Waffe  und  Bande).  Die  Summe  wird  zur  Hälfte  geteilt 
zwischen  den  Starosten  und  dem  Gericht. 

c.  206.  Der,  welcher  „aliquem  ad  iudicium  proficiscentem" 
überfällt  oder  verletzt  (außerdem  Gefängnis,  s.  oben,  „fisco 
nostro"). 

Mißbräuche  der   „officiales"   (c.  388,   „fisco  nostro"). 

c.  514.  Die  Kastellanen  „pro  negligentia"  („nobis  poenam 
solvere"). 

Die  Beschädiger  des  fremden  Gutes,  indem  sie  das  dem 
Heere  zustehende  Recht,  „necessaria  ad  exercitum  conduci", 
verletzen  (c.  520,  außerdem  Entschädigung). 

Städtisches  Amt,  welches  seine  Pflichten  vernachlässigt 
(cc.  577,  646). 

Die  Aufbewahrer  eines  verbotenen  Salzes  (c.  642).  , 

Aehnlich  die,  welche  seine  Nichtbenutzung  zu  kontrollieren 
haben  (c.  647). 

Der  Verletzer  (vulnerans),  welcher,  um  der  Strafe  zu  ent- 
gehen, eine  falsche  Gegenklage  gegen  den  von  ihm  Verletzten 
erhebt  (c.  846,   „iudicio"). 

Wer  die  verbotene  Münze  („moneta  Swidnicensis")  in 
weiterem  Betrieb  läßt  (c.  864). 

Diese  Strafe  trifft  besonders  die  niedrigeren  Beamten  für 
Pflichtverletzungen. 

c)  Die  Strafe  von  3  Mark. 
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Hierher  gehören  folgende  Fälle :  Ein  mutwilliges  Verhalten 
vor  Gericht  (c.  180). 

Das  Nähren  oder  Unterhalten  einer  „vnlpis  viva". 

Verletzungen  oder  Gewalttaten  gegen  die  Juden  (cc.  701, 
704,  707). 

Wer  jemandem  falsch  eine  Urkundenfälschung  vorwirft 
(außerdem  14  Mark  der  beleidigten  Partei,  c.  871). 

Es  sind  also  allerlei  kleinere  (auch  disziplinare)  Ver- 
gehungen. Besonders  oft  kommt  die  Strafe  von  3  Mark  auch 
im  Kompositionssystem  vor  für  allerlei  Verletzungen  der  Privat- 
interessen und  ist  in  den  meisten  dieser  Fälle  doppelt  zu  be- 
zahlen, nämlich  die  anderen  3  Mark  fallen  einer  öffentlichen 
Gewalt  zu  (meistens  „iudicia"),  so  daß  die  Strafe  erscheint  teils 
als  „poena  trium  marcarum  et  totidem  iudicio"  oder  „poena 
sex  marcarum  pro  dimidio  parti  et  iudicio  applicanda". 

Zu  den  seltener  vorkommenden  öffentlichen  Geldstrafen 
gehören : 

d)  Die  Strafe  von  70  Mark. 

Die  einst  so  allgemeine  Strafe  ist  jetzt  beinahe  verschwun- 
den; sie  trifft  die  Mitglieder  der  verbotenen  „fraternitates  merca- 
torum,  artificum  et  mechanicorum  („camerae  nostrae",  c.  129). 

e)  60  Mark 

zahlt  der,  der  das  Schwert  im  Gericht  mutwillig  gezogen  (ohne 
jegliche  Folgen,  c.  199). 

Wer  unerlaubte  Zölle  erhebt  oder  Wasserstraßen  ohne 
Ermächtigung  sperrt  (c.  662). 

f)  20  Mark 
zahlt  „fisco  nostro",  wer  einen  Juden  tötet  (c.  705),  außerdem 
10  Mark  den  Verwandten   des  Getöteten   so,    daß    die  Strafe 
„poena  triginta  marcarum"  heißt. 

(j.  Klrchliclie  Strafen. 

Die  kirchliche  „excommunicatio"  und  das  „interdictum"  wird 
in  Fällen  kirchlicher  Vergehungen  in  das  System  der  öffentlichen 
Strafen  von   der  „Korrektur"  eingeordnet  (so  cc.  92,   101  etc.). 
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H.  Arbiträre  Strafen. 

a)  Des  Königs. 

Der  den  Gerichtsurteilen  nicht  Gehorchende  und  „rebellis", 
„punitio  in  gratia  nostra  consistat"  (cc.  365,  367). 

Ein  „profugus"  —  wenn  er  gefangen  genommen  —  „in 
gratia  nostra  consistat"   (c.  589). 

Die,  welche  der  Zollpflicht  entgehen  wollen,  werden  ge- 
straft „iusta  arbitrium  nostrum"   (c.  674). 

Eine  „calumniatrix",  die  jemanden  einer  Entführung  falsch 
angeklagt  hat,   „pro  arbitrio  nostro  puniatur"   (c.  858). 

b)  Des  Richters. 

Der,  dessen  böser  Hund  jemanden  verletzt,  indem  er  nicht 
zu  Hause,  sondern  „ubi  iter  vulgo  fieri  consuevit"  gehalten  wurde, 
wird  bestraft  „in  eo,  quod  bonum  et  aequum  iudici  videbitur  .  .  . 
pro  vulnere"   (c.  839). 

Die  „calumniatores  et  falsas  litteras  in  iudicio  producentes" 
zu  strafen,  haben  die  Richter  „pro  arbitrio  suo  plenam  et  omni- 
modam  facultatem"   (c.  860). 

2.  Privatrechtliche  Entschädigung. 

Neben  den  obigen  öffentlichen  Strafen  sind  in  der  „Kor- 
rektur"  Privatstrafen  aufrecht  erhalten. 

Sie  sind  aber  mit  wenigen  Ausnahmen  (Tötung,  Ver- 
letzung etc.)  auf  Vergehungen  gegen  das  Vermögen  beschränkt, 
auch  selten  nur  wird  die  Höhe  der  Privatstrafe  dem  Beschädigten 
selbst  überlassen  (pretium  affectionis),  vielmehr  wird  auch  die- 
selbe vom  Staate  geregelt  (Kompositionssystem). 

a)  Die  vom  Kläger  bestimmte  Entschädigung 
erfolgt  meistens  in  den  Fällen  des  Schadens  in  „pascuis,  pratis 
et  segetibus",  überhaupt  in  Feldschaden,   welche   teils    direkt, 
teils  mittelbar  (durch  ein  Tier)  verübt  wurden. 

Sonst  waltet 

b)  das  Kompositionssystem, 
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welches  eine  ganze  Reihe  von  Geldentschädigungspflichten  — 
abhängig  von  der  Größe  des  Schadens  einerseits   und  dem 
Stande  des  Täters  sowie  des  Beschädigten  anderseits  —  enthält. 
Hierher  gehören  die  Geldbußen: 

120  Mark  (cc.  813,  818,  836,  837), 
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(cc.  727,  794,  810,  819), 

30 

fl 

(cc.  820,  825), 

15 

W 

(cc.  820,  821,  825), 

14 

» 

(c.  871), 

10 

» 

(cc.  785,  820,  821,  825,  826,  827), 

71/2 

« 

(c.  822), 

6 

» 

(cc.  792,  821), 

5 

» 

(cc.  822,  826,  828), 

4 

« 

(c.  826), 

3 

» 

(cc.  714,  731,  738,  745,  748,  751,  753, 
789,  791,  822,  826,  846,  861,  879). 

2 

7) 

(c.  828), 

1 

» 

(c.  704), 

V2 

» 

(c.  704), 

12  grossi  (c.  704), 
10      „      (c.  705). 

Von  den  Privatgeldbußen  ist  besonders  die  von  120  Mark 
hervorzuheben  als  die  Entschädigung  für  das  „horaicidium" 
(„glowszczyzna").  Die  Tötung  ist  zwar  auch  mit  einer  öffent- 
lichen Freiheitsstrafe  bedroht  („turris",  1  Jahr  und  6  Wochen), 
dennoch  aber  bleibt  die  „glowszczyzna"  das  Wesen  der  Re- 
aktion für  das  Tötungsverbrechen,  welches  also  einerseits  noch 
immer  gewissermaßen  als  Privatdelikt  gilt,  anderseits  aber  den 
Einfluß  der  Elemente  der  staatlichen  Hoheit  bezeugt,  die 
erstens  eine  öffentliche  Strafe  zufügt,  zweitens  durch  die  streng 
bestimmte   Geldbuße    der  Willkür   oder  Privatrache    vorbeugt. 

Diese  Geldbuße  ist  eine  ordentliche  Entschädigung  für  den 
Kopf  eines  Edelmannes  (nobilis),  wenn  der  Täter  auch  dem- 
selben Stande  angehört. 
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Sie  wird  modifiziert,  wenn  der  Täter  ein  Nichtadeliger 
(plebeus)  ist  (e.  823,  „poena  capitis"),  auch  wird  sie  dem 
niedrigeren  Stande  (civis  ex  insignioribus  civitatibus,  ex  aliis 
oppidis,  colonus,  villanus,  cc.  825 — 827)  des  Getöteten  ent- 
sprechend verhältnismäßig  vermindert. 

Ebenso  die  Geldbuße  für  Körperverletzungen,  deren  ka- 
suistische Fälle  (auch  dem  Stande  des  Täters  sowie  des  Be- 
schädigten entsprechend)  in  cc.  820 — 824  besprochen  werden. 

3.  Sonstige  Merkmale  des  Oeffentlichkeitsprinzips  der 

Strafe. 

Wir  haben  die  hervorragende  Rolle  der  öffentlichen 
Strafe  beobachtet,  welche  nicht  nur  die  Privatrache  über- 
wunden, sondern  sogar  die  Komposition  bedeutend  beschränkt. 

a)  In  den  Fällen  sogar,  wo  die  strafende  Reaktion  in  Form 
einer  Komposition  erscheint,  fällt  oft  ein  Teil  der  Geldbuße 
einer  öffentlichen  Gewalt  zu  (meistens  „iudicio",  aber  auch 
„capitaneo,  palatino,  episcopo,  fisco"),  ein  Beweis,  daß  der 
Staat,  als  Ausdruck  der  Gesellschaft,  auch  die  Privatvergehen 
berücksichtigt  und  sogar  diese  Vergehen  vom  Standpunkte  der 
Allgemeinheit  beachtet.  (Es  ist  hervorzuheben,  daß  diese  Art 
von  „ Friedensgeld "  ^^)  gerade  beim  Tötungsdelikt  nicht  be- 
steht. Neben  der  Komposition  spielt  hier  die  Gefängnis- 
strafe die  Rolle  der  öfi*entlichen  strafenden  Reaktion.) 

Diese  Geldbuße,  die  an  eine  öffentliche  Gewalt  bezahlt 
wird  (eine  Art  von  Komposition  mit  dem  verletzten  ent- 
sprechenden Amte),  wird  regelmäßig  derart  bemessen,  daß  die 
ordentliche  ganze  Geldbuße  in  zwei  Hälften  „parti"  und 
fliudicio"   zukommt. 

Die  häufigste  derartige  Geldbuße  ist  die  Strafe  von  3  Mark, 
welche  doppelt  entrichtet  wird  (poena  trium  marcarum  et  toti- 
dem  iudicio),  oder  auch  „poena  sex  marcarum  parti  et  iudicio 
pro  dimidio  applicanda"   genannt  wird. 

1^)  Kutrzeba  1.  c.  S.  77. 
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Sie  erfolgt  für  allerlei  Privatbeschädigungen  und  Gewalt- 
taten (cc.  555,  701,  714,  731,  738,  745,  748,  751,  753,  758, 
787,  788,  789,  791,  861).  In  einem  Falle  (c.  770)  zahlen  die 
Herren,  deren  Untertanen  an  eine  Wüstung  des  fremden  Ackers 
gingen,  „ipso  facto"  die  Strafe  von  3  Mark,  welche  zwischen 
dem  Gericht  und  den  Beschädigten  geteilt  wird,  so  daß  in 
diesem  Falle  die  der  öffentlichen  Gewalt  zufallende  Geldbuße 
nur  1^/2  Mark  beträgt. 

b)  Bewußte  Abgrenzung  der  Strafe  von  der  Privat- 
entschädigung beweisen  mehrere  Bestimmungen  der  „Kor- 
rektur". 

Hierher  gehören  die  Fälle  des  „casus"  und  der  Notwehr 
(cc.  816 — 819),  welche  (oben  S.  11  f.)  die  gegenseitige  Un- 
abhängigkeit der  öffentlichen  Strafe  und  der  Privatgeldbuße, 
sowie  den  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  Strafe  und 
Privatgenugtuung  bezeugen. 

So  auch  c.  767:  Die  Begnadigung  bezieht  sich  nur  auf  die 
öffentliche  Strafe,  hält  aber  die  Entschädigungspflicht  aufrecht 
(„nihilominus  .  .  .  pro   damnis  satisfacere  .  .  .  tenebuntur"). 

c.  776.  „Infamis  habere  non  debet,  sed  damnum  satis- 
facere teneatur." 

c.  783.  „A  poena  immunis  erit,  sed  ad  dam  na  sar- 
cienda  .  .  .  nihilominus  tenebitur." 

Und  auch  umgekehrt:  die  Befreiung  von  der  Entschädi- 
gungspflicht (z.  B.  beim  Tötungsdelikt  durch  Uebereinkommeu 
mit  den  Verwandten  des  Getöteten)  verursacht  noch  keine 
Straflosigkeit.  Diese  ist  besonders  beim  „homicidium"  hervor- 
zuheben: „Neque  turris  poenam  uUo  modo  evadat,  etiamsi 
cum  consanguineis  occisi,  concordaverit." 

Diese  Merkmale,  zusammengestellt  mit  dem  oben  ent- 
wickelten System  der  öffentlichen  Strafen,  lassen  uns  feststellen, 
daß,  wie  oben  in  der  Schuldfrage  das  subjektive  Element, 
so  in  der  Frage  der  Strafe  das  Publizitätsprinzip  sich  in  der 
„Korrektur"  ihre  entwicklungsgeschichtlich  natürlichen  Wege 
bahnen. 


IL 

Die  Stammesrechte  des  Bezirks  Atakpame 

(Schutzgebiet  Togo). 

Von 
Dr.  iur.  et  phil.  Asmis  ^). 

I. 

Die  vorliegenden  Stammesrechte  des  Bezirks  Atakpame 
sind  ein  Teil  der  von  mir  im  Auftrage  des  Gouverneurs  Graf 
V.  Zech  im  Jahre  1907  gesammelten  Stammesrechte  des  Schutz- 
gebiets Togo.  Ihre  Sammlung  erfolgte  in  erster  Linie  von 
dem  praktischen  Gesichtspunkte  aus,  innerhalb  möglichst  kurzer 
Zeit  eine  ausreichende  Unterlage  für  die  vom  Gouvernement 
in  Togo  seinerzeit  in  Aussicht  genommene  Straf-  und  Ver- 
fahrensordnung für  Eingeborenensachen  zu  schaffen.  Die  nach- 
folgende Schilderung  ist  daher  keine  völlig  erschöpfende  Dar- 
stellung aller  auf  das  Rechtsleben  bezüglichen  Tatsachen,  wenn 
auch  die  wesentlichsten  ihre  Wiedergabe  gefunden  haben. 
Vielfach  bestehen  ja  zwischen  den  einzelnen  Ortschaften  des- 
selben Stammes  Abweichungen  in  den  Sitten  und  Gebräuchen, 
die  naturgemäß  nicht  sämtlich  ihre  Wiedergabe  finden  konnten. 
Um  hier  eventuell  eine  Nachprüfung  zu  erleichtern,  habe  ich 
die  Namen  und  Herkunftsorte  der  Gewährsmänner  mit  an- 
geführt. 

Die  Sammlung  erfolgte  im  Bezirk  Atakpame  in  der  Weise, 
daß  die  Leute  der  einzelnen  Stämme,  die  mir  von  dem  lang- 

^)  [Mit  Genehmigung  des  Kolonialamts  veröffentlicht.  —  Kohl  er.] 
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jährigen  Leiter  und  besten  Kenner  des  Bezirks  Hauptmann 
V.  Doering  als  die  klügsten  und  zuverlässigsten  ausgesucht 
waren,  getrennt  gehört  und  so  die  späteren  Aussagen  zur 
Kontrolle  der  früheren  verwandt  wurden.  Die  Verständigung 
erfolgte  durch  den  mir  vom  Gouvernement  zugeteilten,  als  zu- 
verlässig bewährten  Dolmetscher  Wilhelm  Ahiogbe. 

Bei  der  Lektüre  der  vorliegenden  Sammlung  ist  nun  zu 
beachten,  daß  das  Straf  recht  innerhalb  der  Stammesrechte 
schon  bis  auf  einen  geringen  Bruchteil  durch  das  Bezirksleiter- 
recht, d.  h.  durch  die  Rechtsgrundsätze,  die  die  langjährigen 
Bezirksleiter  als  Ausfluß  der  in  ihrer  Person  liegenden  Gerichts- 
hoheit bei  der  Entscheidung  der  vor  sie  gebrachten  Rechts- 
fälle zur  Anwendung  gebracht  haben ,  verdrängt  ist.  Alle 
diesbezüglichen  Angaben  sind  also,  abgesehen  von  den  gering- 
fügigen noch  den  Häuptlingen  zur  Aburteilung  belassenen 
Delikten  und  einigen  Verfahrensvorschriften,  nicht  mehr  prak- 
tisch gehandhabtes  Recht.  Zudem  darf  nicht  vergessen  werden, 
daß  sich  die  Stammesrechte  des  Schatzgebietes  sämtlich  in 
einem  ständigen  Umwandlungsprozeß  befinden.  Dieser  voll- 
zieht sich  um  so  schneller,  je  mehr  der  Stamm  in  seiner  Ge- 
samtheit schon  dem  europäischen  Einfluß  zugänglich  ist.  Selbst 
innerhalb  eines  Stammes  macht  sich  die  Wirkung  der  Berüh- 
rung mit  den  Anschauungen  und  den  Rechtssätzen  der  Euro- 
päer, die  häufig  auch  schon  in  einer  dem  Negerverstande  ein- 
leuchtenden Weise  besser  den  anders  gewordenen  Verkehrs- 
verhältnissen gerecht  werden  können,  dahin  bemerkbar,  daß 
die  unmittelbar  um  diesen  Kulturinfektionsherd  liegenden  Ort- 
schaften eine  Abweichung,  einen  Fortschritt  zur  europäischen 
Anschauung  gegenüber  den  entfernteren  aufweisen.  Derselbe 
Vorgang  zeigt  sich  in  ganz  entsprechender  Weise,  wenn  ein 
auf  höherer  Stufe  stehendes  farbiges  Volk  mit  einem  tiefer 
stehenden  in  Berührung  kommt.  Ein  Beispiel  hierfür  ist  auch 
die  Beeinflussung  der  östlichen  Teile  des  Akpossogebietes 
durch  die  Atakpame  und  Evhe.  Diese  Umwandlung  zugunsten 
des   höheren  Rechts   vollzieht  sich   im  Vergleich  zu  ähnlichen 
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Vorgängen  in  Europa,  wo  die  Ueberlegenheit  der  herrschenden 
Rasse  nicht  eine  so  gewaltige  ist  wie  die  der  weißen  über  die 
farbige  Afrikas,  bei  der  relativ  großen  Bereitwilligkeit  und 
Aufnahmefähigkeit  der  Togoneger  ganz  außerordentlich  schnell. 
Mit  dem  Ausbau  der  Verkehrsstraßen,  insonderheit  der  Eisen- 
bahnen und  der  dadurch  geschaffenen  Verkehrserleichterung 
und  Verkehrssteigerung,  mit  der  Verbreitung  der  Schulbildung 
wird  diese  Umwandlung  beschleunigt,  und  zweifellos  hat  der 
Vorgang  in  der  seit  der  Sammlung  der  Stammesrechte  ver- 
flossenen Zeit  Fortschritte  gemacht.  Immerhin  dürften  trotz- 
dem oder  gerade  deswegen  die  nachfolgenden  Ausführungen 
von  Interesse  sein. 

Der  Bezirk  Atakpame  ist  Inlandsbezirk.  Seine  Südgrenze 
ist  etwa  80  km  von  der  Küste  entfernt.  Er  ist  14400  qkm 
groß  und  zählt  etwa  46  000  farbige  Bewohner.  Er  umfaßt 
die  Landschaften  Kpedji  mit  Agbandi,  Dume,  Akposso,  Atak- 
pame oder  Ana  und  Nuatjae.  Sämtliche  Stämme  sind  heidnisch, 
mohammedanischer  Einfluß  ist  sehr  wenig  vorhanden,  die  im 
Bezirk  sich  aufhaltenden  Mohammedaner  sind  überwiegend 
durchziehende  Händler.  Die  christlichen  Missionen  sind  seit 
geraumer  Zeit  mit  gutem  Erfolge  innerhalb  des  Bezirkes  tätig. 

Wirtschaftlich  war  der  Bezirk  Atakpame  bis  in  nicht 
allzuferne  Zeit  nur  Absatzgebiet  für  eine  geringe  Menge  euro- 
päischer Waren,  hauptsächlich  nur  für  Salz,  als  Ausfuhrprodukt 
kam  nur  das  hochwertige  Gummi  in  Frage.  Die  letzten  Jahre 
haben  hier  einen  völligen  Wandel  geschaffen :  schon  der  Aus- 
bau der  Fahrstraße  Lome- Atakpame  hat  Wunder  gewirkt: 
Baumwolle,  Gummi,  Palrakerne  und  Palmöl  lohnten  den  Ex- 
port, steigerten  die  Kaufkraft  der  Eingeborenen  und  den  Ab- 
satz der  europäischen  Firmen,  die  Bedürfnisse  mehrten  sich 
und  schufen  den  Anreiz  zur  Absatzproduktion,  Inzwischen  ist 
der  Bahnbau  Lome- Atakpame  begonnen,  der  Schienenstrang 
hat  bereits  die  Südgrenze  des  Bezirks  überschritten  und  in 
absehbarer  Zeit  dürfte  die  Stadt  Atakpame  selbst  erreicht  sein. 
Damit  wird  der  Entwicklungsprozeß  zugunsten  der  Annäherung 
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an  europäische  Anschauungen  ganz  wesentlich  beschleunigt  wer- 
den und  der  Bezirk  mehr  und  mehr  sein  früheres  Gepräge  verlieren. 

Was  nun  die  Stammesrechte  innerhalb  dieses  Bezirkes 
anbetrifft,  so  müssen  innerhalb  des  Bezirkes  zwei  große  örtlich 
begrenzte  Kechtsgebiete  unterschieden  werden:  einmal  das 
Akpossogebiet  auf  der  Akpossohochfläche,  den  Abhängen  des 
Gebirges  und  der  dem  Gebirge  unmittelbar  vorgelagerten  Ebene, 
dessen  Bevölkerung  mit  Ausnahme  der  Grenzdörfer  seine  eigen- 
tümlichen Anschauungen  fast  völlig  rein  erhalten  hat,  und 
die  östlichen,  die  übrigen  Landschaften  umfassende  Hälfte  des 
Bezirkes,  in  der  sich,  abgesehen  von  einigen  unbedeutenden 
Abweichungen,  dank  der  größeren  Stamuiesvermischung  und  des 
regeren  Verkehrs  durchweg  dieselben  Rechtsanschauungen  finden. 

Auskunft  gaben : 

a)  für  das  Akpossogebiet: 

1.  Häuptling  Njameze  aus  Gado, 

2.  dessen  jüngerer  Bruder  Dotschje, 

3.  Häuptling  Najo  aus  Dümadeli, 

4.  Häuptling  Dabelaka  aus  Wagba; 

b)  für  die  östliche  Hälfte  des  Bezirkes: 

1.  Sprecher  Adö  aus  Djama,   dem  nördlichen  Stadt- 
teil von  Atakpame, 

2.  Häuptling  Adjupe  aus  Awete,  südlich  Atakpame, 

3.  dessen  Bruder  Ntjenjo. 

Das  Dorf  Gado  liegt  in  dem  westlichen  Teil,  Dümadeli 
an  der  Ostgrenze  des  Gebietes  unmittelbar  an  der  Atakpame- 
landschaft,  nicht  zu  weit  von  der  großen  Handelsstraße  Atak- 
pame-Blita-Sokode.  Dabelaka  aus  Wagba  im  Süden  des  Ge- 
bietes bestritt,  eigentlicher  Häuptling  zu  sein  und  konnte  auch 
selbst  nicht  erhebliches  Material  liefern. 

IL 

Das  Akpossogebiet. 

Die  Akposso  sind  ein  von  Handel  und  Verkehr  bis  in 
die    neueste    Zeit    wenig    berührtes    Gebirgsvolk.      Woher    sie 
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gekommen  sind,  war  nicht  festzustellen.  Aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  sind  sie  die  Urbevölkerung  des  jetzigen  Akposso- 
gebietes  und  es  haben  nur  innerhalb  dieses  Gebietes  vor  etwa 
zwei  Menschenaltern  einzelne  Wanderungen  stattgefunden,  in- 
dem einzelne  Männer  mit  ihrem  Anhang  aus  dicht  bevölkerten 
Gegenden  in  die  weniger  oder  gar  nicht  bewohnten  Teile  zogen 
und  hier  neue  Dörfer  gründeten.  So  sind  die  Dörfer  Oku, 
Dumo,  Gobe  und  Gado  aus  Einzelsiedelungen  der  Mitglieder 
eines  größeren  Familienverbandes  entstanden,  ebenso  Muna 
und  Klabe  und  andere  mehr.  Besonders  sind  diese  Wande- 
rungen aus  den  südlicheren,  jetzt  schon  zur  Landschaft  Gbele 
gehörigen  Gegenden  nach  den  jetzigen  Niederlassungen  erfolgt. 
Seit  Großvaters  Zeiten  sind  die  Wohnplätze  dieselben  geblieben. 
Nur  sind  seit  def  Befriedung  des  gesamten  Gebietes  durch  die 
deutsche  Verwaltung  insofern  noch  geringfügige  Verschiebungen 
vorgekommen,  als  die  Akposso  jetzt  mehr  und  mehr  von  den 
Höhen  in  die  fruchtbaren  Täler  ihres  Bezirkes  hinabziehen.  — 
Die  Akposso  sind  kein  eigentlich  kriegerisches  Volk,  sie  haben 
niemals  wirklichen  Krieg  geführt.  Nur  einmal  ist  das  Dorf 
Bato  in  kriegerische  Verwicklungen  mit  Atakpame  und  mit 
Kebu  gezogen  worden,  zum  Teil  auf  Veranlassung  der  deut- 
schen Forscher  Dr.  Wolff  und  Hauptmann  Kling.  Besser 
wie  ihre  Waffen  schützten  sie  gegen  etwaige  räuberische  Ein- 
fälle und  Sklavenraubzüge  der  Nachbarstämme  die  steilen, 
schwer  zugänglichen  Höhen  des  nach  ihnen  benannten  Gebirgs- 
zuges. Dieses  Wohnen  hatte  zur  Folge,  daß  einmal  der  ganze 
Stamm  sich  gegen  Einwirkung  von  außen  ziemlich  fest  ab- 
schloß und  so  seine  Stammeseigentümlichkeiten  bis  in  die 
neueste  Zeit  bewahrte.  Nur  die  zunächst  in  die  Ebene  gegan- 
genen Dorfschaften  zeigen  bereits  in  ihren  Rechtsanschauungen 
und  religiösen  Gebräuchen  und  zum  Teil  auch  in  der  Sprache 
den  Einfluß  der  an  ihre  Wohnplätze  angrenzenden  Nachbar- 
stämme, so  daß  sich  zum  Teil  schon  verschiedene  Dialekte 
herausgebildet  haben.  Es  hatte  aber  auch  zur  Folge,  daß  jedes 
Dorf  bis   heute   seine    absolute   Selbständigkeit  bewahrte   und 
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diese  teilweise  nur  insofern  zu  einem  geringfügigen  Teil  auf- 
gab, als  die  Häuptlinge  von  Unabe  und  Amussa  gleichzeitig 
die  Würde  von  Priestern  des  Fetisches  Kolissa  in  Idifiu  bzw. 
des  dazu  gehörigen  weiblichen  Fetisches  Nponemale  in  Amussa 
inne  haben  und  in  dieser  Eigenschaft  von  den  umliegenden 
Dörfern  gewisse  Abgaben  verlangen.  Hierauf  ist  weiter  unten 
noch  ausführlicher  einzugehen.  Im  übrigen  stehen  die  52  Dörfer 
des  Apkossogebietes  völlig  gleich  nebeneinander.  Einen  Ober- 
häuptling gibt  es  nicht,  jedes  Dorf  steht  unter  einem  Häupt- 
ling, der  für  sein  Dorf  die  den  Häuptlingen  belassene  Gerichts- 
barkeit ausübt.  Trotzdem  besteht  ein  ausgesprochenes  Zu- 
sammengehörigkeitsgefühl, das  auch  in  einer  einheitlichen 
Stammestätowierung  seinen  sichtbaren  Ausdruck  findet. 

In  jedem  Dorf  stehen  die  freien  Akposso  alle  gleich  zu- 
einander. Irgendwelche  Klassen-  oder  Standes  unter- 
schiede bestehen  unter  ihnen,  abgesehen  vielleicht  von  dem 
Häuptling  und  den  Priestern,  nicht.  Speziell  besteht  kein  der- 
artiger Unterschied,  wenn  eine  Buße  für  irgend  eine  Unbill  oder 
einen  Schaden  zu  entrichten  ist.  Es  gibt  nur  Freie  und 
Sklaven.  Auch  die  Häuptlingswürde  ist  rechtlich  nicht  erb- 
lich, wenn  sie  auch  tatsächlich  meist  vom  Vater  auf  den  ältesten 
Sohn  übergeht.  Stirbt  ein  Häuptling,  so  kommen  die  Aeltesten 
des  Dorfes  zusammen  und  wählen  in  freier  Wahl  den  Nachfolger. 
Diese  fällt,  wenn  der  Verstorbene  ein  „guter"  Häuptling  war, 
in  der  Regel  auf  dessen  ältesten  Sohn  oder  doch  auf  einen  der 
Söhne,  wenn  bei  dem  ältesten  irgend  ein  persönlicher  Hinde- 
rungsgrund vorliegt.  So  wurde  z.  B.  in  Gado  schon  bei  Leb- 
zeiten des  jetzigen  Häuptlings  bestimmt,  daß  diesem  der  zweite 
Sohn  im  Amt  folgen  sollte,  „weil  der  älteste  schreiben  und 
lesen  gelernt  hatte,  auch  Tische  und  Stühle  machen  konnte, 
und  deshalb  keine  Zeit  hatte,  die  Häuptlingswürde  zu  über- 
nehmen". Auch  andere  Gründe,  schlechte  Charaktereigen- 
schaften, Vorstrafen  u.  dgl.  führen  zur  Uebergehung  des  Erst- 
geborenen. Hatte  sich  aber  der  Verstorbene  die  Gunst  seiner 
Dorfbewohner  verscherzt,  war  er  ihnen  ein  schlechter  Haupt- 
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ling  gewesen ,  so  wird  der  Nachfolger  überhaupt  aus  einer 
anderen  Familie  gewählt.  Ist  der  zum  Häuptling  bestimmte 
Sohn  noch  minderjährig,  so  geht  die  Würde  auf  den  ältesten 
Bruder  des  Verstorbenen  über,  der  sie  dann  bis  zu  seinem 
Tode  behält.  Erst  dann  erhält  der  Sohn  des  alten  Häuptlings 
das  Amt. 

Die  Insignien  der  Häuptlingswürde  sind  der  Stuhl,  der 
Stab  und  der  Pferdeschwanz.  Stuhl  und  Pferdeschwanz  sind 
die  ursprünglichen  Zeichen,  der  Stab  ist  erst  später  von  anderen 
Stämmen  übernommen,  zum  Teil  durch  den  Einfluß  der  Weißen. 
Bei  sämtlichen  Versammlungen,  Gerichtsverhandlungen  usw. 
sitzt  der  Häuptling  auf  seinem  Häuptlingsstuhl,  hat  den  Häupt- 
lingsstab in  der  Hand  und  den  Pferdeschwanz  auf  der  Schulter. 
Will  er  jemand  vor  sich  laden  oder  sonst  irgend  einen  Auf- 
trag erteilen,  so  gibt  er  dem  Boten  seinen  Stab  als  Beweis 
des  Häuptlingsbefehls  mit. 

Die  Wahl  und  der  Thronbesteigungsakt  vollzieht  sich  unter 
folgenden  Formalitäten:  Alsbald  nach  dem  Tode  des  früheren 
Häuptlings  kommen  die  Aeltesten  auf  dem  Versammlungsplatze 
zur  Häuptlingswahl  zusammen.  Der  in  Aussicht  genommene 
Nachfolger,  über  dessen  Person  man  sich  schon  vorher  geeinigt 
hat,  sitzt  mit  den  übrigen  auf  der  bloßen  Erde.  Dann  fragt 
der  älteste  der  Anwesenden  ihn;  „Dein  Vater  ist  uns  ein  guter 
Häuptling  gewesen,  willst  du,  wenn  du  Häuptling  würdest, 
uns  auch  ein  guter  Häuptling  sein?"  Und,  wenn  er  dies  bejaht 
hat,  weiter:  „Willst  du  Häuptling  werden?"  Auch  dies  bejaht 
der  Nachfolger  und  richtet  nunmehr  an  die  versammelten 
Aeltesten  und  das  ganze  umstehende  Volk  die  Frage:  „Wollt 
ihr,  wenn  ich  Häuptling  bin,  mir  gehorsam  sein?"  Ein  lautes 
vielstimmiges  „Njo"  bekundet  die  Zustimmung.  Die  Aeltesten 
ergreifen  nun  den  Gewählten,  setzen  ihn  auf  den  Häuptlings- 
stuhl, geben  ihm  den  Stab  in  die  Hand  und  legen  ihm  den 
Pferdeschwanz  über  die  Schulter.  Damit  ist  er  —  vorbehalt- 
lich der  Bestätigung  durch  das  Bezirksamt  —  rechtmäßiger 
Häuptling  geworden  und  bleibt  es  bei  guter  Geschäftsführung 
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bis  zu  seinem  Tode.  Erwirbt  er  sich  aber  nicht  die  Zufrieden- 
heit seines  Dorfes  —  es  macht  sich  dies  zuerst  darin  bemerk- 
bar, daß  seine  Leute  wiederholt  seinen  Befehlen  nicht  nach- 
kommen — ,  so  treten  die  Aeltesten  wieder  zusammen  und 
setzen  ihn  durch  gemeinsamen  Beschluß  ab.  Irgend  eine  Be- 
strafung tritt  jedoch  nicht  ein,  er  kann  sogar  im  Dorfe  wohnen 
bleiben.  —  Bei  der  Wahl  seiner  Frauen  ist  der  Häuptling  in 
keiner  Weise  gebunden,  er  kann  jedes  freie  Akpossoweib  wählen, 
das  ihm  gefällt. 

Neben  den  Häuptlingen  haben  noch  die  Priester  eine 
besondere  Stellung,  wie  bereits  oben  erwähnt.  Die  Akposso  sind 
noch  zum  weitaus  größten  Teile  Heiden,  wenn  auch  schon  die 
Missionen  beider  Bekenntnisse  sich  eifrig  um  ihre  Bekehrung 
bemühen.  Fast  jedes  Dorf  hat  seinen  besonderen  Dorffetisch, 
dem  die  Entscheidung  bei  Streitigkeiten  anvertraut  und  von 
dem  die  Abhilfe  gegen  Nöte  und  Uebelstände  erbeten  wird. 
Daneben  bestehen  aber  noch  eine  ganze  Anzahl  von  besonders 
wirksamen  Fetischen  für  größere  Dorfkomplexe  oder  ganze 
Landschaften  und  für  besondere  Angelegenheiten.  Sehr  ver- 
breitet ist  der  Glaube  an  den  Eda,  in  Dümadeli  Agbui  genannt, 
den  von  Atakpame  bzw.  der  Küste  übernommenen  Schlaugen- 
fetisch, und  den  Tschakpana,  den  Pockenfetisch,  dessen  Kult 
von  Dahomey  ins  Land  getragen  ist.  Als  besonders  mächtig 
galt  früher  der  Fetisch  Nponemale  in  Amussa.  Das  Dorf  Gado 
glaubte  außerdem  an  den  „Aberu",  in  Dümadeli  ^Boulobi" 
genannt,  den  Fetisch,  „der  überall  in  der  Welt  ist,  der  in 
jedem  Menschen,  in  jedem  Tier,  in  jedem  Baume  lebt",  der 
seine  eigentliche  Wohnung  nicht  auf  dem  Lande,  sondern  in 
dem  fließenden  Wasser  hat  (Aberu  =  fließendes  Wasser,  Fluß, 
daher  Fluß fe tisch). 

Seine  Hilfe  ruft  der  Mann  an,  wenn  er  erreichen  will, 
daß  seine  Frau  zu  keinem  anderen  Manne  geht.  Die  Frauen 
erhalten  einen  Trank  und  müssen  sterben,  wenn  sie  noch  ein- 
mal ihrem  Manne  untreu  sind.  Der  Aberu  muß  auch  helfen, 
wenn  eine  Frau  kinderlos  bleibt.    In  Wagba  gibt  es  außer  dem 
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Aberu  noch  den  „Bedjipe",  den  „Opopödji"  und  den  ^Najo". 
Man  wendet  sich  an  sie  ebenso  zur  Abhilfe  eines  Uebelstandes 
oder  einer  Not. 

Jeder  der  Fetische  hat  an  seinem  Sitz  einen  ihm  dienen- 
den Priester.  Die  Priesterwürde  haftet  an  einer  bestimmten 
Familie.  Stirbt  der  Fetischpriester,  so  übernimmt  sein  Bruder 
das  Amt.  Der  Priester  heiratet  nach  der  Landessitte  das  Weib, 
das  ihm  gefällt.  Seine  Kinder  werden  seine  Gehilfen.  Fast 
in  jedem  Dorf  befindet  sich  bereits  ein  Edapriester.  Der 
Tschakpana  hat  immer  nur  für  mehrere  Dörfer  einen  Priester. 
Der  häufigste  Kniff  dieses  Tschakpanapriesters  ist,  daß  er  das 
Auftreten  der  „großen  Krankheit"  (gemeint  sind  die  Pocken) 
ankündigt.  Jeder  Dorfbewohner  muß  dann  zu  deren  Abwen- 
dung eine  bestimmte  Anzahl  Kauris,  etwa  10,  an  den  Fetisch 
zu  Händen  des  Priesters  zahlen.  Seitdem  die  Schutzpocken- 
irapfung  ziemlich  durchgeführt  ist  und  die  Leute  selbst  deren 
Wirkung  haben  einsehen  lernen,  schwindet  jedoch  der  Glaube 
an  den  Tschakpana  mehr  und  mehr.  —  Der  Edapriester  läßt 
in  jedem  Monat  einmal  ungefähr  6 — 10  Mädchen  oder  Frauen 
ohne  Wissen  der  Männer  zu  sich  kommen.  Nachdem  sie  7  Tage 
in  seinem  Gehöft  geblieben  sind ,  schickt  er  sie  wieder  nach 
Hause.  Die  Männer  oder  Mütter  müssen  nunmehr  aber  ein 
Schaf  und  300  Kauris  an  den  Fetisch  zahlen,  „weil  das  Weib 
beim  Fetischpriester  gewesen  ist".  Mit  derselben  Begründung 
bestimmt  er  auch  den  Mann,  seiner  Frau  besonders  schöne 
Tücher  zu  schenken,  die  sie  dann  auf  den  Festlichkeiten  trägt. 
Mit  diesen  Mitteln  und  durch  Drohungen  mit  dem  Fetisch  er- 
reicht der  Priester  es,  daß  die  Frauen  über  das,  was  mit  ihnen 
während  der  7  Tage  vorgeht,  ihren  Männern  gegenüber  völliges 
Stillschweigen  bewahren.  Den  gleichen  Zweck  verfolgen  die 
vom  Priester  veranstalteten  Feste.  In  seinem  abseits  vom 
Dorfe  im  Busch  gelegenen  Fetischhof  finden  dann  für  die 
Weiber  Spiele  und  Tänze  statt.  Die  Unkosten  wälzt  der 
Priester  sehr  einfach  dadurch  von  sich  ab,  daß  er  von  jedem 
Mitglied  der  beteiligten  Familien  Geschenke  von  40 — 1000  Kauris 
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verlangt,  „bis  auf  seinem  Hof  ein  ganzer  Berg  aufgestapelt 
ist".  Bei  diesem  Zusammenrufen  der  Weiber  verfolgt  der 
Priester  zweifellos  unsittliche  Zwecke.  Eine  große  Anzahl  von 
teilweise  recht  schweren  Bestrafungen  der  Fetischpriester  durch 
die  Station  hat  jedoch  das  Vertrauen  der  Einwohner  in  die 
Uneigennützigkeit  der  Priester  erheblich  erschüttert,  so  daß 
ihnen  auch  bei  den  jetzt  geschilderten  Machenschaften  bereits 
häufig  stiller  oder  offener  Widerstand  w^enigstens  seitens  der 
Männer  entgegengebracht  wird.  Häuptling  Najo  begründete 
dies  Verhalten  ungefähr  mit  folgenden  Worten:  „Erst  schläft 
der  Priester  mit  meiner  Frau  und  dann  muß  ich  noch  oben- 
drein bezahlen.  So  habe  ich  zweimal  verloren."  In  anderen 
Gegenden  wiederum  leisten  noch  ganze  Ortschaften  ihre  jähr- 
lichen Abgaben  in  Gestalt  von  Ziegen,  Hühnern  oder  einer 
Anzahl  Kauris,  so  besonders  auch  an  den  Kolissa,  den  Heu- 
schreckenfetisch. Sehr  charakteristisch  erzählte  Dabelaka  aus 
Wagba,  der  augenscheinlich  nach  seinem  Kulturniveau  erheb- 
lich tiefer  als  Njameze  und  Najo  stand,  der  Fetisch  esse  selbst 
die  ihm  geopferten  Tiere.  Wenn  man  z.  B.  ein  Schaf  dem 
Priester  für  den  Fetisch  überbrächte,  so  schlachte  er  das  Tier 
und  zerlege  es.  Den  größten  Teil  des  Fleisches  lege  er  in 
einen  großen  Topf,  den  kleineren  Teil  lege  er  beiseite.  Diesen 
erhielten  die  Leute,  die  das  Schaf  gebracht  hätten.  Der  Priester 
sage  ihnen  dann,  jetzt  sollten  sie  weggehen.  Den  größeren 
Rest  des  Tieres  würde  nachher  der  Fetisch  selbst  essen  und 
das  täte  dieser  dann  auch. 

Der  Sklave  lebt  in  der  gesamten  Lebensführung  fast  genau 
so  wie  der  Freie.  Mangels  kriegerischer  Unternehmungen 
wurde  er  nur  durch  Kauf  erworben.  Häufig  waren  es  selbst 
Freie,  die  in  Schuldknechtschaft  gerieten,  meist  waren  es  je- 
doch als  Handelsware  von  den  Nachbarstämmen  gekaufte  Leute. 
Die  Akposso  erhielten  die  Sklaven  früher  —  jetzt  ist  jeder 
Sklavenhandel  streng  untersagt,  nur  die  bei  der  Ausbreitung  der 
deutschen  Herrschaft  bereits  bestehenden  Sklavenverhältnisse 
sind  nicht  aufgehoben,  da  eine  derartige  Maßnahme  zu  plötz- 
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lieh  eine  völlige  Umwälzung  der  wirtscliaftlichen  Verhältnisse 
zur  Folge  gehabt  hätte  —  von  den  als  Sklavenzwischenhändlern 
weit  bekannten  Kpedjileuten  und  dem  englischen  Salaga.  Es 
waren  meist  Kabure.  Die  Sklaverei  ist  leicht.  Freilich  muß 
der  Sklave  für  seinen  Herrn  das  Feld  bestellen  oder  er  muß 
für  ihn  als  Träger  gehen,  ohne  Lohn  dafür  zu  erhalten.  Nur 
das  Essen  erhält  er  von  dem  Herrn  in  derselben  Weise,  wie 
dieser  es  sich  selbst  beschaffen  kann.  Auch  ist  er  seinem 
Herrn  zu  Gehorsam  verpflichtet  und  kann  auf  dessen  Geheiß 
wegen  Pflichtverletzung  von  den  Mitgliedern  der  Familie  ver- 
hauen werden.  Anderseits  erhält  er  von  seinem  neuen  Herrn, 
sobald  er  in  dessen  Besitz  übergegangen  ist,  ein  Tuch,  ein 
kleines  Lendentuch  und  ein  Stück  Ackerland,  auf  dem  er  für 
sich  selbst  das  Essen  zu  bauen  hat  und  dessen  sonstiger  Ertrag 
gleichfalls  ihm  zu  seiner  freien  Verfügung  zufällt.  Die  Be- 
bauung des  seinem  Herrn  gehörigen  und  seines  eigenen  Landes 
ist  in  der  Weise  geregelt,  daß  er  6  Tage  für  den  Herrn  und 
einen  für  sich  arbeitet.  Ist  er  aber  verheiratet,  so  kann  er 
nach  6  Tagen  Arbeit  für  den  Herrn  immer  3  Tage  für  sich 
und  seine  Frau  arbeiten.  Der  Herr  pflegt  nämlich  den  Ver- 
dienst des  Sklaven  zu  sammeln,  bis  er  ihm  eine  Frau  dafür 
kaufen  kann.  Es  liegt  dies  schon  im  eigenen  Interesse  des 
Herrn;  denn  die  Kinder  der  beiden  sind  —  wenigstens  galt 
dieser  Grundsatz  bis  zur  Bekanntgabe  der  Verordnung  vom 
21.  Februar  1902  —  wieder  seine  Sklaven.  Sehr  bezeichnend 
nennen  die  Akposso  das  Kind  zweier  Sklaven  „Njidome",  zu 
deutsch  „der  Gewinn".  Heiratet  ein  freier  Akposso  eine  Sklavin, 
so  sind  die  Kinder  frei.  Sie  erhalten  auch  nicht  mehr  die 
Tätowierung  eines  Sklaven.  Es  kommt  auch  vor,  daß  ein 
Sklave,  der  bereits  als  kleiner  Junge  gekauft  und  der  völlig 
in  den  Sitten  und  Gebräuchen  der  Akposso  groß  geworden  ist, 
ein  freies  Akpossomädchen  heiraten  darf.  Derartige  Sklaven 
dürfen  auch  in  den  Dorf  Versammlungen  reden,  ja,  es  kommt 
auch  vor,  daß  ein  solcher  Sklave  Häuptling  wird.  So  ist  z.  B. 
der   Häuptling   von   Itadischi   ein   Kaburemann.     Ihre   Kinder 


78  Asmis. 

sind  gleichfalls  frei.  Hat  der  Sklave  von  den  Einkünften  des 
ihm  überwiesenen  Farmlandes  genügend  Ersparnisse  gemacht,  so 
darf  er  sich  —  wieder  nur  von  der  Zeit  vor  1902  gesprochen  — 
selbst  wieder  einen  Sklaven  kaufen.  Dieser  fällt  dann  allerdings 
auch  wieder  in  das  Eigentum  des  Herrn;  der  Vorteil  für  den 
alten  Sklaven  besteht  aber  darin,  daß  der  neue  Sklave  jetzt  einen 
Teil  der  ihm  bisher  obliegenden  Arbeit,  ja,  wenn  er  alt  oder  ge- 
brechlich geworden  ist,  seine  ganze  Arbeit  besorgen  muß,  so  daß 
er  entsprechend  weniger  oder  gar  nicht  mehr  zu  arbeiten  braucht^). 
Eine  Freilassung  oder  einen  Freikauf  gibt  es  jedoch  nicht. 
Ist  er  einmal  Sklave,  so  bleibt  er  es  bis  an  sein  Lebensende 
und  seine  Kinder  wurden,  soweit  sie  vor  dem  Inkrafttreten 
der  wiederholt  genannten  Verordnung  geboren  waren,  auch 
wieder  Sklaven.  Nur  eine  Ausnahme  gibt  es.  War  ein  freier 
Akposso  seiner  Schulden  wegen  von  seiner  Familie  verkauft 
worden,  so  kann  ihn  diese  wieder  loskaufen,  sofern  sein  Lebens- 
wandel als  Sklave  die  Gewähr  für  eine  Besserung  auch  in  der 
Freiheit  zu  geben  verspricht.  Er  nimmt  dann  in  seinem  Heimat- 
dorf genau  dieselbe  Stellung  wie  früher  ein.  Interessant  ist 
die  Haftung  des  Herrn  für  irgendwelchen  Schaden,  den  der 
Sklave  anrichtet.  Der  Herr  haftet  für  jeden  vom  Sklaven  an- 
gerichteten Schaden,  ganz  gleich,  ob  er  allein  in  der  Person 
des  Sklaven  oder  auch  in  dessen  Verwendung  seine  Ursache 
hat.  Der  Herr  hat  das  Recht,  den  Sklaven  zu  verkaufen  und 
aus  dem  Erlös  den  Geschädigten  zu  befriedigen.  Uebersteigt  der 
Schaden  den  wahrscheinlichen  Erlös  des  Sklaven,  so  übergibt 
der  Herr  den  Sklaven  dem  Geschädigten  zur  weiteren  beliebigen 
Verwendung  und  wird  dadurch  von  jeder  weiteren  Haftung  frei. 
Hat  der  Sklave  aber  einen  anderen  getötet,  so  wird  über  ihn 
im  ordnungsmäßigen  Palaver  zu  Gericht  gesessen.  Wird  er 
verurteilt  und  gehängt,  so  muß  der  Herr  noch  außerdem  an 
die  Familie  des  Ermordeten  2400  Kauris,  ein  großes  Schaf  und 
ein  Lendenumschlasretuch  im  Werte  von  12  000  Kauris  zahlen. 


^)  [Also  ein  servus  vicarius.  —  Kohl  er.] 
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Stirbt  der  Herr,  so  geht  der  Sklave  in  das  Eigentum  des 
Erben  über.  Es  kommt  auch  vor,  daß  der  Sklave  den  Nachlaß 
erhält,  wenn  der  Herr  keinen  Sohn  und  keinen  Bruder  hatte. 
Er  rangiert  häufig  vor  den  Kindern  der  Töchter.  Der  Sklave 
erhält  dann  die  Stellung  eines  Freien ;  seine  Sklaventätowierung 
Jäßt  ihn  allerdings  noch  als  Sklaven  erkennen,  seine  Kinder 
bekommen  aber  die  Sklavenmarke  nicht  mehr.  Sie  heißen 
zwar  noch  Sklaven ,  haben  aber  keinen  Herrn  mehr  und  es 
kann  niemand  später  von  den  früheren  Sklaven  und  von  seinen 
Kindern  Arbeitsleistungen  auf  Grund  eines  Sklavereiverhält- 
nisses verlangen. 

Der  Preis  für  einen  Sklaven  betrug  vor  etwa  einem 
Menschenalter  und  länger  20 — 25  Mk. ,  die  in  Kauris,  Salz, 
Gewehren  und  Pulver  bezahlt  wurden.  Zuletzt,  bevor  der 
Sklavenhandel  nicht  nur  rechtlich,  sondern  auch  tatsächlich 
unterdrückt  wurde,  kostete  ein  Mann  etwa  150 — 160  Mk.,  und 
wenn  es  ein  besonders  gut  gewachsener  junger  Mann  oder  ein 
schönes  Mädchen  war,  betrug  der  Preis  bis  zu  200  Mk, 

Die  gesamten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  basieren  auch 
jetzt  noch  zu  dem  weitaus  überwiegenden  Teile  auf  der  Land- 
wirtschaft. Jeder  Akposso  ist  in  erster  Linie  Ackerbauer. 
Er  baut  auf  seinem  Felde,  hauptsächlich  für  den  Bedarf  seiner 
Familie,  Jams,  Reis,  Mais,  Wohe,  Bananen,  Planten,  Kassada 
und  in  letzter  Zeit  auch  mehr  und  mehr  Baumwolle.  Einen 
Markt  zum  Verkauf  des  Ueberschusses  gibt  es  in  dem  eigent- 
lichen Akposso  nicht.  Es  findet  nur  ein  Austausch  unter  den 
einzelnen  Familien  statt.  Auch  hierin  hat  die  Neuzeit  inso- 
fern Wandel  geschaffen,  als  die  jetzt  das  Akpossogebiet  häufiger 
durchziehenden  Karawanen  ihren  Bedarf  in  den  von  ihnen  be- 
rührten Dörfern  decken.  Den  gerade  jetzt  beginnenden  Be- 
strebungen des  Bezirksamts  wird  es  auch  wie  bereits  in  den 
übrigen  Teilen  des  Bezirkes  gelingen,  den  Anbau  der  Baum- 
wolle derart  zu  steigern,  daß  ein  lohnender  Aufkauf  seitens 
der  europäischen  Firmen  stattfinden  kann. 

Jeder  Akposso  hat  seinen  eigenen  Grund  und  Boden. 
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Er  gehört  ihm,  soweit  er  ihn  unter  Kultur  genommen  hat  oder 
hatte.  Was  nicht  bebaut  ist  oder  war,  ist  herrenlos  und  kann 
nach  Akpossorecht  von  jedem  in  Besitz  genommen  werden. 
Was  aber  einmal  bebaubt  war,  bleibt  auch  während  der  Brach- 
zeit im  Eigentum  desjenigen ,  der  hier  als  erster  den  Busch 
oder  Wald  rodete. 

Der  Boden  wird  in  der  Regel  zwei  Jahre  bebaut,  erweist 
er  sich  hiernach  noch  gut,  noch  ein  weiteres  Jahr,  dann  aber 
wird  die  Anbaufläche  gewechselt.  Düngung  ist  in  gewisser 
Beziehung  bekannt.  Wenigstens  findet  sich  auf  jedem  Jams- 
hügel  eine  gute  Handvoll  alten  Grases  oder  von  Stroh  und 
Blättern,  das  in  der  tropischen  Witterung  sehr  bald  vergeht 
und  scheinbar  dem  Jams  den  nötigen  Stickstoff  liefern  soll. 
Daß  es  nur  dazu  dient,  die  jungen  Schößlinge  der  Pflanze 
vor  den  Sonnenstrahlen  zu  schützen,  möchte  ich  bezweifeln. 
Die  Farmen  befinden  sich  immer  in  einiger  Entfernung  von 
den  Dörfern,  weil  Schafe,  Ziegen,  Schweine  und  Hühner  bei 
Tage  im  Dorfe  und  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  im  Busch 
frei  umherlaufen  und  im  anderen  Falle  die  Kulturen  beschä- 
digen würden. 

Jeder  Mann  nimmt  gewöhnlich  für  sich  allein  die  erste 
Rodung  des  Busches  vor.  Häufig  macht  jedoch  auch  die  ganze 
Familie  das  Neuland  zur  Feldbestellung  fertig.  Alsdann  wird 
jedem  Mitgliede  sein  Ackerland  zugewiesen  und  von  den  anderen 
Grundstücken  abgegrenzt.  Die  Grenzen  innerhalb  des  ganzen 
Familienlandes  werden  bei  Jams-,  Kassada-,  Reis-,  Bohnen-, 
Erderbsen-  und  Erdnußkulturen  durch  Maisreihen  gebildet. 
Maisfelder  werden  durch  einen  etwa  2  m  breiten  freien  Streifen 
getrennt.  Die  Ländereien  der  verschiedenen  Familien  oder 
außerhalb  des  Familienlandes  angelegte  Felder  werden  durch 
Grenzsteine  vermerkt. 

Jagd,  Fischerei,  Brennholzgewinnung  und  Honigsammeln 
sind  frei.  Jeder  kann  sogar  auf  der  Farm  des  anderen  die 
Jagd  ausüben,  ohne  etwas  von  der  Beute  abgeben  zu  müssen. 
Ebenso  kann  jeder,   der  den  Mut  hat,  die  wilden  Bienen  aus 
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ihren  Bäunien  auszuräuchern ,  den  Honig  für  sich  behalten, 
auch  wenn  der  ,  betreffende  Baum  auf  dem  Felde  eines  an- 
deren steht. 

In  der  noch  völlig  vorherrschenden  Eigenwirtschaft 
haben  sich  eine  ganze  Zahl  von  Fertigkeiten  herausgebildet,  und 
es  entwickeln  sich  bereits  verschiedene  Handwerke  und  Gewerbe, 
in  dem  derjenige,  der  in  einer  Beschäftigung  eine  besondere 
Geschicklichkeit  erworben  hat,  dieser  in  der  Zeit,  in  der  er 
nicht  durch  Feldbestellung  in  Anspruch  genommen  wird,  aus- 
schließlich obliegt.  Allerdings  versteht  in  der  Regel  noch  jeder 
Familienvater  die  sämtlichen  vorkommenden  Handfertigkeiten 
und  deckt  den  Bedarf  seines  eigenen  Hausstandes  grundsätzlich 
noch  selbst.  Augenblicklich  vollzieht  sich  gerade  der  Uebergang 
zur  Trennung  der  verschiedenen  Gewerbe.  Für  folgende  Ge- 
werbe finden  sich  schon  die  Grundlagen :  für  Weber,  Matten- 
flechter,  Korbflechter,  Stuhl-  und  Kalebassenschnitzer.  Da- 
gegen finden  sich  noch  gar  keine  Anzeichen  für  ein  Maurer- 
und Töpferhandwerk.  Noch  baut  sich  jeder  selbst  sein  Haus, 
gegebenenfalls  mit  Hilfe  seiner  Familie,  noch  stellen  die  Frauen 
selbst  aus  dem  überall  vorkommenden  Ton  die  im  Haushalt 
benötigten  Töpfe  her.  Gerberei  ist  nicht  bekannt.  In  den 
Gi-enzgebieten  oder  an  den  an  den  großen  Landstraßen  ge- 
legenen Dörfern  gibt  es  auch  schon  Personen,  die  neben  der 
Feldbestellung  ausschließlich  dem  Handel  obliegen.  „Seitdem 
wir  den  großen  Weg  der  Weißen  in  unserer  Nähe  haben," 
sagte  Najo  von  Dümadeli,  „haben  wir  gemerkt,  daß  wir  das, 
was  wir  früher  für  50  Pf.  in  meinem  Dorf  verkaufen  mußten, 
wenn  wir  es  überhaupt  los  wurden,  jetzt  stets  für  1  Mk.  in 
Atakpame  oder  auf  anderen  Märkten  verkaufen  können." 

Die  Kunst  des  Webens  gilt  als  die  vornehmste  Beschäf- 
tigung, einmal,  weil  sie  sehr  schwer  zu  erlernen  ist,  dann  aber 
auch,  weil  sie  am  schnellsten  greifbare  Vorteile  bringt.  Die 
Weiber  wollen  zuerst  immer  Tücher  haben;  diese  kann  ihnen 
der  Weber  am  leichtesten  liefern.  Er  erreicht  daher  auch  am 
schnellsten    das   jedem  Akposso,   ja  wohl  jedem  Neger   über- 
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haupt  am  meisten  erstrebenswert  erscheinende  Ziel,  eine  mög- 
lichst große  Anzahl  von  Frauen  sein  eigen  zu  nennen. 

Weber  und  Schnitzer  bringen,  ähnlich  der  altdeutschen 
Hausmarke,  an  den  von  ihnen  angefertigten  Sachen  bestimmte 
Ursprungs-  oder  Eigentumszeichen  an.  Najo  hatte  für 
seine  Schnitzereien  folgendes  Zeichen:  «AAAAAAA"-  ^^^ 
anderes  in  seinem  Dorf  übliches  Zeichen  war;  „0  0  0  0  0",  ein 
drittes:  »TTTTTT"-  Jeder  Bewohner  eines  Dorfes  hat 
sein  bestimmtes  Zeichen.  Ist  die  Art  die  gleiche,  so  unter- 
scheiden sich  die  Zeichen  in  der  Größe  und  der  Ausführung. 
Verkauft  jemand  einen  derartig  bezeichneten  Gegenstand ,  so 
wird    das    Zeichen    des    Erwerbers    über    das    des    Verkäufers 

o-p^spfyf     7    "R       AAAA« 
geheizt,   z.  r>.    »Q  Q  Q  Q    • 

Die  Rechtsanschauungen  werden  mündlich  überliefert. 
Irgendwelche  Aufzeichnungen  gibt  es  nicht,  wie  denn  den 
Akposso  die  Kenntnis  irgendwelcher  Schriftzeichen,  abgesehen 
von  den  eben  geschilderten  Ursprungsmarken,  völlig  fremd  ist. 
Der  Vater  erzählt  den  Söhnen  bereits  in  ihrer  Jugend  immer 
wieder,  was  Rechtens  ist.  Die  gesamte  Bevölkerung  kann  den 
Palavern  von  Jugend  auf  zuhören  und  so  verfügt  denn  jeder 
Akposso  über  einen  gewissen  Schatz  von  Rechtskenntnissen 
und  Verhandlungspraxis,  der  ihn  befähigt,  wenn  er  einmal 
„Aeltester"  geworden  ist  —  bestimmte  Altersgrenzen  bestehen 
nicht,  es  dürfte  diese  Würde  aber  nur  von  ganz  besonders 
Befähigten  frühestens  mit  etwa  40  Jahren  erworben  w^erden  —  , 
mit  Erfolg  an  den  Gerichtsverhandlungen  teilzunehmen,  ohne 
daß  er  erst  eines  langen  Rechtsstudiums  bedürfte. 

Das  Verfahren  bewegt  sich  in  ganz  bestimmten  Formen. 
Prinzipiell  wird  jede  Gerichtssache  in  der  öffentlichen  Dorf- 
versammlung entschieden.  Jedoch  kommt  es  auch  häufig  vor, 
daß  einzelne  Streitigkeiten  außergerichtlich  geschlichtet  werden. 
So  ist  z.  B.  ein  beliebtes  Verfahren  beim  Diebstahl,  daß  der 
Bestohlene  den  Dieb  zur  Rückgabe  der  gestohlenen  Sache  und 
außerdem   zur  Zahlung   eines   bestimmten  Betrages   auffordert 
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und  ihm  dafür  seinerseits  die  Versicherung  abgibt,  die  An- 
gelegenheit nicht  vor  Gericht  zu  bringen.  Teilt  hiernach  der 
Bestohlene  trotzdem  die  Sache  dem  Häuptling  mit,  so  darf 
dieser  nicht  mehr  gegen  den  Dieb  vorgehen.  —  An  sich  ist 
jeder  Häuptling  nur  für  die  von  seinen  Dorfgenossen  innerhalb 
des  zum  Dorf  gehörigen  Landschaftsbezirkes  begangenen  Hand- 
lungen zuständig.  Begeht  der  Angehörige  eines  fremden  Dorfes 
in  dem  Bezirk  eines  anderen  Häuptlings  ein  Delikt,  so  benach- 
richtigt dieser  hiervon  zunächst  den  Häuptling  des  Fremden, 
der  aber  in  der  Regel  antwortet,  der  Häuptling  des  Ortes,  wo 
der  Täter  die  Tat  beging  und  ergriffen  wurde,  möge  die  Sache 
aburteilen.  Ist  der  Täter  inzwischen  in  einen  dritten  Dorfbezirk 
gelangt,  so  wird  der  Häuptling  dieses  dritten  Bezirkes  zuständig. 
Hiernach  scheint  also  immer  das  Forum  deprehensionis  ausschlag- 
gebend zu  sein.  Ist  der  Häuptling  selbst  an  dem  Rechtsstreit 
interessiert,  so  schickt  er  jetzt  auf  Geheiß  des  Bezirksamts  den 
Täter  oder  die  Partei  zum  Bezirksamt.  Früher  entschied  er 
auch  in  diesem  Falle  selbst  das  Palaver. 

An  den  Dorfversammlungen  darf  jeder  Bewohner  des 
Dorfes  wenigstens  als  Zuhörer  teilnehmen;  Sitz  und  Stimme 
haben  jedoch  nur  die  Aeltesten.  Fühlt  sich  jemand  irgendwie 
in  seinen  Rechten  verletzt,  so  wendet  er  sich  um  Abhilfe  an 
den  Häuptling.  Dieser  beruft  dann  von  Fall  zu  Fall  die  Ver- 
sammlung. Regelmäßige  Versammlungen  finden  nicht  statt. 
Die  Ladung  der  Aeltesten  erfolgt  in  der  Weise,  daß  der 
„Sprecher"  unter  gleichzeitigem  Schlagen  der  Doppelglocke 
sie  auffordert,  zur  bestimmten  Zeit  zu  dem  Häuptling  zu 
kommen.  Daß  jemand  dieser  Aufforderung  nicht  Folge  leistet, 
kommt  nicht  vor.  Der  Sprecher  ist  Hilfsorgan  des  Häuptlings 
in  den  Palavern.  Die  Sprecherwürde  ist  nicht  erblich.  Viel- 
mehr tritt  das  Dorf  nach  dem  Tode  des  Sprechers  zusammen, 
wählt  einen  besonders  klugen  Mann  und  ordnet  ihn  dem  Häupt- 
ling als  Sprecher  zu.  Auf  den  Ruf  des  Sprechers  versammeln 
sich  die  Aeltesten  unter  dem  großen,  vor  dem  Hause  des 
Häuptlings  gepflanzten  Baume.    Irgend  eine  andere  Bedeutung 
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wie  die  eines  Schattenbaumes  scheint  der  Baum  aber  nicht  zu 
haben.  Dieser  Platz  ist  nur  für  die  Gerichtsverhandlungen 
und  für  die  Totenfeiern  bestimmt.  Die  Gerichtsverhandlungen 
beginnen  meist  am  frühen  Morgen.  Sind  alle  Mitglieder  er- 
schienen, so  muß  der  Kläger  bzw.  der  Ankläger  seine  Sache 
vortragen.  Ein  Unterschied  zwischen  Zivil-  und  Strafsachen 
besteht,  abgesehen  von  der  noch  weiter  unten  zu  schildernden 
nur  im  Strafprozeß  zulässigen  Beteuerungsformel,  nicht.  Auch 
der  Strafprozeß  ist  Parteiprozeß.  Jede  strafrechtliche  Ver- 
folgung tritt  nur  auf  Antrag  ein,  und  Sache  des  Anklägers 
ist  es,  den  Beweis  für  die  Schuld  des  Angeklagten  zu  erbringen. 

Eine  Vertretung  im  Prozeß  oder  eine  Verteidigung  ist 
unbekannt.  Jeder  hat  seine  Sache  selbst  zu  führen.  Kommt 
der  Kläger  nicht  zum  Termin,  so  läßt  ihn  der  Häuptling  er- 
greifen, vor  das  Gericht  bringen  und  bestraft  ihn  wegen  seines 
Ausbleibens.  Ebenso  wird  gegebenenfalls  mit  dem  Beklagten 
verfahren,  er  konnte  jedoch  früher  wegen  seiner  Unbotmäßig- 
keit sofort  in  die  Knechtschaft  verkauft  werden  ^).  Jede  Partei 
hat  in  ihrem  Vortrage  ihre  Zeugen  zu  benennen,  die  dann 
sofort  geladen  und  im  Auftrage  des  Häuptlings  durch  den 
Sprecher  vernommen  werden,  nachdem  der  Häuptling  sie  zur 
Wahrheit  ermahnt  hat.  Ist  die  sofortige  Vernehmung  der 
Zeugen  aus  irgendwelchen  Gründen  nicht  möglich,  so  tritt 
Vertagung  des  Termins  ein.  Ein  Zeugnisverweigerungsrecht 
für  die  Verwandten  gibt  es  nicht;  es  kommt  aber  häufig  vor, 
daß  ihre  Aussagen  von  der  Gegenpartei  unter  Hinweis  auf  die 
verwandtschaftlichen  Beziehungen  angezweifelt  werden. 

Nach  Beendigung  der  Beweisaufnahme  zieht  sich  der 
Häuptling  mit  dem  Sprecher  und  je  einem  Aeltesten  jedes 
Dorfteils  in  einen  besonderen  Raum  des  Häuptliugshauses  zur 
Beratung  zurück.  Die  Anzahl  der  Mitglieder  dieses  engeren 
Ausschusses  schwankt  daher  je  nach  der  Größe  und  der  Ein- 
teilung des  Dorfes.    Die  angegebenen  Zahlen  schwankten  zwi- 


^)  [Verlust  der  Mannheiligkeit  wegen  contumacia.  —  Kohler.] 
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sehen  4  und  12.  In  diesem  Beratungsraum  richtet  der  Häupt- 
ling dem  Alter  nach  an  jeden,  und  zwar  an  den  ältesten  zuerst, 
die  Frage:  „Was  denkst  du  über  das  Palaver?"  Haben  alle 
hierauf  ihre  Ansicht  geäußert,  dann  bestimmt  der  Häuptling 
kraft  seines  Häuptlingsrechts,  was  Recht  ist,  ohne  daß  eine 
Abstimmung  stattfindet  oder  daß  der  Häuptling  an  irgend  eine 
der  Aeußerungen  gebunden  ist.  Seinem  Ausspruch  haben  sich 
die  Anwesenden  zu  fügen,  sie  haben  also  lediglich  eine  be- 
ratende, keine  beschließende  Stimme.  Der  Häuptling  und  mit 
ihm  der  engere  Ausschuß  begeben  sich  hiernach  wieder  in  die 
Palaverversammlung.  Der  Häuptling  läßt  sich  wieder  auf 
seinem  Häuptlingsstuhl  nieder  und  der  Sprecher  verkündet 
nunmehr  die  vom  Häuptling  getroffene  Entscheidung. 

Haben  beide  Parteien  keine  Zeugen  oder  ist  durch  die 
benannten  Zeugen  der  Beweis  nicht  erbracht,  dann  müssen 
sich  beide  Parteien  einer  „Trankprobe"  unterziehen.  Jeder 
muß  einen  Trank  „Edza"  —  nach  Hauptmann  v.  Doering 
aus  Erythrophloeum  guinense  gewonnen  — ,  den  die  Akposso 
früher  stets  von  dem  Adele-Fetischpriester  erhielteii,  trinken. 
Wer  den  Trank  wieder  ausbricht,  der  hat  die  Wahrheit  ge- 
sagt. Wer  den  Trank  bei  sich  behält,  hat  unrecht  und  wird 
verurteilt.  Außer  den  noch  näher  zu  schildernden  Gerichts- 
kosteu  hat  die  unterliegende  Partei  an  den  Fetischpriester 
6  Mk.  und  an  die  gewinnende  Partei  gewissermaßen  als  Ent- 
gelt dafür,  daß  er  durch  sein  Leugnen  sie  zur  Trankprobe 
zwang,  12  Mk.  zu  zahlen.  Nachdem  so  der  Wahrheitsbeweis 
erbracht  ist,  legt  der  Fetischpriester  dem  Unterlegenen  die 
Hand  auf  den  Kopf  und  auch  er  gibt  den  Trank  wieder  von 
sich.  Daß  beide  den  Trank  wieder  erbrachen,  also  beide  die 
Wahrheit  gesagt  haben,  soll  nach  Ansicht  der  Befragten  nicht 
vorgekommen  sein.  Wenn  aber  die  Magennerven  beider  kräftig 
genug  sind,  um  das  Getränk  vertragen  zu  können,  oder  rich- 
tiger, wenn  keiner  von  den  Parteien  sich  vorher  vom  Fetisch- 
priester, natürlich  gegen  Leistung  bestimmter  Vermögenswerte, 
ein  Brechmittel  verschafft  hat,   so  lügen  beide  und  jeder  von 
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ihnen  hat  an  den  Fetischpriester  3  Mk.  zu  zahlen.  Will  sich 
jemand  den  Unannehmlichkeiten  dieser  Trankprobe  entziehen, 
so  steht  es  ihm  frei,  sich  hierbei  durch  einen  anderen  ver- 
treten zu  lassen.  Dieser  Vertreter  wird  vom  Häuptling  be- 
stimmt und  darf  nicht  zur  Familie  des  Vertretenen  gehören. 
Er  kann  jedoch  nicht  dazu  gezwungen  werden,  muß  sich  viel- 
mehr freiwillig  bereit  erklären,  was  er  natürlich  wieder  nicht 
ohne  ein  entsprechendes  Entgelt  tut.  So  können  in  Akposso 
schwache  Magennerven  noch  zu  einer  lohnenden  Erwerbsquelle 
verhelfen.  —  Auch  in  Strafsachen  wird  diese  „Trankprobe" 
angewandt.  Ist  z.  ß.  jemand  in  der  Dunkelheit  überfallen  und 
geschlagen  worden  und  hält  er  nun  den  X.  für  den  Täter,  so 
kann  sich  dieser  durch  den  „Edza"  von  dem  Verdacht  reinigen. 
Gibt  er  den  Trank  wieder  von  sich,  so  müssen  sich  nunmehr 
sämtliche,  auf  die  der  Verdacht  sich  richtet,  der  Trankprobe 
unterziehen.  Derjenige,  der  stets  hierbei  gewinnt,  ist  natür- 
lich der  Fetischpriester. 

In  Strafsachen  hat  der  Angeklagte  noch  eine  zweite 
Möglichkeit,  seine  Unschuld  darzutun,  indem  er  den  Fetisch 
Nponemale  anruft.  Der  des  Diebstahls  Beschuldigte  z.  B.  be- 
streitet seine  Schuld  unter  der  Beteuerung:  „Wenn  ich  den 
Gegenstand  gestohlen  habe,  so  soll  mich  Nponemale  töten." 
Der  Glaube  an  die  Macht  der  Nponemale  ist  noch  so  befestigt, 
daß  dann  das  Verfahren  sofort  eingestellt  und  der  Ankläger 
abgewiesen  wird.  Hat  der  Beschuldigte  den  Namen  der 
Nponemale  freventlich  mißbraucht,  war  er  doch  der  Dieb,  so 
muß  er  unter  großen  Schmerzen,  die  im  Genick  beginnen, 
dann  auf  die  Brust  übergehen  und  schließlich  alle  Glieder  be- 
fallen, sterben.  Die  Familie  dieses  Fetischschänders  muß  aber  als 
Sühne  300  Kauris  und  ein  Huhn  an  den  Fetischpriester  zahlen. 

Für  sämtliche  an  dem  Rechtsspruch  Beteiligten  ist  die 
Kosten  frage  von  größter  Bedeutung.  Das  Prozessieren  ist 
jetzt  in  Akposso  verhältnismäßig  sehr  teuer.  Noch  vor  ungefähr 
10  Jahren  betrugen  die  Kosten  für  die  unterliegende  Partei 
1000  Kauris,    nach  Akpossowährung  25  Pf.,   jetzt  jedoch  hat 
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der  unterliegende  Beklagte  bei  gewöhnlichen  Palavern  2  Mk., 
2,5  Mk.  und  3  Mk.,  bei  größeren  sogar  6,5  Mk.  zu  zahlen. 
Nur  bei  ganz  geringfügigen  Sachen  kommt  er  noch  mit 
einem  Topf  Palmwein  ab.  Die  Abstufung  der  Beträge  er- 
folgt in  Zivilsachen  einzig  nach  der  auf  die  Sache  verwandten 
Zeit;  die  Höhe  der  Streitsumme  und  der  Gegenstand  sind 
gleichgültig;  in  Strafsachen  nach  der  Schwere  des  Delikts. 
Die  Akposso  wollen  diese  hohen  Beträge  aus  der  Landschaft 
Gbele  im  Misahöhebezirk  übernommen  haben. 

Der  Betrag  wird  unter  die  Beteiligten  verteilt.  Von  den 
6,5  Mk.  erhält  z.  B.  der  Häuptling  4  Mk.,  die  übrigen  2,5  Mk. 
fallen  dem  Sprecher  und  den  Aeltesten  zu.  Von  diesen  nimmt 
wieder  der  Sprecher  1  Mk.,  für  den  Rest  kauft  er  Palmwein 
und  trinkt  ihn  gemeinsam  mit  den  Aeltesten  aus.  Auch  der 
gewinnende  Kläger  pflegt  als  Dank  für  die  ihm  gewordene 
Rechtshilfe  etwa  2  Mk.  zu  bezahlen,  die  auch  von  dem  Sprecher 
und  den  Aeltesten  gemeinsam  vertrunken  werden.  Wird  dem 
Kläger  Unwahrheit  vor  Gericht  nachgewiesen,  so  muß  er  stets 
6  Mk.  und  ein  Schaf  als  Kosten  zahlen.  Eine  Berufung  war, 
wie  sich  aas  der  geschilderten  Gerichtsverfassung  ja  von  selbst 
ergibt,  vor  Begründung  der  Station  gänzlich  unbekannt.  Jetzt 
ist  es  in  jedem  Falle  zulässig,  die  Entscheidung  des  Bezirks- 
amts in  zweiter  Instanz  anzurufen,  und  es  wird  hiervon  sehr 
häufig  Gebrauch  gemacht. 

Hat  jemand  seine  Schuld  anerkannt  oder  ist  er  zur  Be- 
zahlung durch  Palaverspruch  verurteilt  und  weigert  er  sich 
hiernach,  die  Schuld  überhaupt  zu  bezahlen,  so  ist  der  Gläu- 
biger berechtigt,  ihn  als  Sklaven  zu  verkaufen.  Er  gilt  aber 
auch  dann  als  befriedigt,  wenn  der  beim  Verkauf  des  Schuldners 
erzielte  Erlös  die  Schuld  nicht  deckt.  Ist  jedoch  der  Verur- 
teilte an  sich  bereit,  die  Schuld  zu  tilgen,  und  ist  er  nur 
augenblicklich  nicht  in  der  Lage,  zu  zahlen,  so  muß  ihm  der 
Gläubiger  Frist  gewähren,  einige  Monate,  je  nach  der  Höhe 
der  Schuld,  damit  er  inzwischen  den  Betrag  erarbeiten  kann. 
Läuft  die  Frist  erfolglos  ab,    ohne  daß  den  Schuldner  hierbei 
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ein  Verschulden  trifft,  so  muß  ihm  der  Gläubiger  eine  Nach- 
frist gewähren.  Ja,  er  muß  diese  noch  einmal  verlängern, 
wenn  der  Schuldner  inzwischen  seinen  guten  Willen  durch 
Zahlung  eines  Teilbetrages  dargetan  hat.  Ist  auch  diese  ver- 
geblich verstrichen,  so  kann  der  Gläubiger  den  Schuldner  ver- 
kaufen. Besitzt  der  Schuldner  Vermögenswerte  —  es  kommen 
nur  Oelpalmenbestände  und  bewegliche  Sachen  in  Frage  — , 
so  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  auch  dadurch  auf  den  Schuldner 
einen  Druck  auszuüben,  daß  er  ihm  diese  Sachen  wegnimmt 
und  dadurch  den  Schuldner  veranlaßt,  sich  von  einem  Dritten 
Geld  zu  leihen  und  die  Gegenstände  auszulösen.  Verkaufen 
oder  für  sich  behalten  darf  der  Gläubiger  jedoch  jene  Sachen 
nicht.  Löst  der  Schuldner  sie  nicht  ein,  so  behält  der  Gläu- 
biger zwar  das  Recht,  ihn  selbst  zu  verkaufen,  die  in  Besitz 
genommenen  Sachen  muß  er  jedoch  an  die  Kinder  oder  an  die 
Familie  des  Verkauften  herausgeben.  Haben  mehrere  Gläubiger 
gegen  den  Schuldner  liquide  Forderungen,  die  der  Schuldner 
nicht  begleicht,  dann  wird  ihnen  der  Schuldner  vom  Häuptling 
zum  gemeinsamen  Verkauf  übergeben.  Der  Erlös  w^ird  nach 
dem  Betrage  ihrer  Forderungen  auf  sie  verteilt. 

Zum  materiellen  Strafrecht  ist  folgendes  zu  bemerken: 
Als  Strafen  sind  bekannt:  die  Todesstrafe,  die  durch  Er- 
hängen vollstreckt  wird ,  ferner  der  Verkauf  in  die  Knecht- 
schaft, der  allerdings  jetzt  schon  durch  die  deutsche  Verwal- 
tung unterdrückt  ist.  In  diesem  Falle  werden  dem  Schuldigen 
Kopf-  und  Barthaare  geschoren  und  er  dann  an  den  ersten 
besten  Liebhaber,  der  auch  in  demselben  Dorfe  wohnen  kann,, 
verkauft.  Freiheitsstrafen  sind  ganz  unbekannt,  ebenso  Ver- 
stümmelung. Die  hauptsächlichste  Strafe  ist  die  Vermögens- 
strafe, die  früher  in  Kauris  und  in  Tieren  und  jetzt  meist  in 
Geld  oder  Tieren,  meist  Schafen,  bezahlt  wird.  Schweine  und 
Hühner  werden  nicht  zur  Leistung  von  Vermögensstrafen  ver- 
wandt, da  sie  im  allgemeinen  zu  billig  sind.  Früher,  als  der 
Weiße  noch  nicht  im  Lande  war,  kostete  ein  großes  Schaf  in 
Geldwerten  vielleicht  30  Pf.,    ein  gewöhnliches  Schaf  15  Pf.^ 
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zwei  Hühner  5  Pf.  Jetzt  kostet  ein  Huhn  schon  50  Pf.  In 
Dümadeli  werden  aber  auch  Schweine,  Hühner  und  Ziegen  als 
Vermögensstrafe  gefordert.  —  Als  Ehrenstrafe  tritt  die  öffent- 
liche Verhöhnung  hinzu,  bei  der  dem  Schuldigen  auf  Geheiß 
des  Häuptlings  von  Weibern  und  Kindern  die  Tat  höhnend 
vorgehalten  wird.  Als  Privatstrafe  ist  auch  das  gemeinsame 
Verhauen  des  Täters  durch  Mitglieder  der  Familie  des  Ge- 
schädigten zu  nennen:  der  Täter  wird  festgebunden  oder  fest- 
gehalten und  dann  mit  den  Fäusten  oder  Stöcken  geschlagen. 

Ein  Kecht  der  Notwehr  ist  bekannt.  Kommt  jemand  mit 
einem  Messer  auf  einen  anderen  los ,  so  ist  der  Angegriffene 
berechtigt,  auch  seinerseits  vom  Messer  Gebrauch  zu  machen, 
um  sich  zu  schützen.  Ebenso  darf  er  seinen  nächsten  Ver- 
wandten im  Falle  eines  Angriffes  beistehen,  ohne  sich  einer 
Bestrafung  auszusetzen.  Dagegen  ist  ein  derartiges  Recht 
nicht  mehr  beim  Angriff  auf  bloße  Dorfangehörige  oder  irgend- 
welche nicht  zur  Familie  gehörige  Dritte  gegeben.  Ueber- 
schreitung  der  Notwehr  ist  strafbar.  Hat  der  Angreifer  nur 
einen  Stock,  so  darf  der  Angegriffene  nicht  zum  Messer  oder 
Gewehr  greifen.  Auch  derjenige,  der  im  Dunkel  der  Nacht 
einen  Diebstahl  begeht,  kann  von  dem  Eigentümer  der  ge- 
stohlenen Sache  erschossen  oder  erschlagen  werden,  wenn  er 
wegzulaufen  sucht  oder  irgendwelche  Waffen  bei  sich  trägt. 
Bei  Tage  hat  der  Bestohlene  nur  das  Recht,  den  Dieb  zu 
fangen,  und  muß  ihn  dann  dem  Häuptling  übergeben. 

Versuch  scheint  nicht  als  Beginn  des  Delikts  bestraft  zu 
sein,  lediglich  der  eingetretene  Erfolg  scheint  bestimmend  zu 
sein.  Jedenfalls  wird  der  bei  Tage  unternommene  Versuch 
des  Diebstahls  nicht  bestraft.  Ebenso  wird  derjenige  nicht 
wegen  Mordversuchs  bestraft,  der  auf  jemand  geschossen  hat, 
um  ihn  zu  töten,  aber  vorbeigeschossen  hat.  Er  wird  nur  von 
den  Freunden  des  Bedrohten  gegriffen,  gebunden  und  verhauen, 
und  es  wird  ihm  das  Gewehr  abgenommen. 

Teilnahme  wird  in  den  einzelnen  Gegenden  des  Akposso- 
gebietes  verschieden  behandelt.    In  den  westlichen  Teilen  wird 
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derjenige,  der  einem  Dieb  hilft,  indem  er  z.  B.  aufpaßt,  daß 
er  nicht  überrascht  wird,  nicht  bestraft.  Nur  derjenige  gilt 
als  Täter,  der  die  Sachen  tatsächlich  dem  anderen  wegnimmt. 
In  den  östlichen,  dem  Atakpanieeinfluß  zugänglichen  Teilen 
wird  der  Gehilfe  wie  der  Täter  bestraft. 

Anstiftung  ist  überall  straflos,  ganz  gleich,  ob  der  An- 
stifter dem  Täter  etwas  versprochen  oder  gleich  geschenkt 
hat.  Nur  der  Täter  wird  bestraft,  denn  „er  war  ja  so  dumm 
und  tat  das,  was  der  andere  ihm  sagte,  obwohl  er  es  selbst 
besser  wissen  mußte". 

Wenn  jemand  einen  anderen  durch  Drohungen  zu  einer 
strafbaren  Handlung  nötigt,  so  daß  er  diese  nachher  aus  Angst 
begeht,  so  werden  der  Drohende  und  der  Täter  gleichmäßig 
bestraft.  Handelte  es  sich  um  Nötigung  zu  einem  Mord,  so 
müssen  beide  gehängt  werden.  In  den  östlichen  Teilen  wird 
der  Bedrohende  milder  bestraft. 

Geisteskrankheit  oder  sinnlose  Trunkenheit  entschuldigt 
nicht.  Auch  der  Verrückte  oder  der  Betrunkene,  der  einen 
anderen  tötet,  wird  gehängt.  Man  sucht  aber  Gewalttätig- 
keiten von  Verrückten  dadurch  vorzubeugen,  daß  man  sie  ein- 
sperrt oder  in  Pflöcke  legt. 

Flieht  der  Verbrecher  in  das  Haus  des  Fetischpriesters, 
so  dürfen  ihm  seine  Verfolger  nicht  ohne  weiteres  folgen.  Der 
Priester  kann  verlangen,  daß  ihm  zunächst  ein  Schaf  und 
24000  Kauris  als  Geschenk  gegeben  werden.  Erst  dann  liefert 
er  den  Delinquenten  den  Rächern  aus.  Sonstige  Freistätten 
für  Verbrechen  gibt  es  nicht.  Entkommt  aber  der  Täter,  so 
zerstört  die  Familie  des  Geschädigten  sein  Haus  und  nimmt 
sein  Ackerland  in  Besitz.  Als  einmal  der  Täter  in  das  Gebiet 
der  Dajleute  entflohen  war,  wohin  ihm  die  Akposso  „aus  Furcht 
vor  den  starken  Dajleuten"  nicht  folgen  konnten,  wurde  die 
ganze  Familie  des  Täters  aus  dem  Akpossogebiet  vertrieben. 
In  dem  östlichen  Teil  ist  es  nicht  gestattet,  das  Haus  des 
Entflohenen  zu  zerstören,  da  dieses  als  im  Eigentum  seiner 
Familie    stehend    angesehen    wird.      Ein   nachträglicher    Erlaß 
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einer  verhängten  Geldstrafe  oder  eine  Begnadigung  ist  un- 
bekannt. 

Hat  jemand  einen  anderen  erschossen,  so  gehen  die  Fa- 
milien des  Erschossenen  und  des  Täters  zum  Palaver  vor  den 
Häuptling.  Wird  der  Täter  hier  für  schuldig  befunden,  so 
übergibt  die  Familie  des  Mörders  diesen  dem  Häuptling,  der 
ihn  wieder  der  Familie  des  Ermordeten  zum  Vollzug  der  Strafe 
durch  Erhängen  übergibt.  Ein  Unterschied  zwischen  Mord 
und  Totschlag  besteht  nicht,  auch  der  Totschlag  wird  durch 
Erhängen  gesühnt,  ebenso  die  Körperverletzung  mit  tödlichem 
Ausgang.  Im  Falle  der  fahrlässigen  Tötung  wird  in  den 
westlichen  Teilen  der  Täter  durch  die  Familie  des  Getöteten 
verkauft,  in  Dümadeli  dagegen  wird  er  nur  zur  Leistung  von 
24000  Kauris,  einem  Schaf  und  Schnaps  an  die  Familie  des 
Getöteten  verurteilt,   verkauft  wird  er  nicht. 

Bei  fahrlässiger  erheblicher  Körperverletzung  muß 
der  Täter  dem  Verletzten  das  Essen  bis  zur  Wiederherstellung 
bezahlen  und  ihm  außerdem  ein  Schaf,  ein  Schwein,  10  Töpfe 
Palmwein  und  3000  Kauris  geben.  Stirbt  der  Verletzte  infolge 
der  Wunde,  so  kann  seine  Familie  den  Täter  wie  im  Falle 
der  fahrlässigen  Tötung  verkaufen. 

Notzucht  gibt  es  nach  Ansicht  der  Akposso  nicht.  Sie 
sagen:  „Wir  glauben  nicht,  daß  die  Frau  gegen  ihren  Willen 
zur  Gestattung  des  Beischlafes  gezwungen  worden  ist.  Sie  wird 
schon  selbst  damit  einverstanden  gewesen  sein,  denn  sonst 
hätte  sie  geschrieen,"  oder:  „Wenn  das  Weib  die  Beine  nicht 
breit  macht,  kann  der  Mann  nichts  machen."  Bei  den  freien 
Sitten  der  Akposso  kann  einen  dieser  Standpunkt  nicht  wunder- 
nehmen. Dafür  gibt  es  auch  keine  gewerbsmäßige  Prostitution. 
Ebenso  sind  Geschlechtsperversitäten  unbekannt,  abgesehen 
davon,  daß  die  kleinen  Jungen  wie  Hunde  untereinander  spielen. 
Abtreibung  wird  bei  der  Schwangeren  oder  demjenigen,  der 
sie  zur  Einnahme  eines  Abtreibungsmittels  zwingt,  mit  Er- 
hängen bestraft.  Wer  aber  der  Frau  auf  ihr  Verlangen  eine 
derartige  Medizin  verschafft,  wird  nicht  bestraft. 
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Bei  Selbstmord  muß  die  Familie  des  Selbstmörders  ein 
Schaf  und  6  Mk.  an  den  Häuptling  zahlen.  Wer  sich  selbst  zu 
tüten  versucht,  wird  mit  2,5  Mk.  Geldstrafe  bestraft.  In  Düraadeli 
wird  Selbstmordversuch  nicht  bestraft;  bei  vollendetem  Selbst- 
mord hat  hier  die  Familie  des  Toten  ein  Schaf,  Palmwein  und 
Kauris  an  den  Häuptling  zu  zahlen. 

Grundlose  wörtliche  Beleidigung  —  triftige  Gründe  be- 
rechtigen zur  Beschimpfung  —  Avird  in  der  Weise  gesühnt, 
daß  der  Häuptling  den  Beleidiger  vor  sich  lädt,  alle  Weiber 
und  Kinder  zusammenruft  und  ihn  durch  diese  den  Taff  über 
beschimpfen  läßt.  Damit  ist  die  Sache  erledigt.  Dieser  Brauch 
ist  aber  schon  mehr  und  mehr  im  Schwinden.  Wenn  jetzt 
jemand  einen  anderen  beschimpft  hat  und  er  entschuldigt  sich 
am  nächsten  Tage  damit,  er  habe  zuviel  Palmwein  getrunken, 
dann  nimmt  der  Beschimpfte  eines  von  dessen  Schafen,  verkauft 
es  und  kauft  für  den  Erlös  Palmwein,  den  die  Parteien  zur 
Versöhnung  gemeinsam  austrinken.  Hat  der  Beleidiger  keinen 
derartigen  Entschuldigungsgrund ,  so  ruft  der  Beleidigte  die 
jungen  Männer  seiner  Familie  zusammen  und  sie  verhauen  den 
Täter  gemeinsam.  Wer  aber  einen  anderen  hinter  seinem 
Rücken  schlecht  macht,  wird  beim  Häuptling  verklagt  und  von 
diesem  zur  Tragung  der  Gerichtskosten  von  6,5  Mk.  und  etwa 
15  Mk,  Geldstrafe  verurteilt.  Wer  das  Andenken  eines  Ver- 
storbenen beschimpft,  wird  nicht  bestraft,  denn  „der  Tote  lebt 
ja  nicht  mehr". 

Wenn  früher  jemand  etwas  gestohlen  hatte  und  er  gab 
die  Sache  nachher  dem  Eigentümer  zurück,  so  trat  eine  Be- 
strafung nicht  ein.  Jetzt  wird  jeder  schwere  Diebstahlsfall 
dem  Bezirksamt  angezeigt.  Ein  Unterschied  zwischen  Dieb- 
stahl und  Unterschlagung  besteht  nicht.  „Wenn  ich  mir  einen 
Stuhl  leihe,  und  ich  nehme  später  beim  Verziehen  denselben 
mit  mir,  um  ihn  zu  behalten,  so  habe  ich  den  Stuhl  gestohlen." 
Auch  wer  heimlich  das  Grundstück  eines  anderen  verkauft, 
hat  dies  Grundstück  gestohlen.  Der  Hehler  wird  in  Gado 
nicht  bestraft,  denn  „er  hat  ja  nicht  gestohlen".    In  Dümadeli 


Die  Stammesreclite  des  Bezirks  Atakpame.  93 

dagegen  wird  er  bestraft.  Njameze  erklärte  diese  Abweichung 
ak  Atakpameeinfluß. 

Der  Betrüger  wird  durch  die  Familie  des  Geschädigten 
verhauen,  muß  den  verursachten  Schaden  ersetzen  und  außer- 
dem eine  Buße,  „häufig  ein  Schaf*,  an  den  Betrogenen  und 
Gerichtskosten  in  Höhe  von  6,5  Mk.  an  den  Häuptling  zahlen. 
Ganz  ähnlich,  nur  gegebenenfalls  hoher,  ist  die  Strafe  für 
Raub.  In  Dümadeli  kann  der  Räuber  dagegen  außerdem  noch 
von  der  Familie  des  Beraubten  verkauft  werden.  Wenn  früher 
jemand  einen  Menschen  raubte,  um  ihn  zu  verkaufen,  so  war 
der  Häuptling  des  Dorfes,  in  dem  der  Menschenräuber 
wohnte,  verpflichtet,  diesen  der  Familie  des  Geraubten  aus- 
zuliefern, damit  diese  ihn  ihrerseits  verkaufen  konnte. 

Wer  einen  Grasbrand  verursacht,  wird  nicht  bestraft, 
ebenso  nicht,  wer  fahrlässig  einen  Hausbrand  verursacht.  Er 
braucht  auch  keinen  Schadenersatz  zu  leisten ;  nur  wenn  bei 
dem  Brande  die  Sachen  eines  fremden  Mannes,  der  dort  näch- 
tigte oder  vorübergehend  wohnte,  mit  verbrennen,  so  muß  er 
diesem  den  Schaden  ersetzen.  Auf  vorsätzlicher  Brandstiftung 
steht  der  Verkauf  in  die  Knechtschaft. 

Treten  Tiere  auf  die  Farm  eines  anderen  über,  so  halten 
sich  die  nahe  Atakpame  wohnenden  Akposso  für  berechtigt, 
die  Tiere  zu  erschießen.  Sie  müssen  das  erschossene  Tier 
jedoch  an  den  Weg  legen,  damit  der  Eigentümer  es  sich  ab- 
holen kann.  Für  sich  behalten  dürfen  sie  es  nicht.  Die  west- 
lichen Akposso  warnen  nur  den  Herrn  der  Tiere,  schießen  sie 
jedoch  nicht  sofort  nieder.  Läßt  der  Eigentümer  trotz  der 
Warnung  die  Tiere  noch  einmal  auf  das  Feld  des  Nachbarn 
gehen,  so  kann  ihn  dieser  beim  Häuptling  verklagen.  Wenn 
aber  jemand  ohne  Grund  ein  Schaf  eines  anderen  tötet,  so 
muß  er  dies  an  den  Eigentümer  herausgeben  und  außerdem 
ihm  noch  ein  anderes  Schaf  als  Ersatz  geben.  Beschädigte 
jemand  absichtlich  eine  wertvolle  Sache  eines  anderen,  so  wird 
er  von  der  Familie  des  Eigentümers  gemeinschaftlich  verhauen 
und  muß  außerdem  den  Schaden  ersetzen. 
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Wer  sich  früher  von  seinem  Schuklner  unverhältnismäßig 
hohe  Zinsen  versprechen  ließ,  blieb  straflos,  denn  „es  war  ja 
nur  die  Dummheit  desjenigen,  der  sie  versprach,  die  ihm  dies 
möglich  machte**.  Jetzt  wird  er  aber  auf  Anordnung  der 
Bezirksleitung  bestraft. 

Der  Zeuge,  der  im  Palaver  lügt,  wird  nach  Akpossorecht 
nur  des  Stadtteils  verwiesen  und  öflfentlich  beschimpft,  eine 
weitere  Bestrafung  tritt  nicht  ein.  —  Hat  sich  jemand  als 
Träger  verpflichtet,  setzt  er  nachher  die  Last  auf  den  Weg 
und  läuft  selbst  fort,  so  kann  er  an  sich  nicht  dafür  bestraft 
werden.  Sache  des  Reisenden  ist  es,  sich  einen  anderen  Träger 
zu  besorgen.  Dasselbe  gilt,  wenn  jemand  die  Herstellung  eines 
Stuhles  oder  eines  Tuches  übernommen  hat  und  nachher  die 
Verpflichtung  nicht  erfüllt.  Nur  wenn  der  Schuldner  schon 
das  Geld  für  die  ihm  obliegende  Leistung  erhalten  hat,  muß 
er  dies  zurückerstatten  und  außerdem  eine  Buße  zahlen. 

Wer  dem  ihm  durch  einen  Boten  überbrachten  Befehle 
des  Häuptlings  nicht  Folge  leistet,  wird  mit  Gewalt  vor  diesen 
gebracht.  Schlägt  er  aber  den  Boten,  so  muß  er  20  Mk. 
und  ein  Schaf  als  Strafe  an  den  Häuptling  zahlen. 

Das  Privat  recht  der  Akposso  ist  ihrer  Kulturstufe  ent- 
sprechend naturgemäß  im  Familienrecht  am  ausgebildetsten, 
es  finden  sich  aber  auch  auf  den  anderen  Rechtsgebieten  eine 
Anzahl  höchst  beachtenswerter  Vorschriften. 

Der  Familienverband  der  Akposso  beruht,  soweit  er  nicht 
wie  im  Osten  durch  das  Atakpamerecht  beeinflußt  ist,  auf  dem 
Vaterrecht  und  der  sicheren  Stellung  des  Mannes  als  Familien- 
oberhaupt. Die  Verwandtschaft  wird  durch  den  Mann  ver- 
mittelt, die  Kinder  seiner  Tochter  sind  nicht  mehr  mit  ihm 
verwandt,  sie  gehören  zur  Familie  des  Schwiegersohnes.  Wohl 
aber  gelten  die  Kinder  des  Sohnes  als  mit  dem  Großvater  ver- 
wandt. Im  Osten  dagegen  gelten  die  Kinder  der  Tochter 
auch  als  mit  ihrem  Großvater  verwandt.  Sie  erben  z.  B.  auch 
dessen  Nachlaß,  wenn  keine  anderen  Nachkommen  vorhan- 
den sind. 
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Jeder  erwachsene  Mann  hat  seinen  eigenen  Grund  und 
Boden;  ein  gemeinschaftliches  Familienvermögen  besteht. 
Die  Söhne  bleiben  bis  zu  ihrer  Verheiratung  im  Hause  des 
Vaters;  sie  heiraten  jedoch  sehr  früh  und  legen  dann  selbst  ein 
Grundstück  mit  Haus  an.  Wird  der  Sohn  etwas  älter,  so  baut 
der  Vater  manchmal  schon  für  ihn  ein  eigenes  kleines  Haus  auf 
seinem  Gehöft.  Solange  der  Sohn  aber  nicht  verheiratet  ist, 
gehört  alles,  was  er  verdient,  dem  Vater.  In  jedem  Gehöft 
wohnt  der  Familienvater  in  einem  Hause,  in  einem  anderen 
die  Frau,  in  einem  dritten  die  Kinder.  Hat  der  Mann  mehrere 
Frauen,  so  hat  jede  ihr  eigenes  Haus.  Das  Familienoberhaupt 
hat  das  Recht,  auch  den  schon  ziemlich  erwachsenen  Sohn  mit 
der  Hand  zu  schlagen,  um  ihn  zu  züchtigen;  mit  dem  Stock 
darf  er  jedoch  nicht  mehr  schlagen.  Kinder  dagegen  werden 
gegebenenfalls  mit  einem  Stock  oder  einer  Peitsche  gezüchtigt. 
Wenn  ein  Sohn  stiehlt  oder  sonst  „ein  schlechter  Mann"  wird, 
kann  das  Familienoberhaupt  den  erwachsenen  Sohn  weit  fort 
verkaufen ,  damit  er  aus  dem  Dorf  entfernt  wird  und  nicht 
mehr  die  Familie  schändet.  „Wir  wollen  den  schlechten  Namen 
nicht  mehr  länger  in  der  Familie  haben,  deshalb  muß  er  fort.'' 
Ebenso  kann  mit  einer  Frau  verfahren  werden ,  die  stiehlt. 
Der  verkaufte  Sohn  hat  später  keinen  Anteil  an  dem  Nachlaß 
des  Vaters.  Sind  die  Söhne  noch  jünger,  so  werden  sie  für 
solche  Verfehlungen  nur  gezüchtigt.  Auch  wenn  die  Söhne 
einen  eigenen  Hausstand  haben,  bleiben  bestimmte  Beziehungen 
zu  ihrem  Vater  bestehen.  Hat  z.  B.  einer  der  Verwandten  eine 
Strafe  zu  zahlen,  so  verteilt  das  Familienoberhaupt  den 
Betrag  auf  die  einzelnen  Mitglieder,  von  welchen  dann  jeder 
seinen  Anteil  zusteuern  muß.  Auch  Schulden  des  einzelnen  werden 
von  der  Familie  gemeinschaftlich  getilgt,  es  sei  denn,  daß  er 
sich  bereits  durch  häufiges  Schuldenmachen  des  Vertrauens  der 
Familie  unwürdig  gezeigt  hat.  Der  Gläubiger  hat  sich  stets 
zuerst  an  den  Schuldner  zu  halten  und  kann  sich  nur,  wenn 
dieser  kein  Geld  hat,  an  die  Familie  wenden.  Macht  jemand 
wiederholt  Schulden,    für   die    die  Familie   eintreten  muß,    so 
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kommt  die  Familie  zusammen  und  bezeichnet  ihn  durch  ge- 
meinsamen Beschluß  als  einen  „schlechten  Mann",  für  den  die 
Schulden  nicht  mehr  bezahlt  werden  sollen.  Er  wird  dann 
dem  Gläubiger  zum  Verkauf  übergeben,  indem  dessen  Hände 
durch  das  Familienoberhaupt  auf  den  Schuldner  gelegt  werden. 
Auch  wenn  nachher  der  Erlös  für  den  Schuldner  nicht  zur 
Deckung  der  Schulden  ausreicht,  so  wird  doch  die  Familie 
von  ihrer  Haftung  frei.  Es  kommt  aber  häufiger  vor,  daß 
der  so  Verkaufte  nach  einiger  Zeit  Nachricht  zu  seinen  näheren 
Verwandten  schickt  und  bittet,  ihn  doch  wieder  loszukaufen. 
Er  wolle  auch  in  Zukunft  kein  „schlechter  Mann**  mehr  sein. 
Dann  pflegt  in  der  Familie  meist  das  zum  Loskauf  nötige  Geld 
gesammelt  und  der  Freigekaufte  wieder  in  die  Familie  auf- 
genommen zu  werden.  Der  Preis,  den  dann  die  Familie  zum 
Loskauf  zahlen  soll,  ist  hierbei  häufig  weit  höher  als  der, 
den  der  augenblickliche  Eigentümer  bezahlt  hat.  Li  manchen 
Fällen  schickt  die  Familie,  wenn  solche  Wünsche  auf  Loskauf 
zu  ihr  dringen ,  erst  einen  Boten ,  der  sich  überzeugen  muß, 
ob  der  Verkaufte  sich  gebessert  hat,  und  dem  gegenüber  er 
gleichfalls  versichern  muß,  in  Zukunft  kein  „schlechter  Mann" 
mehr  sein  zu  wollen. 

Auch  wenn  jemand  verarmt  und  nicht  mehr  arbeiten  kann, 
gibt  ihm  die  Familie  einen  gewissen  Beitrag. 

Jeder  nimmt  so  viel  Frauen,  als  er  auf  seinem  Ackerland 
ernähren  kann.  Wer  mehr  arbeitet  und  dadurch  mehr  Essen 
beschafft,  kann  sich  auch  mehr  Frauen  halten.  Manchmal 
spielen  hier  auch  andere  Gründe  mit.  Der  Mann  schläft  bei 
jeder  Frau  vier  Nächte  und  geht  so  von  einer  zur  anderen. 
Hat  er  eine  Frau  besonders  gern,  so  kommt  er  wohl  zu  ihr 
auch  sechs  Nächte,  dann  schimpfen  aber  die  übrigen  Frauen, 
daß  er  so  viel  bei  der  einen  Frau  schläft  und  nicht  zu  ihnen 
kommt.  Er  schläft  bei  der  Frau  in  deren  Hütte.  Will  der 
Mann  länger  als  vier  Tage  hintereinander  mit  einer  seiner 
Frauen  zusammenschlafen  und  ist  diese  nicht  damit  einver- 
standen,   so  kann  sie  ihn   aus  ihrer  Hütte  weisen.     Lnierhalb 
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der  vier  Tage  ist  sie  aber  zur  Gestattung  des  Beischlafs  ver- 
pflichtet. Der  Mann  hat  während  dieser  Zeit  das  Recht,  in 
ihrer  Hütte  zu  bleiben,  auch  wenn  sie  schimpft  und  ihn  hinaus- 
zuweisen versucht.  Die  zuerst  genommene  Frau  ist  die  Ober- 
frau. Sie  erhält,  wenn  der  Mann  seinen  Plauen  Geschenke 
macht,  mehr  wie  die  übrigen.  Den  Kindern  gegenüber  haben 
jedoch  alle  Frauen  die  gleiche  Stellung. 

Die  Frauen  können  selbst  Eigentum  haben;  sie  haben 
ihre  eigenen  Teller,  Töpfe,  Tücher  und  sonstiges  Gerät.  Von 
diesen  Dingen  hat  der  Mann  ihr  nur  einen  kleinen  Topf  zum 
Wasserholen,  einen  großen  Topf  zum  Aufbewahren  des  Wassers, 
einen  kleinen  Stuhl,  einen  großen  und  einen  kleinen  Holzlöffel 
zu  kaufen.  Alles  übrige  kauft  sich  die  Frau  selbst.  Die  Frau 
muß  an  sich  für  den  Mann  auf  dessen  Feld  die  leichtere  Arbeit 
besorgen.  Sie  erhält  aber  immer  ein  kleines  Stück  Ackerland 
für  sich  selbst,  von  dem  sie  den  Ertrag  selbst  auf  eigene 
Rechnung  verkaufen  kann.  Vor  Gericht  kann  sie  nur  in  Be- 
gleitung ihres  Mannes  erscheinen.  An  den  Dorfversammlungen 
darf  sie  nicht  teilnehmen.     Ein  Erbrecht  hat   die  Frau  nicht. 

Hinsichtlich  der  Hochzeitsgebräuche  ist  zu  unterscheiden, 
ob  der  Ehe  eine  Verlobung  voraufging,  die  meist  geschlossen 
wurde,  bevor  das  Mädchen  reif  war,  oder  ob  der  Mann  ein 
erwachsenes  Weib  heiratet. 

Sieht  ein  Mann  ein  kleines  Mädchen ,  das  er  später  zur 
Frau  haben  möchte,  dann  wendet  er  sich  an  den  Vater  des 
Kindes  und  trägt  ihm  seinen  Wunsch  vor.  Nur  der  Vater 
entscheidet  über  die  Tochter,  nicht  auch  die  Mutter.  Erklärt 
sich  der  Vater  dazu  bereit,  seine  Tochter  dem  Bewerber  zur 
Frau  zu  geben,  so  muß  dieser  fortan  in  jedem  Jahr  einen  Tag 
auf  dem  Felde  des  Vaters  arbeiten,  bis  das  Mädchen  erwachsen 
ist.  Mit  dem  Mädchen  selbst  spricht  der  Bewerber  bei  Ab- 
schluß dieses  „Verlöbnisses"  nicht,  auch  der  Vater  sagt  ihr 
vorläufig  nichts.  Nur  wenn  der  Bewerber  später  in  das  Haus 
kommt,  zeigt  ihn  der  Vater  dem  Mädchen  mit  dem  Hinweis, 
daß  er  sein  zukünftiger  Ehemann  sein  soll.    Ist  das  Mädchen 
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erwachsen,  so  kommt  der  zukünftige  Ehemann  zu  dem  Vater 
und  sagt  ihm,  er  wolle  jetzt  seine  Frau  haben.  Der  Vater 
erklärt  sich  damit  einverstanden.  Dann  kommt  der  Mann  des 
Nachts  mit  seinen  Freunden  und  „stiehlt"  das  Mädchen,  d.  h. 
trägt  es  mit  Gewalt  weg,  auch  wenn  es  weint.  Er  trägt  es 
in  sein  Haus  und  schießt  zum  Zeichen  dessen,  daß  sie  seine 
Frau  geworden  ist,  sein  Gewehr  ab.  Am  nächsten  Tage 
schert  er  ihr  die  Haare  völlig  ab,  damit  sie  jetzt  in  seinem 
Hause  neue  Haare  bekommt.  Es  findet  eine  größere  F'eier- 
lichkeit  statt.  Ein  altes  Weib,  das  nicht  zu  derselben  Familie 
zu  gehören  braucht,  läßt  jetzt  sich  die  beiden  Brautleute  auf 
eine  Matte  setzen,  bindet  erst  dem  Mädchen  eine  Grasschnur 
um  den  Leib,  nimmt  sie  ihm  wieder  ab  und  bindet  dann  die- 
selbe Schnur  dem  Manne  um  den  Körper,  nimmt  aber  auch 
ihm  sie  wieder  fort.  Dann  setzt  sie  erst  dem  Mädchen  eine 
Kalabasse  auf  den  Kopf  und  dann  dieselbe  Kalabasse  dem 
Manne.  Erst  jetzt  dürfen  die  beiden  Verheirateten  von  der 
Matte  aufstehen  und  sich  an  dem  allgemeinen  Fest  beteilio^en. 
—  In  Dümadeli  ist  diese  Zeremonie  nicht  üblich,  es  werden 
der  Frau  nur  die  Haare  geschoren  und  ihr  Geschenke  an  Perlen 
und  Ringen  gemacht.  Najo  bestätigt  aber  die  Gebräuche  für 
das  westliche  Akposso.  Auch  soll  sich  das  moderne  Akposso- 
mädchen  im  östlichen  Teil  nicht  mehr  so  reserviert  halten. 
Gefällt  dem  Mädchen  der  ihr  zugewiesene  Mann,  so  geht  sie 
ohne  Wissen  des  Vaters  schon  vor  der  eigentlichen  Hochzeit 
in  der  Nacht  zu  ihm  und  gibt  sich  ihm  hin ,  sobald  sie  nur 
die  Regel  gehabt  hat.  —  Die  ersten  5  Tage  nach  dieser 
Zeremonie  kocht  der  Mann  viel  Essen  für  die  Frau,  am 
6.  Tage  schickt  der  Ehemann  viel  Essen  mit  Fleisch  und  Oel 
zu  der  Mutter  des  Mädchens,  am  7.  Tage  kommen  die  Ver- 
wandten des  Mannes  und  bringen  dem  Mädchen  Geschenke  in 
Kauris.  Das  Mädchen  muß  dann  3,  im  Dümadeli  7  Monate 
bei  dem  Manne  bleiben.  Nach  dieser  Zeit  kehrt  sie  zu  den 
Eltern  zurück.  Der  Mann  muß  gleichzeitig  500  Kauris  und 
2  Flaschen  Oel,  in  Dümadeli  nur  6000  Kauris  schicken.    Dann 
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bleibt  die  junge  Frau  3  bezw.  2  Jahre  im  Hause  des  Vaters 
und  kann  während  dieser  Zeit  zu  jedem  Manne  gehen,  zu  dem 
sie  Lust  hat.  Sie  soll  jetzt  auch  andere  Männer  kennen  lernen, 
es  würde  ihr  sonst  von  den  anderen  Weibern  vorgeworfen 
werden,  sie  wäre  kein  hübsches  Mädchen  gewesen,  sie  hätte 
bei  den  Männern  keine  Liebe  gefunden.  Nach  Ablauf  dieser 
3  Jahre  muß  sie  aber  wieder  zu  ihrem  eigentlichen  Ehemanne 
zurückkommen  und  nun  nur  bei  ihm  als  Frau  bleiben.  Der 
Mann  muß  ihr  während  dieser  3  Jahre  Jams  und  Reis  schicken. 
Man  gibt  dem  Mädchen  Fetischwasser  zu  trinken  mit  der  Ab- 
rede, daß  sie  in  dieser  Freizeit  von  3  Jahren  machen  kann 
was  sie  will,  wenn  sie  aber  nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  zu 
ihrem  Manne  zurückkehrt  und  ihm  nicht  treu  bleibt,  dann  wird 
der  Fetisch  sie  töten.  Manche  Mädchen  wollen  aber  auch  gleich 
nach  Ablauf  der  3  Monate  bei  ihrem  Ehemanne  bleiben;  es 
ist  jedoch  dies  der  seltenere  Fall.  Bewerben  sich  zwei  Männer 
gleichzeitig  um  dasselbe  Mädchen,  so  sucht  der  eine  oder  der 
andere  von  ihnen  die  Zuneigung  des  Mädchens  und  damit  den 
Vorrang  vor  seinem  Rivalen  zu  gewinnen,  daß  er  ihm  eine 
Medizin,  „Nkunja",  in  Evhe  „Akunja"  genannt,  eingibt.  Er 
erhält  die  Medizin  von  einem  alten  klugen  Mann.  Sie  besteht 
aus  einem  Gemisch  von  etwas  Fleisch,  Tabak,  Mais,  Jams, 
Kassada  und  Falrawein  und  bewirkt,  daß  das  Mädchen  fortan 
nur  noch  Sinn  für  ihn  hat.  Irgend  einen  Zweikampf  zwischen 
den  beiden  Rivalen  kennen  die  Akposso  nicht. 

Anders  sind  die  Gebräuche,  wenn  es  sich  um  ein  er- 
wachsenes Weib  handelt,  das  selbst  über  sich  bestimmen  kann. 
Sieht  ein  Mann  eine  Frau,  die  ihm  gefällt,  ganz  gleich,  ob  sie 
verheiratet  ist  oder  nicht,  so  sucht  er  sie  auf  und  sagt,  sie 
solle  seine  Frau  werden.  Hat  sie  einen  Mann,  so  darf  dieser 
naturgemäß  davon  nichts  erfahren.  Sie  weigert  sich  zunächst 
wiederholt,  er  kommt  aber  immer  wieder  und  schließlich  sagt 
sie  zu  ihm,  er  solle  des  Nachts  unter  einen  bestimmten  Baum 
oder  sonst  einen  bestimmten  Platz  kommen,  sie  werde  auch 
hinkommen.    Der  Mann  geht  dann  dort  hin  und  ruft  leise,  sie 
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antwortet  ihm  ebenso,  daß  sie  da  ist,  und  geht  dann  mit  ihm 
in  sein  Haus.  Der  Mann  schießt  zum  Zeichen  sein  Gewehr 
ab  und  sagt:  „Ich  habe  jetzt  eine  neue  Frau."  Damit  ist  die 
Ehe  geschlossen.  Der  Mann  veranstaltet  dann  ein  großes  Fest. 
Während  der  ersten  6  Tage  arbeitet  die  Frau  nicht,  jeder  der 
Freunde  bringt  Essen,  der  Mann  bereitet  auch  viel  Essen. 
Die  Frau  erhält  viele  Geschenke ,  Messingringe  und  Perlen 
und  dergleichen  mehr.  Es  finden  Spiele  statt,  auch  werden 
vielfach  Gewehre  abgeschossen.  War  die  Frau  verheiratet,  so 
kam  es  früher  vor,  daß  ihr  erster  Ehemann  seine  Freunde  und 
Verwandten  zusammenrief,  sie  sich  mit  Gewehren  bewaffneten 
und  dann  zusammen  mit  Gewalt  die  Frau  wieder  fortholten ; 
jetzt  darf  unter  der  Herrschaft  der  Deutschen  so  etwas  natur- 
gemäß nicht  vorkommen.  Der  frühere  Ehemann  muß  sich 
darein  finden,  daß  er  seine  Frau  verloren  hat.  Er  geht  aber 
nicht  mehr  zu  dem  Stadtteil,  in  dem  der  neue  Mann  wohnt. 
Es  kommt  aber  auch  vor,  daß  die  Weiber  nach  einiger  Zeit 
wieder  zu  ihrem  alten  Mann  zurückkehren,  der  sie  dann  wieder 
bei  sich  aufnimmt  und  zum  Zeichen  dessen,  daß  sie  wieder 
seine  Frau  geworden  ist,  wieder  sein  Gewehr  abschießt. 

Sprecher  Ado  aus  Djama  erzählte,  bei  den  Akpossos  be- 
stände folgende  Sitte:  Wenn  ein  Akposso  ein  Weib  allein  auf 
der  Landstraße  oder  im  Busch  trifft,  so  ist  er  berechtigt,  es 
eventuell  mit  Gewalt  in  sein  Haus  zu  nehmen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  er  verheiratet  ist  oder  nicht,  ob  er  es  bei  Tage 
oder  bei  Nacht  trifft.  Er  schießt  sein  Gewehr  ab,  veranstaltet 
6  Tage  lang  Feste  und  die  Frau  muß  jetzt  bei  ihm  bleiben. 
Der  frühere  Ehemann  ist  dann  nur  darauf  angewiesen,  seiner- 
seits irgendwo  ein  Weib  sich  anzueignen.  Gehen  die  Weiber 
zu  mehreren  zusammen,  so  dürfen  sie  nicht  weggefangen  werden. 
Nach  Hauptmann  v.  Doering  ist  dies  eine  der  gebräuchlich- 
sten Arten,  sich  Weiber  zu  verschaffen,  und  die  ständige  Quelle 
von  Palavern,  auch  vor  dem  Bezirksamt.  Solche  Frauen  sind 
oft  schwanger  oder  sollen  nachher  schwanger  gewesen  sein, 
und  das  Kind  wird  dann  von   dem   alten  Ehemann   gefordert. 
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Der  Umstand,  daß  Weiber,  sobald  sie  allein  gelassen  werden, 
von  einem  anderen  Manne  zu  sich  genommen  werden,  ist  nach 
V.  Doering  die  Ursache  für  den  Widerwillen  der  Akposso, 
Bahnarbeiter   zu  werden:    Diese  Arbeit   kostet   sie   ihre  Frau. 

Ist  ein  Mann  gestorben,  hinterläßt  er  Frauen,  und  wollen 
diese  sich  wieder  verheiraten,  so  braucht  der  neue  Ehemann 
nicht  Gewehre  abzuschießen.  Er  nimmt  sie  zu  sich  und  gibt 
lediglich  der  Familie  des  Toten  einen  Topf  mit  Palrawein,  den 
sie  dann  dem  Toten  zu  trinken  geben,  d.  h.  ihm  auf  die  Grab- 
stelle gießen  können.  In  Wirklichkeit  wird  aber  nur  eine 
kleine  Kalebasse  auf  das  Grab  gegossen,  das  andere  wird  ge- 
meinsam ausgetrunken.  Irgend  ein  Zwang,  einen  bestimmten 
Mann  oder  innerhalb  des  Verwandten-  oder  Familienkreises 
zu  heiraten,  wird  auf  die  Frau  nicht  ausgeübt.  Die  Frau 
mußte  früher  3  Farmjahre  (1  Farmjahr  gleich  10  Monaten) 
warten,  bis  sie  sich  wieder  verheiraten  durfte.  Jetzt  ist  im 
westlichen  Teile  die  Zeit  schon  auf  2  Jahre  verkürzt,  im  öst- 
lichen Teile  heiratet  die  Frau  manchmal  schon  nach  11  Monaten 
wieder:  diese  Zeit  muß  sie  aber  unter  allen  Umständen  warten. 
Die  jetzige  moderne  Akpossofrau  bezeichnet  das  längere  Warten 
als  Dummheit.  Sie  hätte  den  früheren  Mann  nicht  getötet  und 
deshalb  könne  sie  auch  früher  wieder  heiraten.  Sie  muß  je- 
doch mindestens  diese  11  Monate  warten,  weil  sie  sonst  auch 
sterben  würde.  War  aber  ihr  früherer  Mann  wegen  Mordes 
oder  aus  sonst  einem  anderen  Grunde  gehängt  worden,  dann 
kann  die  Witwe  sich  schon  nach  2 — 3  Monaten  wieder  ver- 
heiraten. Als  Grund  dafür,  daß  die  Wartefrist  so  erheblich 
abgekürzt  wird,  wird  angegeben,  daß  jetzt  viel  Geld  im  Lande 
sei  und  vor  allem  der  Wunsch  bestehe,  möglichst  viel  und 
schnell  zu  verdienen.  Die  Frau  hat  daher  den  Wunsch,  mög- 
lichst bald  wieder  zu  einem  anderen  Mann  zu  gehen  und  dort 
zu  verdienen  und  nicht  ihrer  Familie  zur  Last  zu  fallen. 

Als  Ehehindernisse  werden  jugendliches  Alter  und  zu  nahe 
Verwandtschaft  genannt.  Vetter  und  Cousine  dürfen  sich 
heiraten,  zwischen  den  näheren  Verwandtschaftsgraden  ist  die 
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Ehe  verboten.  Früher  bestand  die  Vorschrift,  daß  von  mehreren 
immer  die  Aeltere  zuerst  heiraten  müßte,  jetzt  aber  kann  auch 
schon  die  Jüngere  vor  der  Aelteren  heiraten.  Es  kommt  aber 
sehr  selten  vor,  da  alle  Mädchen  meist  sofort  heiraten,  sobald 
sie  reif  geworden  sind. 

Werden  die  Ehegebräuche  nicht  innegehalten,  so  gilt  die 
Ehe  rechtlich  für  nicht  geschlossen,  wobei  immer  zu  berück- 
sichtigen ist,  daß  auch  die  Innehaltung  der  üblichen  Sitten 
nur  ein  sehr  lockeres  Eheband  schließt.  Die  Frau,  die  frei- 
willig dem  Manne  in  die  Ehe  gefolgt  ist,  behält  das  Recht, 
ihn  wieder  zu  verlassen,  wenn  sie  seiner  überdrüssig  geworden 
ist,  um  einen  anderen  zu  heiraten.  Nur  kann  der  frühere 
Ehemann  verlangen,  daß  sie  Geld,  das  sie  ihm  noch  schuldet, 
vorher  zurückbezahlt.  Tut  sie  das  nicht,  so  hatte  er  früher 
das  Recht,  irgend  ein  Mitglied  der  Familie  der  Frau  zu  fangen 
und  zu  verkaufen.  Manchmal  dauert  eine  solche  Ehe  nur 
1  Jahr  oder  einige  Monate,  und  es  kommt  vor,  daß  Frauen 
hintereinander  20  verschiedene  Ehemänner  gehabt  haben.  Ander- 
seits hat  auch  der  Mann  das  Recht,  seine  Frau  jederzeit  weg- 
zujagen, die  dann  zu  einem  anderen  Mann  geht  oder  zu  ihren 
Eltern  zurückgeht.  Der  Grund  hierfür  ist  hauptsächlich  Ehe- 
bruch. „Die  Frauen  sagen,  sie  wollen  zu  Markte  gehen  und 
gehen  in  Wirklichkeit  zu  einem  anderen  Manne*,  bezw.  sie 
lassen  sich  mit  ihrem  Einverständnis  von  einem  anderen  Manne 
wegfangen,  wie  oben  geschildert. 

Bekommt  die  Frau  keine  Kinder,  so  gibt  ihr  der  Mann 
eine  Medizin  ein,  in  der  Hoffnung,  dadurch  die  Fruchtbarkeit 
seiner  Frau  zu  bewirken.  Jedenfalls  ist  Unfruchtbarkeit  kein 
Scheidungsgrund,  denn  „jeder  Baum  trägt  keine  Früchte*,  wie 
Njameze  sagt.  Auch  Krankheit  ist  kein  Scheidungsgrund. 
Wenn  die  Weiber  merken,  daß  der  Mann  an  der  Kinderlosig- 
keit schuld  ist,  so  pflegen  sie  von  ihm  fortzulaufen,  ebenso 
dann,  wenn  der  Mann  fortgesetzt  krank  ist  oder  die  Frau  miß- 
handelt. In  diesem  Falle  gehen  die  kleinen  Kinder,  die  noch 
so  klein  sind,  daß  sie  bei  der  Mutter  bleiben  müssen,  zunächst 
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mit  der  Frau;  der  Mann  holt  sie  sich  dann  später  wieder. 
Die  Frau  kann,  wenn  sie  weggejagt  wird,  alle  ihre  Sachen, 
Töpfe,  Tücher  u.  dergl.  mitnehmen;  geht  die  Frau  aber  aus 
eigenem  Entschluß  weg,  so  darf  sie  nichts  mitnehmen.  Sämt- 
liche Kinder  bleiben  stets  beim  Vater.  Sind  Mädchen  darunter, 
so  gibt  er  sie  seiner  Mutter  oder  seinen  Schwestern,  wenn  er 
nur  eine  Frau  hatte.  Die  einmal  weggejagte  Frau  kann  der 
Mann  nicht  wieder  heiraten,  wohl  aber  kann  er  die  Frau,  die 
ihm  weggelaufen  war,  später  wieder  bei  sich  aufnehmen.  Ge- 
biert die  Frau  dann  alsbald  ein  Kind,  so  gehört  dies  dem 
Manne,  bei  dem  sie  in  der  Zwischenzeit  war,  es  sei  denn,  daß 
der  frühere  Ehemann  bei  der  Wiederaufnahme  der  Frau  sein 
Gewehr  abgeschossen  und  dadurch  mit  der  Frau  eine  neue  voll- 
gültige Ehe  abgeschlossen  hätte.  Daß  Männer  untereinander 
ihre  Frauen  vertauschen,  kommt  nicht  vor;  jedoch  geben  zu- 
weilen zwei  Väter  auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  ihre 
Töchter  an  ihre  beiderseitigen  Söhne. 

Bei  der  Geburt  eines  Kindes  werden  keine  Feste  gefeiert, 
nur  muß  die  Familie  des  Mannes  während  der  ersten  7  Tage 
nach  der  Geburt  der  Frau  Essen  bringen,  weil  sie  jetzt  nicht 
arbeiten  kann.  Tut  die  Familie  dies  nicht,  so  sagt  die  Frau: 
„Der  Mann  hat  keine  gute  Familie."  Unter  den  Kindern  gilt 
der  Junge  mehr  als  das  Mädchen,  w^eil  der  Junge  mehr  in  der 
Familie  des  Vaters  bleibt,  während  das  Mädchen,  wenn  es  sich 
später  verheiratet,  in  die  Familie  ihres  Mannes  übertritt.  Die 
Kinder  erhalten  ihre  Namen  nach  besonderen  Umständen  bei 
der  Geburt;  so  heißt  das  Kind,  das  nach  dem  Tode  des  Vaters 
geboren  wird,  „Apedu",  d.  h.  „leeres  Haus".  Das  auf  dem 
Wege  geborene  Kind  heißt  „Onetji",  d.  h.  „Wegefrau",  bei 
Zwillingen  heißt  das  erste  Kind  „Azu",  d.  h.  „der  Aelteste", 
das  zweite  Kind  „Etsa",  d.  h.  „der  Kleine".  Knaben  und 
Mädchen  werden  nicht  beschnitten,  eine  bestimmte  Volljährig- 
keitserklärung besteht  nicht.  Auch  ist  die  Teilnahme  an  den 
Dorfversammlungen  und  den  Palavern  nicht  von  einem  be- 
stimmten Alter  abhängig,  vielmehr  werden  häufig  die  Kinder 
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schon  in  jungen  Jahren  mitgenommen,  damit  sie  beizeiten  die 
Rechtsgrundsätze  lernen.  Mißgeburten  werden  nicht  gepflegt, 
erhalten  auch  nichts  zu  essen  und  zu  trinken,  bis  sie  sterben, 
dann  werden  sie  eingegraben.  „Wenn  wir  die  Mißgeburten 
töten  würden,  dann  würde  die  Frau  keine  Kinder  wieder  be- 
kommen." In  Dümadeli  dagegen  werden  sie  einfach  in  den 
Fluß  geworfen. 

Nach  der  Geburt  eines  Kindes  meidet  der  Mann  4  Monate, 
zuweilen  auch  nur  2  Monate  den  Geschlechtsverkehr  mit  der 
Frau,  obwohl  diese  das  Kind  bis  zu  einem  Alter  von  2^/2  Jahren 
selbst  nährt.  Es  kommt  vor,  daß  sie,  noch  während  sie  dem 
ersten  Kinde  die  Brust  gibt,  wieder  gebiert.  In  der  Nähe  von 
Atakpame  dagegen  meidet  der  Mann  die  Frau,  bis  das  Kind 
laufen  kann. 

Mulatten  gibt  es  im  Akpossogebiet  noch  nicht. 

Die  Toten  werden  im  Busch,  nicht  auf  besonderen  Plätzen 
beerdigt;  die  Plätze  sind  nicht  besonders  heilig,  man  kann 
später  ohne  weiteres  Farm  darauf  machen.  Wenn  jemand  ge- 
storben ist,  so  kommen  viele  Leute  zusammen,  sie  trommeln 
und  schießen.  Allgemein  ist  der  Glaube  verbreitet,  daß  an 
dem  Tode  des  Betreffenden  ein  anderer  Mensch  schuld  sei. 
Die  Familie  des  Verstorbenen  ruft  daher  den  Fetischmann,  früher 
meist  den  von  Adele,  damit  er  sage,  wer  den  Mann  getötet 
hat.  Dieser  bestimmt  durch  den  Fetisch  zunächst,  in  welchem 
Stadtteil  derjenige  wohnt,  der  an  dem  Tode  schuld  ist.  Dann 
nehmen  zwei  Leute  den  Toten  in  einer  Art  Bahre  auf  den 
Kopf  und  tragen  ihn  durch  diesen  Stadtteil.  Häufig  wird  die 
Bahre  auch  ohne  den  Leichnam  herumgetragen.  Es  liegen 
dann  nur  Tücher  darauf  und  einige  Haare  des  Verstorbenen. 
An  welches  Haus  sie  mit  der  Bahre  stoßen,  in  dem  wohnt 
derjenige,  der  an  dem  Tode  schuld  ist.  Dieser  konnte  sofort 
dadurch  getötet  werden,  daß  man  ihm  den  Fetischtrank  ein- 
gab. Spie  er  den  Trank  wieder  aus,  dann  hatte  er  den  Ver- 
storbenen nicht  getötet,  und  die  Familie  mußte  an  den  Ver- 
dächtigten  eine    von    dem  Häuptling   zu   bestimmende  Summe 
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zahlen.  Gab  er  den  Trank  nicht  wieder  von  sich  und  starb 
er  auch  nicht  daran,  so  wurde  er  erhängt  und  in  einer  mit 
Kaktus  angefüllten  Grube  begraben.  „Weil  er  schon  tot  ist 
und  nicht  mehr  verhauen  werden  kann,  soll  er  wenigstens  durch 
die  Stacheln  des  Kaktus  noch  im  Tode  gequält  werden." 

Die  Totenfeste  dauern  je  nach  dem  Reichtum  des  Ver- 
storbenen bis  zu  12  Tagen,  der  Tote  wird  aber  schon  an  dem 
auf  den  Tod  folgenden  Tage  beerdigt. 

Najo  aus  Dümadeli  erinnert  sich  nicht,  daß  jemals  ein 
Mann  nicht  gestorben  wäre,  der  den  Fetischtrank  bei  sich  be- 
halten hätte.  Die  Dümadelileute  haben  zu  diesen  Giftproben 
hauptsächlich  den  Fetischpriester  von  Adele  namens  Gommo 
gerufen. 

Wenn  der  Familienvater  stirbt,  so  gehen  seine  unmün- 
digen Kinder  zu  seinem  Bruder,  der  auch  für  sie  zu  sorgen 
hat.  Die  Frauen  werden  frei;  wenn  sie  jung  sind,  können  sie 
einen  anderen  Mann  heiraten;  wenn  sie  schon  alt  sind,  gehen 
sie  zu  ihrer  Familie  zurück.  Haus  und  Vieh  bleiben  für  die 
Kinder,  und  der  Bruder  des  Vaters  muß  den  Nachlaß  ver- 
walten, bis  diese  groß  sind.  Der  älteste  Sohn  bekommt  Haus 
und  Hof  und  die  jüngeren  Kinder  bekommen  etwas  Vieh  und 
etwas  Hausgerät.  Sind  z.  B.  drei  Söhne  und  sechs  Ziegen 
vorhanden,  so  bekommt  der  älteste  vier  Ziegen,  die  beiden 
anderen  je  eine  Ziege.  Das  Gewehr  des  Vaters  bekommt  aber 
immer  der  jüngste  Sohn.  „Er  hat  zu  Lebzeiten  des  Vaters 
noch  kein  Fleisch  gegessen,  das  der  Vater  mit  dem  Gewehr 
erbeutet  hat;  deshalb  erhält  er  jetzt  das  Gewehr,  um  selbst 
damit  Wild  erlegen  zu  können."  Die  Verteilung  erfolgt  durch 
den  Bruder  des  Verstorbenen  oder,  wenn  dieser  keine  Brüder 
hatte,  durch  den  ältesten  Sohn.  Hierbei  erhalten  die  Töchter 
des  Erblassers  zuweilen  auch  Tücher  geschenkt.  Ein  eigent- 
liches Erbrecht  haben  diese  nur  an  den  zum  persönlichen  Ge- 
brauch bestimmten  Sachen  ihrer  Mutter.  Hatte  die  Mutter 
ein  besonderes  Stück  Ackerland  überwiesen  erhalten,  so  fällt 
dies  an  den  Mann  zurück.    Nur  wenn  sie  es  noch  bestellt  und 
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noch  nicht  abgeerntet  hatte,  erhalten  die  Töchter  die  Ernte.  — 
Ein  besonderes  Erbrecht  der  Häuptlinge  an  Sachen  ihrer 
Untertanen  besteht  nicht.  Die  Sachen  der  gestorbenen  Frau 
gehören  deren  Kindern.  Hat  sie  keine  Kinder,  dann  erbt  der 
Mann,  jedoch  erbt  die  Frau  nicht  von  dem  Manne.  „Sie  würde 
doch  nur  die  ererbten  Sachen  zu  einem  neuen  Ehegatten 
bringen."  Dessen  Erben  sind,  wie  gesagt,  in  erster  Linie  die 
Kinder,  und  sind  keine  Kinder  vorhanden,  der  Bruder.  Der 
älteste  Sohn  ist,  wie  bereits  geschildert,  bevorzugt.  Jeder 
Mann  hat  bei  Lebzeiten  das  Recht,  von  dieser  Erbfolgeord- 
nung Ausnahmen  festzusetzen,  wenn  besondere  Gründe  dazu 
vorhanden  sind.  Sind  die  Söhne  zu  dumm  oder  sind  sie  ver- 
wahrlost, so  kann  er  bestimmen,  daß  der  Bruder  alles  erhält. 
Wie  oben  bereits  erwähnt,  hat  jeder  erwachsene  Mann 
sein  eigenes  Grundstück.  Land  ist  bei  der  geringen  Bevölke- 
rungsdichtigkeit im  Ueberfluß  vorhanden;  infolgedessen  kommt 
ein  Verkauf  von  gewöhnlichem  Ackerland  nicht  vor,  es  sei 
denn,  daß  es  infolge  besonderer  Bodenverhältnisse  sich  außer- 
gewöhnlich gut  zum  Anbau  von  Palmen  eignet.  Sonst  werden 
nur  mit  Palmen  bestandene  Gelände  Gegenstand  von  Kauf- 
verträgen. Wert  und  Preis  des  Grundstücks  werden  nach  der 
Zahl  und  dem  Aussehen  der  auf  ihm  stehenden  Palmen  be- 
stimmt. Diejenigen  Palmen,  die  noch  nicht  sehr  groß  sind, 
sind  die  besten.  Eine  Palme  wird  mit  etwa  10  Pf.  in  Ansatz 
gebracht,  in  Dümadeli  wird  die  Palme  nur  mit  5  Pf.  be- 
wertet. Eine  Ueberlassung  von  Land  zum  Bebauen  gegen 
Entgelt  untereinander  kommt  nicht  vor;  ebenso  gibt  es  kein 
Sondereigentum  an  Nutzbäumen.  Wenn  Palmen  auf  dem 
Grundstück  eines  anderen  Eigentümers  stehen,  so  gehören  auch 
dem  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens  die  Palmen  auf  ihm. 
Kapok-  und  Schiebäume  haben  im  Akpossogebiet  keinen  Wert, 
sie  kann  jeder  nach  Belieben  nutzen  und  abhauen.  Auch  die 
übrigen  Bäume  kann  jeder  für  sich  nutzen.  Ebenso  kann  das 
Gummi  von  jedem,  eventuell  auch  auf  dem  Grundstück  eines 
anderen  gesammelt  werden. 


Die  Stammesrechte  des  Bezirks  Atakpame.  107 

Häuser  werden  nicht  verkauft,  sie  bleiben  in  der  Familie. 
Jedes  Haus  steht  in  dem  Eigentum  eines  einzelnen.  Wenn 
die  Frauen  in  den  ihnen  überlassenen  Häusern  sterben,  so 
werden  die  Häuser  zerstört.  Der  Mann  fürchtet  sich,  das  Haus 
wieder  zu  betreten.  Kauft  er  sich  eine  neue  Frau,  so  baut 
er  ihr  auch  ein  neues  Haus.  In  Dümadeli  wird  das  Haus  der 
verstorbenen  Frau  nicht  zerstört,  es  wird  aber  auch  hier  nicht 
wieder  von  dem  Ehemann  oder  seinen  Angehörigen  betreten. 
„Nur  ein  Fremder,  d.  h.  nicht  zur  Familie  gehöriger  Mann 
kann  noch  darin  wohnen." 

Irgendwelche  Formen  über  den  Verkauf  von  Grundstücken 
haben  die  Akposso  nicht;  wenn  das  Grundstück  übergeben  ist, 
so  gehört  es  auch  dem  Erwerber.  Sobald  die  Parteien  über 
den  Preis  sich  geeinigt  haben  und  der  Erwerber  auch  nur  eine 
Anzahlung  gemacht  hat,  geht  das  Eigentum  auf  ihn  über. 
Kann  er  später  aber  nicht  den  ganzen  Kaufpreis  bezahlen,  so 
gibt  der  Verkäufer  das  Geld  zurück  und  erhält  das  Grund- 
stück wieder.  Der  Käufer  muß  jedoch  3  Mk.  Reugeld  zahlen. 
Anderseits  kommt  auch  eine  Bezahlung  des  Kaufpreises  in 
Raten  vor.  Der  Schuldner  schickt,  sobald  er  die  ganze  Kauf- 
summe bezahlt  hat,  zum  Zeichen  dafür,  daß  er  seine  Verpflich- 
tung erfüllt  hat  und  gleichzeitig  als  Dank  für  die  ihm  ge- 
währte Stundung  des  Restbetrages  Fleisch  und  etwas  Fufu  an 
an  den  Gläubiger.  Es  kommt  vor,  daß  jemand,  der  Schulden 
hat,  sein  Ackerland  dem  Gläubiger  übergibt;  dieser  kann  es 
dann  bepflanzen  und  nutzen,  bis  der  Schuldner  das  Geld  zurück- 
gibt. Der  Gläubiger  kann  inzwischen  auch  Häuser  darauf 
bauen;  wird  nun  das  Land  zurückgegeben,  so  erhält  der 
Schuldner  sogar  das  Haus  mit  zurück.  Eine  Frist  für  die 
Rückzahlung  der  Schuldsumme  besteht  nicht;  auch  wenn 
20  Jahre  und  noch  mehr  vergangen  sind  und  der  erste  Schuldner 
bereits  gestorben  ist,  können  noch  seine  Kinder  das  Grund- 
stück wieder  auslösen.  Das  Grundstück  geht  nie  in  das  Eigen- 
tum des  Pfandgläubigers  über;  nur  wenn  der  Verpfänder  sich 
selbst  ausdrücklich    damit   einverstanden   erklärt    und    es    dem 
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Gläubiger  verkauft,  erhält  es  dieser  zu  Eigentum.  Eine  Ver- 
pfändung von  Land  ohne  Uebergabe  des  Grundstücks  ist  un- 
bekannt. 

Im  Akpossogebiet  gibt  es  keine  nutzbaren  Mineralien. 
Die  Akposso  kaufen  ihre  Hacken  von  den  Leuten  in  Akpafo 
im  Misahühbezirk,  die  dort  Eisen  gewinnen  und  die  Hacken 
selbst  anfertigen. 

Verlorene  und  gefundene  Sachen  gehören  dem  Finder. 
Sieht  der  Eigentümer  die  Sachen  bei  dem  Finder,  so  kann  er 
von  diesem  die  Herausgabe  des  Gegenstandes  gegen  Zahlung 
eines  Geschenkes  verlangen.  Hat  z.  B.  das  verlorene  Messer 
einen  Wert  von  2  Mk. ,  dann  schenkt  der  Eigentümer  dem 
Finder  vielleicht  25  oder  50  Pf. 

üas  Hauptzahlungsmittel  sind  Kauris.  Geld  ist  allerdings 
schon  seit  etwa  12  Jahren  bekannt,  da  die  Händler  in  dem 
Bezirk  das  Gummi  aufkaufen  und  es  manchmal,  wenn  auch 
selten,  mit  Geld  bezahlen;  allgemein  eingebürgert  hat  sich 
aber  der  Geldverkehr  noch  nicht.  Die  Leute  nehmen  aber 
bereits  das  Metallgeld  lieber.  Das  englische  Fünfundzwanzig- 
pfennigstück und  die  deutschen  Fünfzigpfennig-  und  Einmark- 
stücke sind  die  beliebtesten  Münzen.  Erst  in  letzter  Zeit 
bürgern  sich  auch  die  Fünfpfennigstücke  mehr  ein ;  Kupfer- 
pfennige wollen  jedoch  die  Farbigen  nicht  annehmen.  Das  sei 
dasselbe  wie  Kauris.  Wenn  man  davon  eine  größere  Summe 
hätte,  so  hätte  man  auch  zu  schwer  daran  zu  tragen. 

Bindende  Dienstverträge  sind  nicht  bekannt.  Hatte  sich 
jemand  z.  B.  als  Träger  verpflichtet,  so  ist  er  trotzdem  be- 
rechtigt, später  unterwegs  die  Last  hinzulegen  und  wegzugehen 
(vgl.  oben  die  Ausführungen  im  Strafrecht).  Bei  Kaufverträgen 
sind  im  allgemeinen  keine  besonderen  Formen  üblich.  Es  ge- 
schieht aber  zuweilen,  daß  jemand,  der  ein  Schaf  verkauft, 
diesem  vor  der  Uebergabe  an  den  Käufer  einige  Haare  aus- 
reißt und  sie  in  seinen  Stall  wirft.  Es  besteht  der  Glaube, 
daß  dann  die  übrigen  Schafe  wieder  viele  Lämmer  bekommen. 

Bei  dem  Verkauf  von  Menschen  bestanden  aber  ganz  be- 
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stimmte  Formen.  Jede  der  Parteien  mußte  drei  Zeugen  mit- 
bringen. Hatten  sich  die  Parteien,  die  sich  auf  dem  Boden 
gegenübersetzten,  über  den  Preis  geeinigt,  so  gab  jeder  dem 
anderen  40  Kauris.  Dann  nahm  der  Verkäufer  ein  großes 
Bündel  Gras,  zerriß  es  und  gab  eine  Hälfte  dem  Käufer,  die 
andere  Hälfte  behielt  er,  damit  war  das  Eigentum  übergegangen. 
Der  Käufer  des  Sklaven  zog  die  40  Kauris  auf  eine  Schnur 
und  band  diese  um  seinen  Stuhl  als  Zeichen  dafür,  daß  er  jetzt 
einen  Sklaven  habe.  Stellte  sich  nachträglich  heraus,  daß  der 
Sklave  krank  vrar,  so  konnte  der  Käufer  an  demselben  Tage 
Wandlung  verlangen.  Später  konnte  sich  der  Verkäufer  mit 
der  Behauptung  entschuldigen,  der  Sklave  sei  bei  dem  Käufer 
krank  geworden.  Stets  mußte  aber  der  Käufer  ein  Reugeld 
von  12  000  Kauris  zahlen.  Nur  beim  Menschenkauf  gab  es 
dies  Rücktrittsrecht,  bei  anderen  Kaufverträgen  ist,  wenn  ein- 
mal der  Kaufpreis  bezahlt  ist,  eine  Wandlung  nicht  mehr 
möglich. 

Darlehnsverträge  sind  gebräuchlich,  Zinsen  werden  jedoch 
in  keiner  Form  gefordert. 

Bei  Werkverträgen  pflegt  eine  Anzahlung  gegeben  zu 
werden.  Erst  dadurch  wird  für  den  Unternehmer  die  Ver- 
pflichtung zur  Herstellung  begründet.  Wird  z.  B.  bei  einem 
Weber  ein  Tuch  zum  Preise  von  6  Mk.  bestellt,  so  sind  bei 
Abschluß  des  Vertrages  3  Mk.  und  die  übrigen  3  Mk.  bei  Ab- 
lieferung des  Tuches  zu  bezahlen. 

Schenkungen  sind  nicht  widerruflich,  selbst  wenn  der  Be- 
schenkte ein   „schlechter  Mensch"   wird. 

Auch  eine  Art  Mietvertrag  ist  bekannt.  Ueberläßt  jemand 
einem  anderen  sein  Gewehr,  damit  er  auf  die  Jagd  gehen  kann, 
und  schießt  er  nachher  eine  Antilope,  so  muß  er  dem  Eigen- 
tümer des  Gewehrs  eine  Keule  und  ein  Stück  Rauchfleisch 
geben.  In  Gudo  wird  ein  Unterschied  gemacht,  ob  der  Eigen- 
tümer des  Gewehrs  auch  dem  Jäger  das  Pulver  gibt.  In  diesem 
Falle  erhält  er  etwas  mehr  von  dem  erlegten  Tiere.  —  Andere 
Sachen  werden  nur  unentgeltlich  zum  Gebrauch  überlassen. 
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Als  Sicherheitsleistung  kommt  außer  der  oben  geschilderten 
Verpfändung  die  Bürgschaft  vor.  Diese  ist  aber  nur  seitens 
eines  freien  Mannes  für  einen  Sklaven  zulässig.  Für  einen 
anderen  Freien  kann  sich  ein  Freier  nicht  verbürgen.  Als 
Grund  für  diesen  Unterschied  wird  angegeben,  daß  der  Sklave 
kein  geeignetes  Vermögen,  nur  den  etwaigen  Verdienst  aus 
seinem  kleinen  Ackerland  habe.  Der  Freie  habe  aber  immer 
eigenes  Vermögen  oder  es  trete  die  Familie  ohne  weiteres  für 
ihn  ein.  So  erzählte  Najo,  daß  er  sich  für  seinen  Sklaven, 
der  zur  Zahlung  von  40  Mk.  innerhalb  einiger  Monate  ver- 
urteilt gewesen  sei,  verbürgt  habe,  und  daß  er  dann,  als  sein 
Sklave  nicht  bezahlen  konnte,  für  ihn  die  Schuld  habe  be- 
zahlen müssen. 

Verjährung  von  Ansprüchen  gab  es  vor  Eintreffen  der 
Weißen  in  Akposso  nicht.  Auch  wenn  die  Schuld  älter  als 
50  Jahre  war,  mußte  sie  bezahlt  werden.  Wiederholt  wurden 
Enkel  für  Verbindlichkeiten  der  Großväter  in  Anspruch  ge- 
nommen. Infolge  einer  Anordnung  des  Bezirksamts  brauchen 
jetzt  aber  Schulden,  die  älter  als  vier  europäische  Jahre  (im 
Gegensatz  zu  den  kürzeren  Farmjahren)  sind,  nicht  mehr  be- 
zahlt zu  werden. 

III. 
Die  Atakpame. 

Die  Atakpame  wollen  früher  auf  dem  linken  Monoufer 
gewohnt  haben  und  erst  durch  die  fortgesetzten  Sklavenraub- 
züge der  Dahomeykrieger  nach  ihren  jetzigen  Sitzen  auf  dem 
rechten  Monoufer  verdrängt  worden  sein.  Die  Bewohner  des 
Stadtteils  Djama  wollen  von  einem  Dorfe  gleichen  Namens, 
östlich  des  Mono,  eingewandert  sein,  und  zwar  soll  der  Groß- 
vater des  Ado,  eines  immerhin  mindestens  50  Jahre  alten 
Mannes,  schon  in  Atakpame  geboren  sein.  Häuptling  Adjupe 
erzählte,  daß  sein  Großvater  infolge  eines  Krieges  mit  anderen 
Dahomeyleuten  von   seinem    damaligen  Wohnorte   Dolissa    bei 
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Sawalu  in  Dahomey  nach  Awete  verzogen  sei,  er  selbst  sei 
noch  in  Dolissa  geboren. 

Die  Hauptsiedlung  der  Atakpame  oder  Ana  ist  die  Stadt 
Atakpame,  der  Sitz  des  Bezirksamts  gleichen  Namens.  Sie 
zerfällt  in  die  drei  Stadtteile  Njanja  (Jetti),  Djama  und  Wudu. 
Letzterer  ist  jedoch  eine  Evhe-,  keine  Anasiedlung.  Jedem 
dieser  Ortschaftsteile  steht  ein  Häuptling  vor,  die  untereinander 
gleichberechtigt  sind.  Ihnen  unterstehen  auch  die  zu  den 
einzelnen  Stadtteilen  gehörigen,  in  der  Landschaft  zerstreuten 
Farmdörfer.  Sie  wollen  früher  die  einzigen  Häuptlinge  mit 
besonderen  Häuptlingsrechten  gewesen  sein.  Erst  durch  die 
Weißen  seien  auch  die  Häuptlinge  von  Awete  und  Sada  mit 
gleichen  Rechten  ausgestattet  worden.  Die  Bewohner  dieser 
Ortschaften  bestreiten  auch,  eigentliche  Atakpame  zu  sein. 
Sie  wären  keine  Ana,  sondern  Fo.  v.  Doering  bestätigte 
diese  Angabe.  Die  Häuptlinge  von  Awete  und  Sada  sind 
Oberhäuptlinge  der  Fo,  jedes  ihrer  Dörfer  hat  seinen  Unter- 
häuptling. Ebenso  sind  in  den  zur  Stadt  Atakpame  gehörigen 
Farmdörfern  mit  Rücksicht  auf  die  auch  diesen  Niederlassungen, 
die  unter  den  jetzigen  friedlichen  Verhältnissen  sowieso  etwas 
bodenständiger  geworden  sind,  erwachsenen  Aufgaben,  wie 
Wege  reinigen,  Leute  zu  Trägerdiensten  stellen  u.  s.  w.,  Unter- 
häuptlinge eingesetzt. 

Nach  Angaben  des  Ado  schlichten  die  Kpedji-  (Possi)  und 
Nuatjäleute  genau  in  derselben  Weise  ihre  Palaver  und 
haben,  abgesehen  von  unbedeutenden  lokalen  Abweichungen, 
dieselben  Sitten  und  Gebräuche  wie  die  Atakpame.  Die  Kpedji- 
ieute  sollen  von  Westen  eingewandert,  die  Nuatjä  ein  Evhe- 
stamm  sein. 

Die  Atakpame  sind  in  erster  Linie  Ackerbauer;  in  weitem 
Umkreise  liegen  die  Felder  um  die  Stadt  herum  (vgl.  darüber 
noch  weiter  unten).  Der  Farmbau  gilt  ihnen  als  die  vor- 
nehmste Erwerbsbeschäftigung.  Daneben  sind  sie  aber  auch 
Händler.  Früher  tauschten  sie  die  vielfach  von  ihnen  her- 
gestellten Tücher,    Hüte   und  Säcke   in  Tado  gegen  Salz  ein. 
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Es  hatte  z.  B.  ein  Bastsack,  den  die  Tadoleute  zum  Verkauf 
ihrer  Pahnenkerne  und  ihres  Salzes  brauchten ,  in  Atakpame 
einen  Wert  von  60  Kauris  und  in  Tado  einen  Wert  von 
100  Kauris  (200  Kauris  etwa  5  Pf.).  Ein  Tuch  aus  14  Streifen, 
als  Tuch  für  die  Weiber  2  m,  als  Männertuch  3  m  lang,  hatte 
hier  einen  Wert  von  4000  Kauris  und  in  Tado  einen  von 
8000  Kauris.  Strohhüte  kosteten  hier  100  Kauris,  in  Tado 
dagegen  400  Kauris.  Nach  dem  Eindringen  der  Weißen 
handeln  die  Atakpame  aber  hauptsächlich  nur  in  der  Stadt 
Atakpame  selbst,  wo  sie  das  Salz  direkt  von  den  Faktoreien 
kaufen.  Manche  wandern  auch  nach  Lome.  —  Das  Salz 
brachten  sie  früher  zu  den  Kpedjileuten  und  tauschten  dafür 
Sklaven  ein.  Früher  kostete  ein  junges  hübsches  Mädchen 
80000  Kauris,  etwa  20  M.,  in  Tado  erhielten  sie  dafür  etwa 
50  M.  Mit  ihrem  Verdienst  vergrößerten  sie  zunächst  ihren 
Umsatz ,  so  daß  sie  bei  ihrem  zweiten  Eintreffen  in  Kpedji 
vielleicht  vier  oder  gar  sechs  Sklaven  kaufen  konnten.  Davon 
behielten  sie  vier  Sklaven  für  ihre  Familie.  Der  Großvater 
des  Ado  soll  früher  140  Sklaven  gehabt  haben.  Durch  diesen 
Zuwachs  an  Sklaven  soll  Atakpame  so  schnell  groß  geworden 
sein.  Der  übrige  Verdienst  wurde  in  Frauen  angelegt,  die 
auch  untereinander  von  anderen  Atakpamefamilien  gekauft 
wurden.  Die  Kpedji-  und  Nuatjäleute  treiben  hauptsächlich 
Farmbau,  daneben  aber  auch  Handel,  früher  besonders  in 
Sklaven  und  Salz ,  jetzt  kaufen  die  Kpedjileute  in  Atakpame 
Tücher,  Salz  und  Gin  und  bezahlen  diese  Gegenstände  mit 
Geld,  das  sie  vorher  durch  den  Verkauf  von  Mais,  Jams  nach 
Adele  hin,  wo  der  Ackerbau  sehr  im  argen  liegt,  und  zuletzt 
von  Baumwolle  verdient  haben. 

In  allen  drei  Stämmen  hat  für  gewöhnlich  noch  jeder  sein 
Feld,  nur  die  Schmiede  nicht  mehr.  Die  Schmiede  haben 
schon  so  viel  zu  tun,  um  die  Hacken  für  den  Farrabau  an- 
zufertigen oder  zu  reparieren,  daß  sie  zum  eigenen  Farmbau 
keine  Zeit  mehr  haben.  Es  finden  sich  aber  auch  eine  Reihe 
von  Nebengewerben,    so  gibt  es  Mattenflechter,  Hüteflechter, 
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Sackweber,  Stuhlschnitzer,  Korbflechter,  Schnitzer  und  Weber. 
Die  Weiber  färben  die  weißen  Tücher  blau,  die  Männer  färben 
nicht.  Maurer  gibt  es  auch  noch  nicht,  jeder  kann  noch  sein 
Haus  selbst  bauen.  Auch  Holzarbeiter  gibt  es,  diese  haben 
als  einziges  Werkzeug  nur  das  Beil.  Ferner  Lederarbeiter, 
die  z.  B.  die  Lederscheiden  für  die  Messer  und  Dolche  machen. 
Dagegen  stellen  die  Atakpame  keine  Töpfe  selbst  her.  Diese 
werden  von  den  Akposso  so  zahlreich  auf  den  Markt  gebracht 
und  sind  so  billig,  daß  die  Atakpame  bei  ihrem  verhältnis- 
mäßig großen  Marktumsatz  sie  lieber  kaufen  als  selbst  an- 
fertigen. Kommt  nun  die  Farmzeit,  so  läßt  jeder  so  lange 
von  seinem  Gewerbe  und  bestellt  das  Land.  Auf  den  Farmen 
werden  hauptsächlich  Jams,  Mais,  Bohnen,  Guineakorn,  Kür- 
bisse ,  Baumwolle ,  Reis  und  Erdnüsse  gebaut.  Die  Erträge 
werden  auf  dem  Markt  verkauft,  soweit  sie  nicht  für  den 
eigenen  Bedarf  notwendig  sind.  Im  allgemeinen  wird  erheblich 
über  den  eigenen  Bedarf  angepflanzt;  z.  B.  kann  ein  einzelner 
Mann  etwa  2000  Jamshaufen  fertigstellen,  hat  er  Söhne  und 
Sklaven,  naturgemäß  entsprechend  mehr;  für  sich  selbst 
braucht  er  aber  nur  die  Erträge  von  etwa  200  Haufen,  so 
daß  er  den  Ueberschuß  auf  den  Markt  bringen  kann. 

In  Atakpame  findet  an  jedem  fünften  Wochentag  Markt 
statt  und  ebenso  in  vielen  anderen  Dörfern,  jedoch  möglichst 
immer  so,  daß  stets  an  einem  anderen  Tage  die  Märkte  statt- 
finden. Früher  war  es  nur  ein  sehr  kleiner  Lebensmittelmarkt, 
nachdem  aber  die  große  Landstraße  ausgebaut  ist,  hat  der 
Verkehr  auf  dem  Markt  ganz  erheblich  zugenommen. 

Auch  in  Awete  ist  die  Hauptbeschäftigung  Farmbau,  da- 
neben nehmen  vor  allem  Jagd  und  außerdem  Trägerdienste 
für  die  Weißen  die  Leute  in  Anspruch.  Nebengewerbe  sind 
hier  verhältnismäßig  selten,  ebenso  ist  der  Handelsbetrieb 
nicht  sehr  umfangreich.  Das  Dorf  liegt  unmittelbar  an  der 
großen  Straße  Lome-Atakpame,  so  daß  die  Leute  fast  immer 
durch  Trägerdienste,  die  sie  an  sich  recht  gern  tun,  in  An- 
spruch genommen  werden.    Ihnen  wird  hierbei  für  bestimmte 
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Strecken  eine  bestimmte  Summe  gezahlt.  In  letzter  Zeit, 
nach  Fertigstellung  der  Brücken,  werden  sie  mit  dem  zu- 
nehmenden Wagenverkehr  meist  als  Wagenzieher  verwandt. 
Die  drei  Stadtteile  in  Atakpame  haben  sich  aus  den 
Familienverbanden  herausgebildet,  jetzt  haben  sich  diese  durch 
häufige  Heiraten  schon  miteinander  vermengt.  In  den  ein- 
zelnen Stadtteilen  hat  wieder  jede  Sippe  ihr  Gehöft  mit 
mehreren  Häusern,  dem  je  ein  Familienoberhaupt  vorsteht; 
in  einem  derartigen  Gehöft  können  angeblich  etwa  60 — 80  Per- 
sonen, Männer,  Frauen  und  Kinder,  wohnen.  (Nach  v.  Doering 
ist  die  angegebene  Zahl  zu  hoch.)  Diese  Familienältesten 
haben  auch  die  Aufgabe,  die  Befehle  des  Häuptlings  bekannt 
zu  geben ;  Streitigkeiten  dürfen  sie  jedoch ,  sofern  sie  sich 
nicht  auf  die  engste  Familie  beziehen,  nicht  schlichten.  Auf 
diese  ihre  Rechte  zu  der  eigenen  Familie  ist  noch  weiter  unten 
einzugehen. 

Alle  Leute  müssen  dem  Häuptling  gehorchen.  Tun  sie 
es  nicht,  so  werden  sie  mit  Geldstrafe  bestraft.  Der  Häupt- 
ling ist  zugleich  auch  der  Vorsitzende  in  den  Gerichtsverhand- 
lungen. Steuern  oder  Abgaben  darf  er  jedoch  nicht  zu  seinem 
Gebrauch  von  seinen  Stadtangehörigen  erheben. 

Wenn  ein  Häuptling  gewählt  werden  soll,  so  wird  er 
aus  der  Familie  des  verstorbenen  Häuptlings  von  Familien- 
mitgliedern ausgesucht  und  dann  in  der  Aeltestenversammlung 
für  die  Neuwahl  in  Vorschlag  gebracht.  Erst  wenn  diese 
sich  mit  der  Wahl  einverstanden  erklärt  hat,  wird  dem 
Kandidaten  davon  Mitteilung  gemacht.  Es  gehört  dann  zum 
guten  Ton,  daß  er  sich  zunächst  weigert,  die  Wahl  an- 
zunehmen, und  erst,  wenn  das  ganze  Volk  es  verlangt,  sich 
zur  Annahme  der  Häuptlingswürde  bereit  erklärt.  Hat  er 
diese  Erklärung  abgegeben ,  so  muß  er  sich  zunächst  drei 
Monate  in  dem  alten  Häuptlingshaus  verborgen  halten,  damit 
ihn  seine  Stammesangehörigen  während  dieser  Zeit  nicht  sehen 
und  möglichst  gespannt  schon  die  Tage  zählen,  bis  der  neue 
Häuptling   sich   zeigt.     Nach  Ablauf  der   drei  Monate  kommt 
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der  ganze  Stamm  vor  dem  Hause  zusammen,  ein  Leopardenfell 
wird  ausgebreitet  und  dann  der  neue  Häuptling  von  einem 
Verwandten  seines  Vorgängers  dort  hingeführt  und  hingesetzt. 
Dann  ist  er  Häuptling.  Als  Zeichen  seiner  Würde  gelten 
auch  hier  der  Stab,  der  Stuhl  und  der  Pferdeschwanz,  jedoch 
muß  das  Leopardenfell  stets  unter  seinem  Stuhle  ausgebreitet 
sein,  wenn  der  Häuptling  als  solcher  tätig  wird.  Der  Häuptling 
behält  seine  Würde  an  sich  bis  zu  seinem  Tode,  er  kann 
jedoch  wegen  schlechter  Amtsführung  abgesetzt  werden.  Dies 
geschieht  durch  Beschluß  der  Volksversammlung.  Er  muß 
dann  die  eigentliche  Stadt  verlassen  und  darf  nur  noch  in  den 
Farmdörfern  sich  aufhalten.  Bei  der  Wahl  seiner  Frauen  ist 
der  Häuptling  an  keine  bestimmte  Familie  gebunden,  er  kann 
diejenige  wählen,  die  ihm  gefällt. 

Der  Häuptling  hat  neben  sich  einen  Sprecher,  der  ihn 
namentlich  bei  den  Gerichtsverhandlungen  unterstützt.  —  Auch 
das  Amt  der  Fetischpriester  bleibt  in  bestimmten  Familien. 
Den  Nachfolger  eines  Priesters  bestimmt,  wenn  mehrere  Söhne 
vorhanden  sind,  der  Fetisch  selbst,  an  den  sich  in  dem  Falle 
der  Aelteste  der  Familie  wendet.  Neben  den  Priestern  gibt 
es  noch  besondere  Regenmacher.  In  den  Atakpamestädten 
bezw.  Stadtteilen  gibt  es  besonders  ausgezeichnete  Familien, 
eine  Art  Adel,  denen  das  Recht  zusteht,  im  Falle  einer  Körper- 
verletzung eine  höhere  Buße  zu  verlangen  wie  die  gewöhn- 
lichen Atakpame.  Ferner  können  sie  verlangen ,  daß  ihnen 
von  wichtigen  Ereignissen  besondere  Nachricht  gegeben  wird 
und  vor  allem,  daß  ihr  Einverständnis  zu  einer  bevorstehenden 
Häuptlingswahl  eingeholt  wird.  In  Djama  ist  es  die  Ssodja- 
familie,  in  Wudu  sind  es  die  Hussunü,  in  Njanja  (Jetti)  die 
Assogbala  (Assubala),  in  Kpedji  die  Jakuba,  in  Awete  die 
Bomehossu.  Auch  in  Nuatjä  gibt  es  eine  derartige  Familie, 
deren  Namen  konnte  ich  jedoch  nicht  erfahren.  Diese  Familien 
suchen  vor  allen  Dingen  auch  den  Sprecher  aus.  Im  übrigen 
gibt  es  neben  den  Freien  als  niedrigeren  Stand  nur  die  Sklaven. 
Ihre  Stellung  ist  im  wesentlichen  dieselbe  wie  bei  den  Akposso. 
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So  kommt  es  hier  häufig  vor,  daß,  wenn  der  Skhive  sich  als 
geschickt  und  befähigt  erweist,  der  Herr  ihm  eine  bestimmte 
Menge  Geldes  übergibt,  damit  er  dann  selbständig  Handel 
treibt.  Den  Verdienst  muß  er  aber  dem  Herrn  abliefern. 
Würde  er  das  Geld  behalten,  so  würde  der  Herr  ihn  zunächst 
schlagen  und  dann  verkaufen.  Der  Sklave  erhält  aber  hin 
und  wieder  Geschenke,  so  daß  er  sich  schließlich,  wenn  er 
sparsam  ist,  auch  einen  Sklaven  kaufen  kann.  Die  Sklaven 
bilden  beim  Tode  des  Herrn  einen  Teil  des  Nachlasses.  Die 
Atakpame  erwarben  früher  die  Sklaven  meist  von  den  Kpedji- 
leuten,  zuweilen  erhielten  sie  sie  als  Entgelt  für  Forderungen. 
—  Die  Fremden  werden,  wohl  schon  mit  Rücksicht  auf  den 
regen  Handelsverkehr,  stets  freundlich  aufgenommen.  Sie 
dürfen  sich  auch  in  den  Städten  dauernd  niederlassen.  Sterben 
Leute,  die  die  Gastfreundschaft  anderer  in  Anspruch  genommen 
haben,  während  ihres  Aufenthalts,  so  fallen  ihre  Sachen, 
vorausgesetzt,  daß  sich  keine  Angehörigen  melden,  an  den 
Gastgeber. 

Die  Palaver  finden  nicht  regelmäßig,  sondern  nur  aus 
besonderen  Anlässen  statt.  Wenn  früher  jemand  eine  Klage 
anbringen  wollte,  wandte  er  sich  an  den  Häuptling  und  über- 
brachte diesem  zunächst,  gewissermaßen  als  Entgelt,  einen 
Topf  Palmwein.  Jetzt  wird  aber  von  den  Häuptlingen  fast 
allgemein  ein  Kostenvorschuß  von  5  M.  erhoben,  die  der 
Kläger  zurückerhält,  wenn  der  Beklagte  verurteilt  wird.  Der 
Häuptling  schickt  dann  einen  Boten  zu  dem  Beklagten  und 
gibt  diesem  meist  als  Zeichen  dafür,  daß  er  im  Auftrag  des 
Häuptlings  kommt,  den  Häuptlingsstab  mit.  Für  den  Boten 
hat  der  Kläger  noch  1  M.  zu  zahlen.  Sind  so  beide  Parteien 
geladen,  so  muß  erst  der  Kläger  und  dann  der  Beklagte  seine 
Sache  vorbringen.  Berufen  sich  die  Parteien  auf  Zeugen,  so 
werden  diese  geladen  und  vernommen.  Ist  dies  geschehen,  so 
ziehen  sich  die  zehn  Aeltesten  unter  Führung  des  Sprechers 
in  einen  besonderen  Raum  zurück  und  beraten  hier  über  die 
Entscheidung.    Der  Häuptling  selbst  bleibt  in  der  Versammlung. 


Die  Stammesreclite  des  Bezirks  Atakpame.  117 

Bei  der  Abstimmung  fragt  der  Sprecher  zunächst  den  ältesten 
Mann  und  hinterher  die  übrigen  Leute.  Auf  Grund  ihrer 
Antworten  entscheidet  der  Sprecher,  nicht  der  Häuptling,  was 
recht  ist,  teilt  die  Entscheidung,  nachdem  er  mit  den  Aeltesten 
in  die  Versammlung  zurückgekehrt  ist,  dem  Häuptling  mit 
und  verkündet  nun  auf  Veranlassung  des  Häuptlings  laut  das 
Urteil.  Irgendwelche  Prozeßvertreter  oder  Verteidiger  gibt 
es  nicht.  Wird  durch  die  Aussagen  der  Zeugen  ein  Beweis 
nicht  erbracht,  so  müssen  sich  die  Parteien  der  Trankprobe 
unterziehen.  Jeder  von  ihnen  muß  einen  Fetischtrank  des 
Adelepriesters  trinken.  Dieser  Trank  heißt  „Adi",  zu  deutsch 
„Gift"  und  wird  aus  der  Rinde  des  Baumes  „Oru"  (Erythro- 
phloeum  guineense)  hergestellt.  Wer  ihn  nicht  wieder  von 
sich  gibt,  hat  unrecht.  Daneben  kommt  es  vor,  daß  sich 
eine  Partei  zum  Zeichen  dessen,  daß  sie  recht  hat,  auf 
„Bagbo",  den  Fetisch  von  Atakpame,  beruft:  „Wenn  ich  ge- 
logen habe,  soll  mich  Bagbo  töten."  Diese  Beschwörung  er- 
bringt vollen  Beweis  für  eine  Behauptung.  Der  Glaube,  daß 
Bagbo  den  Mißbrauch  seines  Namens  strafen  würde,  ist  noch 
ziemlich  allgemein.  In  Awete  wird  zu  diesem  Zweck  der 
Tschakpana  angerufen,  Bagbo  ist  dort  unbekannt.  Man  nimmt 
hierbei  etwas  Erde  vom  Boden,  ißt  diese  und  sagt  dann  die 
Beschwörungsformel.  Würde  der  Häuptling  dann  noch  an 
der  Wahrheit  zweifeln,  so  würde  auch  ihn  der  Fetisch  töten. 
Außer  dem  Tschakpana  wird  in  Awete  noch  der  Eda  verehrt. 
In  Atakpame  wird  neben  Bagbo  auch  „Bedte"  oder  „Logbo" 
angerufen.  Dies  geschieht  häutig  außergerichtlich.  Wenn 
z.  B.  jemand  einem  anderen  einen  Diebstahl  vorwirft  und 
dieser  sich  von  dem  Verdacht  reinigen  will,  so  sagt  er:  „Wenn 
ich  die  Sache  genommen  habe,  soll  mich  Logbo  töten."  Aehn- 
lich  ist  die  Tätigkeit  der  Fetischpriester  bei  Abschluß  von 
Kaufgeschäften.  Ist  z.  B.  jemand  über  die  Berechtigung  des 
Verkäufers  zum  Verkauf  einer  Sache  im  Zweifel,  so  begeben 
sich  beide  Parteien  vor  den  Fetischpriester.  Dieser  fragt  den 
Verkäufer  z.  B.,  ob  ihm  die  Kuh  wirklich  gehöre.    Der  Ver- 
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käufer  bestätigt  das;  der  Fetischpriester  erklärt  dann,  wenn 
diese  Kuh  ihm  nicht  gehöre  und  ein  anderer  sie  nachher  vom 
Käufer  fortholt,  so  müsse  der  Verkäufer  sterben. 

Wird  der  Beklagte  zur  Zahlung  der  Klagesumme  ver- 
urteilt, so  muß  er  außerdem  11  M.  an  den  Häuptling  zahlen, 
von  denen  die  5  M.  Kostenvorschuß  zunächst  an  den  Kläger 
zurückgegeben  werden.  Häufig  verlangen  die  Häuptlinge 
auch  höhere  Gerichtskosten  vom  Beklagten.  Auch  wenn 
dieser  die  Schuldsumme  nicht  sofort  bezahlen  kann,  so  muß 
er  doch  die  Kosten  sofort  entrichten.  Ihm  wird  dann  eine 
Frist  gesetzt,  innerhalb  deren  er  die  Schuld  an  den  Häuptling, 
nicht  etwa  direkt  an  den  Kläger  zu  bezahlen  hat.  Der  Kläger 
kann  sich  nach  Ablauf  dieser  Frist  das  Geld  vom  Häuptling 
abholen.  Bezahlt  der  Beklagte  nicht  an  den  Häuptling,  so 
läßt  dieser  ihn  selbst  oder  einen  seiner  Verwandten  greifen 
und  so  lange  gefangen  halten,  bis  er,  bezw.  die  Familie,  be- 
zahlt. Der  so  Gefangene  wird  für  gewöhnlich  dann  in  einer 
besonderen  Gefängniszelle  in  Fußeisen  gehalten.  Nur  wenn 
infolge  persönlicher  Verhältnisse  die  Gefahr  des  Fortlaufens 
nicht  besteht,  kann  er  frei  umhergehen ;  er  hat  dann  eventuell 
für  den  Häuptling  zu  arbeiten.  Das  Bezirksamt  hat  diese 
Vollstreckungsmaßnahme  inzwischen  beseitigt.  Es  ist  früher 
vorgekommen,  daß  diese  Schuldgefangenen  mehrere  Jahre  in 
der  Schuldhaft  blieben ,  bis  die  Verwandten  sie  durch  Be- 
zahlung der  Schuldsumme  wieder  auslösten.  Zahlten  aber  die 
Verwandten  überhaupt  nicht,  dann  fragte  der  Häuptling  den 
Schuldgefangenen ,  ob  er  bei  ihm  als  Sklave  bleiben  wolle. 
Erklärte  er  sich  damit  einverstanden,  so  bezahlte  der  Häuptling 
die  Schulden  und  der  Gefangene  wurde  nun  sein  Sklave. 
Waren  früher  mehrere  Gläubiger  vorhanden  und  verweigerte 
auch  die  Familie  die  Bezahlung  der  Schuld,  so  konnten  sie 
den  Schuldner,  der  ihnen  von  der  Familie  ausgeliefert  werden 
mußte,  gemeinsam  verkaufen  und  mußten  sich  dann  den  Erlös 
entsprechend  dem  Betrage  ihrer  Forderungen  teilen.  Hat  der 
Schuldner  aber  Vermögen,  d.  h.  Tiere  oder  sonstige  bewegliche 
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Sachen  von  Wert,  dann  schickt  der  Häuptling  in  der  Nacht 
Leute ,  die  dem  Schuldner  heimlich  die  Tiere  aus  dem  Stalle 
fortholen ,  und  läßt  dem  Beklagten  am  nächsten  Tage  sagen, 
sein  Vieh  befände  sich  auf  dem  Hofe  des  Häuptlings,  ob  er 
damit  einverstanden  wäre ,  daß  es  verkauft  würde.  Will  der 
Schuldner  den  Verkauf  verhindern ,  so  muß  er  die  Schuld- 
summe zum  Häuptling  bringen.  Grundstücke  werden  jedoch 
dem  Beklagten  nicht  fortgenommen.  Wohl  aber  kommt  auch 
hier  eine  Verpfändung  von  Oelpalmenbeständen  vor,  die  dem 
Gläubiger  das  Recht  gibt,  die  Oelpalmen  zu  nutzen;  verkaufen 
darf  er  sie  jedoch  nicht. 

Im  materiellen  Strafrecht'  decken  sich  die  allgemeinen 
Grundsätze  im  wesentlichen  mit  den  für  Dümadeli  angegebenen. 
Es  ist  jedoch  dabei  zu  beachten,  daß  die  Akposso  hierbei  von 
den  Atakpame  gelernt  haben.  So  wird  Versuch  nicht  bestraft. 
Der  Gehilfe  dagegen  wird  bestraft.  Anstiftung  durch  Ver- 
sprechen von  Vorteilen  bleibt  straflos.  Wenn  jemand  aber 
z.  B.  einem  anderen  sein  Gewehr  und  Pulver  und  Blei  dazu 
gibt,  um  einen  Dritten  zu  töten,  dann  bleibt  der  Täter  straffrei 
und  nur  der  Anstifter  wird  bestraft.  Zwingt  jemand  einen 
anderen  durch  Drohung  zu  einer  strafbaren  Handlung,  so 
werden  beide  bestraft.  Unzurechnungsfähigkeit,  völlige  Trunken- 
heit, sogar  Verrücktheit  entschuldigen  nicht.  Auch  die  in 
einem  derartigen  Zustande  vorgenommenen  strafbaren  Hand- 
lungen erfahren  die  gleiche  Sühne.  Jugendliches  Alter  macht 
in  gewisser  Weise  straffrei.  Es  findet  nur  eine  körperliche 
Züchtigung  durch  den  Vater  oder  durch  die  Mutter  statt. 

Fetischhöfe  gelten  als  Asylstätten.  Der  Verfolger  hat 
hierbei  nicht  die  Möglichkeit,  den  Täter  gegen  Zahlung  einer 
Summe  an  den  Fetischpriester  ausgeliefert  zu  erhalten.  Der 
Verbrecher  bleibt  in  dem  Fetischhof,  darf  diesen  aber  erst  nach 
einem  Jahr  wieder  verlassen,  er  gilt  dann  als  Sklave  des 
Fetischpriesters  und  darf  nicht  mehr  getötet  oder  geschlagen 
werden.  Der  Hof  des  Häuptlings  gewährt  einen  derartigen 
Schutz  nicht. 
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An  Strafen  sind  bekannt:  die  Todesstrafe;  die  Art  der 
Vollstreckung  richtet  sich  beim  Mord  nach  der  Art  der  Aus- 
führung. Hat  der  Täter  den  Getöteten  erschossen,  so  wird 
er  auch  erschossen ;  hat  er  ihn  mit  dem  Messer  erschlagen, 
so  wird  er  gleichfalls  mit  dem  Messer  umgebracht.  Erhängen 
gibt  es  nicht ,  auch  die  Verstümmelung  ist  unbekannt.  Als 
körperliche  Züchtigung  haben  die  Atakpame  das  gemeinsame 
Verprügeln  durch  Angestellte  des  Häuptlings  oder  durch  die 
Familie.  Früher  bestand  ein  weitgehendes  Vergeltungsrecht 
bei  Körperverletzungen,  so  daß  jeder  berechtigt  war,  die  ihm 
zugefügte  Wunde  seinerseits  dem  Gegner  beizubringen.  Bei 
Diebstahl  tritt  als  Ehreustrafe  öiBFentliche  Beschimpfung  hinzu. 
Der  Dieb  wird  auf  den  Markt  gebracht  und  kann  dort  von 
Weibern  und  Kindern  beschimpft  werden.  Verbannung  kommt 
nur  in  der  oben  geschilderten  Weise  bei  der  Absetzung  von 
Häuptlingen  vor.  Ebenso  wird  der  Verräter  des  Landes  ver- 
wiesen. Eine  Konfiszierung  des  gesamten  Vermögens  ist  un- 
bekannt. 

Die  häufigsten  Strafen  sind  aber  die  Vermögensstrafen: 
hierbei  haftet  der  Vater  für  alle  Geldstrafen  oder  Bußen,  die 
der  Sohn  zu  zahlen  hat,  auch  wenn  der  Sohn  bereits  erwachsen 
ist.     Neben  dem  Vater  haftet  die  Familie. 

Was  nun  die  einzelnen  Delikte  angeht,  so  wird  Mord,  wie 
bereits  erwähnt,  mit  dem  Tod  bestraft,  je  nach  der  Art  wie  der 
Mord  selbst  ausgeführt  ist.  Entkommt  der  Mörder,  so  muß 
in  Awete  seine  Familie  einen  Sklaven  an  die  Familie  des 
Getöteten  geben.  Wenn  jemand  aus  Versehen  einen  anderen 
tötet,  dann  wird  er  nicht  hingerichtet,  er  muß  jedoch  ein  Jahr 
auf  seinem  eigenen  Hof  bleiben,  darf  die  Stadt  nicht  betreten 
und  muß  an  die  Familie  des  Getöteten  zwei  Faß  Pulver,  eine 
Menge  Tücher  und  1000  Kauris  zahlen.  Auch  in  Awete  muß 
sich  in  diesem  Falle  der  Täter  für  einige  Zeit  den  Blicken 
der  Verwandten  des  versehentlich  Getöteten  entziehen.  Die 
Frist  ist  verschieden,  je  nach  der  Erbitterung  gegen  den  Täter, 
sie  kann  bis  zu  drei  Jahren  dauern.    Es  ist  dabei  gleichgültig» 
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ob  der  Betreffende  sich  während  dieser  Zeit  in  seinem  Gehöft 
aufhält  oder  sich  nach  Kpedji  oder  Lome  begibt.  Fahrlässigkeit 
hat  im  übrigen  keine  Strafe  zur  Folge,  wenigstens  bei  Brand- 
stiftung und  Sachbeschädigung  nicht,  auch  tritt  sogar  keine 
Schadensersatzpflicht  ein.  Wenn  ein  Sklave  oder  ein  Tier 
einen  Schaden  anrichtet,  haftet  an  sich  der  Herr,  er  kann 
sich  aber  von  einer  Verpflichtung  dadurch  befreien,  daß  er 
den  Sklaven  oder  das  Tier  dem  Geschädigten  zum  Verkauf 
übergibt.  Wörtliche  Beleidigung  wird  nicht  bestraft,  der  Be- 
leidigte kann  die  Beschimpfung  erwidern,  ohne  sich  seinerseits 
einer  Bestrafung  auszusetzen.  Auch  bei  Verleumdung  und 
übler  Nachrede  tritt  eine  Bestrafung  durch  den  Häuptling 
nicht  ein.  Nur  der  Beleidigte  hat  das  Recht,  den  Beleidiger 
zu  verhauen,  eventuell  hilft  ihm  seine  Familie  dabei.  Manch- 
mal kommt  dann  auch  die  Familie  des  Beleidigers  diesem  zu 
Hilfe,  so  daß  dann  eine  allgemeine  Prügelei  entsteht.  Bei 
Menschenraub  wird  der  Menschenräuber  verkauft.  Ehebruch 
wird  weder  auf  Seiten  des  Mannes ,  noch  der  Frau  bestraft. 
Dageo^en  ist  Notzucht  hier  strafbar.  Blutschande  wird  nicht 
bestraft,  wohl  aber  wird  der  Täter  aus  der  Gesellschaft  aus- 
gestoßen ;  man  wohnt  nicht  mehr  mit  diesem  zusammen  und 
spricht  auch  nicht  mehr  mit  ihm.  Abtreibung  kam  ursprünglich 
nicht  vor,  da  Kinder  Werte  waren.  Jetzt  sind  Kinder  manchem 
Weibe  schon  lästig.  Es  kommt  daher  Abtreibung  vor,  jedoch 
zurzeit  nur  erst  in  der  Stadt,  nicht  auch  auf  dem  Lande. 
Die  Atakpame  scheinen  einen  Unterschied  zwischen  Diebstahl 
und  Unterschlagung  zu  machen  insofern,  als  bei  letzterer  nar 
eine  Schadensersatzpflicht  besteht  und  eine  Bestrafung  nicht 
eintritt.  Z.  B.  muß  jemand ,  der  sich  von  einem  anderen  ein 
Messer  borgte  und  es  nachher  behielt,  das  Messer  nur  be- 
zahlen. Ebenso  muß  derjenige,  der  z.  B.  mit  Geld  zum  Weißen 
geschickt  wurde  und  dann  dieses  Geld  unterschlug,  nur  die 
betreffende  Summe  an  seinen  Auftraggeber  zurückzahlen.  „Er 
ist  kein  Dieb  und  wird  auch  nicht  bestraft."  Angeblich  sollen 
auch   Raub    und   Erpressung   keine   Strafe    zur   Folge    haben, 
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sondern  lediglich  zur  Zurückgabe  des  Geraubten  oder  Erpreßten 
und,  falls  diese  unmöglich  ist,  zur  Zahlung  des  Wertes  ver- 
pflichten. Auf  fremdes  Farmland  übertretende  Tiere  dürfen, 
wenn  der  Eigentümer  der  Tiere  schon  vorher  einmal  ver- 
warnt war,  erschossen  werden  und  müssen  dann  auf  die  Straße 
gelegt  werden.  Im  Gegensatz  zu  den  Akposso  hat  Selbstmord 
und  versuchter  Selbstmord  keine  strafrechtlichen  Folgen. 

Die  Familie  beruht  auch  hier  auf  dem  Grundsatz  der 
Polygamie.  Die  Zahl  der  Frauen  richtet  sich  nach  dem  Ver- 
mögen und  nach  der  Nahrung,  die  der  Mann  für  sie  beschaffen 
kann.  Wenn  der  Mann  nur  eine  Frau  hat,  so  ist  lediglich 
seine  Armut  daran  schuld.  Daß  eine  Frau  mehrere  Männer 
hat,  kommt  nicht  vor.  Die  Frauen  der  Atakpame  können  aus 
demselben  oder  auch  aus  fremdem  Stamme  sein.  Mit  der 
Heirat  geht  die  Frau  in  die  Familie  des  Mannes  über.  Jede 
wohnt  in  einem  Haus,  der  Mann  hat  auch  sein  eigenes  Haus. 
Bei  jeder  Frau  schläft  der  Mann  abwechselnd  je  vier  Nächte. 
Während  dieser  Zeit  hat  die  Frau  auch  für  den  Mann  das 
Essen  zu  besorgen,  die  übrigen  Frauen  kochen  inzwischen  nur 
für  sich.  Diejenige  Frau,  die  der  Mann  zuerst  genommen 
hat,  ist  die  Hauptfrau.  Sie  wird  auch  von  den  Kindern  der 
übrigen  Frauen  neben  deren  richtiger  Mutter  als  „unsere 
Mutter"  bezeichnet.  Die  übrigen  Frauen  sind  je  nach  dem 
Zeitpunkt  der  Heirat  einander  untergeordnet,  so  daß  die  als 
dritte  geheiratete  unter  der  als  zweite  geheirateten  Frau  steht. 
Dies  macht  sich  bemerkbar,  wenn  der  Mann  ihnen  Geschenke 
gibt,  die  dann  entsprechend  abgestuft  werden.  Die  Kinder 
der  Frauen  stehen  an  sich  völlig  gleich,  und  es  entscheidet 
nur  der  Zeitpunkt  der  Geburt,  welches  von  ihnen  die  Vorteile 
der  Erstgeburt  erhält,  so  daß  auch  die  Kinder  der  dritten 
Frau  eventuell  die  Rechte  des  Erstgeborenen  bekommen 
können.  Die  Frauen  haben  kein  eigenes  Feld,  sie  arbeiten 
auch  nicht  auf  dem  Feld,  ein  wesentlicher  Gegensatz  zu 
anderen  Teilen  des  Schutzgebiets.  Die  Frau  hat  bei  den 
Atakpame    nur    Hausarbeit,    keine   Feldarbeit    zu    verrichten. 
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Neben  der  Sorge  für  die  Herstellung  des  Essens  und  der  In- 
standhaltung des  Gehöfts  liegt  ihnen  vor  allem  ob:  die  Herbei- 
scha£Pung  des  Brennholzes,  eine  äußerst  wichtige  und  einen 
großen  Teil  der  Zeit  und  des  Denkens  eines  Weibes  in  An- 
spruch nehmende  Tätigkeit;  ferner  das  Wasserholen,  das 
häufig  auch  mit  großem  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  ver- 
bunden ist;  die  Bereitung  des  Bieres  und  der  Seife.  Daneben 
spinnen  sie.  —  Die  Weiber  haben  auch  meist  keine  eigenen 
Grundstücke,  nur  wenn  die  ganze  übrige  Verwandtschaft  ihres 
Vaters  gestorben  ist,  können  sie  durch  Erbschaft  das  Grund- 
stück des  Vaters  und  damit  eigenen  Grundbesitz  bekommen. 
Die  Frau  darf  vor  Gericht  nur  in  Begleitung  ihres  Mannes 
erscheinen.  In  der  Dorfversammlung  darf  sie  zwar  zuhören, 
aber  nicht  selbst  das  Wort  nehmen. 

Häufig  werden  die  Mädchen  schon  als  Kinder  verlobt. 
Der  Mann,  der  das  betreffende  Mädchen  heiraten  will,  wendet 
sich  dann  dieserhalb  an  den  Vater  oder  die  Mutter.  Ist  die 
Mutter  (nur  diese  hat  definitiv  zu  entscheiden)  mit  der  Ehe 
einverstanden,  so  zahlt  der  Bewerber  400  Kauris  an  die  Mutter 
und  schenkt  dem  Vater  etwas  Palmwein.  In  Zwischenräumen 
schickt  er  dann  noch  verschiedene  Male  eine  Anzahl  Kauris, 
800  und  1000,  und  außerdem  von  seiner  Farm  Jams  und  Mais, 
bis  das  Mädchen  erwachsen  ist.  Will  er  es  nun  in  sein  Haus 
als  Frau  führen,  so  schenkt  er  ihm  zunächst  selbst  5  M., 
damit  es  sich  Töpfe,  Kalebassen  und  das  sonst  zu  ihrer  Aus- 
steuer gehörige  Mobiliar  besorgen  kann.  Manche  Bewerber 
haben  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  80  000  oder  gar  100  000  Kauris 
an  die  Eltern  gezahlt.  Läuft  ihm  später  die  Frau  fort,  so 
verlangt  er  dann  den  gezahlten  Betrag  von  der  Mutter  zurück. 
Auch  bei  den  Atakpame  ist  der  Liebestrank  „Akundja"  be- 
kannt. Er  wird  in  ganz  gleicher  Weise  wie  bei  den  Akposso 
angewendet.  Beim  Abschluß  der  Ehe  finden  besondere  Hoch- 
zeitsfeierlichkeiten nicht  statt.  In  einzelnen  Gegenden  wird 
aber  gemeinsam  Palmwein  getrunken.  Der  Mann  schenkt  der 
Frau   am  Morgen,   nachdem   sie   in  sein  Haus  gekommen  ist. 
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neue  Perlen  für  Hals,  Hüften,  Rücken  und  Arme  und  ein 
neues  Kopftuch.  Daß  ein  Mädchen  bei  der  Hochzeit  noch 
iniberührt  ist,  soll  in  Atakpame  selbst  sehr  selten  vorkommen» 
Die  Jungfernschaft  wird  dort  auch  nicht  besonders  bewertet. 
Nur  muß  das  Mädchen  ihrem  Ehemann  den  Namen  des  Mannes^ 
dem  sie  sich  früher  hingegeben  hat,  nennen,  damit  dieser  bei- 
zeiten etwaigen  Versuchen  desselben,  jetzt  auch  mit  der  ver- 
heirateten Frau  in  Beziehungen  zu  treten ,  entgegentreten 
kann.  In  Awete  dagegen  kann  der  Ehemann  von  dem  Ver- 
führer seiner  Braut,  der  ihm  von  deren  Vater  namhaft  ge- 
macht werden  muß,  Ersatz  des  Kaufgeldes  verlangen.  Will 
das  Mädchen  nicht  den  ihr  Verlobten  als  Mann  und  geht  es 
selbst  zu  einem  anderen  Manne  als  Frau,  so  muß  dieser  die 
von  dem  früheren  Verlobten  gezahlte  Summe  an  ihn  zurück- 
erstatten. Anderseits  ist  auch  der  Ehemann  berechtigt,  seine 
Frau  fortzujagen.  Er  kann  jedoch  dann  nicht  das  Hochzeits- 
geld von  der  Frau  oder  ihren  Verwandten  zurückverlangen. 
Will  der  Ehemann  seine  Frau  trotz  eines  Ehebruchs  bei  sich 
behalten,  so  kann  er  trotzdem  den  Ehebrecher  verklagen,  der 
dann  gewöhnlich  zu  10  M.  Buße  an  den  Betrogenen  verurteilt 
wird.  Es  soll  früher  wiederholt  vorgekommen  sein ,  daß  die 
Ehemänner  ihre  Frauen  zu  anderen  Männern  schickten ,  um 
diese  nachher  auf  die  Buße  verklagen  zu  können.  In  Atak- 
pame selbst  soll  es  —  die  naturgemäße  Folge  des  großen 
Durchgangsverkehrs  —  eine  ganze  Anzahl  von  Mädchen  geben, 
die  sich  der  gewerbsmäßigen  Unzucht  hingeben.  Sie  werden 
später,  wenn  sie  mit  der  Prostitution  viel  Geld  verdient  haben, 
sehr  gerne  von  ihren  Stammesangehörigen  geheiratet.  Stirbt 
die  Frau  alsbald  nach  der  Hochzeit,  so  erhält  ihr  Ehemann 
den  Kaufpreis  nicht  zurück,  ebenso  nicht,  wenn  sie  vor  der 
Ehe  stirbt  oder  ihrem  Mann  später  keine  Kinder  schenkt. 
Verläßt  die  Frau  den  Mann,  so  wartet  dieser,  bis  sie  einen 
neuen  Gatten  hat  und  verlangt  dann  von  diesem  sein  Geld 
zurück. 

Wenn   ein  Kind   geboren   wird,    schenkt  die  Familie  der 
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Eltern  der  Matter  Kauris  und  reichlich  Essen.  Nach  drei  Mo- 
naten verläßt  die  Frau  ihr  Haus ,  in  dem  sie  geboren  hat, 
schmückt  sich  mit  ihrem  besten  Tuch  und  macht  bei  der 
Earailie  Dankesbesuche.  Der  Mann  verkehrt  mit  der  Frau 
während  der  nächsten  drei  Farmjahre  nicht  geschlechtlich. 
Mißgeburten  werden  in  den  Fluß  geworfen.  Die  Kinder  er- 
halten häufig  ihre  Namen  nach  dem  Wochentage,  an  dem  sie 
geboren  sind.  Der  am  Montag  Geborene  heißt  „Kodjo",  der 
am  Dienstag  „Komla",  der  am  Mittwoch  „Quaku",  der  am 
Donnerstag  „Quawo"  oder  „Djau",  der  am  Freitag  „Koffi", 
der  am  Sonnabend  Geborene  „Quami",  das  Sonntagskind  heißt 
„Quassi".  Der  älteste  Sohn  heißt  „Aina".  Knaben  und  Mäd- 
chen werden  beschnitten.  Die  Sitte  stammt  schon  von  alters 
her.  Die  Knaben  werden  angeblich  der  Reinlichkeit  wegen 
beschnitten.  Die  Beschneidung  der  Mädchen  erfolgt,  weil 
„sonst  die  Schamlippen  zu  lang  sind,  die  Mädchen  sehen  sonst 
aus  wie  zwei  kleine  Männer".  Für  die  Zeit  der  Beschneidung 
ist  bei  den  Knaben  ein  bestimmtes  Alter  festgesetzt,  die 
Mädchen  müssen  erst  erwachsen  sein.  Erstere  beschneidet  ein 
alter  Mann,  der  „Dako-Dako",  letztere  eine  alte  Frau,  die 
keinen  besonderen  Namen  führt,  zuweilen  aber  auch  als 
„Agengen"  =  Schamlippe  oder  Schamlippenschneider  bezeichnet 
wird.  In  Awete  dagegen  werden  nur  die  Knaben  und  zwar 
etwa  im  Alter  von  sechs  Jahren  beschnitten.  Der  Mann,  der 
die  Operation  ausführt,  hat  den  Titel  „Adoboto".  Die  Mädchen 
werden  jedoch  nicht  beschnitten,  im  Gegenteil  sucht  man  durch 
Einklemmung  von  Brettchen  und  Anwendung  einer  besonderen 
Medizin  die  Schamlippen  möglichst  lang  zu  gestalten. 

Wenn  jemand  keine  Kinder  hat,  so  nimmt  er  zuweilen 
Kinder  seiner  Verwandten  an  Kindesstatt  an,  die  damit  die- 
selben Rechte   erhalten,    als    wenn  es  leibliche  Kinder  wären. 

Eine  besondere  Form  für  die  Adoption  besteht  nicht,  nur 
das  Einverständnis  der  Eltern  ist  Voraussetzung. 

Alte  oder  kranke  Leute  werden  nicht  umgebracht.  Bei 
Verarmung    oder    Unfähigkeit    zum    eigenen    Erwerb    besteht 
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vielmehr  eine  Unterstütziingspflicbt  der  Verwandten,  in  erster 
Linie   aber   nur   bei    den  Verwandten    der   Mutter.     Die  Ver- 
wandten  des  Vaters  geben  höchstens  freiwillig  einen  Beitrag, 
verpflichtet  sind  sie  dazu  nicht.     Ebenso  besteht  eine  Haftung 
der  Familie,  in  erster  Linie  aber  des  Familienoberhauptes  für 
die    Schulden    der   Familienmitglieder.     Macht    ein    Familien- 
mitglied ,    nachdem    einmal    die  Familie    für   ihn  die  Schulden 
bezahlt  hat,  von  neuem  Schulden,  so  haftet  die  Familie  nicht 
mehr.     Kann    er    nicht    selbst    bezahlen ,    so    kann    ihn    der 
Gläubiger   verkaufen.     Die  Familie  ist  nicht  verpflichtet,    ihn 
zurückzukaufen ;    ein    Rückkauf    erfolgt    im    allgemeinen    nur 
unter   den   für   das   Recht   der  Akposso   angegebenen  Voraus- 
setzungen.   Hat  das  Familienoberhaupt  selbst  Schulden,  die  es 
nicht  bezahlen  kann,  so  kann  er  die  Kinder  seiner  Schwester, 
nicht   aber   die  Kinder   seines  Bruders   und   nicht  die  eigenen 
verkaufen,  um  mit  dem  Erlös  seine  Schulden  zu  decken.    Als 
Grund  für  diese  Sonderstellung  der  Schwesterkinder  wird  an- 
gegeben, daß  diese  als  seine  nächsten  Verwandten  gelten,  denn 
die  eigenen  Kinder  und  die  Kinder  seiner  Brüder  haben  Mütter, 
die  nicht  zu  der  Familie  des  Mannes  gehören,  und  stehen  ihm 
deshalb  ferner.    Auf  das  entsprechende  Vorrecht  der  Schwester- 
kinder   im    Erbfalle   ist   noch    weiter    unten    einzugehen.     Die 
Toten   werden   in   der  Regel  im  Hause   selbst   begraben ,    das 
Haus  wird  aber  weiter  bewohnt.    Hatte  der  Verstorbene  aber 
eine  böse  Krankheit,  so  wird  er  im  Busch  begraben ;  bestimmte 
Beerdigungsplätze    gibt  es,    abgesehen  von  denen  der  Häupt- 
lingsfamilien,   nicht.     Wird    das  Haus   verlegt,    so   bleibt   der 
Tote   doch   an    dem   alten  Platz   wohnen.     Es   soll   auch  ohne 
Bedeutung   sein,    wenn    etwa   infolge  eines  Straßenbaues  oder 
der    Anlegung    eines    Grabens   eine    Ausgrabung   der    Gebeine 
notwendig    wird.      Stirbt    jemand     unter    Hinterlassung    von 
Schulden,  so  begräbt  ihn  die  Familie  und  bezahlt  die  Schulden. 
War   es   aber   ein   fremder  Mann,    der  keine  Familie  hat,    so 
wird  er  nicht  begraben,    sondern  auf  ein  Gerüst  in  der  Nähe 
des  Weges   gelegt.     Wer  dann  den  so  Ausgestellten  begräbt. 
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muß  die  ganzen  Schulden  des  Toten  bezahlen ;  man  nimmt  an^ 
daß  er  ein  Verwandter  sei,  denn  sonst  hätte  er  ihn  nicht  be- 
graben. 

Im  Todesfalle  erben  an  erster  Stelle  die  Söhne  der 
Schwester  des  Verstorbenen  und,  wenn  solche  nicht  vorhanden 
sind,  die  eigenen  Kinder  vor  den  Söhnen  des  Bruders.  Die 
Enkel  erben  zu  gleichen  Teilen ,  ohne  Unterschied ,  ob  es 
Kinder  von  Söhnen  oder  Töchtern  sind.  In  Awete  dagegen 
erben  den  beweglichen  Nachlaß  die  Schwesterkinder  und  die 
eigenen  Kinder  zu  gleichen  Teilen.  Ein  Erbrecht  zwischen 
Kindern  desselben  Vaters  und  verschiedener  Mütter  besteht 
nicht,  ebenso  erben  nicht  die  Kinder  der  einen  Frau  von  dem 
Nachlaß  einer  anderen  Frau.  Bei  den  Deszendenten  schließt 
der  nähere  Verwandtschaftsgrad  den  entfernteren  aus.  Bei 
Aszendenten  und  Seitenverwandten  entscheidet  die  Nähe  der 
Verwandtschaft.  Die  Kinder  der  Schwester  erhalten  das  Bar- 
vermögen und  die  sonstigen  beweglichen  Sachen.  Haus  und 
Hof  erhalten  stets  die  ältesten  Söhne.  Ehegatten  erben  an 
sich  nicht  voneinander,  die  Verwandten  gehen  stets  vor  und 
nur,  wenn  überhaupt  keine  Verwandten  vorhanden  sind ,  erbt 
der  Ehegatte.  Es  kommen  auch  letztwillige  Verfügungen  vor, 
die  mündlich  getroffen  werden;  zuweilen  setzt  der  Erblasser 
einen  Sohn  an  Stelle  der  Schwesterkinder  als  Erben  ein.  Ob 
diese  Aenderung  auf  europäischen  Einfluß  zurückzuführen  ist, 
ließ  sich  nicht  feststellen,  ist  aber  anzanehmen.  Bis  zur  Be- 
endigung des  Totenfestes  verwaltet  vielfach  der  Bruder  des 
Erblassers  den  gesamten  Nachlaß  für  die  Erben. 

Jede  Familie  hat  ein  gemeinsames  Stück  Farmland.  Auf 
diesem  legt  jedes  Mitglied  der  Familie,  je  nach  seinem  Arbeits- 
drang und  seiner  Arbeitsfreudigkeit,  eine  größere  oder  kleinere 
Farm  an.  Die  Söhne  müssen  dem  Vater  bei  der  Farmbestel- 
lung helfen,  Brüder  helfen  sich  nur  auf  besondere  Bitte.  Den 
Verdienst  aus  dem  Ackerbau  behält  jeder  für  sich ,  auch  an 
das  Familienoberhaupt  ist  keine  Abgabe  zu  zahlen.  Die  ledigen 
Familienmitglieder    wohnen    auf  dem  Gehöft   des  Vaters   und^ 
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wenn   dieser    tot   ist,    auf   dem    des  Oukels    oder  des  ältesten 
Bruders.      Familienoberhaupt   ist    regelmäßig  der  Aelteste  der 
Familie ,  so  daß,  wenn  dieser  stirbt,  nicht  sein  Sohn,  sondern 
sein  Bruder  Familienoberhaupt  wird.     Diesem  steht  als  solchem 
das  Recht  zu,  Streitigkeiten  innerhalb  der  Familie  zu  schlichten. 
Das  Farmland    liegt   zum  Teil    sehr    weit    von  der  Stadt, 
weil    das    Land    in    der   unmittelbaren    Umgrebunj?    meist    den 
Akposso    gehört  oder  schon  ausgesogen  ist.     Hat  die  Familie 
ein    zusammenhängendes  Stück  Farmland,    so   sind   die  Felder 
der  einzelnen  Mitglieder  durch  Grenzen  voneinander  getrennt. 
Grenzzeichen  sind  meist  Steine  oder  Bäume.    Wer  absichtlich 
ein  Grenzzeichen  verrückt,  wird  nicht  bestraft.     Er  wird  nur 
beschimpft    und    der  Stein    wird  wieder  an  die  richtige  Stelle 
gesetzt.     Nicht  bebautes  Land  ist  herrenlos.     Das  Land,    das 
einmal   in  Kultur   genommen  ist,   bleibt  Eigentum   des  ersten 
Bestellers,  auch  wenn  er  es  nicht  mehr  bebaut.     Die  Farmen 
der  Bewohner  der  verschiedenen  Stadtteile  liegen  in  bestimmten 
Gegenden.     Die  Jagd  ist  jedoch  für  sämtliche  Atakpameleute 
überall  frei.     Zum  Beispiel   können  Djamaleute  auch  auf  den 
Wudufeldern  jagen.    Fischerei  und  das  Einsammeln  des  Honigs 
und  des  Brennholzes  ist  gleichfalls  frei.    Besondere  Eigentums- 
zeichen gibt  es  nicht,  wohl  aber  sind  in  derselben  Weise  wie 
in  Dümadeli  Herstellungsmarken  namentlich  unter  den  Webern 
in  den  von  ihnen  gefertigten  Tüchern  üblich,  und  ebenso  fügt 
auch  hier  der  Erwerber  sein  Zeichen  zu  dem  des  Herstellers. 
Nimmt  jemand    einem    anderen   eine  Kalebasse  weg,    auf  der 
die  Herstellungsmarke  noch  nicht  angebracht  ist,  und  schnitzt 
seinen  eigenen  Namen  ein,  so  w^ird  er  nur  wegen  Diebstahls, 
nicht   aber  wegen    der  unberechtigten  Anbringung  der  Marke 
bestraft.  —  Verkauft  werden  nur  Oelpalmenländereien;    nach 
anderem  Lande  besteht  auch  gar  keine  Nachfrage,  es  ist  noch 
überreichlich  herrenloses  Land  vorhanden.     Eine  Verpachtung 
kommt    nicht    vor.     Wer    sein    Oelpalmland    verkaufen    will, 
braucht   deswegen   nicht  vorher  den  Häuptling  zu  fragen  und 
auch  von  dem  Erlös  nichts  an  den  Häuptling  abgeben.     Palm- 
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ländereien  werden  auch  verpfändet.  Der  Gläubiger  hat  dann 
das  Recht,  die  Palmen  zu  nutzen.  Zum  Verkauf  des  Landes 
ist  er  jedoch  nur  mit  der  Einwilligung  des  Schuldners  be- 
rechtigt. Eine  Verjährung  der  Rechte  des  Schuldners  ist 
hierbei  ausgeschlossen.  Auch  die  Kinder  und  Kindeskinder 
des  Schuldners  können  die  seinerzeit  dem  Gläubiger  überlassene 
Farm  wieder  auslösen.  Besondere  Rechte  an  einzelnen  Frucht- 
bäumen, unabhängig  vom  Rechte  am  Boden,  gibt  es  nicht. 
Häuser  werden  nicht  verkauft  und  nicht  verpfändet,  sie  haben 
so  gut  wie  keinen  Wert.  Ein  Haus  hat  nach  Angabe  der 
Eingeborenen  höchstens  einen  Wert  von  etwa  5  M.  In  Awete 
legt  jede  Familie  ihr  eigenes  Wasserloch  an,  das  aber  auch 
andere  Personen  benutzen  dürfen.  Nur  wenn  dies  Mitglieder 
einer  Familie  sind,  deren  Grundstück  an  sich  auch  zur  Anlage 
eines  Wasserloches  geeignet  wäre,  kann  ihnen  der  Besitzer 
des  Wasserloches  dessen  Benutzung  verbieten. 

Der  Finder  kann  die  gefundenen  Sachen  behalten;  meldet 
sich  aber  der  Eigentümer,  so  muß  er  die  Sache  herausgeben 
und  der  Eigentümer  ihm  dafür  ein  Geschenk  machen.  Im 
Handelsverkehr  werden  die  Kauris  mehr  und  mehr  durch  das 
Geld  verdrängt.  Die  Leute  nehmen  auch  Geld  bereits  viel 
lieber;  so  sagte  z.  B.  Ado:  „Wenn  ich  40  M.  in  Gold  in  meiner 
Tasche  habe,  so  kann  das  keiner  sehen,  habe  ich  aber  40  M. 
in  Kauris,  so  müssen  zwei  starke  Männer  daran  tragen." 
Tauschhandel  kommt  nur  beim  Eintausch  von  Salz  vor,  außer- 
dem bei  besonders  hochwertigen  Gegenständen.  Im  Klein- 
verkehr findet  stets  Bezahlung  statt.  Irgendwelche  Zeichen 
für  den  Abschluß  von  Verträgen  gibt  es  nicht.  Für  den 
Sklavenkauf  galten  jedoch  früher  dieselben  Formalitäten  wie 
in  Akposso.  Auch  nur  beim  Sklavenhandel  war  der  Käufer 
zum  Rücktritt,  allerdings  nur  an  demselben  Tage,  berechtigt, 
er  mußte  jedoch  dem  Käufer  ein  Reugeld  zahlen.  Wird  ein 
Gegenstand  zu  einem  bestimmten  Zweck  gekauft,  und  geht  er 
nachher  durch  Zufall  unter,  bevor  dieser  Zweck  erreicht  ist, 
so  muß  der  Käufer  doch  den  vollen  Kaufpreis  bezahlen;  z.  B. 
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muß  ein  Käufer,  der  in  Awete  eine  Ziege  kauft,  um  sie  in 
Atakpame  auf  den  Markt  zu  bringen,  doch  die  Kaufsumme 
zahlen ,  wenn  nachher  das  Tier  auf  dem  Wege  verendet.  — 
Dienstverträge  oder  Arbeitsverträge  als  besondere  Rechts- 
geschäfte sind  unbekannt,  abgesehen  von  den  Trägerverträgen, 
bei  denen  im  allgemeinen  feste  Sätze  für  bestimmte  Strecken 
zu  zahlen  sind.  Derartige  Handlungen  v^erden  nur  als  gegen- 
seitige Gefälligkeiten  erbeten  und  erwiesen.  So  erhalten  z.  B. 
Leute  als  Entgelt  für  die  Hilfe  beim  Bau  eines  Hauses  nur 
Essen  und  Palmwein.  Bei  Darlehensverträgen  werden  Zinsen 
nicht  genommen.  Die  Gebrauchsüberlassung  von  Gegenständen 
erfolgt  auch  in  der  Regel  unentgeltlich;  nur  wenn  z.  B.  ein 
Gewehr  verliehen  wird  und  der  Entleiher  ein  Tier  erlegt,  muß 
er  dem  Verleiher  in  ähnlicher  Weise ,  wie  im  Akpossorecht 
geschildert,  davon  abgeben.  Die  Bürgschaft  ist  hier  auch 
unter  Freien  üblich.  Der  Bürge  muß  bezahlen,  wenn  der 
Schuldner  nicht  selbst  bezahlen  kann. 

Schenkungen  können  nicht  widerrufen  werden. 


111. 

Bemerkungen  zum   Bericht  von  Asmis  über  die 
Akposso  und  Atakpame. 

Von 

Josef  Kohler. 

Der  Bericht  von  Asmis  über  die  Akposso  und  die 
Atakpame  ist  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  höchst 
schätzenswert,  insbesondere  auch  deshalb,  weil  sich  aus  der 
ganzen  Darstellung  ergibt,  daß  der  Verfasser  sehr  genaue  Er- 
kundigungen eingezogen  hat,  so  daß  die  Richtigkeit  seiner 
Schilderung  außer  allen  Zweifeln  steht.  Eines  möchte  ich 
allerdings  nicht  unterdrücken:  der  Verfasser  hat  nicht  auf 
Grund  eines  Fragebogens  gearbeitet,  und  deswegen  sind 
seine  Erkundigungen  nicht  so  ergiebig,  seine  Feststellungen 
nicht  so  scharf  geworden,  wie  es  sonst  der  Fall  gewesen  wäre, 
so  namentlich,  was  das  Familienrecht  und  die  Familiennamen 
betrifft.  In  dieser  Beziehung  dürfen  wir  wohl  weiteren 
schätzenswerten  Mitteilungen  entgegensehen.  Bereits  sind  auf 
Grund  des  Fragebogens  Berichte  aus  den  Schutzgebieten  ein- 
getroffen, die  veröffentlicht  werden  sollen,  sobald  von  Seiten 
des  Kolonialamts  die  Ermächtigung  erteilt  ist. 

§  2. 

Wie  sehr  die  Berichte  von  Asmis  ins  einzelne  gehen, 
zeigt  der  Umstand,  daß  er  zwischen  den  Akposso  und  den 
nah  verwandten  Atakpame  genau  unterscheidet.   Sie  haben  viel 
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Gemeinsauies:  das  beschränkte  Häuptlingstum  mit  der  Aeltesten- 
versammlung  findet  sich  bei  beiden  und  so  auch  die  Bedeutung 
des  Stabes:  der  Stab  ist  ursprünglich  der  Zauberstab,  später 
der  staatlich  anerkannte  Träger  der  Herrschergewalt.  Der 
Häuptling  hält  den  Stab ,  und  wenn  er  seinen  Boten  schickt, 
um  jemanden  zu  laden,  so  trägt  dieser  den  Stab  mit,  vgl. 
S.  73,  94  und  114.  Es  zeigt  sich  also  auch  hier  die  ganz 
universelle  Bedeutung  des  Stabes,  die  auf  die  ältesten  Zeiten 
menschlicher  Kultur  zurückgeht.  Bei  beiden  Stämmen  findet 
sich  auch  das  System,  daß  der  Häuptling  aus  einer  bestimmten 
Familie  genommen  wird,  und  zwar  so,  daß  die  Aeltestenver- 
sammlung  ein  Familienmitglied  auswählt.  Auch  die  Würde 
des  Fetischpriesters  ist  in  der  Familie  erblich,  S.  75  und  115. 

Das  Verhältnis  der  Fetischpriester  zu  Frauen  wird  S.  75 
als  ein  sehr  entartetes  geschildert.  Die  ursprüngliche  Be- 
deutung ist  dies  nicht,  sondern  der  Gedanke  ist  der,  daß  der 
Fetischpriester  die  Frauen  durch  seinen  geschlechtlichen  Um- 
gang weiht  —  eine  uralte  Idee  — ;  und  ebenso  uralt  ist  die  Sitte 
der  Akposso,  daß  das  Mädchen  trotz  der  Kinderverlobung  und 
trotzdem,  daß  es  bereits  zur  Ehe  gegeben  wurde,  noch  2  bis 
3  Jahre  vom  Ehemanne  entfernt  Umgang  mit  anderen  Männern 
pflegt,  S.  98  f.  Erst  nachher  beginnt  die  Zeit  der  ehelichen 
Treue.  Natürlich  ist  dies  noch  ein  Ueberrest  alter  gruppen- 
ehelicher Gebräuche,  der  sich  ebenso  bei  den  Australnegern 
und  anderen  Völkern  nachweisen  läßt.  Bevor  die  Ehe  in 
Wirksamkeit   tritt,    muß  dem  alten  Brauch  gehuldigt  werden. 

Die  Polygamie  und  das  System  der  vier  Nächte  findet 
sich  bei  beiden  Stammgruppen,  ebenso  die  Sitte,  daß  jede 
Frau  ein  eigenes  Haus  hat,  S.  95  und  122.  Im  übrigen  ist 
das  Familiensystem  bei  ihnen  grundsätzlich  verschieden.  Bei 
den  Atakpame  herrscht  noch  das  Mutterrecht  mit  seinen  ganz 
charakteristischen  Ausläufern :  die  Mutter  entscheidet  über  die 
Ehe  der  Tochter,  sie  erhält  den  Frauenpreis,  S.  123;  die 
Familienunterstützung  geschieht  nicht  durch  die  Verwandten 
des  Vaters,    sondern   durch  die  der  Mutter,  S.  126;    der  Ver- 
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dienst  der  Söhne  fällt  nicht  an  den  Vater,  und  der  verschuldete 
Hausvater  kann  nicht  seine  Kinder,  wohl  aber  die  seiner 
Schwester  zur  Zahlung  seiner  Schulden  verkaufen,  S.  126. 
Ebenso  erben  hier  in  erster  Reihe  nicht  die  Söhne,  sondern 
die  Schwestersöhne,  und  erst  in  zweiter  Linie  werden  die  Söhne 
gerufen,  S.  127.  Ebenso  beerben  sich  nur  die  Kinder  der  gleichen 
Mutter,  nicht  die  Kinder  des  gleichen  Vaters,  aber  von  ver- 
schiedenen Müttern,  S.  127.  Wie  sehr  aber  das  Mutterrecht 
schon  im  Abnehmen  begriffen  ist,  zeigt  der  Brauch  der  Awete, 
daß  bereits  die  Söhne  und  die  Schwestersöhne  zusammen  den 
beweglichen  Nachlaß  erben :  dies  ist  bekanntlich  eine  Ueber- 
gangsform  zum  vollen  Vaterrecht,  indem  die  Schwesterkinder 
sich  zuerst  die  Konkurrenz  der  Kinder  gefallen  lassen  müssen, 
später  in  zweite  Reihe  gestellt  und  noch  später  ganz  zurück- 
gedrängt werden.  Auch  wird  es  als  ein  nicht  seltener  Zug 
erwähnt,  daß  der  Erblasser  seine  letztwillige  Verfügung  zu 
Gunsten  seiner  Kinder  macht,  um  die  Schwesterkinder  aus- 
zuschließen; außerdem  soll  bereits  Haus  und  Hof  an  die 
Söhne  fallen,  S.  127. 

Im  Gegensatz  hierzu  besteht  bei  den  Akposso  das  volle 
Vaterrecht;  nur  im  Osten  finden  sich  noch  einige  mutterrecht- 
liche Erscheinungen,  S.  94.  Der  Vater  verheiratet  die  Tochter; 
der  Erwerb  der  Söhne  gehört  dem  Vater;  die  väterliche 
Familie  hat  Hilfe  zu  leisten,  wenn  der  einzelne  in  Not  gerät; 
die  Beerbung  geschieht  durch  die  Söhne  unter  bedeutender 
Bevorzugung  des  Aeltesten,  während  die  Töchter  (mutterrecht- 
lich) nur  einiges  von  den  weiblichen  Gebrauchssachen  der 
Mutter  an  sich  nehmen  können,  S.  103  f.  Bemerkenswert  ist, 
daß  neben  diesem  Aeltestenrecht  auch  eine  gewisse  Bevor- 
zugung des  jüngsten  Sohnes  besteht,  welcher  das  Gewehr  be- 
kommt; offenbar  deswegen,  weil  er  derjenige  ist,  der  noch  am 
meisten  für  seinen  Unterhalt  kämpfen  muß.  Auch  sonst  finden 
sich  bei  den  Akposso  fortgeschrittenere  Verhältnisse  neben  Ver- 
fall ursprünglicher  Institutionen.  Vor  allem  ist  die  Beschneidung 
sowohl  bei  Knaben  als  auch  bei  Mädchen  weggefallen  und  ebenso 
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die  Volljiibrigkeitszereinonie  überhaupt,  S.  103,  während  bei 
den  Atakpame  die  Beschneidung  noch  bei  beiden  Geschlech- 
tern in  Uebung  ist,  S.  125.  Ebenso  findet  sich  bei  den  Atak- 
pame nach  der  Geburt  des  Kindes  die  sog.  Geschlechtersperre: 
das  Verbot  des  ehelichen  Umgangs  auf  3  Jahre,  S.  125,  während 
sie  bei  den  Akposso  auf  4  oder  gar  2  Monate  verkürzt  ist,  S.  104. 

Dem  Vaterrecht  entsprechend  haben  die  Akposso  auch 
die  Raubehe  entwickelt:  selbst  nach  der  Kinderverlobung  wird 
das  Mädchen  wenigstens  scheinbar  mit  Gewalt  fortgeführt. 
Auch  verheiratete  Frauen  werden  vielfach  geraubt,  und  der 
Raub  wird  trotz  Widerspruchs  des  bisherigen  Mannes  schließlich 
anerkannt,  S.  98  und  100. 

Auch  im  übrigen  haben  die  Akposso  noch  interessante 
Gebräuche  bei  der  Eheschließung:  so  die  Verbindung  der  Braut- 
leute durch  eine  Grasschnur,  die  ursprünglich  offenbar  um 
beide  herumgewunden  wurde,  während  man  sie  jetzt  zuerst 
dem  einen  und  dann  dem  anderen  besonders  umbindet;  üblich 
ist  es  auch,  daß  man  eine  Kalabasse  zuerst  auf  den  Kopf  des 
Mädchens  und  dann  auf  den  Kopf  des  jungen  Mannes  setzt, 
S.  98,  was  ein  Ueberrest  der  Nahrungsverbindung  zu  sein  scheint; 
auch  das  alte  Trauerjahr  von  3  Jahren  bestand  noch  bis  in 
neuere  Zeit,  ist  aber  dann  wesentlich  verkürzt  worden,  S.  101. 

Beide  Stammesgruppen  stimmen  darin  überein,  daß  die  Ehe 
ziemlich  lose  ist  und  daß  die  Ehegatten  sich  häufig  anter  sehr 
bedeutungslosen  Vorwänden  voneinander  scheiden.  Bei  den 
Akposso  gehören  dann  natürlich  die  Kinder  dem  Mann;  nur 
wenn  sie  noch  so  klein  sind,  daß  sie  der  Mutter  bedürfen, 
nimmt  diese  sie  einstweilen  zu  sich,  S.  103.  Ferner  soll  die 
Frau,  wenn  sie  dem  Mann  entläuft,  ihr  Eigentum  verlieren. 

§  3. 
Vom  Totemsystem  wird  uns  leider  nichts  mitgeteilt,    ob- 
gleich hier  sicher  noch  Ueberreste  herrschen  müssen^).    Auch 


^)  Vgl.  neuerdings  auch  Brun,  Totemisme  chez  quelques  peuples 
du  Soudan  Occidental,  Anthropos  V,  p.  848  f. 
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die  Verwandtschaftsverhältnisse  werden  uns  nur  dahin  ge- 
schildert, daß  bei  den  Akposso  die  Ehe  zwischen  Cousin  und 
Cousine  und  unter  näheren  Verwandten  ausgeschlossen  ist,  S.  101, 
und  daß  bis  in  die  neueste  Zeit  der  altehrwürdige  Grundsatz 
galt,  daß  die  ältere  Schwester  vor  der  jüngeren  verheiratet 
werden  mußte,  S.  102.  Außerdem  erfahren  wir  von  den 
Atakpame,  daß  dort  Adoptionen,  und  zwar  in  formloser  Weise 
vorkommen,  S.  125. 

§  4. 

Das  Sklavenwesen  ist  bei  beiden  Stammgruppen  ziem- 
lich gleich.  Die  Sklaven  erhalten  ein  Stück  Land  zur  Be- 
wirtschaftung, sie  haben  allerdings  für  den  Herrn  zu  arbeiten, 
bekommen  aber  einen  oder  mehrere  Tage  in  der  Woche  für 
sich;  sie  können  sich  aber  auch  einen  Servus  vicarius  kaufen, 
der  dann  ihre  Arbeit  verrichten  muß,  S.  78.  Sie  tragen  ihre 
Sklavenmarken,  und  ihre  Kinder  sind  wieder  Sklaven,  S.  76  f., 
S.  115  ff. 

Von  den  Akposso  wird  erzählt,  daß  für  die  Eigenschaft  als 
Sklave  oder  freier  Mensch  der  Stand  des  Vaters  entscheidend  ist: 
das  Kind  eines  Sklaven  mit  einer  freien  Frau  wird  Sklave,  das 
Kind   eines   freien  Mannes  mit  einer  Sklavin  wird  frei,  S.  77. 

Der  Herr  haftet  für  den  Sklaven,  kann  sich  aber  in  alt- 
gebräuchlicher Weise  durch  Hingabe  des  Sklaven  von  seiner 
Haftung  befreien,  S.  78.  Nur  wenn  der  Sklave  einen  Mord 
begangen  hat,  soll  der  Herr  in  weiterem  Maße  für  ihn  einstehen. 
Aber  so  sehr  der  Unfreie  unter  der  Botmäßigkeit  steht,  so 
bildet  er  doch  einen  Teil  der  Familie;  daher  die  Erscheinung, 
daß  (wenigstens  bei  den  Akposso) ,  wenn  keine  Söhne  vor- 
handen sind,  der  Sklave  Erbe  wird,  sogar  vor  den  Töchtern, 
S.  79.  Er  wird  dann  natürlich  frei  und  seine  Kinder  tragen 
auch  nicht  mehr  die  Sklavenmarke.  So  kommt  es  auch  vor, 
daß  der  Herr  für  die  Schulden  des  Sklaven  die  Bürgschaft 
übernimmt,  S.   110. 

Die    Quelle    der  Sklaverei    ist    teils  Schuldhaftung,    teils 
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Strafe,  S.  76;  doch  ist  der  Schuldgefanj^ene  nicht  vollkommen 
Sklave,  denn  er  ist  lösbar,  S.  78. 

Ein  Sklave  kann  weiterveräußert  werden;  der  Weiterverkauf 
geschieht  mit  gewissen  altertümlichen  Förmlichkeiten:  offenbar 
ist  der  Sklavenverkauf  eines  der  wichtigsten  Verfügungsgeschäfte, 
weshalb  sich  mehr  als  sonst  die  altertümlichen  Formen  erhalten 
haben;  so  insbesondere,  daß  ein  Bund  Gras  ausgerissen  und 
geteilt  wird,  indem  jede  der  beiden  Parteien  ein  Stück  be- 
hält, S.  101,  129:  dies  scheint  mit  der  Heiligkeit  der  Erde  zu- 
sammenzuhängen ,  wie  es  ja  bei  diesen  Stämmen  auch  vor- 
kommt, daß  der  Schwörende  etwas  Erde  genießt:  der  Kauf 
wird  daher  unter  den  Schutz  der  Erdgötter  gestellt.  Wande- 
lung beim  Sklavenkauf  ist  zulässig,  aber  nur  am  nämlichen 
Tage,  S.  109,  129. 

Außer  dem  Häuptling,  den  gewöhnlichen  Freien  und  den 
Sklaven  gibt  es  bei  den  Atakpame  noch  einen  gewissen  Adel 
mit  gesteigertem  Wergeid,  S.  115. 


Grund  und  Boden  ist  jedenfalls  ursprünglich  Familienland 
gewesen,  und  auch  jetzt  findet  sich  noch  Familienboden;  ins- 
besondere kommt  es  vor,  daß  die  ganze  Familie  ein  Stück 
Land  rodet,  und  es  in  ihren  Besitz  nimmt;  dann  pflegt  aber 
der  Boden  unter  die  Familiengenossen,  d.  h.  unter  die  engeren 
Familien,  geteilt  zu  werden,  S.  82,  95  und  128.  Da  Land  in 
Fülle  vorhanden  ist,  so  findet  der  Landverkauf  nur  statt,  wenn 
einzelne  Stücke  besondere  Vorteile  bieten,  im  übrigen  nur,  so 
weit  als  der  Boden  mit  Palmen  bestanden  ist,  wo  dann  die 
Palmbäume  den  Wert  des  Landes  ausmachen,  S.  106,  128. 
Jagd,  Honig-  und  Gummisammeln  ist  allgemeines  Recht  ohne 
Rücksicht  auf  das  Landeigentum,  S.  81,  106  und  128.  Das 
Haus  selbst  wird  nicht  verkauft:  es  ist  offenbar  die  Stätte  des 
Hausgeistes;  weshalb  es  auch  mitunter  nach  dem  Tode  des 
Eigentümers  niedergerissen  oder  doch  verlassen  wird;  so 
mindestens  dann,  wenn  die  Frau  in  ihrem  Hause  stirbt,  S.  107. 
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§  6. 

Der  Strafprozeß  ist  natürlich  Anklageprozeß,  da  ein  Unter- 
schied zwischen  Zivil-  und  Strafverfahren  ebenso  wenig  be- 
kannt ist  wie  im  altgermanischen  Recht,  S.  84.  Der  Be- 
klagte, der  nicht  erscheint,  kam  früher  in  Knechtschaft,  d.  h. 
er  verlor  seine  Mannheiligkeit;  jetzt  wird  er  mit  Zwang  ge- 
holt, S.  84.  Der  Beweis  ist  hauptsächlich  Zeugenbeweis;  die 
Zeugen  sind  erscheinungspflichtig ,  S.  84.  Wenn  die  Sache 
hierdurch  nicht  genügend  geklärt  werden  kann,  so  kommt  es, 
wie  in  ganz  Afrika,  zur  Trankprobe  in  der  Weise,  daß,  wer 
den  Trank  wiedergibt,  gerechtfertigt  ist,  wer  nicht,  als 
schuldig  gilt.  Die  Trankprobe  ist  doppelseitig;  nicht  nur  der 
Angeklagte ,  sondern  auch  der  Kläger  hat  sich  ihr  zu  unter- 
werfen. Sollten  beide  Teile  den  Trank  bei  sich  behalten,  so 
gelten  beide  Teile  als  nicht  völlig  zuverlässig  und  beide  haben 
eine  Buße  zu  zahlen,  S.  85  und  117.  Auch  besteht  bereits  die 
Möglichkeit  der  Vertretung  bei  der  Gottesprobe ;  der  Vertreter 
muß  vom  Häuptling  genehmigt  sein  und  darf  nicht  zur  Familie 
des  Täters  gehören,  S.  86. 

Neben  der  Trankprobe  gibt  es  den  Unschuldseid  des  An- 
geklagten, natürlich  in  der  Art  einer  Selbstverfluchung  für 
den  Fall  seiner  Schuld ,  unter  Anrufung  eines  besonderen 
Götzen,  welcher  den  Schuldigen  töten  soll,  S.  86 ,  117.  Bei 
den  Awete  findet  sich  auch  die  Eidesbestärkung  durch  Erde- 
essen. Daß  ein  derartiger  Eid  auch  außerhalb  des  Gerichts 
vorkommt,  wenn  man  sich  von  einem  Verdacht  befreien  will, 
ist  begreiflich  und  entspricht  den  sonstigen  Analogien,  S.  117. 

Asylstätte  ist  das  Haus  des  Fetischpriesters;  entweder 
unbedingtes  Asyl,  wie  bei  den  Atakpame,  S.  119:  hier  findet 
sich  auch  der  Zug,  daß  der  Verfolgte  1  Jahr  lang  in  der 
Asylstätte  bleiben  darf,  dann  aber  zum  Sklaven  des  Fetisch- 
priesters wird,  S.  119.  Bei  den  Akposso  aber  ist  der  Asyl- 
gedanke schon  abgeschwächt  in  der  Art,  daß  der  Priester  gegen 
Zahlung  einer  Summe  den  Flüchtling  preisgibt,  S.  90. 

Im  übrigen  wird  die  Habe  des  Flüchtigen  verwüstet,  S.  90. 
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§  7. 


Das  Strafrecht  ist  bereits  verstaatlicht,  jedoch  finden  sich 
noch  deutliche  Spuren  ehemaliger  Blutrache;  so  in  der  Art, 
daß  die  Familie  des  Ermordeten  die  Todesstrafe  vollstreckt, 
S.  88,  91;  daß  ferner  die  Prügelstrafe  bei  Beleidigungen  und 
bei  Betrug  durch  den  Verletzten  und  seine  Familie  voll- 
zogen wird,  S.  92  und  93.  Ja,  die  Atakpame  sollen  früher 
ein  weitgehendes  Vergeltungsrecht  bei  Körperverletzungen 
gekannt  haben  in  der  Weise,  daß  der  Täter  in  der  gleichen 
Weise  verletzt  wurde,  wie  er  es  seinerseits  getan  hat,  S.  120. 

Die  Todesstrafe  steht  auf  Tötung  und  erfolgt  bei  den 
Akposso  durch  Erhängen,  bei  den  Atakpame  in  der  Art  der 
Talion ,  so  daß  der  Täter  in  der  gleichen  Weise  hingerichtet 
wird,  wie  er  sein  Opfer  getötet  hat,  S.  88,   120. 

Strafen  sind :  Todesstrafe ,  Versklavung ,  Verbannung, 
Prügel,  Verhöhnung  und  Geldstrafe,  S.  88,  120. 

Die  öffentliche  Verhöhnung  findet  bei  Beleidigungen 
und  falschem  Zeugnis  statt,  S.  92  und  94. 

Auf  Blutschande  steht  keine  staatliche  Strafe,  sondern  ge- 
sellschaftliche Ausstoßung;  mit  anderen  Worten:  hier  ist  noch 
das  religiöse  Element  das  vorherrschende,  S.  121  (so  minde- 
stens bei  den  Atakpame).  Versklavung,  d.  h.  Verkauf  in 
die  Knechtschaft,  findet  bei  vorsätzlicher  Brandstiftung  statt, 
S.  93,  und  ebenso  beim  Menschenraub,  S.  93. 

Die  häufigsten  Strafen  sind  die  Geldstrafen,  so  auch  bei 
Ehebruch,  S.  124. 

Der  Unterschied  zwischen  Vorsatz  und  Fahrlässig- 
keit ist  bereits  ausgebildet.  Fahrlässige  Tötung  und  fahr- 
lässige Körperverletzung  wird  minder  bestraft  als  vorsätzliche ; 
doch  führt  die  erstere  noch  bei  den  Akposso  zur  Versklavung, 
d.  h.  zum  Verkauf  des  Täters ;  bei  manchen  Stämmen  allerdings 
nur  zur  Geldstrafe,  S.  91.  Bei  den  Atakpame  tritt  ebenfalls 
Geldstrafe  ein  und  zu  gleicher  Zeit,  ganz  in  griechischer  Weise, 
Verbannung   von    einem  Jahr,   offenbar  deswegen,    damit   der 
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Geist  des  Toten  nicht  durch  Anwesenheit  des  Täters  erzürnt 
wird,  S.  120. 

Entsprechend  der  Betonung  des  subjektiven  Elements  ist 
auch  bereits  die  Notwehr  anerkannt,  zu  Gunsten  des  An- 
gegriffenen und  der  Familie  des  Angegriffenen,  S.  89.  Die 
Tötung  des  nächtlichen  Diebes  ist  statthaft,  S.  89:  sie  geht 
über  die  Notwehr  hinaus  und  beruht  auf  relativer  Friedlosigkeit. 

Wer  in  der  Rechtsgeschichte  zu  lesen  weiß,  dem  wird 
nicht  entgehen,  daß  auch  dieser  Bantuzweig  neben  ziemlich 
primitiver  ökonomischer  Entwicklung  sehr  bedeutsame  Fort- 
schritte in  der  staatlichen  Bildung  aufweist. 

Die  Energie  staatlicher  Ideen  ist  die  Lichtseite  der  Bantu- 
kultur,  welcher  sie  auch  die  Kraft  ihrer  Existenz  zu  danken 
haben. 


IV. 

Rechtswidrigkeit  und  Schuld  im  Strafrecht  des 

Talmud. 

Von 

Isaak  Steinberg. 

A.  Die  Reehtswidrigkeit. 

Eine  strafreclitliche  Handlung  muß  nicht  nur  eine  Willens- 
betätigung darstellen,  sondern  auch  rechtswidrig  sein, 
d.  h.  gegen  ein  Gesetz  (in  Form  von  Verbot  oder  Gebot)  ver- 
stoßen (formelle  Seite)  und  damit  auch  eines  der  Rechtsgüter 
verletzen,  die  durch  das  Gesetz  geschützt  werden  (materielle 
Seite).  Die  Rechtswidrigkeit  kann  somit  nur  dann  ausgeschlossen 
werden,  wenn  entweder  gar  kein  Rechtsgut  verletzt  wird  (z.  B. 
Verletzung  zum  Heilzwecke),  oder  diese  Verletzung,  als  Schutz 
eines  anderen  Rechtsgutes  (z.  B.  Notwehr),  notwendig  und  ge- 
boten ist,  somit  also  auch  nicht  gegen  eine  Gesetzesnorm  verstößt. 

Diese  Ansicht  ist  auch  die  des  Talmuds,  indem  er  die 
folgende  absolut  geltende  Regel  aufstellt:  „Man  straft  den 
Täter  nur  dann ,  wenn  er  über  seine  Handlung  zuvor  durch 
das  Gesetz  gewarnt  wurde"  ^).  Dabei  ist  zu  beachten,  daß 
zur  Begründung  der  Rechtswidrigkeit  einer  Handlung  zweierlei 
nötig  ist: 

a)  zunächst  ein  Verbot  überhaupt,  ohne  Androhung  einer 
bestimmten   Strafe;    also    ein   Strafgesetz   im    weiteren   Sinne, 
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das  Verbote  enthält,  „mit  welchen  das  Gesetz  sich  an  das 
Volk  im  allgemeinen  wendet  und  bestimmte  Handlungen  als 
verwerflich  oder,  bei  Geboten,  als  notwendig  charakterisiert"^); 

b)  eine  Strafsanktion  für  das  Verbot,  ein  Strafgesetz 
im  engeren  Sinne. 

Also:  keine  Bestrafung,  wenn,  auch  bei  Vorhandensein 
einer  strafsetzenden  Norm,  eine  besondere  Warnung  (An- 
drohung) durch  das  Gesetz  (n'nntK)  fehlt,  die  der  ersteren 
Norm  begrifflich  (nicht  schriftlich)  vorausgeht ;  aber  auch  um- 
gekehrt: keine  Strafe,  wenn,  auch  bei  Vorhandensein  der 
Warnung,  eine  besondere  Lex  poenalis  fehlt  ^).  Also:  nulla 
poena  sine  lege  poenali,  und  auch  nulla  poena  sine  Warnung. 
Letzteres  beschränkt  die  Freiheit  des  Verbrechers,  ersteres 
sichert  ihm  das  Maß  der  Strafe,  beschränkt  also  die  Freiheit 
der  strafenden  Gesellschaft:  beides  aber  ist  der  Zweck  der 
Strafgesetze  überhaupt  ^). 

Wir  gehen  nun  zu  den  Fragen  über,  die  den  Ausschluß 
der  Rechtswidrigkeit  zur  Behandlung  haben.  Die  große  Menge 
der  hierher  gehörenden  Fälle  läßt  sich  in  drei  Abschnitte 
teilen:  die  Notwehr,  den  Notstand  und  die  übrigen  Fälle  der 
ausgeschlossenen  Rechtswidrigkeit. 

a)  Die  Notwehr  (^iin). 

Dieser  allgemeine  Begriff,  der  im  Talmud  meist  nur  in 
Form  von  Tötung  im  Notwehrzustande  betrachtet  wird,  zer- 
fällt noch  in  zwei  spezielle  Begriffsarten,  die  beide  gesondert 
und  eingehend  behandelt  werden :  in  Notwehr  im  eigentlichen 
Sinne  (f]l)l)  und  Tötung  beim  Einbrach  (n*inn^) : 

1.  Notwehr  im  eigentlichen  Sinne  bedeutet  im  Talmud 
im  allgemeinen  einen  Fall,  wo  ein  Mensch  (fp^i)   von  einem 


1)  V.  Bar,  Gesetz  und  Schuld  im  Strafrecht,  Bd.  I,  S.  3.  Berlin  1906. 
^)  Anders   ist   es  im  Talmud  bei  Zivilhai'tung,   wo  beides  auch  in 
einer  Norm  vereinigt  werden  kann. 

')  Vgl.  V.  Liszt,  Lehrbuch  S.  94  f. 


142  Steinberg. 

anderen  (^1^)  in  Mordesabsicht  verfolgt  wird,  wobei  der 
Verfolgte  den  Verfolger  tötet. 

Als  Subjekt  dieser  Notwehrhandlung  kann  sowohl  der 
Verfolgte  als  auch  ein  jeder  fremde  Mensch  er- 
scheinen, der  die  Verfolgung  beobachtet.  Letzterer  kann  das 
aber  nur  bei  Vorhandensein  dreier  Voraussetzungen: 

a)  Es  muß  dem  Verfolgten  ein  Schaden  (djd)  drohen. 
Es  ist  daher  die  Notwehr  nur  bei  einzelnen  folgenden  schweren 
Verbrechen  gestattet:  „Wenn  jemand  einen  Menschen  verfolgt, 
um  ihn  zu  töten,  und  wer  eine  männliche  Person  oder  ein 
verlobtes  Mädchen  verfolgt"^),  nicht  aber  „wenn  einer  einem 
Tiere  nachläuft,  oder  im  BegrifiF  ist,  den  Sabbat  zu  entweihen 
oder  Götzendienst  zu  treiben"  2).  Der  Grund  ist  der:  im  ersten 
Falle  der  ersteren  Gruppe  droht  der  Tod  für  den  Menschen, 
im  zweiten  Falle  Schande  oder  Befleckung  (d:ibi  ])hp)  ^)"**). 
Bei  religiösen  Verbrechen  aber  oder  bei  Verfolgung  eines  Tiers 
ist  kein  Schaden  für  andere  Menschen  in  Aussicht,  keine 
Sozial  Schädlichkeit  (ein  „Schaden  für  die  Gottheit"^)  ist 
nicht  anzunehmen).  Es  kann  aber  nicht  als  Grund  des  Tötungs- 
rechts der  Wille  angenommen  werden,  den  Täter  von  einer 
Sünde  zu  retten  (n^'^s:?  ür^^  —  „wegen  einer  Sünde",  nach 
Raschi;    ><'tid''Kö   '''lynsKb  —  „abzuleiten    von    einer   verbotenen 


')  ay^  ^'^:j:^q  Ueb.  Bd.  VII,  S.  311.   ''"^nKi  la^nb  n'^an  "inx  ?]nn 
2)  ♦D'^DDis  n^nni?  "imrm  nnrn  n«  bbnr^ri^  n^nn  "ins*  ?]in 

*)  So  sagt  auch  Raschi:  „denn  der  Verfolgte  darf  durch  Tötung 
des  Verfolgers  nur  dann  gerettet  werden,  wenn  ihm  ein  Sittlichkeits- 
verbrechen droht,  das  Schande  und  Befleckung  zufügt"  (ib'^itnb  fM'':  i^bl 

ö:iai  i)bp  na  tr-'i  nni?  irr^r  «b«  Vvysjn)  c^yj?  ♦'njD).  So  auch  Tossa- 

photh  daselbst. 

^)  Wenn  auch  nur  die  Verfolgung  eines  verlobten  Mädchens  be- 
rücksichtigt wird,  so  geschieht  es  deshalb,  weil  „mit  einer  bedeutenden 
Befleckung  der  Allbarmherzige  es  streng  genommen  hat,  mit  einer  un- 
bedeutenden —  nicht".    (TDp  K^  «tfliT  Köii^SK  K:)2n^  TBp  ^y^  nö:i^EX) 

5)  ♦mn:  d:is    (f^n"r  /nn^D    Ueb.  Bd.  vii,  s.  315). 
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Handlung",  nach  Tossaphoth) ,  denn  dann  sollte  man  das 
Tötungsrecht  des  Zuschauers  auch  auf  alle  anderen  schweren 
religiösen  Verbrechen  ausdehnen  ^) ,  was  augenscheinlich  die 
menschliche  Gesellschaft  in  einen  unmöglichen  Zustand  ver- 
setzen müßte;  vielmehr  soll  in  Fragen  des  religiösen  Lebens 
ein  jeder  nur  für  sich  allein  verantwortlich  und  haftbar  sein. 
Aus  der  Forderung  des  Schadens  für  den  Menschen  folgt 
aber  auch,  daß,  wenn  der  Schaden  vorbei  ist,  auch  kein  Not- 
wehrrecht mehr  bestehen  darf:  „War  aber  mit  dem  Mädchen 
eine  Sünde  bereits  verübt  worden,  so  rette  man  es  nicht  durch 
sein  Leben*  2):  der  Ausdruck  „retten"  (pb^i:^)  paßt  ja  nur 
für  den  Zeitpunkt  vor  dem  Verbrechen. 

b)  Der  Verfolgte  muß  den  Schaden  für  bedeutend  halten^). 
In  den  meisten  Fällen  kann  diese  Forderung  als  vorhanden 
angenommen  werden.  Sie  wird  angenommen  sogar  auch  dann, 
wenn  „die  Verfolgte  den  Rettern  zuruft:  „lasset  ihn,  damit  er 
mich  nicht  töte"*),  denn,  wenn  sie  die  Retter  auch  bittet, 
den  Verfolger  zu  schonen,  so  ist  das  nicht  deshalb,  weil  sie 
auf  den  ihr  drohenden  Schaden  verzichtet  hat,  sondern  weil 
sie  nunmehr  auch  für  ihr  Leben,  nicht  nur  für  die  Ehre  allein 
fürchtet.  So  sagt  auch  Raschi:  „Sie  sagt  es  vor  Furcht, 
damit  der  Verfolger  sie  nicht  töte,  bevor  ihn  die  Retter  er- 
reichen"^). 

c)  Es  muß  die  Tötung  seitens  des  Retters  das  not- 
wendige Mittel  sein;  daher  auch  die  Bestimmung:  „Ist  jemand 
vorhanden,  der  ihr  durch  ein  anderes  Mittel,  als  Tötung,  zu 
Hilfe  kommen  wird,  so  rette  man  sie  nicht  durch  sein  Leben"  ^). 


^)  ^gl«  Vogelstein,  Notwehr  nach  mosaisch-talmud.  Recht,  Mo- 
natsschrift f,  Geschichte  des  Judentums  Bd.  48,  S.  534. 

-)  «y'r  /njD    Ueb.  Bd.  VII,  s.  312.   pb-'iitia  pK  m^n];  ns  n^nri 

3)  ^rv    /.^^D     Ueb.  Bd.  VII,  S.  313.     ♦ri^JS    bv    niSip^ 

^)  ay'r    ♦njD     Ueb.  Bd.  VII,  S.  312.     -^J^H^    K^Tt^    )b    IIT^in    niöl« 

5)  Daselbst,    ^imr^^^t^^  uiip  Mojiin^  xbty  ni^Kp^  i^^n  nx^i^tt 
«)  Daselbst,    .itraon  nmK  pb^itö  pK  ^^•^)i2  r\b  tr"' 
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Daraus  folgt  auch  das  Folgende:  „Wenn  jemand  von  einem 
verfolgt  wurde  und  sich  durch  das  Zielen  auf  eines  seiner 
Glieder  retten  konnte  und  dies  nicht  o'etan,  sondern  ihn  ge- 
tötet  hat,  so  wird  er  seinetwegen  hingerichtet"^),  denn  dann 
gilt  eben  der  Verfolgte  (oder  der  fremde  Retter)  als  nutzloser 
Töter,  somit  als  Mörder.  Ob  er  auch  getötet  werden  soll, 
ist  eine  Frage  für  sich,  die  von  den  Dezisoren  verschiedentlich 
entschieden  wird. 

Was  nun  den  Verfolger  betrifft,  so  ist  nur  das  eine  zu 
bemerken,  daß  er  gegenüber  dem  Retter  kein  Notwehrrecht 
besitzt,  da  letzteres  nur  einem  rechtswidrigen  Angriffe  gegen- 
über gestattet  ist,  die  Rettungshandlung  aber  rechtsgemäß  ist. 

2.  Die  Tötung  beim  Einbruch  (nnnriö)  bedeutet  im 
Talmud  den  Fall,  wo  ein  Dieb  in  ein  fremdes  Haus  (am  Tage 
oder  in  der  Nacht)  einbricht,  wobei  dem  Eigentümer  das 
Recht  eingeräumt  ist,  ihn  sofort,  ohne  jede  Warnung  zu 
töten  ^). 

Der  Grund  dieses  Rechtes  wird  vom  Talmud  hinlänglich 
angegeben;  es  heißt:  „Was  ist  der  Grund  der  Lehre  vom 
Einbruch?"  —  Es  ist  feststehend,  daß  niemand  sich  bei  der 
Rettung  seines  Geldes  zurückhält,  somit  denkt  der  Einbrecher: 
„Wenn  ich  komme,  so  wird  er  sich  mir  entgegenstellen,  so 
töte  ich  ihn;"  dazu  sagt  die  Gesetzeslehre:  „Wenn  jemand  dich 
töten  will,  so  komme  ihm  zuvor  und  töte  ihn"^).  Es  ist  aus 
dieser  Begründung  ersichtlich,  daß  nicht  die  Gefahr  des  Dieb- 
stahls,   sondern   nur   die   des  Mordes  durch  den  Einbrecher^) 


1)  aT'i^    /jü     Ueb.  Bd.  VII,   S.  315.     I^nn   '^'inx    ?TTn    ,T.Tvy    ri'in 

4i^b:?  jinj  ^^^^tn  «bi  r^is^x^  ^n«n  'ib^::^^  biD^)  imn':? 

^)  Dieses  Gesetz  gründet  sicli  auf  einer  Interpretation  der  Bibel- 
stelle, in  der  es  heißt:  „Wer  bei  einem  nächtlichen  Einbruch  ertappt 
wird,  darf  niedergeschlagen  werden".     Ex.  22,  1. 

5)  ^^"«D  •'KiTi  liiöö  b:^  iö::r  t^j?»  d^ik  ps*  npin  ninn^n  la^ö 
nmnm  n'^b  i<ib^^^p  ^KExb  ^Hp  ''Ki  '>'?  p^2':;  iib)  ^kek"?  '•Kp  xr"?!«  "»k  "iük 

•*)  Die  wahrlich  nur  verstandesgemäß  angenommen  wird,  da 
sie  auf  zwei  psychologischen  Annahmen  basiert:  auf  der  Annahme  des 
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das  Tötangsrecht  beim  Einbruch  gewährt.  Wohl  könnte  hier 
eingewendet  werden,  daß  der  Mordentschluß  beim  Einbrecher 
nur  deswegen  aufkommt,  weil  dem  Eigentümer  eben  durch 
dieses  Gesetz  das  Recht  gegeben  ist,  sein  Eigentum  bis  auf 
Tötung  des  Angreifers  zu  schützen,  somit  also  indirekt  der 
Einbrecher  selbst  vom  Gesetz  zum  Mord  beim  Diebstahl  auf- 
gefordert wird;  daß  also  statt  des  Einbruchsgesetzes  zweck- 
mäßiger wäre,  wenn  das  Gesetz  eben  dem  Eigentümer  ver- 
bieten wollte,  das  Eigentum  überhaupt  mit  Gewalt  bis  zur 
Tötung  des  Angreifers  zu  schützen.  Doch  wäre  dieser  Ge- 
dankengang verfehlt,  insofern  der  Mordentschluß  beim  Ein- 
brecher nicht  gerade  infolge  des  Gesetzes,  sondern  vielmehr 
auf  Grund  der  alltäglichen  Erfahrung  entsteht,  die  ihn  lehrt, 
daß  der  Eigentümer  sein  Eigentum  bis  aufs  äußerste  zu  schützen 
geneigt  und  geradezu  instinktiv  veranlagt  ist.  Also,  nicht  das 
Gesetz  als  solches  erzeugt  den  Mordentschluß  beim  Einbrecher, 
sondern  die  althergebrachte  Lebensführung,  die  das  Gesetz 
vorfindet  und  als  fest  bestehend  anerkennt,  und  auf  Grund 
deren  schon  dem  Eigentümer  das  Notwehrrecht  einräumt. 
Dabei  muß  aber  auch  angenommen  werden,  daß  der  Einbrecher 
jedenfalls,  auch  beim  Anblick  des  Eigentümers,  nicht  ent- 
fliehen, sondern  sein  Vorhaben  bis  auf  Mord  fortsetzen  wird. 
Wenn  aber  ein  Zweifel  darüber  entsteht,  ob  der  Ein- 
brecher wirklich  blind  darauf  losschlagen  wird,  so  z.  B.  bei 
naher  Verwandtschaft  zwischen  dem  Eigentümer  und  dem  Ein- 
brecher ^),  ist  zu  unterscheiden:  „Wenn  ein  Vater  in  das  Haus 
seines  Sohnes  einbricht"^),  ist  die  Tötung  als  Notwehr  ver- 
boten, da  hier  für  den  Einbrecher  zweifellos  noch  ein  Gegen- 
motiv maßgebend  ist:  „gewiß  wird  der  Vater  seinen  Sohn 
schonen"  ^)  —  meint  der  Talmud ;  es  ist  somit  bestimmt  voraus- 


äußersten Widerstandes  des  Eigentümers  (in  der  Meinung  des  Einbrechers) 
und  des  gewissen  Mordentschlusses  beim  Einbrecher. 
0  Wo  also  die  zweite  Annahme  ungewiß  ist. 

2)  bn"l?    /-inJD    Ueb.  Bd.  VII,  S.  309.    p.1    b^^   n« 

3)  \'2:i  bv  SKn  •'Äirrn  ^«*n 
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zusetzen,  daß  er  seinen  Sohn  nicht  töten  wird,  selbst  wenn  er 
ihm  entgegentritt.  Das  Notwehrrecht  kann  dem  Sohne  nur 
dann  eingeräumt  werden,  wenn  es  „sonnenklar  ist"^),  daß  er 
ihn  imbarmherzig  haßt  (Raschi). 

Anders  aber,  „wenn  ein  Sohn  in  das  Haus  seines  Vaters 
einbricht"  oder  bei  „einem  beliebigen  fremden  Menschen"  2): 
wenn  da  ein  Zweifel  entsteht,  so  ist  das  Töten  des  Einbrechers 
erlaubt,  denn  es  ist  als  gewiß  anzunehmen,  daß  der  Sohn 
oder  ein  fremder  Mensch  morden  wird;  kein  Notwehrrecht  — 
nur  dann,  wenn  es  umgekehrt  „sonnenklar"  ist,  daß  der  Ein- 
brecher gegenüber  dem  Eigentümer  so  viel  Barmherzigkeit 
besitzt,  als  der  Vater  gegenüber  seinem  Sohne. 

Als  Subjekt  der  Tötung  beim  Einbruch  kann  auch  ein 
völlig  fremder  Mensch,  nicht  nur  der  Eigentümer  selbst  oder 
seine  Verwandten,  auftreten,  da  es  sich  da  eben  nicht  um  den 
Schutz  des  Eigentums  handelt,  sondern  um  Schutz  eines  mensch- 
lichen Lebens,  denn  der  Einbrecher  kommt,  nach  dem  Aus- 
drucke Raschis,  „in  das  fremde  Haus  mit  der  Tötungsabsicht"  ^). 
Daraus  ergeben  sich  aber  zwei  Gründe  für  das  Recht  des 
Fremden,  zu  töten:  a)  jeder  darf  ein  fremdes  Leben  retten, 
was  sich  aus  folgender  Stelle  im  Talmud  ergibt:  „Wenn 
jemand  seinen  Nächsten  in  einem  Fluß  ertrinken  sieht  oder 
daß  ihn  ein  wildes  Tier  wegschleppt  oder  daß  Räuber  ihn 
überfallen,  so  ist  er  verpflichtet,  ihn  zu  retten"*);  b)  da  der 
Dieb  jeden  im  Hause  befindlichen  Menschen  als  vermutlichen 
Eigentümer  ansehen  wird,  so  befindet  sich  sogar  der  Fremde, 
als  solcher,  im  Zustande  der  Notwehr. 


1)  Daselbst.     tTÖ-vT^    '^b    "ITHS    DK 

3j  /mD  n^biapr^'l  Ü*ni?"lK    Oder  wie  es  heißt:  „dieser  Dieb  ist  nur 
mit  der  Absicht  gekommen,  das  Leben  des  Eigentümers  umzubringen" 

(.-17  b'^  mtr^Bj  n^pDr  b:}  k^k  ks  k^  nt  n^ji)  («n":?  'jd). 

'») '^J"!?   /.^JO     Ueb.  Bd.  VII,   S.  311.    ^^J-^^   TT'nn   nK   nK^b   p:ö 

♦"IJ?")  D^  bv  i)^vn  i^b 
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Die  Warnung  des  Einbrechers  (n«"inn)  ^)  ist  sowohl  bei 
Verfolgung  als  auch  beim  Einbruch  unnötig,  und  das  aus 
zwei  Gründen: 

a)  Die  Handlung  selbst,  als  solche,  bekundet  den  vollen 
Vorsatz  beim  Einbrecher^),  denn,  sagtRaschi:  „wenn  er  sich 
Mühe  gegeben  und  sein  Leben  der  Gefahr  ausgesetzt  hat,  so 
hat  er  es  im  vollen  Bewußtsein  dessen  getan,  daß,  wenn  sich 
der  Eigentümer  ihm  gegenüberstellt,  er  ihn  töten  wird"  ^)"'*); 
man  darf  ihn  daher  ohne  eine  zweite  Warnung  töten. 

b)  Die  Warnung  ist  nur  bei  gerichtlicher  Hinrichtung 
(l"'2  ^i)1^)  notwendig,  die  den  Charakter  der  Strafe  (mit  allen 
ihren  Zwecken)  trägt  und  damit  auch  das  Vorhandensein  des 
Vorsatzes  fordert,  der  nur  durch  Warnung  festgestellt  werden 
kann  (da  man  ja  nur  den  Schuldigen  strafen  kann).  Das 
Töten  des  Verfolgers  und  des  Einbrechers  aber  hat  den  Cha- 
rakter der  Notwehr,  die  sich  blind  gegen  eine  objektive 
Gefahr,  gegen  eine  vielleicht  sinnlos  wirkende  elementare  Ge- 
walt richtet,  bei  der  man  nicht  auf  die  Frage  der  inneren, 
subjektiven  Qualität  der  Ursache,  auf  den  Vorsatz,  eingeht^). 

Der  beste  Beweis  dafür,  daß  es  sich  bei  der  Notwehr  um 
eine  elementare  Gewalt  handelt,  ist  die  folgende  Gesetzesnorm: 


')  Siehe  darüber  unten. 

23  h^"^  ^'^20   üeb.  Bd.  Vir,  s.  310.    iminn  K\n  17  minn^ 

3)  Daselbst.    s*nK   ^2ni   H^nr^TK   mnn':'   rr^iraj   "iddi   h^idi  \v^i 

^)  Es  muß  aber  bemerkt  werden,  daß,  wenn  auch  die  Kenntnis 
der  Kausalität  und  der  Tatbestandsmerkmale  da  vorhanden  ist,  doch  die 
Kenntnisse  der  Rechtswidrigkeit  und  Strafbarkeit  fehlen  können,  die  der 
Warnung  bedürfen. 

^)  Die  Notwehrtötung  ist  auch  deshalb  keine  gerichtliche  Strafe, 
weil  sie  auch  am  Sabbath  erlaubt  ist  (v/as  bei  den  ersteren  verboten 
ist):  „wegen  der  Rettung  des  Lebens  des  Gefährdeten"  (^£0  mpB  ÜWÜ 
*IK\1'1);  d.  h.  weil  durch  sie  eben  ein  Menschenleben  gerettet  wird, 
während  im  ersteren  Falle  es  sich  nur  um  eine  Sühne  handelt,  wo 
durch  die  Hinrichtung  nichts  gewonnen  wird,  sondern  nur  ein  neues 
Opfer  fällt. 
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„Wenn  ein  Minderjähriger  jemand  verfolgt,  so  rette  man  den 
Verfolgten  durch  dessen  Leben",  denn  „man  ist  der  Ansicht, 
der  Verfolger  brauche  nicht  gewarnt  zu  werden,  weder  ein 
Großjähriger  noch  ein  Minderjähriger"^). 

Anders  aber  ist  der  folgende  Fall  zu  beurteilen:  „Wenn 
eine  Gebärende  schwer  gebiert  und  dadurch  in  Lebensgefahr 
gerät,  so  darf  man  das  Kind  in  ihrem  Leib  zerstückeln,  da  es 
noch  kein  lebendes  Wesen  ist  (Raschi) ;  wenn  es  aber  den 
Kopf  hervorgesteckt  hat,  so  darf  man  ihm  nichts  mehr  tun, 
weil  man  nicht  ein  Leben  für  ein  anderes  opfern  darf  ^),  denn, 
wenn  auch  das  Kind  in  diesem  Falle  als  Verfolger  (fp)'"]) 
der  Mutter  erscheint,  so  ist  doch  in  Betracht  zu  ziehen,  daß 
„die  Verfolgung  vom  Himmel  aus  geschieht"^),  d.h.  hier  ein 
Naturgesetz  in  seine  Rechte  tritt,  wonach  die  Mutter  bei  der 
Geburt  sich  jeder  Gefahr  aussetzen  muß ;  bevor  aber  das  Kind 
den  Kopf  her  vorgesteckt  hat,  ist  noch  kein  Kind,  als  solches, 
somit  sind  auch  keine  Mutterschaftspflichten  ihm  gegen- 
über vorhanden,  dagegen  aber  wohl  eine  Notwehrhandlung, 
als  gegen   eine   elementar   verfolgende   Gefahr,    geboten*). 

„Einbruch"  ist  nicht  wörtlich  im  Sinne  von  „Graben  unter 
die  Wände  des  Hauses"  ("^niD  *innty)  zu  fassen  (Raschi),  son- 
dern als  Einbruch  gilt  auch  das  Besteigen  des  Daches  des 
Hauses  oder  das  Betreten  des  Hofes  oder  des  Lagerplatzes 
durch  ein  ojffenes  Tor  oder  eine  Türe  (nina  nna)  ^) ,  mit  dem 
Unterschiede  nur,  daß  für  den  Einbruch  im  engeren  Sinne 
keine  Warnung  notwendig  ist  (wie  es  oben  ausgeführt  ist),  bei 
einem  Eintritt  aber  durch  eine  offene  Tür  sie  notwendig  ist, 
denn  eine  solche  Handlung  bekundet  noch  keineswegs  die 
Mordabsicht  des  Eintretenden,  denn  es  ist  wohl  möglich,    daß 


^)  bs"i^    ,"i.iJD    Ueb.  Bd.  VII,  S.  310.    T^BH  ib-'itn'?  fM^:  ^1)^^  |tap 

2)  Daselbst.    ♦tTSj  '•jöü  '^TSJ  pnn  pKtt^  ^sh  in  pr:iJ  p«  v»rKn  Kr 

3)  ,nb  '^a^nn  K^ü'ir^ü 

^)  Vgl.  dazu  Vogelstein,  Notwehr  .  .  .  S.  530. 
5)  bn"r    »'"inJD     Ueb.  Bd.  VII,  S.  310. 
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jener  die  Tür  offen  gefunden  hat  und  mit  dem  Vorsatz  ein- 
getreten ist,  daß,  wenn  sich  der  Eigentümer  ihm  entgegen- 
stellt, er  das  Haus  verlassen  wird  (Raschi)  ^). 

b)  Notstand. 

Dieser  Begriff  ist  zu  unterscheiden  von  dem  der  Nötigung 
(vis  absoluta),  bei  der  die  Körperbewegung  des  Menschen 
durch  mechanischen  Zwang  derart  bestimmt  ist,  daß  der  Wille 
zur  Handlung  völlig  fehlt,  und  somit  auch  die  Handlung 
als  solche  nicht  vorhanden  ist;  beim  Notstand  aber  ist  nicht 
nur  der  Wille  zur  Handlung  und  somit  auch  die  Handlung 
vorhanden,  sondern  sie  ist  auch  von  der  Vorstellung  und  dem 
Wollen  des  Erfolges  (Vorsatz)  begleitet;  nur  ist  dieser 
Vorsatz  nicht  frei  durch  eigene  Motive  bestimmt,  sondern 
durch  eine  fremde,  unmittelbar  wirkende  Kraft  aufgezwungen 
(vis  impulsiva),  die  mit  einer  gegenwärtigen  Gefahr  für  Leib 
und  Leben  droht.  Eine  solche  Handlung  ist  aber  nicht  rechts- 
widrig ^)'^)"'*).    Als  allgemeine  Regel  im  Talmud  gilt  folgender 


1)  Daselbst. 

^)  Die  Gefahr  kann  von  Menschen  oder  Natur  ausgehen,  so  z.  B. 
„wenn   der  Fluß  mit  Gefahr  für  Leben  den  Uebergang  hindert"  (IT^pDÖ 

Hi^^)  {}>"'2  nirnns). 

^)  Auch  hier,  v^ie  bei  der  vis  absoluta,  ist  jedoch  zu  berücksichtigen, 
ob  die  Nötigung  nicht  vorausgesehen  (oder  gar  gewollt)  wurde  oder 
vorausgesehen  werden  konnte  (bei  IT'Ski');  in  solchen  Fällen  ist  die 
Nötigung  nicht  in  Betracht  zu  ziehen  und  die  Handlung  ist  als  vor- 
sätzliches oder  fahrlässiges  Verbrechen  zu  betrachten.  Beispiel  in 
a,  bi";3  ü'^^^O :  die  Unterlassung  der  Erfüllung  geschieht  hier:  a)  bei  vis 
absoluta  (nbn),  die  die  Handlung  (Unterlassung)  ausschließt,  b)  bei  vis 
impulsiva,  als  Zwang  der  Umstände  OHO  IDDI?)  oder  der  Gefühle 
(13^  '"^'n),  wobei  aber  die  Handlung  als  Willensbetätigung  (auch  schuld- 
hafte) erscheint;  und  da  erhebt  sich  die  Frage,  ob  diese  Nötigungen 
(D'^DilK)  vorauszusehen  waren  oder  nicht  (fT'i'ii?  xbl  IT'Dti'),  die  von  den 
Talmudisten  verschiedentlich  beantwortet  wird  (wenn  bejahend,  so  sollen 
sie  keinen  Nötigungsgrund  bilden). 

^)  Wenn  es  in  ^V'3  MISIDS  heißt:  „Diejenige  Frau,  die  bei  Drohung 
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Satz:  „Wenn  man  jemand  bei  Todesandrohung  zwingt,  eine 
der  in  der  Gesetzeslehre  genannten  Sünden  zu  begehen,  er  sie 
begehe  und  sich  nicht  töten  hisse"  ^)"- ^).  Als  Grund  für  diese 
Bestimmung  wird  folgendes  angegeben:  „Er  wird  durch  die 
Gesetzeslehre  leben"  —  heißt  es  in  einem  Bibelspruch,  „er  soll 
also  durch  sie  (wegen  ihrer  Gebote)  nicht  sterben"^);  es  ist 
also  für  die  Thora  (für  die  Gottheit)  lieber  der  Mensch,  der 
die  Gesetzesnorm  einmal  verletzt,  wohl  aber  noch  unzählige 
von  ihnen  im  weiteren  Leben  erfüllen  kann*),  als  die  Gesetzes- 
norm selbst,  die  den  Menschen  in  ihrer  strengen  Rigorosität 
verletzen  (vernichten)  würde.  (Allerdings  paßt  dieser  Grund 
nur  für  die  religiösen  Verbrechen,  wo  als  das  Verletzte  nur 
Gottes  Gebot,  nicht  aber  ein  menschliches  Interesse  erscheint.) 
Aus  dieser  Regel  werden  aber  drei  wichtige  Ausnahmen 
gemacht;  es  heißt:  „Ausgenommen  sind  von  der  oben  genann- 
ten Regel  Götzendienst,  Hurerei,  Blutvergießen"  ^). 


mit  dem  Tode  genötigt  wurde,  ist  für  ihren  Mann  verboten,  denn 
wir    fürchten,    sie    habe    einem    von    den    Nötigern    frei    eingewilligt" 

(♦jnü  ^HKs  nn:r*in3  k^^  p'^?:>in  ^bv^b  nniDK  muraj  -^t  b^  nirnDriT  n-v^t^rf) 

(Hier  ist  das  Wollen  =  vis  impulsiva,  weil,  wie  Tossaphoth  sagt:  „sie 
eingewilligt  hat,  um  dadurch  die  Schonung  des  Lebens  zu  erwirken"  — 
njnn^  Kbtr  in  ii)^J2b  •»na  nnir^inj),  so  heißt  es  nicht,  daß  ihr  eine 
rechtswidrige  Handlung  zugeschrieben  wird;  vielmehr  ist  die  Hand- 
lung nicht  rechtswidrig,  daher  —  auch  kein  Verbrechen.  Das  Ver- 
botensein aber  ist  nur  ein  religiöser  Zustand,  der  vom  Gesetze  ein- 
seitig, auch  beim  Fehlen  eines  Verbrechens,  verhängt  wird. 

')  ^1"^  *'r-:ü  Ueb.  Bd.  VII,  S.  316.  £:^ir:)iK  n«  .inins'^  ni^n^^r  b^ 
♦nn^  b:^)  ^)^v^  :i"inn  'rri  "inj?  Qii^b 

^)  Es  heißt  in  diesem  Satze  „begehe"  (ini?''),  d.  h.  es  wird  seine 
Körperbewegung  wohl  als  Handlung  betrachtet,  die  aber  nicht  rechts- 
widrig ist. 

ä)  Daselbst.     *ünn   nü^':;    Kbl    Dnn    •^m      Es    heißt    auch:    "f?    \S 

.(als""'  nmriD)  irsj  mpa  -»jan  "lüir'^'  "i^i 

^)  So  heißt  es  bei  Raschi:  „denn  das  Gesetz  hat  es  nur  deshalb 
erlaubt,  weil  die  Seelen  der  Israeliten,  als  solche,  der  Gottheit  lieb  und 
teuer  sind  {^^''^p^lb  '?i<n^'''  bv  D'^i'S:  ni^'^^n  Dir»  x'pK  sin^rr  Tnn  i«'?^) 

5)  Daselbst.    ♦D^ö'i  mD^D^^i  nn^  '^'^b^^'^  K"rö  pn 
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a)  Das  absolute  Verbot  des  Götzendienstes  ist  durch  die 
hohe  Bedeutung  erklärlich,  die  die  Hingabe  für  den  religiösen 
Glauben  und  die  Verherrlichung  der  Gottheit  vor  den  feind- 
seligen Andersgläubigen  und  den  Glaubensgenossen  (ati^.'i  '^)ip) 
selbst  für  den  Bestand  des  Volkes  immer  hatte  und  hat. 

b)  Das  Blutvergießen  ist  wegen  folgender  Gründe  ver- 
boten: Es  fehlt  da  der  Grund  von  üMü  ^'^^  (der  Täter  solle 
sich  sein  Leben  durch  ein  Verbrechen  kaufen,  damit  er  im 
späteren  Leben  gut  wirken  könne),  denn,  wenn  er  auch  ge- 
rettet wird,  so  geht  doch  ein  anderes  menschliches  Leben 
zugrunde.  Die  Abschätzung  aber  des  Wertes  eines  jeden 
Menseben  für  die  Rechts-  oder  göttliche  Ordnung  ist  dem 
Täter  nicht  erlaubt,  denn,  meint  der  Talmud:  „Wieso  glaubst 
du  denn,  daß  dein  Blut  röter  ist,  vielleicht  ist  das  Blut  jenes 
Menschen  röter"  ^),  wer  weiß,  ob  das  Blut  des  Täters  mehr 
lieb  und  teuer  dem  Schöpfer  ist,  als  das  Blut  seines  Opfers 
(Raschi).  Der  Genötigte  soll  sich  daher  selbst  töten  lassen, 
denn  widrigenfalls  wird  er  zweierlei  begehen:  a)  er  wird  ein 
Rechtsgut  (oder,  wie  es  im  Talmud  heißt,  ein  Gottesgut)  ^) 
des  menschlichen  Lebens  vernichten  (was  allerdings  auch  beim 
Sich  tötenlassen  geschehen  wird),  dabei  aber  ß)  auch  ein  Ver- 
brechen des  Mordes  ausführen  (Raschi),  (während  er  beim 
Sichtötenlassen  kein  Verbrechen,  auch  keinen  Selbstmord, 
begeht). 

c)  Das  Verbot  der  Hurerei  wird  zunächst  rein  formell 
durch  einen  Analogieschluß  vom  Verbot  des  Blutvergießens 
abgeleitet.  Es  ist  aber  auch  logisch  zu  erklären,  da  die 
Schande  und  Befleckung  (]']bp)  D:ia),  die  durch  dieses  Ver- 
brechen zugefügt  werden,    in  geradem  Verhältnisse  zu  dem 


0  ^T'r    /nJD     üeb.    Bd.    VII,    S.    317.     pÖlD    ^T"!    KÖl"I    "lö''"'    '}2 

♦"'sts  pöiö  K"öJi  Kinn^  «Dl  ii^bi  ^atD 

^)  Es  heißt  z.  B.:  „weil  für  die  Gottheit  teuer  ist  die  Seele 
eines  Israeliten"  c'^K'ir''  b'^  nöITJ  Vrj?S  rflp^^  t:Wf2)  (Raschi  in 
*'l"i?  ♦"nJD),  nicht  also  ihr  Wert  für  die  Gemeinschaft  der  Menschen 
wird  in  Betracht  gezogen. 
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Schaden  stehen,  der  dem  Täter  angedroht  wird^)  (ebenso  wie 
es  beim  Blutvergießen  der  Fall  ist);  der  Bedrohte  hat  somit 
kein  Recht,  sein  eigenes  Wohl  dem  fremden  vorzuziehen. 

Doch  gilt  die  Regel:  „er  solle  sich  töten  lassen  und 
nicht  die  Verbrechen  begehen"  {^)^v^  bvi  3"i.t)  einerseits  nicht 
nur  bei  diesen  Ausnahmen  allein,  und  anderseits  selbst  bei 
ihnen  nicht  absolut,   sondern  mit  mehreren  Vorbehalten: 

a)  Alle  anderen  Verbrechen,  außer  den  drei  genannten, 
dürfen  begangen  v^erden  nur  „in  einer  Zeit,  wenn  keine  Ver- 
folgungen der  jüdischen  Religion  angestellt  sind" 2),  aber  „in 
einer  Zeit  der  Verfolgung  soll  man  sich  auch  über  das  ge- 
ringste Verbot  töten  lassen  und  es  nicht  begehen"^),  damit, 
wie  sich  Raschi  ausdrückt,  „die  Heiden  sich  nicht  gewöhnen, 
immer  mehr  und  mehr  die  Widerstandskraft  der  Juden  zu 
brechen" '^).  Mehr  noch:  auch  bei  Abwesenheit  der  religiösen 
Verfolgungen  darf  man  alle  Verbrechen  nur  „heimlich"  (ni?r:is) 
begehen,  aber  „öffentlich"  (i^^DlTias)  „soll  man  sich  auch 
für  das  geringste  Verbot  töten  lassen  und  es  nicht  begehen"^). 
Dabei  wird  unter  0  eff  entlichkeit  die  Anwesenheit  von 
mindestens  zehn  Israeliten  verstanden,  unter  dem  geringsten 
Verbot  sogar  das  Binden  der  Schuhe  nach  heidnischem 
Muster  (denn,  wenn  im  Binden  der  Schuhe  ein  Zug  vorhanden 
ist,  der  Juden  von  Heiden  unterscheidet,  so  soll  man  sich  auch 
über  diese  Kleinigkeit,  die  kein  eigentlicher  Götzendienst, 
sondern  nur  einen  einfachen  Brauch  darstellt,  aufopfern  lassen, 
damit  der  Name  Gottes  vor  Israeliten  verherrlicht  wird) 
(Raschi). 

b)  Die  Verbrechen,  die  die  Ausnahmen  bilden  (außer  Blut- 
vergießen), müssen  zu  dem  Zwecke  von  den  Nötigern  verlangt 


^)  Also,  insbesondere,  nicht  minderwertiger  ist. 

^)  ♦iDb  fTisnbn  yi^:ib  ü'^ni^n  iS^n''  i<bv 

ö)  a^"r  ♦'noD  Ueb.  Bd.  VII,  S.  315.  *^)^:^'  bv^  Jin^  n'rp  mi'o  i'?"'bk 
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werden,  um  den  Genötigten  von  seinem  Glauben  abzulenken^) 
und  den  Gottesnaraen  zu  entweihen  (ctrn  bibn)  —  dann  erst 
darf  das  Geforderte  nicht  befolgt  werden.  Anders  aber,  wenn 
die  Verbrechen  „zum  Vergnügen  des  Nötigers"  (iDiri^  riKOfib) 
gefordert  werden ;  da  fehlt  eben  bei  den  Nötigern  die  Absicht, 
den  Israeliten  zur  Gottesentweihung  zu  zwingen,  es  fällt  somit 
auch  die  Pflicht,  den  Gottesnamen  zu  verherrlichen  (ü'^r\  ti^l'ip)  ''^). 
Als  Beispiele  führt  der  Talmud  an: 

1.  Die  Rechtmäßigkeit  der  Verheiratung  Esthers  mit  dem 
persischen  Kaiser  Artaxerxes,  bei  der  nicht  bezweckt  wurde^ 
sie  zu  einer  Sünde  zu  zwingen. 

2.  „Man  durfte  den  persischen  Priestern  Kohlenpfanne  und 
Kohlenschiffe  geben"  (diese,  die  den  Feuerkultus  pflegten, 
sammelten  an  ihrem  Festtag  alle  Feuerbecken  auf,  die  sie  iß 
Privathäusern  auftreiben  konnten ;  in  Privathäusern  durften  an 
solchen  Tagen  keine  brennen)  ^).  Dieser  Fall  ist  besonders 
bezeichnend :  obwohl  die  Handlung  der  Juden  geradezu  direkt 
dem  Götzendienst  zu  dienen  scheint,  so  ist  doch  da  die  Selbst- 
aufopferung nicht  geboten,  denn  es  wird  sorgfältig  unter- 
schieden zwischen  der  einfachen  Benutzung  eines  jüdischen 
Gerätes  und  dem  besonderen  Zwecke,  den  der  Benutzer  ver- 
folgt: in  diesem  Falle  nimmt  der  Heide  das  Gerät  zum  eigenen 
Vergnügen  überhaupt,  er  sagt  aber  nicht:  ich  will  es  meinem 
Gotte  weihen  (Raschi). 

3.  Hierher  gehört  auch  ein  Fall,  der  eigentlich  nicht  zu 
den  drei  obengebrachten  Ausnahmen  paßt,  ein  Fall  der  ge- 
nötigten Sabbatentweihuug:  „Wenn  ein  NichtJude  einem 
Israeliten  bei  Todesandrohung  befiehlt,  am  Sabbat  Gras  zu 
schneiden  und  den  Tieren  vorzuwerfen,  tue  er  dies  und  lasse 
sich   nicht   töten;    wenn    aber    in    den    Fluß    zu    werfen    (also 

^)  ♦in^n^ö  1'^^DI?.'^'?  ]))^r\^  ^msn  Oder  wie  es  heißt:  „sofern  er 
ihn  nur  zur  Begehung  einer  Sünde  zwingen  will"  C'^'2p  Kri^''Ü  '''TQi?^} 
C^^T'r    *':ü    Ueb.  Bd.  VII,  S.  318). 

2)  bT't?    ,'n:D     Ueb.  Bd.  VII,  S.  318. 

2)  Daselbst.    ♦^p^:iö^"n   '^pi<))p   ^jn 
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eine  zwecklose  Arbeit  auszuführen),  lasse  er  sich  lieber  töten 
und  tue  dies  nicht,  weil  er  ihn  nur  zur  Begehung  einer  Sünde 
zwingen  will"  ^).  Im  ersten  Falle  zwingt  ihn  der  NichtJude 
zum  Zwecke  seines  eigenen  Nutzens,  wobei  er  sein  religiöses 
Gewissen  nicht  antasten  will,  im  zweiten  aber  will  er  eben 
das  letztere,  der  Jude  soll  sich  daher  in  einer  Zeit  der  Ver- 
folgung auch  bei  heimlicher  Nötigung,  in  einer  gewöhnlichen 
Zeit  nur  bei  öflPentlicher  Nötigung  (vgl.  oben)  töten  lassen, 
c)  Die  drei  Verbrechen  sind  absolut  verboten  und  fordern 
Selbstaufopferung  nur  dann,  wenn  sie  durch  positives  Tun 
geschehen,  nicht  aber,  wenn  die  Verbrecher  sich  zum  Ver- 
brechen durch  einen  anderen  (z.  B.  den  Nötiger  selbst)  be- 
nutzen lassen,  also  eine  Unterlassung  begehen  (sofern  sie 
sich  nicht  gegen  den  Zwang  wehren).  In  letzterem  Falle 
gilt  nicht  das  Gebot:  „Er  lasse  sich  töten  und  tue  es  nicht" 
('T)3J?''  bv^  i^iJT'),  denn  er  hat  eben  nichts  getan  (er  ist  kein 
*inij>),  „denn  er  hat  ja  keine  Handlung  vollbracht"  (TSi?  Kb^ 
ntt^j^ja),  wie  sich  Tossaphoth  ausdrückt,  er  gilt  nur  als  „Erd- 
boden" (nb)^  ^P'^p)',  der  nichts  aktiv  tut  ^).  So  wird  der 
Fall  des  Mordes  behandelt:  „Wenn  man  einen  Menschen 
zwingt,  sich  auf  ein  Kind  werfen  zu  lassen,  wodurch  das  Kind 
zerdrückt  wird"^);  da,  wo  er  nicht  positiv  gehandelt  hat 
(CTn  iin  Kb),  ist  er  auch  nicht  verpflichtet,  sich  aufzuopfern, 
denn  er  kann  sagen:  „gerade  umgekehrt,  wieso  glaubst  du, 
daß  das  Blut  meines  Nächsten  röter  ist,  vielleicht  ist  mein 
Blutroter"^)  (Tossaphoth).  Der  Grund  scheint  nicht  genügend 
zu  sein,  denn  gerade  dasselbe  könnte  der  Täter  auch  bei  posi- 
tivem Tun  unter  Nötigung  sagen.    Der  bessere  Grund  ist  wohl 


1)  Daselbst.     ^^^)    KnStt^n    «DDÖDK    b)\^p    '^KltT''    ''Kn'?    b"i<^    ^MID 

^b)  r:^b'::ip^b  i^^r^ib  ^^^  n'^b^^pb  Kbi  bitsp"''?  ^b  x^b^isp  x"?  ""Ki  i^nvnb 
4^V^p  i^r\b^f2  '«"nsr'?  t2"ö  b^DD'^S 

2)  Daselbst.     Ueb.  Bd.  II,  S.  317. 

3)  ♦']i?x:nöi  p)i^i^n  b:;  im«  p^'^'^tt'öiyD 

*)  Daselbst,    ^sifl  püiD  "'K^iüni  xüTi  ti^iti   ''Kti    ,nnn^i<   ^ÖK   ^l'Q 

*^atfl    PÖID    "»Tn    KÖ*!    K^'?"'1 
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der,  daß  man  in  Fällen  der  Nötigung  die  Unterlassung  für 
keine  genügende  Handlung  hält  (so  auch  Tossaphoth:  p''^ 
niri?!2  ^2j?  «b'i)-'^).  So  wird  auch  die  Hurerei  betrachtet:  daher 
soll  sich  töten  lassen  und  nicht  tun  ("Tüj?^  b^)  J'in'')  der  Mann 
(bv'i^)',  der  beim  Verbrechen  aktiv  auftritt^),  nicht  aber  die 
Frau  (nbis?s),  die  nur  als  „Erdboden"  (nb)^  Vp^p)  betrachtet 
wird  ^).  Auch  gilt  nicht  der  Mann  als  Täter,  wenn  man  „ihn 
auf  das  Mädchen  wirft"  ^),  worauf  er  keinen  Widerstand  ge- 
leistet hat. 

So  werden  auch  die  Fälle  des  Götzendienstes  behandelt. 
Doch  muß  gesagt  werden,  daß  diese  Forderung  des  positiven 
Tuns  dort  nicht  angewendet  werden  darf,  wo  es  sich  um  die 
Verherrlichung  Gottes  handelt;  auch  der  passive  Anteilnehmer 
muß  dann  als  Täter  betrachtet  werden. 

Wenn  aber  bei  allen  Verbrechen,  die  im  Notstande  be- 
gangen werden  (insbesonders  bei  Sachbeschädigungen,  beim 
bürgerlichen  Notstand),  die  Rechtswidrigkeit  auch  ausgeschlossen 
ist,  so  ist  doch  der  Täter  ersatzpflichtig  (auch  wenn  er 
—  und  gerade  weil  er  —  dadurch  sein  Leben  rettet);  nur 
muß  man  nicht  außer  acht  lassen,  daß  die  Schadenersatzzahlung 
keine  Buße,  sondern  eine  Zahlung  wie  aus  einem  rechtsgemäßen 
Geschäft  ist,  das  unter  ungewöhnlichen,  aber  notwendigen  Um- 
ständen zustande  gekommen  ist. 

Als  allgemeine  Regel  in  dieser  Frage  gilt  der  folgende 
Rechtssatz:    „Es   darf  sich   kein  Mensch   sein   eigenes   Leben 


1)  So    auch   Tossaphoth   in    ^yj    .ni^S'':    lülii?    "IIDIID^    rs^^H'^Ö    ^5 

p:i3    n^T^ü  Tn:?  iihi  a^^n  bin«   o^bv   -ri^'Ki)    d^tis  .in.T'tr  üi)p  i2"rt 

2)  Denn :  ♦n'tt'H  n:?i'^  nn^D  lüs  üi)ii  ''"I?  '£)K  icii^r^  ^'^)V':^  in"i  b:2 

^)  Somit  nur  eine  Unterlassung  begeht.  Der  Genuß  (,nKJn), 
den  sie  erhält,  ist  keine  Handlung,  die  ihr  als  positives  Handeln  an- 
gerechnet werden  könnte  (vgl,  Tossaphoth  daselbst).  Wohl  ist  diese 
Unterlassung  strafbar,  wenn  die  Frau  „sich  freiwillig  mißbrauchen  läßt" 

4)  ♦.i^rjn  b:^  liTiK  \^D^bvt2 
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oder  sein  Eigentum  durcli  fremdes  Geld  retten"  *),  d.  h.  er 
darf  für  das  Beschadete  haften,  sofern  es  ihm  möglich  ist 
(letztere  Bestimmung  nur  bei  Rettung  des  Lebens,  nicht  des 
Eigentums).  Es  seien  hier  zwei  Beispiele  gebracht,  wobei  in 
einem  das  Vermögen,  im  zweiten  das  Leben  gerettet  wird: 

„Es  darf  ein  Mensch  in  den  Garten  seines  Nachbars  ein- 
dringen, um  sein  Eigentum  zu  retten;  wenn  er  dabei  geschadet 
hat,  so  darf  er  dafür  zahlen"-). 

„Wenn  Kichtjuden  einen  Juden  gezwungen  haben,  anzu- 
geben, wo  sich  die  Güter  eines  anderen  Juden  befinden,  damit 
sie  es  entwenden  könnten ,  und  er  es  getan  hat  —  so  ist  er 
frei;  wenn  er  aber  mit  seiner  Hand  die  Güter  gebracht  hat, 
so  ist  er  strafbar;  wenn  aber  er,  ohne  jede  Nötigung,  frei- 
willig angegeben,  nicht  gebracht  hat  —  so  ist  er  auch  haft- 
bar"^). Also,  der  Täter  soll  zahlen  bei  eigenhändigem  Herbei- 
bringen der  Güter  (TS  xri).  Einige  Schwierigkeiten  bietet 
aber  der  Fall  des  „Angehens",  da  diese  Handlung  zweifellos 
als  einfache,  nicht  ursächliche  Bedingung  (köIj)  anzusehen  ist, 
denn  die  hinreichende  Bedingung  des  Raubes  setzen  nur  die 
NichtJuden  selbst;  die  Handlung  des  Juden  darf  somit  gar 
nicht  als  b''^ö  (Sichretten  von  der  drohenden  Gefahr)  betrachtet 
werden  '^). 

Doch  wird  die  Handlung  des  Juden  aus  einer  unhaftbaren 
einfachen  Bedingung  —  Gromo  —  in  eine  haftbare  einfache  Be- 
dingung —  Garmi  —  verwandelt,  augenscheinlich  aus  Zweck- 
mäßigkeitsgründen, weil  dieser  Fall  oft  passierte  (KTr)^) ;  daher 
auch  die  Bestimmung:   „Wenn  er  freiwillig  angegeben  hat,  so 


0  ^"D    .p"n     Ueb.  Bd.  VI,  S.  225.     ("UIÖÖI)  I^BJ  flK   b^:iü  Ülii  pK 

2)  a-T'-'.p  ,p"n    Ueb.  Bd.  VI,  s.  426.    '?''i:n'?  iTsri  "»nt'  iinn  'i'^nia 

3)  ^V'^p    p"n     Ueb.  Bd.  VI,  S.  441.     DK1   TIOB   D"13r  iniDJKr  'rX*T»y'' 

4n''^n  (DJ1K  k'?3)  lö^tr^  nxnn  dki  n^'-n  Tn  sr: 

4)  (nbx^"l)    ni:^^    n^r    i<b    Kim  —  heißt   es   beim   Kommentator 
„Schach".     ('J   ♦'•rD   ♦HBtt^  /^D   ♦^"ns  T'2?) 
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ist  er  haftbar"^).  Da  aber  diese  Haftung  (wie  jede  Garmi- 
haftung)  nur  von  den  Rabbinern  auferlegt  ist,  so  ist  sie  auch 
nicht  strikte  durchzuführen  und  wird  von  denselben  Rabbinern 
aus  denselben  Zweckmäßigkeitsgründen  bei  Nötigung  (djik) 
ausgeschlossen,  d.  h.  es  wird  der  gewöhnliche  Zustand  aller 
einfachen  Bedingungen,  die  nicht  haftbar  sind,  zurückhergestellt; 
daher  auch  die  Bestimmung:  „Wenn  NichtJuden  einen  Juden 
gezwungen  haben,  anzugeben,  und  er  es  getan  hat,  so  ist  er 
haftfrei. "  Es  vereinigen  sich  da  die  Elemente  der  nicht  ur- 
sächlichen Bewirkung  des  Erfolges  (die  nur  ausnahms- 
weise haftbar  gemacht  wird)  und  des  Zwanges,  der  sie 
hervorruft,  um  die  Handlung  haftfrei  zu  machen  ^).  Zu  diesen 
Erörterungen  macht  derselbe  Kommentator  im  Anschluß  an 
den  Talmud  noch  folgende  wichtige  Bemerkung:  „Das  eigen- 
händige Bringen  ist  so  zu  verstehen,  daß  die  NichtJuden  den 
Ort,  wo  die  Güter  liegen,  wußten,  also  das  Angeben  nicht 
nötig  hatten,  den  Täter  aber  nur  zwangen,  in  jenes  Haus  zu 
gehen  und  das  dort  Befindliche  zu  holen"  ^). 

Anders  aber  wäre  es,  „wenn  man  ihn  gezwungen  und  er 
gezeigt  hat,  —  dann  ist  er  frei,  auch  wenn  er  selbst  gebracht 
hat,  denn,  wenn  er  frei  ist  wegen  des  Zeigens  (weil  er  ge- 
nötigt ist  und  keine  ursächliche  Handlung  vollbracht  hat), 
so  ist  er  auch  frei  wegen  des  eigenen  Bringens,  denn  das  Gut 
gilt  als  verbrannt"  (als  für  den  Eigentümer  nicht  mehr  existie- 
rend) ^>5)"-«). 


1)  ♦n^''n  löir^ö  ri^'in 

^)  Wäre  aber  die  Gromobedingung  des  „Angebens"  auf  Grund  der 
Bibel  selbst  haftbar,  so  sollte  dann  der  Zwang  ebensowenig  einen  Unter- 
schied in  der  Beurteilung  der  „Angabe"  bewirken,  wie  er  ihn  im  Falle 
vom  eigenhändigen  Herbeibringen  bedingt  („Schach"). 

3)  ♦n'^nnir  nö  i^'^nnb)  ^:)b^  t^^nb  "j':'^':'  imDJK 
^)  nö  b^  iitaB'i  jr^i  "iitaa  Tn  pii  k-^tj  i'^^sk  nK^m  imdJK  dk 
\r\:)  Ktrity  nö  bv  ^^:  "ntaa  (nt^r»  nirr  «b  Kim  ki.-i  diox^t  nw^)  m^inv 

♦''öl  K'^T'pl  |i<ÖD^  TS  Hierzu  auch  Raschi:   „zu  jener  Zeit  aber,  als  er 
es  brachte,  hat  er  schon  das  ihrige  (der  NichtJuden,  die  gleich  nach 
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Anders  sind  die  Bestimmungen  über  die  Ersatzpflicht  bei 
Notwehr;  da  sind  drei  Möglichkeiten  zu  unterscheiden: 

1.  „Wenn  der  Verfolgte  im  Laufe  das  Gerät  des  Ver- 
folgers zerbrochen  hat,  so  ist  er  frei;  denn  sein  Eigentum 
kann  ja  ihm  nicht  lieber  sein,  als  sein  Leben"  ^),  da,  wenn 
dem  Verfolgten  das  Tötungsrecht  eingeräumt  ist,  er  um  so  mehr 
nicht  bei  seiner  Flucht  auf  das  Eigentum  achten  darf.  Anders 
aber,  wenn  er  fremdes  Gerät  zerbricht  ^),  denn,  wie  schon  oben 
ausgeführt,  es  ist  verboten,  sein  eigenes  Leben  durch  fremdes 
Eigentum  zu  retten  ^). 

2.  „Wenn  der  fremde  Retter,  der  den  Verfolger  verfolgt, 
dabei  das  Gerät  des  zuerst  Verfolgten  zerbricht,  so  ist  er 
frei"*).  Diese  Bestimmung  ergibt  sich  als  eine  einfache  For- 
derung   der  Gerechtigkeit,    da  ja   der  Retter   dem  Verfolgten 


dem  Zeigen  es  schon  in  ihrer  Gewalt  hatten  oder  haben  könnten)  ge- 
bracht" OtaöK  )rii'^^  in  ^taüK  ^3  ^itaa  xn:?^  K\^nKi). 

^)  Anders  wieder  bei  einem  ^Ö1^  (der  etwas  zu  hüten  übernahm): 
wenn  man  ihn  selbst,  d.  h.  sein  Eigentum  berauben  kommt,  so  soll  er 
sich  nicht  durch  das  ihm  anvertraute  Gut  retten;  wenn  man  aber  gerade 
das  anvertraute  Gut  will ,  so  darf  er  es  herausgeben ,  denn  nur  auf 
Grund  solchen  Dürfens  hat  er  seinen  Vertrag  des  Hütens  geschlossen 
(Tossaphoth,  ^V'^p    .p"^). 

^)  Es  kann  gefragt  werden :  wenn  nach  seinem  genötigten  Zeigen 
die  Güter  als  die  der  Räuber  gelten,  bei  denen  auch  schon  das  Bringen 
kein  Verbrechen  ist,  so  sollte  es  ebenso  auch  dann  sein,  wenn  sie,  bei 
eigener  Kenntnis  des  Ortes  der  Güter,  nötigen,  sie  herbeizubringen,  denn 
auch  dann  sind  ja  die  Güter  schon  in  ihrer  Gewalt.  Doch  muß  gesagt 
werden :  in  letzterem  Falle  zeigt  eben  ihr  Sichwenden  an  den  Täter,  daß 
sie  es  nicht  in  eigener  Gewalt  haben ,  denn  sonst  könnten  sie  es  selbst 
nehmen ;  was  aber  nicht  vom  ersteren  Fall  gesagt  werden  kann. 

^)  bf-'p    ,p"n    Ueb.  Bd.  VI,  S.  445.    ^1)^  ^'vT  D^Sd.1  ns*  ^'2''^]i;  rp^i 

♦1B1JÖ  T'bl?  n^::n  ijiisö  k.T'  i^b^v  "iitaa 

^)  Hier  und  überall  da  unten,  wo  von  Beschädigungen  der  Fremden 
die  Rede  ist,  wird  in  das  Gebiet  des  Notstandes  eingegriffen. 

^)  Daselbst,    b^   n^b:i   ^2m   b^::nb  f]i)^  nnx  ?]"tn  n\-ii:'  fpri 
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das  Leben  rettet,  wobei  er  sein  eigenes  Leben  aufs  Spiel  setzt» 
Wenn  er  aber  Gerät  fremder  Leute  zerbrochen  hat,  so  ist  er 
auch  frei  ^).  Diese  Bestimmung  ist  zweifellos  inkonsequent, 
sagt  der  Talmud,  denn,  wenn  man  haftbar  ist  bei  Rettung  des 
eigenen  Lebens,  um  so  mehr  sollte  es  bei  Rettung  eines  frem- 
den Lebens  sein,  doch  ist  sie  aufgestellt  aus  Zweckmäßigkeits- 
gründen: denn  sonst  wird  kein  Mensch  wollen,  einem  Ver- 
folgten zu  Hilfe  zu  eilen  ^). 

3.  „Wenn  der  Verfolger  eines  Menschen  im  Laufe  Gerät 
zerbrochen  hat,  so  ist  er  frei,  einerlei,  ob  es  dem  Verfolgten 
selbst  oder  fremden  Leuten  gehörte"^).  Diese  Bestimmung  ist 
wegen  eines  ganz  anderen  Grundes  aufgestellt:  beim  Verfolgen 
eines  Menschen  mit  Tötungsabsicht  wird  der  Verfolger,  wie 
wir  es  gesehen  haben,  friedlos  und  der  Haftung  mit  dem 
Leben  ausgesetzt;  jede  andere  Haftung  aber,  die  mit  diesem 
Zustande  zeitlich  zusammenfällt  (also  auch  die  Zahlungspflicht), 
wird  von  der  ersteren,  als  der  schwereren,  verschlungen,  auch 
wenn  die  erstere  nicht  ausgeführt  worden  ist*)  (Raschi). 

c)  Die  übrigen  Fälle  ausgescMossener  Rechts  Widrigkeit  ^). 

Sie  alle  lassen  sich  als  Handlungen  definieren,  die  durch 
das  Recht  entweder  erlaubt  oder  geboten  sind,  somit  entweder 
als  berechtigte  oder  pflichtgemäße  erscheinen. 

1.  Erziehungs-  und  Zuchtgewalt  der  Eltern,  des 
Lehrers  oder  des  Gerichtsvollziehers. 

Hierher  gehört  die  folgende  Stelle  im  Talmud:  „Ausge- 
schlossen ist  die  Rechtswidrigkeit  beim  Vater,  der  seinen  Sohn 


1)  Daselbst.     IltflS)    "IHK    DI«    b^ 

2)  Daselbst.     b^:ir^'^  D"!«   "|S  p«  p  n^lK  nflK  ''X  DKtt'  pin  JÖ  Kbl 

3)  Daselbst.     D^bsn    MK   ^T'^)   im-lb»   ITSn   "»"inK   f^^)^   n\1tt>  ^1)1 

♦iitfiB  D^K  b^  b'^  pn  p]i^:  biv  ps 

4)  ♦ItrSi!:  n'^'^nno  ^"in^.     Also  eine  Strafkonkurrenz. 

^)  Zu   diesem  Kapitel  vgl.  Kohl  er,  Darstellung  des  talmudischen 
Rechts.     Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch.  XX,  S.  223. 
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schlägt,  beim  Lehrer,  der  seinen  Schüler  züchtigt,  und  beim 
Gerichtsvollzieher,  der  die  vierzig  Hiebschläge  versetzen  darf*  ^). 

Alle  diese  Handlungen  sind  rechtsgemäß,  sofern  sie  sich 
in  den  gesetzlich  bestimmten  Grenzen  bewegen  (objektiv)  und 
den  gesetzlichen  Zweck  verfolgen  (subjektiv) ;  wenn  aber  die 
Objekte  der  Zuchtgewalt  sterben,  somit  auch  die  objektiven 
Grenzen  überschritten  sind^),  werden  sie  sofort  rechtswidrig. 
Es  entsteht  nunmehr  die  subjektive  Schuldfrage.  In  diesen 
drei  Fällen  wird  vom  Talmud  auch  die  Fahrlässigkeit  nicht 
angenommen,  sondern  nur  ein  Zufall  (om)  statuiert;  denn, 
meint  Maimonides,  die  Vorsicht  ist  am  meisten  geboten  (und 
bei  deren  Fehlen  entsteht  die  Fahrlässigkeit)  bei  solchen  Hand- 
lungen, die  der  Mensch  mit  dem  eigenen  Willen  vollzieht  (wenn 
er  z.  B.  in  den  Wald  —  li?''  —  geht,  um  Holz  zu  hacken), 
anders  aber  in  diesen  Fällen,  wo  die  Handlung  als  Erfüllung 
einer  Pflicht  erscheint"^).  Selbstverständlich  aber  ist  es, 
daß  bei  Vorhandensein  des  Vorsatzes  der  Tötung  die  Subjekte 
der  Zuchtgewalt  als  einfache  Mörder  betrachtet  werden. 

Das  Züchtigungsrecht  kann  aber  dem  Vater  nur  während 
der  Zeit  eingeräumt  werden,  in  der  er  sein  Kind  die  religiösen 
Kenntnisse  oder  irgend  ein  Gewerbe  (njüix)  lehrt,  sonst  aber 
ist  er  als  gemeiner  Verbrecher  zu  behandeln.  Diese  sonstigen 
Fälle  beziehen  sich  auf  die  Züchtigung:  a)  beim  Lernen  eines 
Gewerbes,  wenn  der  Sohn  aber  schon  ein  anderes  kennt  (so 
daß  dieser  Unterricht  seitens  des  Vaters  nicht  mehr  als  seine 
Pflicht  erscheint)  (Maimonides)  ^) ;  b)  beim  Fehlen  überhaupt 
eines  religiösen  Unterrichtes.  Dabei  ist  aber  zu  bemerken, 
daß,   nach   einem  Bibelspruch,    der  Vater   seinen  Sohn  immer 


')  a'3  'niDÜ     Ueb.    Bd.    VII,    S.    541.     n^im    1^3   DK    HDÖH  ISK   S*r 

2)  Denn  bis  zum  Tode  zu  züclitigen,  hat  keiner  von  den  Subjekten 
der  Zuchtgewalt  das  Recht, 

,{')  'n  'bü  /n  'ia  ♦nm  'bri  ♦D"n^"in)  nn^  n^z^v  rir^'s 

*)  Daselbst. 
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in  religiösen  Lehren  unterrichten  kann  (denn  der  Sohn  ist  nie 
mit  seinem  Wissen  fertig). 

Hier  wird  eine  interessante  Frage  aufgeworfen,  ob  ein 
Sohn  seinem  Vater  gegenüber  als  Gerichtsvollzieher  (i"n  rcbtr) 
auftreten  darf  (als  Schläger  —  mpb^  —  und  Schelter  —  nb'^p). 
Diese  Frage  wird  verneint,  d.  h.  seine  Handlung  ist  rechts- 
widrig. Ebenso  darf  der  Sohn  auch  nicht  als  „Blutloser" 
(o^fi  ^Ku)  auftreten  ^),  denn  er  ist  „ihn  zu  ehren  verpflichtet" 
(ms''3  bl?  ^nnö).  So  heißt  es  auch  im  Talmud:  „In  keinem 
Verbrechen  darf  der  Sohn  als  Vollzieher  erscheinen,  um  den 
Vater  zu  schlagen  oder  schelten"  ^).  Doch  wird  eine  Aus- 
nahme gemacht:  beim  Provokateur  zu  religiösen  Verbrechen 
(n^D)::),  denn  „das  Gesetz  hat  gesagt,  du  sollst  mit  ihm  nicht 
Mitleid  haben  und  ihn  nicht  verbergen  wollen"^).  Der  Grund 
dürfte  der  sein,  daß  ein  Vater,  der  ein  solches  Verbrechen 
verübt  hat,  eben  keine  Ehre  (nn^)  mehr  besitzt*). 

Dagegen  kann  ein  Enkel  einwandfrei  als  Gerichtsvoll- 
zieher seinem  Großvater  gegenüber  auftreten,  den  er  nicht  ^zu 
ehren  verpflichtet  ist"   (Raschi). 

2.  Verletzung  eines  Menschen  zum  Heilzweck,  also 
ein  Verbrechen  als  Mittel  zur  Erreichung  eines  rechtsgemäßen 
Zweckes. 

Hierher  die  Bestimmung:  „Ein  Sohn,  der  seinem  Vater 
Blut  abnimmt,  —  ist  straffrei"  ^)"-^). 

Diese  Handlung  ist  also  keine  Körperverletzung,  die  den 

»)  aS'"'  m^tt  Ueb.  Bd.  VII,  S.  562.  Ueber  diesen  Begriff  vgl. 
unten  S.  163. 

2)  ,)bbpbi  iniinb  )^^i<b  n^b^  n^j^j  pn  pK  b^^? 

3)  Daselbst.    K*?  niin  n*i^K  "«^ntt^  i'yn  /k's  ♦n^ti'i  ♦bn  ♦D"aö"in 

*}  So  heißt  es  auch  in  anderen  Fällen:  „Du  sollst  nicht  einen 
Fürsten    schelten  —  wenn    er   nur   aber  sich  gut  aufführt"  (^ÖJ?S  K'^t^JI 

^ör  n^^rü  ntyi]^n  iikd  i<b).  (an"a  /njD    Ueb.  Bd.  vii,  s.  356.) 
5)  bi"s   ♦njD    Ueb.  Bd.  VII,  s.  354.    "iiiaa  vnxb  D^  TiTtrr  pn 
^)  Ueber   das  Recht,   die  Mutter   durch    das  Kind  oder  umgekehrt 

beim  Gebären  zu  retten,  siehe  oben  S.  148. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXV.  Band,  1 1 
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Eltern  gegenüber  mit  Todesstrafe  geahndet  wird.  Diese  Be- 
stimmung wird  durch  zweierlei  begründet:  Einmal  ethisch, 
auf  Grund  des  Bibelspruches:  „Du  sollst  deinen  Nächsten  wie 
dich  selbst  lieben"^),  dich  selbst  aber  möchtest  du  doch  zu 
diesem  Zwecke  verletzen  (liaschi);  und  dann  auch  rein  ju- 
ristisch: „Der  Scliriftvers  lautet:  ,Wer  einen  Menschen 
schlägt  und  wer  ein  Tier  schlägt',  wie  man  frei  ist,  wenn  man 
einem  Tier  zu  seiner  Genesung  eine  Verletzung  beibringt, 
ebenso  ist  man  auch  frei,  wenn  man  einem  Menschen  zu  seiner 
Genesung  eine  Verletzung  beibringt"^);  —  weil  also  ein 
wichtiges  Tatbestandsmerkmal  der  Körperverletzung  fehlt:  die 
Verletzung  von  Leib  oder  Leben,  denn  die  Handlung  dient 
ja  gerade  nur  zum  Zwecke  der  Erhaltung  von  Leib  und 
Leben. 

Doch  erzählt  der  Talmud  von  einem  Talmudisten:  „Raw 
erlaubte  nicht  seinem  Sohne,  daß  er  ihm  einen  Splitter  heraus- 
ziehe, denn  beim  Nichtgelingen  hätte  sich  der  Sohn  die  Un- 
vorsicht  bei  einer  Handlung  (Körperverletzung)  zuschulden 
kommen  lassen,  die  sonst,  bei  Vorsatz,  mit  Todesstrafe  belegt 
ist"^).  Es  wird  also  nur  auf  die  Möglichkeit  eines  Miß- 
erfolges hingewiesen,  der,  je  nach  der  Schwere  der  Strafbar- 
keit des  Vorsatzes,  eine  schwerere  Fahrlässigkeit  erzeugen 
kann,  die  ihrerseits  auch  als  ein  Vergehen  anzusehen  wäre  ^), 
-*—  sonst  aber  ist  die  Handlung  als   solche  rechtsgemäß. 

Nach  Maimonides  liegt  die  Sache  so:  „Von  vornherein'' 
(nb'Tf^^b)  soll  man  die  Verletzung  den  Eltern  gegenüber  nicht 
vornehmen,  da  eben  daraus  eine  schwere  Fahrlässigkeit  (njJtr 
pjn)    entstehen    kann;   gegenüber   fremden   Menschen   aber  — 


^)  .1^)12^  "ir^l':'  nsnKI.     Leviticus  19. 

2)  ^itflB  nKis")'?  T]J2:i^  .1DÖ  nö  n^nn  n^öi  d"tk  nr^    Kip  "iöx 

(bto:?  'njD     Ueb.  Bd.  VII,  S.  335.)     mtaS  nKiaib  D1K   nSÜ  PjK 

3)  Daselbst,    n^b  mn  iii2bi  Kib^D  r^^b  '^''ptr'^'?  n'^^isb  p^ntr  i^b  ni 
.(nbün  bi2^  pjH)  "iiD''«  nja^ 

'*)  Im   modernen  Rechte    wird    nicht    auf  diese  Möglichkeit  Rück- 
sicht genommen. 
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wohl,  da  in  diesem  Falle  nur  eine  ganz  leichte  Fahrlässigkeit 
droht  (weil  auch  die  vorsätzliche  Körperverletzung  fremder 
Menschen  nur  zivilrechtlich  geahndet  wird)  (ik':'  njjnr).  Im 
Notfalle  aber  (auch  „von  vornherein"  —  nb^nnsb  —  oder, 
„wenn  bereits  geschehen"  —  ^Si?''^S  — )  ist  die  Handlung  auch 
gegenüber  Eltern  erlaubt.  Also:  Gegenüber  fremden  Men- 
schen ist  eine  Verletzung  zu  Heilzwecken  immer  erlaubt ; 
gegenüber  den  Eltern  ist  sie  an  Bedingungen  geknüpft. 

3.  Gegenüber  einem  Menschen,  der  die  Rechtspersön- 
lichkeit verloren  hat,  sind  auch  die  Handlungen,  die  sonst 
als  Verbrechen  gelten ,  nicht  rechtswidrig  (da  ein  solcher 
Mensch  wohl  auch  den  Anspruch  auf  den  Rechtsschutz 
verloren  hat).  Hierher  gehört  der  Fall  des  zum  Tode  Ver- 
urteilten: „Wenn  jemand  einen,  der  zur  Todeshinrichtung  ge- 
führt wird,  —  nach  dem  Todesurteil  —  schlägt  oder  schimpft, 
so  ist  er  frei,  da  jener  sowieso  dem  Tode  geweiht  ist"  ^). 
Diese  Bestimmung  gilt  aber  nur  für  Fremde,  den  Kindern  ist 
dieses  Recht  gegenüber  ihrem  Vater  nur  im  Falle  seiner 
Verurteilung  wegen  Provokation  zu  religiösen  Verbrechen  ^) 
eingeräumt^),  sonst  aber  sind  sie  haftbar.  Doch  auch  die 
Fremden  sollen  in  einem  Falle  haften:  „Wenn  er  ihn  be- 
schämt hat,  so  soll  er  Buße  zahlen"^),  denn,  sagt  Raschi,  es 
werden  seine  hinterbleibenden  Kinder  beleidigt,  die  doch  ihre 
Rechtspersönlichkeit  nicht  verloren  haben  ^). 

4.  Selbsthilfe.  Sie  ist  im  allgemeinen  als  Rechtsschutz 
zu  verstehen,  der,  vom  Verletzten  ausgehend,  sich  nicht 
während  des  rechtswidrigen  Angriffs,  als  Notwehr,  sondern 
nach   ihm,    als  eigenmächtige  Handlung  äußert. 

Hierher  gehört  die  Lehre  von  dem    „Blutloser"   (nir\  bxij); 


0  a-i"a  ♦'njD    Ueb.  Bd.  VII,  s.  355.    i^^i  ^^:iW  ^HK^  j'n.T'b  Ki:rn 

♦^itfiB  rirT-üb  "i'nn  Kim  b'^Ki.i  )bbp)  ism 

'^)  Siehe  oben. 

3)  tn"a  /^njD    üeb.  Bd.  vn,  S.  356. 

^)  ,v^^^^n  Djpn  n-'^n  i^-^^n  dx 

5)  Daselbst.     .T'jn  pt^'^'^nnö  «ni 


164  Steinberg. 

der  den  Täter-Mörder  auch  bei  seiner  Fahrlässigkeit  straflos 
töten  darf,  ohne  sich  an  das  ordentliche  Gericht  zu  wenden. 
Doch  ist  auch  seine  Wirksamkeit  an  mehrere  Bedingungen 
geknüpft:  so  hat  er  das  Tötungsrecht  nur  bis  zu  jenem 
Augenblicke,  wenn  der  verfolgte  Täter  die  „Zufluchtsstadt" 
(tfiSpü  Tj?)  erreicht  hat  und  sich  dort  vor  der  blinden  Rache- 
wut des  Verwandten  retten  kann.  Diese  Stadt  schützt  den 
Mörder,  einerlei,  ob  er  vorsätzlich  oder  fahrlässig  gehandelt 
hat,  damit  einige  Zeit  für  die  kühlere  Betrachtung  des  Ge- 
schehenen gewonnen  wird  ^),  was  aber  allerdings  nur  die  Auf- 
gabe des  Gerichtes  sein  wird  (dem  Verwandten  werden  auch 
vorsätzliche  Täter  aus  der  Zufluchtsstadt  nicht  mehr  heraus- 
gegeben). Innerhalb  der  Stadt  ist  das  Töten  dem  Verwandten 
verboten,  sonst  macht  er  sich  selbst  des  Todes  schuldig.  Wenn 
vom  Gericht  die  Fahrlässigkeit  des  Täters  bewiesen  ist,  und 
er  in  diese  Stadt  zur  Abbüßung  seiner  Sünde  verbannt  wird 
(diese  Verbannung  ist  eher  als  n^as  —  Abbüßung,  als  als  Strafe 
zu  betrachten),  so  darf  er  sie  nicht  vor  einem  bestimmten 
Termin  verlassen;  tut  er  es  aber,  so  kann  er  getötet  werden, 
und  zwar  mit  verschiedenen  Rechtsfolgen: 

„Wenn  der  Verbannte  vorsätzlich  aus  der  Stadt  heraus- 
gegangen und  von  dem  Blutloser  getroflPen  worden  ist,  so  hat 
er  sich  zum  Tode  entschlossen,  und  der  Blutloser  hat  das 
Recht,  ihn  zu  töten;  wenn  ihn  ein  fremder  Mensch  getötet 
hat,  so  ist  auch  jener  straffrei." 

„Ist  er  aber  fahrlässig  herausgegangen  und  ihn  der 
Blutloser  getötet  hat,  so  ist  der  letztere  deswegen,  als  fahr- 
lässiger   Täter,    selbst    zu    verbannen;    hat    ihn    ein    fremder 


0  Diese  Mission  der  Zufluchtsstädte,  als  zeitweilige  Aufenthaltsorte 
zu  dienen ,  ist  streng  zu  unterscheiden  von  der  anderen  Aufgabe  der- 
selben Städte,  die  darin  besteht,  dem  gerichtlicli  erwiesen  fahr- 
lässigen Täter  eine  Zeit  zur  Abbüßung  seiner  Sünde  zu  gewähren,  die 
ihn  zugleich  auch  vor  der  Wut  des  Verwandten  schützt.  Ueber  diese 
eigenartige  Institution  des  talmudischen  Strafrechts  vgl.  Kohler  und 
Gronemann.     Z.  f.  vgl.  R.  XIII,  S.  438  ft*. 
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Mensch  getötet,  so  ist  er  auch  zu  verbannen"  i)"- 2).  Letztere 
Bestimmung  über  die  Verbannung  ist  dadurch  zu  erklären, 
daß  es  angenommen  wird:  der  Täter  habe  gemeint,  daß  der 
Verbannte  mit  Vorsatz  die  Stadt  verlasse;  er  hat  somit 
einen  Irrtum  begangen,  aus  dem  Fahrlässigkeit  und  Verbannung 
erwachsen.  Hätte  er  aber  gewaßt,  daß  jener  fahrlässig  die 
Stadt  verlasse,  so  wäre  er  als  vorsätzlicher  Mörder  zu 
betrachten. 

Ueber  Selbsthilfe   sprechen   noch   mehrere  Talmudstellen: 

„Wenn  einer  die  heiligen  Geräte  stiehlt  oder  eine  Heidin 
heiratet,  so  dürfen  ihn  fromme  Menschen  töten." 

„Wenn  ein  Priester  schlecht  sein  Amt  verwaltet,  so  dürfen 
ihn  seine  Kollegen  töten"  ^). 

Doch  sind  auch  an  diese  Ermächtigungen  zwei  Bedin- 
gungen geknüpft: 

a)  Es  soll  die  Selbstbestrafung  ein  Ausdruck  des  eigenen 
unbelehrten  Entrüstungsgefühles  und  Entschlusses  sein;  daher 


pK  D^i«  b::  inn  D«i  li'in'?  D^rn  ^kij':'  m^^i  nn^ö'p  iö::j?  "i^nn  .11 
"i«ty  pD  D"in  '^Ki:  ps  ij^iinn  b^  njij^n  ita'r'pö  ^^r  pin  «r  ;  v'?:?  pn^^n 
♦K'"'  'bn  /.1  ,Q  ♦nxn  'n  ♦C'nü'in  c^k^  niDö.  Ueb.  Bd.  vii,  s.  558) 
♦IT  bv  n':'iJ  ßiK 

^)  Hier  ist  das  Tötungsrecht  ein  Ausfluß  der  Selbsthilfeberech- 
tigung eines  jeden  Menschen  (nicht  nur  eines  Verwandten),  weil  der 
Verbannte  durch  seine  Handlung  seine  Mißachtung  des  Gerichtes  und 
des  Gesetzes  bezeugt.  Es  ist  also  Selbsthilfe  in  ihrer  öffentlichen, 
nicht  privaten  Bedeutung,  als  Rache  des  Blutlösers ;  denn  wäre  dieses 
Tötungsrecht  ein  Ausfluß  des  Rechtes  des  Blutlösers,  so  sollte  auch  kein 
Unterschied  von  vorsätzlichem  und  fahrlässigem  Verlassen  der  Stadt 
gemacht  werden,  wie  es  nicht  gemacht  wird  im  Falle  vor  der  Ver- 
bannung. Auch  konnte  nicht  dieses  rein-subjektive  Recht  auch  auf 
fremde  Menschen  erweitert  werden,  was  aber  verständlich  wird,  wenn 
man  in  dem  Verlassen  der  Stadt  ein  neues,  objektiv  wirkendes  Ver- 
brechen sieht,  das  die  Selbsthilfe  allen  gewährt. 

3)  bK"a  .njD  Ueb.  Bd.  VII,  s.  342.  n^xsiK  bi?inm  n^iDp.n  riK  sjij.n 
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die  Bestimmung:    „Wenn  aber  einer   zu  Rate   kommt,    ob   er 
niederschlagen  soll,  so  belehrt  man  ihn  nicht"  ^). 

b)  Es  soll  die  Selbstbestrafung  ein  Ausdruck  unmittel- 
bar, im  Momente  des  Verbrechens  gefaßten  Entschlusses  sein; 
ein  Moment  später  wird  die  Handlung  rechtswidrig;  daher  die 
Bestimmung:  „Diese  Bestimmung  spricht  nur  vom  Momente 
des  Verbrechens;  für  das  spätere  Angreifen  wird  der  Angreifer 
selbst,  als  Mörder,  getötet,  und  ein  jeder  hat  das  Recht,  ihn 
als  Verfolger  eines  Menschen  mit  Tötungsabsicht  zu  töten"  ^)""^). 

5.  Selbstverletzung. 

„Wenn  jemand  sich  selbst  verletzt,  so  ist  er  straffrei,  ob- 
wohl er  das  nicht  tun  darf"^).  Es  tritt  also  diejenige  Strafe, 
die  da  möglich  wäre,  —  die  Hiebschläge  (mpbü)  —  (weil  die 
gewöhnliche  Strafe,  die  auf  Körperverletzung  angesetzt  ist 
—  die  Geldstrafe  — ,  hier  nicht  paßt)  ^)  nicht  ein.  Obwohl 
auch  die  Handlung  vom  moralisch- religiösen  Stand- 
punkte aus  als  verwerflich  erscheint,  so  ist  doch  juristisch 
dem  Menschen  das  Verfügungsrecht  über  sich  selbst  gegeben, 
indem  er  das  Recht  besitzt,  sein  Leben  und  seine  Gesundheit 
als  Rechtsgut  zu  betrachten  oder  ihm  diesen  Charakter  zu 
nehmen. 

6.  Verletzung  mit  Einwilligung  des  Verletzten  ^). 
Hier  unterscheidet  der  Talmud  drei  Möglichkeiten: 

a)  Wenn  der  Verletzte  seine  Erlaubnis  nicht  ausdrücklich 
gegeben,    doch   durch  seine  Selbstverletzung  gezeigt  hat,    daß 


0  Daselbst.  aS"B  Ueb.  S.  344.  *lb  p^Ü  pK  (in  r:iS'  ÜK)  '■^ib^'^b  Knn 

2)  Daselbst.  :i"in3  p  "inxi  ntt?i?ü  nrtt'n  x^k  niüKJ  k"i  nsbn 
f^iTi::  innb  nw^  ]i;^)  ^iiipn  )^bv 

^)  Hierher  gehört  auch  die  Bestimmung,  daß  man  auch  in  Zivil- 
sachen zur  Selbsthilfe  greifen  kann,  auch  wenn  das  Abwarten  des  Ge- 
richts nicht  schaden  kann.  (KTDÖ  i^^^bl  K3\T  n^TSiib  Xr^l  U^rK  inr 
♦n^llfi  Xb    "Qi^    p'isn    p^3)     (b^"r)    .p"n     Ueb.  Bd.  vi,  S.  97.1 

4)  b"i:  »p"n  Ueb.  Bd.  VI,  S.  331.  ♦*^^tfis  (^K'c>"i  irs*::'  'arx)  löi'rn  'rainn 

^)  So  Tossaphot h  in  »^K":ir  p"n. 

^)  Dieses  Kapitel  handelt  nur  von  Schadenersatzlallen  der  Körper- 
verletzung. 
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er  sein  Leben  nicht  schont;  wenn  der  Täter  also  verletzt  auf 
Grund  des  eigenen  Dafürhaltens.  Da  meint  der  Talmud: 
, Obwohl  er  selbst  sich  nicht  schont,  so  sind  doch  fremde 
Menschen,  die  ihn  verletzt  haben,  schuldig"  ^),  denn,  damit 
diese  Handlung  nicht  rechtswidrig  sei,  muß  ihrem  Objekt 
vom  Verletzten  ausdrücklich  der  Charakter  des  Rechtsgutes, 
somit  auch  der  Anspruch  auf  den  Rechtsschutz,  abgesprochen 
werden. 

b)  Wenn  der  Verletzte  sogar  den  Täter  aufgefordert  hat, 
nicht  aber  ausdrücklich  betont,  daß  er  seinem  Leben  den 
Rechtsgutcharakter  nimmt  (.  .  .  b:^  bm^  ö^k)  ;  wenn  der  Täter 
also  nicht  auf  Grund  des  stillschweigenden,  sondern  oflPen  aus- 
gedrückten Verlangens  den  Verletzten  verletzt. 

„Wenn  einer  sagt:  blende  mich,  verletze  meine  Hand, 
zerbrich  meinen  Fuß  (dabei  aber  nicht  sagt:  ,so  daß  du  frei 
sein  sollst')  ^),  so  ist  der  Verletzer  haftbar"  ^). 

c)  Wenn,  endlich,  vom  Verletzten  ausdrücklich  der  Rechts- 
gutcharakter abgesprochen  wird,  wenn  die  Worte:  „so  daß 
du  frei  sein  sollst"   ("iiifiab  ö"l?)  von  ihm  ausgesprochen  werden. 

Zwar  werden  auch  in  diesem  Falle  Unterschiede  gemacht, 
so  z.  B. :  „Wenn  er  sagt:  , blende  mich,  so  daß  du  frei  sein 
sollst',  so  ist  der  Täter  haftbar",  denn  „der  Mensch  wird  nicht 
ernstlich  die  Hauptteile  seines  Körpers  preisgegeben  haben" '^). 
Dagegen  aber:  „Wenn  einer  sagt:  , schlage  mich,  verletze  mich^ 


0  Daselbst,    pn^^n  in  i'r^nn-^r  d^^ihk  laij  bv  cn  pK'^^  's^vi^ 

^)  Diese  Wendung  hat  nicht  den  Sinn,  daß  der  Verletzte  den 
Täter  von  der  Bestrafung  befreit,  denn  das  liegt  ja  gar  nicht  in  seiner 
Hand,  sondern  beim  Gericht  (D'^pl^K  ""Tn);  es  hat  nur  den  Sinn,  daß  er 
seine  eigene  Gesundheit  dem  rechtlichen  Schutze  entzieht,  es  nicht  mehr 
als  Rechtsgut  betrachtet,  so  daß  der  Eingriff  nicht  mehr  als  rechts- 
widrig erscheint;  dadurch  erst  macht  er  den  Täter  von  der  Strafe, 
auch  vor  dem  Gerichte  frei. 

3)  an"2i    .p"n     Ueb.  Bd.  VI,  S.  338.     nx   V^p    ^i^J?    riK    KÖD    ^öli^n 

♦n^^n  oitflsb  njj:  bv  "i^k  inb))  ^bn  iii^  ^^v  ^^^ 

^)  Daselbst,  ^y^    p"n    Ueb.  S.  344.    n^Tl    IltflS'?    ö"]?    ^i^V   n«    «^Ü 
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SO  daß  du  frei  sein  sollst'  —  so  ist  der  Täter  frei",  denn  „der 
Mensch  wird  wohl  ernstlich  seine  Schmerzen  mißachten"  ^). 

Nach  der  Meinung  von  Rabbi  Jochanan  jedoch  wird  die 
Rechtswidrigkeit  auch  im  ersteren  Falle  ausgeschlossen,  nur 
muß  der  Verzicht  auf  den  Rechtsgutcharakter  klar  und  ein- 
wandfrei vom  Verletzten  ausgesprochen  werden :  wenn  er  sogar 
in  Beantwortung  einer  diesbezüglichen  Frage  (ob  er  die  Rechts- 
widrigkeit ausschließen  will)  „Ja"  sagt,  so  ist  auch  die  In- 
tonation der  Antwort  streng  zu  untersuchen,  denn  „es  gibt 
Fälle,  wo  das  ,Ja'  als  ,Nein'  und  das  ,Nein'  als  ,Ja'  aufzufassen 
ist"  ^).  Es  soll  daher  bei  einem  gewöhnlichen  Ja  eher  das 
Nein  angenommen  werden,  denn,  „wenn  er  sogar  Ja  gesagt 
hat,  das  wie  ein  gewöhnliches  ,Ja'  erscheint,  so  hat  er  es 
doch  als  Frage  gemeint"  (Tossaphoth)  ^),  da  doch  „der  Mensch 
nicht  leicht  die  Hauptteile  seines  Körpers  preisgibt"  *). 

Anders  aber  ist  es  bei  der  Sachbeschädigung:  „Wenn 
einer  sagt:  zerreiße  mein  Kleid,  —  so  ist  er  haftbar"^),  weil  hier 
nicht  der  Verzicht  auf  den  Rechtsschutz  ausgedrückt  ist;  „wenn 
er  aber  sagt:  so  daß  du  frei  sein  sollst  —  so  ist  er  haftfrei" ^), 
denn  „der  Mensch  verzichtet  leicht  auf  sein  Geld,  eher  als  auf 
seinen  Körper"').  Daher  auch  die  Bestimmung:  Wenn  er 
zuerst  einfach  sagt :  zerreiße  mein  Kleid  (•'niDS  riK  J^"ip),  später 
aber  auf  eine  diesbezügliche  Frage  „Nein"  antwortet,  so  ist 
sie  im  Sinne  von  „Ja"  zu  deuten,  denn  er  konnte  ja  das  Wort 
als  Frage  aussprechen  (Tossaphoth)  ^)"-^). 


0  Daselbst.    1*11?::   bv  D'iK  bniön  "maß  mtass'?   ö"r   '^'r^te   ':2.i 
.(naö  nK2) 

3)  ♦"i)2i5D  n^t2r\:i  K^nD^  Kmrfjn  *iöik2  nniT^^  p  ^''k  ib^sK 
^)  ♦Dnn'^K  •''irK")  bv  br\)^  dik  pK 
^)  ♦s^'^n  ''niDD  DK  r*ip 

')  an"!'  .p"'2  ♦lEMx:  ^Sib  ijiütt  bv  ^'J'k  ':''n^ 

«)  Daselbst.  ^y*i%  «önD^  Kmn''js  n^iKr  nöi^i  )i^b  b"K  k:iüö  pTim 

^)  Anders   aber,   wenn    der  Verletier  ein  Hüter  ('^QV^i')  ist;    da  ist 
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Selbstverständlich  ist  nun  die  Entscheidung:  „Wenn  einer 
dem  andern  sagt:  tue  etwas  demjenigen  so,  daß  du  frei  sein 
sollst  —  so  ist  der  andere  haftbar,  einerlei,  ob  es  eine  Körper- 
verletzung oder  eine  Sachbeschädigung  ist"  ^),  denn,  wenn  eine 
solche  Klarheit,  wie  wir  sie  oben  dargestellt  haben,  seitens 
des  Verletzten  selbst  gefordert  wird,  damit  die  Handlung  nicht 
rechtswidrig  sei,  —  um  so  mehr  ist  die  Handlung  rechtswidrige 
v^renn    sie   seitens   eines   fremden  Menschen  veranlaßt  wird. 

B.  Die  Schuldlehre  des  talmudischen  Strafrechts  ^). 

Unter  Schuld  im  allgemeinen  verstehen  wir  die  psychische 
Verknüpfung  von  Willensbetätigung  des  Verbrechers  mit  dem 
Erfolge  der  Handlung  ^).  Vorsatz  (ti^)  und  Fahrlässigkeit 
(i:w)  sind  die  beiden  Schuldarten,  die  sowohl  das  moderne, 
als  auch  das  talmudische  ^)  Strafrecht  kennt.  Doch  wenn  sich 
schon  da,  bei  dem  näheren  Eingehen  auf  den  Vorsatzbegriff, 
die  moderne  Strafrechtwissenschaft  in  mehrere  Lager  schei- 
det, so  nimmt  der  Talmud  eine  klare,  nicht  zu  verkennende 
Stellung  in  dem  Streit  der  Theorien  ein.  Er  stellt  sich  auf 
den  Standpunkt  der  sog.  Willenstheorie,  im  Gegensatz 
zu  der  Vorstellungstheorie,  indem  er  für  das  Verbrechen  ,ijid 
fordert,  d.h.  Wollen  des  Erfolges,  so  daß  der  Erfolg  ent- 
weder den  Zweck,  die  Absicht  der  Handlung  bilden  oder  jeden- 
falls vom  Täter  nicht  nur  vorausgesehen,  sondern  auch  gewollt 
sein  solle  ^  "•  ^). 


zu    untersuchen,    ob    er    nicht   einfacli    gelacht   hat    pb'^ID  '^ÖltflBI  nt^'^r^Ö) 
(Tossaphoth  in  ^y:£    p"D). 

0  an"^   .p"n    Ueb.  Bd.  VI,  S.  338.    -"iltfisb  f2y  ''Jlbs  '^y^xb  p  n^]; 

2)  [Vgl.  Kohl  er  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch.  XX,  S.  229. 
—  Kohler.] 

2)  V.  Liszt,  Lehrbuch  16./17.  Aufl.  1908,  S.  157. 

^)  Es  ist  dabei  zu  bemerken,  daß  der  Fahrlässigkeitsbegriff  im 
Talmud  scharf  ausgeprägt  ist. 

^)  Wir  glauben  somit,  im  talmudischen  Vorsatzbegriffe  die  Begriffe 


170  Steinberg. 

Doch  sind  da  zwei  Arten  zu  unterscheiden: 
a)  Das  Wollen  des  Erfolges  oder  der  Erfolge,  wenn  der 
Täter  den  Eintritt  des  Erfolges  für  sicher  hält,  wo  er  also 
die  Kausalität  seiner  Handlung  kennt,  d.  h.  weiß,  daß  eben 
seine  Handlung  den  bestimmten  konkreten  Erfolg  not- 
wendig, als  „hinreichende"  und  „unmittelbare"  Bedingung, 
herbeiführen  wird  (direkter  Vorsatz). 

Was  ist  aber  konkreter  Erfolg,  darüber  entscheidet  jedes- 
mal das  Gesetz  in  Form  der  Angabe  der  Tatbestandsmerkmale 
des  Verbrechens.  Es  ist  auch  schon  an  dieser  Stelle  zu  be- 
merken, daß  für  das  Mordverbrechen  noch  etwas  besonderes 
gefordert  wird:  die  Kenntnis  des  Namens  des  Verletzten, 
denn  als  Erfolg  des  Mordes  wird  nicht  einfach  das  abstrakte 
Töten  eines  beliebigen  Menschen  betrachtet,  sondern  das  Töten 
eines  bestimmt  genannten  Menschen.  Es  wird  also  vom  Täter 
die  Kenntnis  nicht  nur  der  Tatbestands  merk  male  des 
Mordverbrechens,  sondern  auch  eines  der  (wichtigsten)  Tat- 
umstände des  Mordes  gefordert.  Daher  auch  die  Gesetzes- 
bestimmung des  Talmuds:  „Wenn  Reuben  und  Simon  vor  ihm 
stehen,  und  er  sagt,  er  wolle  Reuben  treffen  und  nicht  Simon, 
hat  aber  doch  Simon  getroffen,  so  ist  er  frei"  ^). 


des  Vorsatzes,  als  solchen,  und  der  Absicht,  die  auch  die 
moderne  Willenstheorie  unterscheidet,  vereinigen  zu  dürfen. 

®)  plDnj  (Wollen),  ist  keine  besondere  Kategorie  der  Schuld, 
sondern  das  Substrat  aller  drei  gchuldarten:  Ttü  (Vorsatz),  JUItt? 
(Fahrlässigkeit),  DilK  (Zufall ,  casus).  Erstere  Art  bedeutet  Vorhanden- 
sein der  ni15  (pisnj  =  TIÜ);  die  zweite  Art  —  Fehlen  der  nJ13,  die  aber 
sein  sollte  und  könnte.  Diese  Art  kann  sich  in  Abstufungen  zum 
Vorsatz  und  Zufall  nähern.  Letztere  Art  =  Fehlen  der  njIS,  die  auch 
nicht  sein  sollte  und  konnte. 

Der  Gegensatz  von  ni?''irs  und  DJ1K  ist  auf  den  Gegensatz  von 
O^IKI  Tfö  in  Zivilsachen  zurückzuführen,  also  auf  den  Gegensatz  in 
der  Schuld  frage,  wobei  DJIK  in  seiner  Bedeutung  als  casus  erscheint 
(er  hat  aber  auch  noch  andere  Bedeutungen). 

1)  aifl"r    *^iü     Ueb.    Bd.    VII,    S.   334.     X2N  ^ÜSI  p^I^n   p1X"l  "Kp 

4"niDB  ''j'n^^ön  ^b  prö^rb  kjti3''ö3  pixi"? 
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b)  Das  Wollen  des  Erfolges,  wo  aber  die  Kenntnis  der 
Kausalität  (in  dem  ausgeführten  Sinne)  beim  Täter  fehlt,  also 
der  Eintritt  des  eingetretenen  verbrecherischen  Erfolges,  da- 
neben aber  auch  andere  Erfolge  für  möglich  gehalten  wer- 
den, —  sie  aber  alle  gewollt  sind  (eventueller  Vorsatz). 

Die  erstere  Art  wird  im  Talmud  als  Vorsatz  betrachtet, 
die  zweite  —  nicht;  sie  kann  höchstens  nur  in  eine  der 
mehreren  Arten  der  Fahrlässigkeit  übergehen  (also  nicht  sci- 
visse,  sondern  scire  debuisse  ac  potuisse). 

Der  Sinn  dieser  Annahme  ist  unserer  Meinung  nach  der:  beim 
eventuellen  Vorsatz  wird  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  vermutet, 
der  Täter  habe  gar  nicht  im  vollen  Ernst  den  verbrecherischen 
Erfolg  gewollt,  sondern  innerlich  die  Hoffnung  gehegt,  daß  der 
Erfolg  ausbleiben  wird.  Die  Kenntnis  der  Kausalität  und  das 
Wollen  des  Erfolges  müssen  gewiß  sein;  bei  Unkenntnis  und 
Wollen  aller  ist  aber  eigentlich  nur  ein  Wollen  keiner. 

Als  Beispiel  des  dolus  eventualis  im  Talmud  ist  folgender 
Fall  anzuführen:  „Wenn  jemand  einen  Stein  in  eine  Gesellschaft 
von  Juden  und  NichtJuden  hineinwirft,  wobei  ein  Jude  getötet 
wird,  so  ist  man  straffrei"^).  Der  Begriff  des  Mordes  (mit  der 
darauf  gesetzten  Todesstrafe)  im  talmudischen  Rechte  bestimmt 
als  Objekt  der  Tötung  nur  einen  Juden,  ein  jedes  andere  Objekt 
nimmt  dem  Erfolg  seinen  verbrecherischen  Charakter.  Wenn 
somit  der  Täter  einen  Stein  hineinwirft,  der  jedenfalls  einen 
Menschen  (überhaupt)  treffen  und  eine  tödliche  Verletzung 
bewirken  wird,  dabei  aber  nicht  sicher  den  Eintritt  des 
verbrecherischen  Erfolges  (=  Tötung  gerade  eines  Juden)  er- 
wartet, sondern  auch  für  möglich  hält,  daß  ein  NichtJude 
getroffen  wird,  —  so  wird  der  Vorsatz  des  Täters  für  un- 
genügend erachtet,  denn  es  besteht  die  Vermutung,  daß  er  doch 
die  Tötung  des  Nicht  Juden  erwartete  und  auch  wollte. 

Hierher   gehören   aber   auch    noch   andere  Fälle:    „Wenn 


0  Daselbst.   (D''':'K"T2>*'1  D^niD  D*[K  ''J2  b'^  ri^HH  ^)nh)  i:"?  DK  r^^i) 
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Reuben  und  Simon  vor  ihm  stehen,  und  er  sagt,  er  wolle  einen 
von  beiden  treffen;  oder,  wenn  einer  einen  Stein  in  eine  Gesell- 
schaft von  Juden  hineinwirft  —  und  in  beiden  Fällen  der  Täter 
einen  Juden  tötete  — ,  so  ist  er  frei"  ^).  Wenn  wahrlich  wir  im 
allgemeinen  unter  dolus  eventualis  die  Voraussicht  der  Möglichkeit 
von  Verbrechen  und  Vermeiden  desselben  (nicht  ver- 
brecherischer Erfolg)  verstehen  (so  der  oben  gebrachte  Fall),  so 
daß  unsicher  ist  die  Kenntnis  der  Kausalität  zwischen  der  Willens- 
betätigung und  dem  verbrecherischen  Erfolg  überhaupt,  in 
den  zwei  eben  gebrachten  Fällen  aber  jedenfalls  ein  Ver- 
brechenin Aussicht  ist,  so  daß  unsicher  ist  nur  die  oder  jene  Art 
der  Kausalität,  nicht  aber  die  Kausalität  selbst,  —  so  sind  doch 
diese  beiden  Fälle  Fälle  des  dolus  eventualis.  Die  Erklärung: 
wird  geschaffen  durch  das  Besinnen  darauf,  daß  für  den  tal- 
mudischen Mordbegriff  (eines  Juden)  noch  die  Namens- 
bezeichnung des  Verletzten,  soiiiit  auch  die  Aufnahme  des 
Namens  in  den  Vorsatz  notwendig  ist;  so  heißt  es  auch  in  der 
Begründung  des  Talmuds:  „er  muß  durchaus  gesagt  haben, 
er  wolle  jenen  treffen"  ^).  In  diesen  beiden  Fällen  aber  ist 
entweder  der  Name  (oder  die  Persönlichkeit)  des  Verletzten 
wahlweise  (wobei  nicht  beide  Menschen  getötet  werden  müssen)^) 
oder  gar  nicht  angegeben '^). 

Anders  aber  ist  der  folgende  Fall:   „Hat  jemand  von  zwei 
beieinanderstehenden  Menschen  zuerst  einen,  dann  den  zweiten 


^)  Daselbst,    mtas  D^^Klr''  bv  lh  pK  p")!  ;  in^'^^ö  "inb  nöiK 

-)  Daselbst,    ♦p'ii^n^  ^:k  ^:']bSib  "i^K^r  ^r 

^)  Es  felilt  also  die  Kenntnis  der  Kausalität  (da  er  ja  weiß,  daß 
nur  einer  getötet  werden  wird). 

"*)  Es  fehlt  also  die  Kenntnis  des  wichtigen  Tatumstandes  über- 
haupt, somit  auch  des  Erfolges  selbst.  Doch  gehört  dieser  Fall  zu  den- 
jenigen der  „Fahrlässigkeit,  die  sich  dem  Vorsatz  nähert"  ißT\p  3JV>y 
Tlöb) :  so  lautet  die  Bestimmung:  „wenn  jemand  einen  Stein  auf  ötfent- 
liches  Gebiet  geworfen  liat  und  dieser  einen  Menschen  getötet  hat,  so 
wird  er  nicht  verbannt"  (_nbli  I^K  nm  "in")'?  pK  p^Tll)  («H  »mrö 
Ueb.  Bd.  VII,  S.  540).  Vgl.  auch  ^3""?  .D"3  Ueb.  Bd.  VI,  S.  115. 
Siehe  unten. 
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ermordet"^).  Obwohl  auch  da  es  den  Anschein  hat,  als  ob 
der  Täter  mit  eventuellem  Vorsatz  handelt  (er  will  nur 
Reuben  töten;  da  er  aber  ihn  zwischen  den  zwei  Beisammen- 
stehenden nicht  erkennt,  so  tötet  er  beide),  so  ist  doch  die 
Sachlage  verschieden:  der  Täter  kennt  die  Kausalität,  er  weiß, 
daß  seine  Handlung  eben  einen  bestimmten,  mit  Namen 
bezeichneten  Menschen  treflPen  wird,  er  will  auch  den  Er- 
folg; nur  muß  der  Erfolg  durch  einen  Umweg  herbeigeführt 
werden,  durch  eine  zwecklose  Tötung,  die  aber  keinesfalls 
den  Eintritt  des  erwünschten  Erfolges  abhalten  wird.  So 
auch  Tossaphoth :  „obwohl  es  einen  Zweifel  darstellt,  so 
weiß  er  doch  gewiß,  daß  er  notwendig  den  verbreche- 
rischen Erfolg  herbeiführen  wird,  wenn  er  die  beiden  tötet"  ^). 
Bei  einem  anderen  ^)  Verbrechen  aber  (z.  B.  Diebstahl  bei 
zwei  Menschen  mit  eventuellem  Vorsatz,  oder  sogar  bei  Mord 
eines  bestimmt  genannten  mit  eventuellem  Vorsatz  über 
die  Stelle  am  Körper,  die  jedenfalls  tödlich  getroflPen  werden 
wird)  soll  ein  solcher  dolus  genügend  sein,  da,  obwohl  der 
Täter' die  Kausalität  beider  Erfolge  nicht  kannte,  der  Erfolg 
in  beiden  Fällen  derselbe  ist  (für  den  Diebstahlsbegriff 
ist  die  Angehörigkeitsfrage  des  Gegenstandes  unwesentlich, 
ebenso  unwesentlich  ist  für  den  Mordesbegriff  die  Kenntnis 
der  zu  verletzenden  Körperstelle),  die  Kenntnis  der  Kausalität 
also  als  sicher  erscheint  (denn  welcher  Erfolg  auch  eintrete, 
er  ist  begrifflich  immer  derselbe).  Es  ist  somit  im  allge- 
meinen die  Kenntnis  der  konkreten  Tatumstände  eines 
Verbrechens  unnötig;  die  Kenntnis  des  Erfolges  wird  genügend 
durch  die  Kenntnis  der  Tatbestandsmerkmale  ausgefüllt. 


1)  af'tD    .ti^^r^     Ueb.  Bd.  VII,  S.  576.    -17  nK  .1311  1111   IT  riK  121 

2)  (at;3"j?  ,'njo)  OK  nO^K  ^Kll  ^t'?  i^2^^  111^33  :?ir  ^11  pSDI  J^K 
♦Dl^Ott?    13^ 

^)  Wenn  die  Schuld  überhaupt  nur  bei  Mordfällen  untersucht  wird, 
80  ist  es  nur  deshalb,  weil  diese  Frage  da  besonders  ausgearbeitet  ist; 
mit  einigen  Modifikationen  läßt  sich  aber  das  da  Gewonnene  auf  allen 
anderen  Gebieten  erweitern.     Siehe  Frank el,  229,  Anmerk. 
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Anders  aber,  wenn  ein  dolus  eventualis  bei  zwei  begriff- 
lich verschiedenen  Verbrechen  vorhanden  ist^),  (z.  B.  Dieb- 
stahl —  nn''::  —  und  liaub  —  rtb^t: ,  wobei  der  Täter  von 
keinem  die  Kausalität  kennt,  beide  aber  will).  Dieser  Vor- 
satz ist  kein  Vorsatz,  denn,  obwohl  in  den  beiden  Erfolgen 
etwas  Gemeinsames  da  ist,  wozu  die  Kenntnis  und  Wollen 
der  Kausalität  vorhanden  war,  sie  beide  doch  begrifflich 
verschiedene  sind,  so  daß  der  Täter  nicht  die  Kausalität 
eines  bestimmten  Erfolges  kennt  und,  beide  wollend, 
keinen  (vermutlich)  will.  Dieser  Satz  läßt  sich  durch  einfache 
Vergleichung  mit  dem  Mordfalle  gewinnen:  wenn  es  dort  ge- 
heißen hat:  „er  muß  durchaus  gesagt  haben,  er  wolle  jenen 
treffen"  ^),  so  soll  es  da,  in  allgemeinerer  Form,  heißen:  er  muß 
durchaus  gesagt  haben,  er  wolle  jenen  Erfolg  herbeiführen^); 
denn  auch  die  Namenbezeichnung  macht  einen  Erfolg  konkret- 
bestimmt,  auf  den  allein  die  Kenntnis  und  das  Wollen 
gerichtet  sein  müssen,  obwohl  zwischen  den  Tötungen  zweier 
Menschen  etwas  Gemeinsames  da  ist. 

Also  der  Talmud  kennt  den  dolus  eventualis  nicht  bei 
begrifflich  verschiedenen,  sondern  nur  bei  äußerlich 
unterschiedenen  Erfolgen,  die  somit  begrifflich  die- 
selben sind. 

Selbstverständlich  ist  noch  zum  Begriff  des  Verbrechens 
die  Kenntnis  und  das  Wollen  der  Willensbetätigung  selbst, 
die  durch  kausales  Bedingen  den  Erfolg  herbeiführt,  notwendig. 
Doch  ist  diese  Bewußtseinsbeziehung  nicht  da,  in  der  Schuld- 
lehre, zu  betrachten,  da  sie  das  konstitutive  Merkmal  des 
Handlungsbegriffs  als  solchen  bildet,  sofern  er  ohne 
den  Erfolg  untersucht  wird;  wo  also  nicht  die  psychische 
kausale  Verknüpfung  von  Willensbetätigung  und  Erfolg,  sondern 


^)    Also    dolus    eventualis    über    Tatbestandsmerkmale    der 
Verbrechen. 

3)  ♦pnDn)a  "»jk  n^:)bs^  n'r'irEi':'  "iök^u^  "ir 
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die  subjektive  kausale  Verknüpfung  von  Bewußtsein  (Kenntnis 
und  Wollen)  der  Willensbetätigung  und  Willensbetätigung 
selbst  in  Betracht  gezogen  wird  ^). 

Wenn  wir  somit  den  Vorsatz  im  Talmud  als  ein  mit 
Kenntnis  der  Kausalität  der  Handlung  verbundenes  Wollen 
des  Erfolges  bestimmen,  so  haben  wir  den  strafrechtlichen 
Vorsatzbegriflf  noch  lange  nicht  erschöpft,  denn  eine  solche 
Definition  könnte  sowohl  für  eine  straf-,  als  auch  eine  zivil- 
rechtliche, für  eine  rechtswidrige,  wie  für  eine  rechtmäßige 
Handlung  passen.  Es  muß  noch  daher  beim  Täter  eine  Kenntnis 
derjenigen  Merkmale  vorhanden  sein ,  die  die  Handlung  zur 
strafrechtlichen  machen,  und  eine  Kenntnis  der  Rechts- 
widrigkeit der  Handlung^).  Diese  Kenntnisse  gliedern  sich 
nun  in  drei  Arten,  die  alle  zusammen  im  Talmud  für  den 
Vorsatz   gefordert  werden: 

1.  Die  Kenntnis  sämtlicher  gesetzlich  fixierter  Tatbestands- 
merkmale —  ohne  Bewußtsein  des  Verbotenseins  derselben,  — 
die  einen  Bestandteil  der  Kenntnis  der  Kausalität  bildet  (nicht 
aber  Kenntnis  der  konkreten  Tatumstände  des  Verbrechens  — 
Ausnahme  nur  bei  Mord).  Das  Verhältnis  der  beiden  Kennt- 
nisse ist  folgendes:  erstere  ist  eine  Voraussetzung  der  zweiten, 
kann  aber  allein,  auch  ohne  die  zweite  vorhanden  sein;  die 
zweite  ist  ohne  die  erstere  undenkbar.  Der  Täter  muß  also, 
z.  B.  beim  Morde,  wissen,  daß  der  Verletzte  ein  Mensch  (it^k), 
ein  Jude  (bi<^:r^),  ein  lebensfähiges  Wesen  («ü-'^p  p)  ist  (alles 
das  sind  Tatbestandsmerkmale  des  Mordes  im  Talmud).  So 
auch  heißt  es  im  Kommentar  nrkTö  P]Dn  zu  Maimonides:  „dem 
Täter  soll  zu  Bewußtsein  gebracht  werden,  daß  dieses  Stück 
Fleisch  ein  Fett  ist,  oder  daß  der  heutige  Tag  —  Sonnabend  ist"  ^). 

2.  Die  Kenntnis  der  Rechtswidrigkeit,  des  Verbotenseins 
der  Handlung. 

')  Vgl.  Radbruch,  Der  SchuldbegriflF,  Z.  24,  S.  336. 
2)  V.  Liszt,  S.  173. 
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In  diesem  Bewußtsein  ist  auch  das  Bewußtsein  des  anti- 
sozialen oder  antireligiösen  Charakters  der  Handlung  enthalten, 
denn  nur  ein  solches  verbietet  das  Recht.  Was  aber  den  Ein- 
wand betrifft,  daß  man  nicht  alle  Gesetze  kennen  kann  ^), 
so  sorgt  dafür  im  talmudischen  Strafrecht  das  Institut  der 
Warnung  ^). 

3.  Die  Kenntnis  der  Strafbarkeit  der  Handlung  (der  Art 
der  Strafe)  3). 

Auch  bei  diesen  Kenntnissen  ist  eventuelle  Kenntnis,  sofern 
sie  gedacht  werden  kann,  keine  Kenntnis. 

Wir  erhalten  somit  den  talmudischen  Vorsatzbegriff.  Er 
ist  ein  Komplex  von  Bewußtseinsinhalten,  die  sämtlich  die 
Willensbetätigung  begleiten  und  sich  in  folgende  Bestand- 
teile ordnen  lassen:  a)  Kenntnis  der  Kausalität,  b)  Kenntnis 
der  Tatbestandsmerkmale,  c)  Kenntnis  der  Rechtswidrigkeit  des 
Erfolges,  d)  Kenntnis  der  Strafbarkeit,  e)  Wollen  des  Erfolges^). 

Also  Vorsatz  =  die  die  Willensbetätigung  begleitende 
Kenntnis  des  notwendig  —  kausal  herbeigeführten,  tat- 
bestandsmäßigen, verbrecherischen  (rechtswidrigen),  strafbaren 
Erfolges  und  das  Wollen  desselben. 

Doch  wie  soll  es  dem  Gerichte  möglich  sein,  das  Vor- 
handensein dieser  großen  Menge  von  Bewußtseinsbeziehungen 
beim  Täter  festzustellen?  Der  Talmud  kennt  aber  ein  be- 
sonderes,    höchst    originelles     (vielleicht    das    originellste    im 


')  V.  Liszt,  S.  179. 

^)  Darüber  unten. 

^)  Letzteres  nur  im  allgemeinen :  der  Täter  muß  wissen ,  daß  ihm 
die  Todesstrafe,  nicht  eine  Körperzüchtigung  (Mlp'^Ü)  drohe,  nicht  aber 
welche  Todesart. 

■*)  Dieser  Wille  ist  streng  zu  unterscheiden  vom  „Wollen  der  Hand- 
lung". Das  Fehlen  des  ersteren  Willens  schließt  nur  den  Vorsatz  aus 
und  begründet  Fahrlässigkeit  oder  casus,  bezieht  sich  also  nur  auf  die 
psychische  Seite  des  Verbrechens;  das  Fehlen  des  ersteren  Willens 
aber  schließt  überhaupt  die  Handlung  aus  und  verwandelt  sie:  1.  in 
eine  fremde  Handlung,  2.  in  ein  Ereignis,  bezieht  sich  also  auf  die 
objektive  Seite  des  Verbrechens. 
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ganzen  talmudischen  Strafrecht)  Mittel  dazu;  das  ist  das 
Institut  der  sogenannten  Warnung,  Verwarnung  (nKinn)  ^). 
Ihr  Wesen  besteht  darin,  daß  der  Täter  von  zwei  rechts- 
kräftigen Zeugen^)  vor  dem  Verbrechen  gewarnt  werden  müsse 
in  solcher  Art  und  Weise,  daß  ihm  auf  die  vier  Elemente  des 
Vorsatzbegriffes  (das  fünfte  paßt  hierfür  nicht)  —  notwendiger 
kausaler  Zusammenhang  zwischen  der  Willensbetätigung  und 
dem  konkreten  Erfolg,  Tatbestandsmäßigkeit,  Rechtswidrigkeit 
und  Strafbarkeit  des  Erfolges  —  hingewiesen  wird',  worauf 
vom  Täter  die  folgende  Antwort  erfolgen  muß:  „Ich  weiß  es, 
und  dennoch  vollziehe  ich  mein  Verbrechen"  ^). 

Erst  durch  diese  Annahme  der  Warnung  (nK^nn  nbnp)^ 
die  gerade  den  oben  gebrachten  Text  haben  muß  („wenn  er 
nur  antwortet:  ich  weiß  es,  —  so  ist  es  kein  Vorsatz,  bis  er 
sagt:  ich  weiß  und  dennoch  tue  ich  es")*),  wird  der  Vor^ 
satz  (die  Kenntnis  und  das  Wollen)  des  Täters  bekundet  und 
kann  auch  vor  Gericht  als  rechtlich  bewiesen  gelten.  Die 
Warnung  ist  somit  ein  Mittel  zur  Manifestierung  des  ver- 
brecherischen Willens.  Sie  ist  kein  materielles  Merkmal 
des  Verbrechens,  wohl  aber  ein  außerordentlich  wichtiges 
formell-prozessuales  Erfordernis  für  das  Verbrechen, 
sofern  sie  das  materielle  Bestandsmerkmal  der  Schuld  kon- 
statieren läßt.  Wohl  wird  der  Täter  auch  dann  als  Verbrecher 
angesehen,  wenn  das  Vorhandensein  der  Schuld,  bei  Fehlen 
der  Warnung,  von  Zeugen  oder  anderswie  bewiesen  wird ;  doch 


*)  [Vgl.  darüber  auch  Kohl  er,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch. 
XX,  S.  233.  —  Kohler.] 

^)  Dazu  sind  noch  folgende  Gesetzesbestimmungen  zu  bringen: 
„Die  Warnung  kann  auch  vom  Verletzten  selbst  und  sogar  vom  Teufel 
ausgehen"  (Ti:?n  ^SÖ  "'SK  T\t2ii'iV  r^^Mlü).  Maimonides:  „auch  wenn 
er  nur  die  Stimme  der  Warnung  hörte,  den  Warner  selbst  aber  gar 
nicht  gesehen  hat"  (inx"l  xbl  n*inön  b)p  J?Öty). 

4)  b^"^  /-i.^jO  Ueb.  Bd.  VII,  S.  311.  ♦^''''n  mtfiS  Ö"r  "»OK  1?^V  "lÖK  DK 
Daraus  ist  auch  zu  sehen,  daß  die  Kenntnis  allein  nicht  genügt, 
sondern  noch  das  Wollen  nötig  ist. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXV,  Band.  12 
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bedingt  die  verschiedene  Art  des  Beweises  auch  eine  ver- 
schiedene Bestrafung.  So  tritt  bei  Mord  statt  Todesstrafe 
Freiheitsstrafe  im  Gefängnis  (nB''D)  ein. 

Der  Zweck  der  Warnung  ist  nicht  nur,  den  Täter  auf 
die  Rechtswidrigkeit  der  Handlung  aufmerksam  zu  machen 
(=  njnnrr),  denn  dann  hätte  sie  keinen  Sinn  für  den  „Rechts- 
gelehrten" (osn  Tiabn),  für  den  sie  aber  doch  auch  gefordert 
wird  ^),  sondern  um  den  ganzen  verbrecherischen  Willen  ans 
helle  Licht  zu  bringen,  um  ihn  auf  die  Kausalität  seiner  Hand- 
lung, auf  die  Tatbestandsmerkmale  aufmerksam  zu  machen 
und  aus  seinem  Munde  die  Annahme  der  Warnung  offen  zu 
hören  zu  bekommen  (nK^nn  nb^p)^  was  aber  selbstverständlich 
auch  in  Beziehung  auf  den  Gesetzeskundigen  für  das  Gericht 
wichtig  ist  ^). 

Selbstredend  erfüllt  die  Warnung  für  den  Laien  auch  die 
Aufgabe,  auf  die  Rechtswidrigkeit  und  Strafbarkeit  der  Hand- 
lung hinzuweisen. 

Die  Worte  des  Talmuds:  „Die  Warnung  ist  nur  deshalb 
erforderlich,  um  festzustellen,  ob  die  Handlung  wissentlich 
oder  unwissentlich  begangen  wurde"  ^)  bedeuten  auch  das,  was 
wir  da  ausführen,  denn  der  Gegensatz  von  Wissentlichkeit  — 
Vorsatz  und  Unwissentlichkeit  —  Fahrlässigkeit  (m^)  i^]6) 
ist  nicht  nur  auf  die  Frage  der  Kenntnis  der  Rechtswidrig- 
keit zurückzuführen,  sondern  auch  auf  alle  Kenntnisse,  die 
sich  nur  im  Vorsatz  enthalten,  zu  beziehen. 

Fehlt  aber  auch  eines  der  Elemente  der  Warnung,  so  ist 
sie  eine  „zweifelhafte  Warnung"  (psD  nK'inn),  die  nicht  als 
gültige  Warnung  angesehen  wird.  So  z.  B.,  wenn  die  Zeugen 
nicht  gewiß  den  Kausalzusammenhang  der  Willensbetätigung 
mit  einem  bestimmten  Erfolge  behaupten,  so  daß  sie  auch 
einen  anderen  Erfolg  für  möglich  halten;    wenn  ihre  War- 

1)  /n'n  ♦s'''B  ♦'njD  'brt  ♦Dnö^in 

2)  Vgl.  Frank el,  Der  gerichtliche  Beweis,  S.  224. 

3)  bn  /njD   Ueb.  Bd.  VII,  s.  28.  p3  msn'?  K^K  ns^nn  n:n''3  kS 
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nung  also  nicht  die  Form  annimmt:  „werfe  nicht  den  Stein, 
denn  er  wird  gewiß  das  Herz  des  Verletzten  treffen,  was 
für  den  Todeserfolg  hinreichend  ist"  ^),  sondern  nur  die 
folgende:  „werfe  nicht,  denn  der  Stein  kann  vielleicht  das 
Herz  treffen"  (Raschi)  ^).  Wenn  nun  auf  die  letztere  un- 
genügende Warnung  der  Täter  erwidert:  „Ich  weiß,  daß  er 
das  Herz  treffen  kann,  aber  dennoch  tue  ich  es,  damit  ich, 
wenn  ich  den  Verletzten  töte,  des  Todes  schuldig  werde"  ^), 
so  ist  er  straffrei ,  denn  sein  Vorsatz  ist  ein  eventueller, 
denn  es  fehlt  ihm  die  Kenntnis  der  Kausalität  (da  doch  mög- 
lich ist,  daß  er  nicht  treffen  werde  —  ii.n,T  Kb  K^*v^);  zwar 
will  er  die  beiden  Erfolge  (die  Tötung  des  Menschen,  die  ein 
Verbrechen  ist,  und  die  Tötung  z.  B.  eines  Tieres,  die  kein 
Verbrechen  bildet),  die  beide  möglich  sind,  es  muß  aber  die 
Ueberzeugung  von  dem  notwendigen  Eintritt  des  verbrecherischen 
Erfolges  allein  vorhanden  sein.  So  scheint  es  auch  aus  dem 
folgenden  Falle:  „Wenn  z.  B.  Kugelspieler  jemand  getötet 
haben,  so  werden  sie,  wenn  vorsätzlich,  getötet;  man  lehrt 
uns  das,  weil  man  nämlich  glauben  könnte,  die  Warnung  sei 
eine  ungenaue  (zweifelhafte),  weil  man  nicht  weiß,  ob  die  Kugel 
zurückprallen  wird"*).  Also,  es  muß  eine  notwendige,  kausale 
Verknüpfung  von  Handlung  und  Erfolg  vorhanden  sein,  damit 
die  sich  auf  ihr  stützende  Warnung  eine  vollgültige  und  keine 
„zweifelhafte",  und  der  Vorsatz  kein  eventueller  ist. 

Wir  sehen  somit,  daß  in  der  Regel  der  zweifelhaften 
Warnung  (pBD  riKinn)  auf  seiten  der  Zeugen,  auf  Seiten 
des  Täters  eventueller  Vorsatz  entspricht  (sofern  natürlich 
die    Annahme    der    Warnung   seitens    des    Täters    erfolgt   ist). 


1)  ata"j?  /-rnjD    Ueb.  Bd.  VII.    irK  inb  bv  "i'^n  ^"inn  pi^iin  "rj« 

2)  Daselbst,    »inb   hv  ^bn   Kö-^ri   pnTD   bii 

•')  (bn"r  »'ruD)  DK'^:^  ntrir  ""JK  p  ö"ri  'ab  b:>  n^b  'r'ivu?  "»j«  rnv 

^)  M"r   ♦'n:D    Ueb.    Bd.   VII,   S.   328.    im'v:^   "lll^S   pprtti^ü.i   ibK 
♦b")2p  n'iin'i  "itt^''  ^12  K^'^  psD  nKnnn  i^^^ni  inia  rj^nj  tiö3 
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und  die  beiden  Begriffe  eng  verbunden  sind;  —  es  ist  ein 
Satz,  der  zur  richtigen  Erfassung  des  Sinnes  der  Warnung 
von  großer  Bedeutung  ist. 

Ebenso  ist  es  eine  zweifelhafte  Warnung,  wenn  die  Zeugen 
nur  unsicher  die  Rechtswidrigkeit  einer  Handlung  be- 
haupten. 

Wenn  ein  Streit  zwischen  den  Zeugen  und  dem  Täter 
entsteht,  indem  der  letztere  das  für  ungewiß  erklärt,  was  die 
Zeugen  für  sicher  halten,  so  ist  kein  Vorsatz  vorhanden,  son- 
dern nur  eine  Fahrlässigkeit  (in  den  verschiedenen  Formen). 
Es  kann  in  solchem  Falle  nicht  die  Freiheitsstrafe  (na^s), 
von  der  wir  oben  gesprochen  haben,  eintreten,  denn  diese  ist 
nur  dort  an  Stelle,  wo  der  Vorsatz  des  Täters  gewiß,  er  aber 
nicht  von  der  Warnung  begleitet  worden  ist,  oder,  wo  bei 
Vorhandensein  der  Warnung  die  Annahme  derselben  seitens 
des  Täters  nicht  erfolgt  ist,  wo  also  bei  einem  formellen 
Fehler  das  materielle  Vorhandensein  des  Vorsatzes  unzweifel- 
haft ist. 

Der  umgekehrte  Fall,  wo  der  Täter  seine  Handlung  für 
Verbrechen  hält  (und  will),  was  aber  von  den  Zeugen  be- 
stritten wird,  ist  für  die  Vorsatzfrage  indifferent,  da  er  höch- 
stens nur  vom  Standpunkte  des  Versuchs  aus  betrachtet 
werden  könnte,  der  aber  im  Talmud  fehlt. 

Fahrlässigkeit. 

Sie  ist  eine  Art  des  Verschuldens,  sofern  der  Täter  nicht 
die  Begriffsmerkmale  des  Verbrechens  kannte,  die  er  kennen 
könnte  und  sollte,  um  den  eingetretenen  Erfolg  vorsätz- 
lich nicht  zu  verursachen  (oder  um  den  nicht  eingetretenen 
Erfolg  vorsätzlich  zu  bewirken).  Der  Begriff  der  Fahr- 
lässigkeit läßt  sich  somit  aus  dem  des  Vorsatzes  entwickeln 
und  enthält  folgende  Fassung: 

Fahrlässigkeit    ist    a)   gänzlich    fehlende  ^)    oder    b)    auf 

0  Also  eine  Handlung  ohne  jede  psychische  Beziehung  auf  den 
Erfolg. 
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einem   Irrtum   beruhende,    aber    a)  sein   oder    b)  richtig  sein 
sollende  und  sein  könnende  Kenntnis: 

a)  der  Kausalität  der  Handlung:  ignorantia  facti, 

b)  der  Tatbestandsmerkmale:  „  „ 

c)  der  Rechtswidrigkeit:  ignorantia  juris  ^). 

d)  der  Strafbarkeit:  „  „ 

Jede  dieser  Fahrlässigkeiten  heißt  somit  im  Talmud 
ijViy.  Das  Maß  des  Könnens  der  Kenntnis  wird  im  modernen 
Recht  zur  Prüfung  und  Feststellung  dem  Richter  überlassen, 
der  die  Frage  jedesmal  nach  Maßgabe  der  besonderen  Um- 
stände entscheidet,  —  der  Talmud  aber  sucht  äußerliche  und 
allgemeine  Kriterien  aufzustellen,  bei  denen  immer,  in  jedem 
Falle,  die  Kenntnis  möglich  wäre  ^).  Wenn  aber  die  Kennt- 
nis unmöglich  ist,   so  heißt  der  Fall  Zufall  (djik)  (casus) ^"•'^). 

Selbstverständlich  ist  bei  der  Fahrlässigkeit  die  Warnung 
begrifflich  unmöglich,  denn  wäre  sie  vorhanden,  so  könnte  sie 
entweder  vom  Täter  angenommen  worden  sein  —  dann  wäre 
sie  eben  Vorsatz  —  oder  nicht  angenommen,  dann  hieße 
sie  aber  ein  unvollständiger  Vorsatz,  der  bei  Mordverbrechen 
mit  Freiheitsstrafe  geahndet  wird. 

Wenn  bei  „zweifelhafter  Warnung",  die  vom  Täter  an- 
genommen wird,    kein  Vorsatz,  aber  doch  Fahrlässigkeit  be- 


^)  Ignorantia  juris  ist  also  möglich  in  Form  von  1.  Irrtum  (also, 
wenn  er  meint,  daß  seine  Handlung  rechtsmäßig  ist  ^i^\^Ki  lÖlK),  2.  gänz- 
licher Nichtbesinnung  auf  die  Rechtseite  der  Handlung.  Heute,  wo  diese 
Kenntnis  nicht  gefordert  wird,  schadet  auch  ihr  Fehlen  nicht. 

2J  Siehe  Kohler,  S.  230. 

^)  Zufall  für  den  Täter,  also  für  seine  Schuldmöglichkeit,  nicht 
aber  objektiv. 

^)  Der  Begriff  D31K  ist  uns  somit  bei  allen  Elementen  des  Ver- 
brechensbegriffs begegnet:  er  bedeutet  in  allen  Fällen  das  Fehlen  eines 
der  Merkmale  des  Verbrechens.  Als  „Unmöglichkeit  des  Willens  zur  Hand- 
lung" (vis  absoluta)  schließt  er  die  Handlung  aus,  als  „Unfreiheit  der 
Willensbestimmung"  (vis  impulsiva  [z.  B.  die  Drohung])  schließt  er  die 
Rechtswidrigkeit  aus,  als  „Unmöglichkeit  der  Voraussicht  des  Er- 
folges" schließt  er  die  Schuld  aus  (casus  [^V'D  mriS**i^    ♦"[Wi«  '^^^D- 
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gründet  wird,  so  ist  sie  nicht  auf  die  Warnung  als  solche 
zurückzuführen,  sondern  auf  sein  eigenes  Bewußtsein,  wobei 
sein  Fehler  gerade  darin  besteht,  daß  er  sich  auf  die  Warnung 
verlassen  hat. 

Die  größte  Zahl  der  Fahrlässigkeiten  wird  diejenige  sein, 
wo  a)  gänzlich,  b)  die  Kenntnis  der  Kausalität  der  Handlung 
fehlt,  somit  auch  alle  übrige  Kenntnis  fehlt.  Am  wenigsten 
werden  diejenigen  sein,  wo  die  Kenntnis  der  Rechtswidrigkeit 
oder  der  Tatbestandsmäßigkeit  fehlt. 

Wir  gehen  nun  zur  Betrachtung  dieser  Fälle  über,  wobei 
wir  auf  weitere  Unterscheidungen  innerhalb  des  Fahrlässig- 
keitsbegriffs stoßen  werden. 

„Wenn  jemand  in  den  Laden  eines  Tischlers  unbefugt 
eintritt,  und  ein  Span  abprallt  und  ihm  ins  Gesicht  schlägt, 
und  er  stirbt,  so  ist  dieser  frei  von  der  Verbannungsstrafe 
(da  er  sie  nicht  verdient  hat);  ist  er  aber  mit  Befugnis 
eingetreten,  so  ist  er  frei  von  der  Verbannungsstrafe  (da  sie 
für  sein  Verbrechen  ungenügend  ist)"^).  Es  handelt  sich  hier 
um  einen  Fall  von  fahrlässiger  Tötung  eines  Menschen,  die 
im  Talmud  im  allgemeinen  mit  Verbannungsstrafe  (nib:)  '^) 
belegt  wird.  Nun  wird  aber  Fahrlässigkeit  nur  dann  geahndet, 
wenn  der  Erfolg  vorausgesehen  werden  konnte,  wo  also  nach 
Maßgabe  der  konkreten  Sachlage  die  Kenntnis  der  Kausalität 
des  Erfolges  möglich  war.  Eine  solche  Sachlage  unterscheidet 
sich  also  einerseits  von  einer,  die  die  Voraussicht  sehr  schwer 
oder  fast  gar  nicht  aufkommen  läßt  und  die  daher  nur  den  casus 
in  der  Schuld  bedingt,  anderseits  aber  von  einer  solchen,  bei 
der  die  Voraussicht  nicht  nur  möglich,  sondern  auch  geboten 
ist,  so  daß  die  Fahrlässigkeit  fast  in  Vorsatz  übergeht  (denn 
es  ist  sogar  eine  böse  Absicht  zu  vermuten).  Ein  solcher  Fall 
von  reiner  Fahrlässigkeit  ist  derjenige,    der  in  der  Bibel  ge- 

1)  ^:i"b  tp''^  Ueb.  Bd.  VI,  s.  114.  r\r:;^2  ihv  ^y:  btr  im^nS  ü:^:n 
D33J  DK1  umb^m  n^b  ^itr  Kb*!)  mtDB  n^i  vjs  bv  .•^nsisi  nrpn  nrnr 
.(m'?:Q  r^b  ■'üd  k^^)  "iitas  nr^^'in 

2)  Ueber  diese  Strafe  vgl.  K  o  h  1  e  r ,  S.  239 ;  G  r  o  n  e  m  a  n  n  ,  S.  43S  W. 
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nannt  wird  und  als  klassischer  gilt:  Wenn  einer  im  Walde 
von  einem  unvorsichtigen  Holzhacker  erschlagen  wird,  so  ist 
dieser  zu  verbannen  ^). 

Der  Wald  ist  ein  kollektives  Gut,  so  daß  der  Eingang 
in  ihn  jedermann  frei  steht  („sowohl  der  eine  —  der  Täter, 
als  auch  der  andere  —  der  Verletzte  tritt  in  ein  ihm  zur  Ver- 
fügung stehendes  Gebiet")^)  und  somit  auch  jedem  dort 
Arbeitenden  die  Pflicht  auferlegt  wird,  mit  genügender  Vor- 
sicht zu  handeln,  anderseits  aber  hat  der  Arbeitende  keinen 
besonderen  konkreten  Impuls  zur  besonderen  Vorsicht  er- 
halten (es  wird  angenommen,  daß  der  Täter  den  Verletzten 
bei  Hereinkommen  des  letzteren  in  den  Wald  auch  nicht 
gesehen  hatte),  deren  Fehlen  sogar  an  einen  Vorsatz  denken 
ließe.  Er  sollte  im  allgemeinen  vorsichtig  handeln,  und 
soll  daher  mit  Verbannung  gestraft  werden.  Anders  aber  ist 
es,  wenn: 

a)  der  Verletzte  ohne  Erlaubnis  in  ein  fremdes 
Haus  gekommen  ist,  wo  dieselbe  Handlung  geschehen  ist;  wenn 
also  der  Eigentümer  —  der  Verletzer  keine  besondere,  aber 
auch  keine  allgemeine  —  wie  im  Walde  —  Pflicht  hatte,  sich 
zu  hüten,  —  dann  nähert  sich  die  Fahrlässigkeit  dem  Zufall, 
und  heißt:  DJiKb  nnp  :!:ity  (Fahrlässigkeit,  die  sich  dem  Zu- 
fall nähert). 

b)  der  Eigentümer  dem  Verletzten  die  Erlaubnis  ge- 
geben hatte,  in  seinen  Hof  sofort  einzutreten,  so  daß  er  eine 
besondere  konkrete  Pflicht  übernommen  hat,  Vorsicht  zu 
üben.  Hier  sagt  Tossaphoth :  „er  solle  ja  wissen,  daß  nicht 
umsonst  der  Verletzte  von  ihm  die  Erlaubnis  erbeten  hat, 
sondern  nur,  weil  er  in  seinen  Hof  eintreten  wollte"^).  In 
diesem  Falle   ist  ein  Uebergang  der  Fahrlässigkeit   zum  Vor- 


')  Deuter.  19. 

2)  bn"b  ,p"'2  Ueb.  Bd.  VI,  S.  114.   ♦Djaj  imtT^b  ^))  üi^i  ^t\W^b  nt 

3)  Daselbst.  üViTü  K^^K  r\w^  ijöü  ^«"irr  Don  br  Kb'iT  v^'^h  'h  n\"7ty 
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satz    zu    erblicken,    und    die   Schuld    wird    als   tiö"?  nnp   j:n^» 
(Fahrlässigkeit,  die  sich  dem  Vorsatz  nähert)  bezeichnet. 

In  den  beiden  soeben  besprochenen  Fällen  ist  die  Ver- 
bannungsstrafe ausgeschlossen,  da  der  Täter  im  ersten  Falle 
so  viel,  im  zweiten  aber  so  wenig  nicht  verdient  hat. 

Auch  in  diesen  letzteren  beiden  Fällen  ist  anzunehmen, 
daß  der  Täter  den  Verletzten  beim  Eintreten  in  seinen  Hof 
nicht  gesehen  hat.  Anders  aber  ist  es  zu  beurteilen,  wenn 
der  Täter  den  Verletzten  beim  Hereinkommen  gesehen  hat, 
dann  ist  auch  beim  Fehlen  der  Erlaubnis  (niii^li  xb»r)  die- 
jenige Art  der  Fahrlässigkeit  anzunehmen,  die  wir  „dem  Vor- 
satz nahe**   (Tlüb   m^p)  genannt  haben. 

Zur  Kategorie  der  »reinen"  Fahrlässigkeit  gehört  auch 
der  folgende  Fall:  wenn  der  Eintritt  in  den  fremden  Hof  zwar 
ohne  konkrete  Erlaubnis  geschehen  ist,  aber  vom  Verletzten 
auf  Grund  eines  irgendwelchen  Rechtstitels  ausgeübt  wird, 
wodurch  also  ein  für  allemal  die  Erlaubnis  gegeben  ist;  wenn 
also  z.  B.  „der  Verletzte  den  Durchgang  durch  den  Hof  auf 
Grund  eines  Kaufes,  einer  Schenkung,  einer  unentgelt- 
lichen oder  bezahlten  Miete  besitzt"  (Tossaphoth)  ^).  Da  ist 
a)  zwar  eine  konkrete  Erlaubnis,  die  zur  besonderen  so- 
fortigen Vorsicht  zwinge,  nicht  vorhanden,  wie  oben,  wo 
„der  Verletzte  um  Erlaubnis  bittet,  auf  eine  kurze  Zeit 
in  den  Hof  einzutreten,  wo  also  der  Eigentümer  weiß,  daß 
jener  sofort  eintreten  wird,  da  er  bei  ihm  um  Erlaubnis  ge- 
beten hat"  ^),  b)  dabei  aber  doch  eine  allgemeine  Pflicht 
zur  Vorsicht,  auf  Grund  des  vereinbarten  Rechtstitels,  besteht, 
da  der  Täter  doch  weiß,  daß  „der  Eigentümer  des  Hofes  nicht 
mehr  dem  Verletzten  den  Eingang  verbieten  kann"  ^),  daß  er 
ihn    vielmehr   immer   erwarten   kann  (immer,  aber  nicht  so- 


0  Daselbst.  ♦DI'^^Drn  1K  n'?KrD  1K  njnün  1K  "12^2  1K  IDirO  "]*TT  )b  c^-^ 

2)  Daselbst.    DiiD^'^T   KT:  v^vi  ^V'^  ^sh  ü):^'^b  m^n  bxVkT  D-IK 

3)  Daselbst,    vhv  msj?':'  bi^^  'nstnn   bv^  pK 
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fort  —  'in'r'Kb).  Der  Fall  gehört  daher  zur  reinen  Fahrlässig- 
keit, die  mit  Verbannung  gestraft  wird. 

Es  sind  somit  bei  den  besprochenen  Fällen  folgende  Grade 
der  Fahrlässigkeit  zu  unterscheiden: 

I.  Der  Verletzer  hat  den  eintretenden  Verletzten  nicht 
gesehen: 

1.  Es  war  eine  allgemeine  Pflicht  zur  Vorsicht  vor- 
handen (z.  B.  der  Wald,  wo  die  Erlaubnis  zum  Eintreten  un- 
nötig ist,  oder  ein  fremder  Hof  mit  Rechtstitel,  wo  die  Er- 
laubnis für  immer  gegeben  ist)  =  culpa  levis  (jjiu?),  reine 
Fahrlässigkeit,  Verbannungsstrafe  (m^:!). 

2.  Es  war  eine  besondere  Pflicht  zur  Vorsicht  vor- 
handen (Erlaubnis  bei  einem  fremden  Hof)  =  culpa  lata  (j:nt2T 
TTö'?  3*!^p) ,  Fahrlässigkeit,  die  sich  dem  Vorsatz  nähert, 
keine  Verbannungsstrafe. 

3.  Es  war  keine,  auch  keine  allgemeine  Pflicht  zur 
Vorsicht  vorhanden  (Eintreten  in  einen  fremden  Hof  ohne  Er- 
laubnis) =  culpa  levissima  (d:ik^  n^ip  j^Tvi'),  Fahrlässigkeit, 
die  sich  dem  Zufall  nähert,  keine  Verbannungsstrafe. 

n.  Der  Verletzer  hat  den  Verletzten  gesehen  (inK^ 
D32d);  da  ist  culpa  lata  auch  beim  Wald  oder  Eintreten  in 
einen  fremden  Hof  ohne  Erlaubnis  anzunehmen  ^  "•  ^). 

Diese  Unterscheidung  der  Fahrlässigkeitsarten  gilt  selbst- 
verständlich auch  für  andere  Fälle,  so  daß  sie  begrifflich  fixiert 
bei  Maimonides  auftreten  ^).  Dabei  ist  diese  Unterscheidung 
auch  bei  allen  Bedeutungen  der  Fahrlässigkeit,  ignorantia  facti 
oder  juris,  gültig. 

Weitere  Fälle  der  Fahrlässigkeit: 

„Die  Regel  hierbei  ist:  wenn  nur  jemand  von  einer  Leiter 


^)  Wir  haben  somit  da  zweimal  culpa  lata:  a)  bei  augenschein- 
licher Kenntnis  des  Hereintretens  (nv»r"in  i<'?r  ^"S]^K  MK^),  b)  bei  ver- 
standesgemäßer Kenntnis  ():ii<i  iüb'2;  ''"s:?K  nr^r^in). 

^)  Es  ist  im  Talmud  noch  eine  Interpretierung  da,  die  wir  aber 
übergehen  müssen, 

3)  ^n  ♦«  'n  /i  'a  ♦n:s:n  'bn  ♦aniann 
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herabsteigt  und  auf  einen  Menschen  fällt  und  ihn  tötet,  so 
wird  er,  als  fahrlässiger  Töter,  verbannt;  wenn  aber  das  nicht 
beim  Herabsteigen  geschieht,  so  wird  er  nicht  verbannt"  ^). 

Der  Talmud  sucht  da  ein  allgemeines  Kriterium  der  Fahr- 
lässigkeit aufzustellen:  beim  Herabsteigen  ist  immer  reine 
Fahrlässigkeit  anzunehmen,  daher  auch  —  Verbannungsstrafe; 
beim  Fallen  aber,  das  nicht  beim  Herabsteigen  geschieht,  ist 
keine  Fahrlässigkeit,  sondern  vielmehr  Zufall  anzunehmen,  da 
der  Täter  bei  solchen  Fällen  den  Erfolg  nicht  voraussehen 
kann,  daher  auch  —  keine  Verbannungsstrafe.  Beispiele  für 
diese  allgemeine  Regel  sind  an  derselben  Stelle  gebracht: 
„W^enn  jemand  eine  Walze  schiebt,  und  sie  auf  einen  fällt 
und  ihn  tötet,  oder  ein  Faß  herabläßt,  und  es  auf  einen  fällt 
und  ihn  tötet,  oder  von  einer  Leiter  herabsteigt  und  auf  einen 
fällt  und  ihn  tötet,  so  wird  er  in  eine  Zufluchtsstadt  verbannt; 
wenn  aber  jemand  eine  Walze  zieht  und  sie  auf  einen  fällt  und 
ihn  tötet,  oder  ein  Faß  heraufzieht,  und  der  Strick  reißt  und 
es  auf  einen  fällt  und  ihn  tötet,  oder  auf  eine  Leiter  steigt, 
und  auf  einen  fällt  und  ihn  tötet,  so  wird  er  nicht  ver- 
bannt ^)". 

Also,  das  Faktum  des  Herabsteigens  als  solches,  ohne 
Rücksicht  auf  die  besonderen  Umstände,  wird  generell  als 
Symptom  der  Fahrlässigkeit  angenommen.  (Die  Regel  ist  von 
einem  Bibelspruch  abgeleitet.)  Maimonides  aber  sucht  diesen 
Grundsatz  auch  logisch  zu  rechtfertigen;  er  sagt:  „denn  das 
Fallen  beim  Herabsteigen  ist  sehr  üblich  zu  jeder  Zeit  und 
sollte  erwartet  werden,  da  die  Natur  der  Schwere  darin  be- 
steht, geschwind  zu  Boden  zu  sinken  — ,  daher  soll  der  Täter, 
der  das  nicht  beachtet  hatte,  verbannt  werden;  das  Fallen 
beim  Aufsteigen  aber  erscheint  wie  ein  Wunder  und  ist  als 
Zufall  zu  betrachten"  ^). 

>)  ^"t  ♦niDö  Ueb.  Bd.  vii,^s.  537.  n'?!:  ifiTi^  "j-nntt^  '^d  bbzr^  nt 

2)  Daselbst. 

3)  nvnb  Kin  nT\p  y^1^  p-^irib  c'nv^.  nnz  ^u'ö  hS^bj  *i"n  nn*v:r 
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Mehr  noch,  der  Talmud  bestimmt:  „Wenn  das  Herabsteigen 
zum  Zwecke  des  Aufsteigens  geschieht,  so  wird  der  Täter 
nicht  verbannt"  ^),  denn  da  wird  ein  Zufall  angenommen,  ob- 
wohl es  sich  um  das  Herabsteigen  handelt. 

Weitere  objektive  Kriterien  werden  in  folgenden  Fällen 
angegeben:  „Der  Feind,  der  fahrlässig  getötet  hat,  wird  nicht 
verbannt"  ^),  denn  es  ist  in  diesem  Falle  „Fahrlässigkeit, 
die  sich  dem  Vorsatz  nähert"  (i^)üb  ni*ip  J:i1ti^)  anzunehmen. 
Eine  Meinung  will  in  solchem  Falle  sogar  einen  vollen  Vor- 
satz sehen.  Wann  wird  aber  ein  Mensch  in  Beziehung  auf 
seinen  Nächsten  als  Feind  (i^jir)  betrachtet?  Auch  dafür 
ist  eine  allgemeine  Regel  aufgestellt:  „sofern  einer  mit  dem 
anderen  drei  Tage  nicht  gesprochen  hat"  ^). 

Es  wird  überhaupt  ein  Kriterium  aufgestellt,  um  Fälle 
der  „reinen  Fahrlässigkeit"  von  denen  einer  „Fahrlässigkeit, 
die  sich  dem  Vorsatz  nähert",  zu  unterscheiden:  „die  Regel 
hierbei  ist:  wenn  anzunehmen  (zu  vermuten)  ist,  er  habe 
ihn  absichtlich  getötet,  so  wird  er  nicht  verbannt;  er  habe 
ihn  unabsichtlich  getötet,  so  wird  er  verbannt"^),  also:  dort, 
wo  man  die  Kenntnis  des  Täters  vermuten  kann  (Kinir 
^'i^i^b  ^13''),  ist  „Fahrlässigkeit,  die  sich  dem  Vorsatz  nähert" 
anzunehmen;  wo  man  die  Kenntnis  gewiß  feststellen  kann 
(bei  Warnung),  ist  Vorsatz ;  wo  man  die  Unkenntnis  ver- 
muten kann,  ist  „reine  Fahrlässigkeit"  anzunehmen  (wobei 
aber  die  Vermutungen  auf  Grund  verschiedener  objektiver 
Kriterien  gemacht  werden). 


IP^m   ^r2T^   n^i   ab)   b^Kim   n^in^n   nta^H  '^-l^^  ^m  in::n  r^itfl  ^"irru^ 
•1021  xm  k':'©  i^D  ri^bv  nv'^'^  ^b^^:  b^^  nb:!^  nT"i^  siv^^  ns''  rty^ö 

1)  b:  rl^2f2  Ueb.  Bd.  vii,  s.  538.  *nb^^  ij-'X  ."r^b:?  "i"ni:  i^-^riv  hti^  '^eki 

2)  b"ta  .niD^    Ueb.  Bd.  VII,  S.  546.    »nbij  i^K  {T-,:r^^  y^r^'^)  Kiiirr 

3)  ♦D'^Ö"'    'J   lör    ^^1    Kb'^»   b^     Maimonides.     ♦Hin^    'bn    ♦Dnü'in 

♦"•  'n  ♦'!  'S 

^)  b"to  ,rn3ü   Ueb.  Bd.  VII,  S.  546.    ^i^i^b  Si3^  Ki.ity  b::  bb::r\  n? 
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Der  verschiedensten  Fülle  der  F'ahrlässigkeit  lassen  sich 
unzählige  bringen,  wir  heben  aber  da  nur  noch  einige  heraus: 
„Wenn  der  Gerichtsdiener  dem  Delinquenten  einen  Schlag 
mehr  gegeben  hat,  und  dieser  gestorben  ist,  so  wird  er  dieser- 
halb  verbannt"  ^).  Es  ist  hier  ein  Fall  der  einfachen  Fahr- 
lässigkeit, denn  der  Gerichtsdiener  hat  nur  den  Befehl 
erhalten,  die  Strafe  zu  vollziehen,  wobei  aber  das  Zählen  der 
Schläge  dem  Richter  übertragen  ist,  der  eigentlich  geirrt  hat  -) ; 
wenn  auch  der  Vollzieher  vorsichtig  handeln,  also  das  Zählen 
prüfen  sollte,  so  ist  doch  diese  Pflicht  eine  sekundäre,  eine 
nebensächliche.  Es  ist  daher  bei  ihm  nicht  „Fahrlässigkeit, 
dem  Vorsatz  nahe",  wie  bei  den  Richtern,  anzunehmen. 

„Wenn  jemand  einen  Stein  auf  öffentliches  Gebiet  geworfen 
und  damit  einen  Menschen  getötet  hat,  so  wird  er  nicht  ver- 
bannt" ^),  denn  diese  Fahrlässigkeit  nähert  sich  dem  Vorsatz,  es 
ist  Vorsatz  zu  vermuten^),  denn  „er  sollte  doch  daran  denken, 
daß  auf  öffentlichem  Gebiet  Menschen  (Juden)  vorhanden  sind"  ^), 
somit  konnte  er  also  auch  den  Willen  zum  Erfolg  gehabt  haben. 

„Wenn  jemand  einen  Stein  im  Schöße  hatte,  ohne  es  ge- 
merkt zu  haben,  und  als  er  aufgestanden,  dieser  herab- 
gefallen ist,  so  ist  er  frei  von  Verbannung,  wenn  der  Stein 
auf  einen  Menschen  fällt  und  ihn  tötet",  denn  es  fehlt  hier 
sogar  die  Fahrlässigkeit  (die  nur  dann  vorhanden  ist,  wenn 
der  Täter  von  Anfang  an  vom  Steine  wußte)  ^). 

1)  ^yb  *p"2  Ueb.  Bd.  VI,  S.  115.  nt  ^nn  nöi  nns*  nri^n  ^b  ^''ü^n 
♦n^  bv  rlb^} 

2)  K^Jön  t:v^  .-fsu  xr'^n 

3)  Daselbst,    nb^:  irK  nm  D^n^in  nv»r'ib  pi^n  nK  p^ntn 

^)  Voller  Vorsatz  ist  aber  da  nielit  vorhanden,  da  eben  sein 
Vorsatz  ein  eventueller  war  (denn  es  fehlte  die  Kenntnis  der  Kau- 
salität des  Erfolges  —  der  Tötung  eines  Juden,  es  waren  ja  auf  der 
Straße  auch  NichtJuden),  es  fehlte  somit  die  Ueberzeugung  in  seinem 
vollen  Willen. 

^)  /tyj''K  ^n^D'c;  D^n"in  m^^^nn  nnr^f«  ^p^Di<b  n^b  ^rn^Ki 

«)  bV'D  »p-n    Ueb.  Bd.  VI,  s.  92.    üb^  p^n^  i'?  nmiQ  pK  nmi 

nrK)  i^Mi;  a:  na  «^'''r'i  (m'rjö)  iitas  (n^i  an«  b::)  n'rBii  n^rT  hd  Tsn 

.(K^ipu^'a  ^V^''^^  b":i^  KDr-n  pn  nr^"«  km 
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„Wenn  er  aber  gewußt  hat,  daß  er  einen  Stein  im  Schöße 
hat,  aber  es  vergessen  hat,  und  als  er  aufgestanden,  dieser 
herabgefallen  ist,  so  wird  er  mit  Verbannung  bestraft,  denn 
er  hatte  ja  die  notwendige  Kenntnis"^),  da  ist  Fahrlässigkeit 
anzunehmen. 

„Wenn,  nachdem  der  Stein  aus  der  Hand  des  Täters  ge- 
fahren war,  der  Verletzte  seinen  Kopf  hervorgestreckt  hat 
und  er  getroffen  wurde,  so  ist  der  Täter  frei  von  der 
Verbannungsstraf e"  ^).  Die  Kausalität  ist  da  vorhanden, 
Fahrlässigkeit  fehlt,  da  eben  ein  solcher  Erfolg  außerhalb 
jeder  Voraussicht  steht.  Dennoch  haftet  dabei  der  Täter 
zivilrechtlich,  in  Form  von  Zahlung  der  „vier  Dinge"  (n:?n"ib« 
D^^i^i).  Wenn  aber  gefragt  werden  kann,  warum  man  ersatz- 
frei ist  im  Falle:  „Wenn  jemand  ein  Gerät  von  der  Spitze 
eines  Daches  herabgeworfen,  und  ein  anderer  die  untenliegenden 
Kissen  fortgenommen  hat"  ^),  wo  auch  eine  solche  weitgehende 
Fahrlässigkeit  angenommen  werden  könnte,  —  so  ist  darauf 
zu  antworten :  das  Fehlen  der  Kausalität  der  Handlung  ist 
noch  kein  Grund  dazu,  da  auch  Bedingungen  (kö'i:!)  zivil 
haftbar  machen;  es  fehlt  aber  in  diesem  Falle  auch  völlig  die 
Möglichkeit  der  Voraussicht  des  Erfolges,  da  „er  nicht  darauf 
rechnen  konnte,  daß  man  die  Kissen  wegnehmen,  und  dadurch 
das  Gerät  zerbrochen  werden  wird"   (Tossaphoth)  *  "•  ^). 


0  Daselbst.  ♦.•n^T'  ^''b  "•in  K,*!^  Mi^ji  s''\-7  n'^ssoi  iöi?i  nnDtTi  na  ^''irr 

2)  ayJ^  ^p"'2   ueb.  Bd.  VI,  s.  116.    i<^:i'\n)  IT  nnnö  pK  nnrtt?  "«la 

3)  Siehe  oben  S.  47. 

4)  D^'^n.l  IIDtr^l  D^^ISn  )pbO'''^  ni^n"?  h  pKT,  natürlich  handelt 
es  sich  um  Fälle,  wo  man  die  wahre  Gesinnung  des  Täters  nicht  er- 
schließen kann. 

^)  Es  scheint  aber  doch  im  schroffen  Gegensatze  mit  dem  Grund- 
satz zu  stehen:  „Der  Mensch  ist  stets  haftbar,  ob  er  vorsätzlich  oder 
fahrlässig,  ob  er  wachend  oder  schlafend  gehandelt  hat"  OJ^IÜ  Ö1K 
y^'^  p  "11?  pn  Tl^  p  JJlir  pn  nb)vb),  wo  also  bei  ziviler  Haftung  nur 
die  Kausalität  festgestellt  werden  muß,  um  dann,  die  Schuldfrage  außer 
acht  lassend,  die  Strafbarkeit  zu  begründen. 


190  Steinberg. 

Wenn  wir  in  der  Lehre  von  der  Kausalität  eine  große 
Aehnlichkeit  zwischen  dem  Zivil-  und  Strafrecht  konstatieren 
können,  so  ist  dagegen  der  Gegensatz  zwischen  den  beiden 
Rechten  in  der  Schuldlehre  zu  betonen.  Da  ist  es  auch  klar 
vom  Talmud  formuliert:  „Hinsichtlich  der  zivilen  Haftbarkeit 
gleicht  die  fahrlässige  Handlung  der  vorsätzlichen  und  die 
genötigte  der  willigen,  beim  Mordverbrechen  aber  gleichen 
diese  Handlungen  einander  nicht"  ^). 

Auch  in  dem  anderen  großen  Gebiet  der  Haftung  des 
Menschen  für  das  Tier  sind  dieselben  Grundsätze  maßgebend. 
Es  wird  Fahrlässigkeit  des  Menschen  nur  bei  der  Möglichkeit 
der  Voraussicht  seitens  des  Menschen  der  Handlung  des  Tieres 
und  des  Enderfolges  angenommen  und  gestraft,  d.  h.  nur  bei 
Typizität  der  Handlung  und  des  Erfolges '--' "•  ^).  Die  Typizität 
wird  aber  für  bestimmte  Tiere  und  Dinge  vom  Talmud  selbst 
festgestellt  und  in  klare  feste  Begriffe  fixiert  (so  z.  B.  ipTrr 
p'^trib  injiD  pp  ,p'i:b  irr^tr:?  rhnn  oi:£ö  u.  s.  w.).  Die  Betrachtung 
dieser  aller  Begriffe  steht  außerhalb  unserer  Arbeit. 

Wir  haben  zuletzt  noch  ein  Gebiet  zu  betrachten,  wo 
auch  von  der  Fahrlässigkeit  die  Rede  sein  kann,  —  das  ist  das 
Gebiet  der  Gromobedingung.  Die  Straffreiheit  wird  in  solchen 
Fällen  außer  dem  Grunde  des  Fehlens  der  Kausalität  oft  auch 
noch  durch  das  Fehlen  der  Schuld  begründet.     Hierher  gehören 


1)  ^V'r  -'nJD  Ueb.  Bd.  VII,  s.  327.  DJiKi  Ti!2D  iiw  nn  ntri?  ppTi 
♦p::"i3  DJ1K1  t:^3  :jiViy  in  n'vri?  x^  n::n  p:r"i2 

^)  Vorsatz  ist  in  diesen  Fällen  unmöglich,  denn  dann  ist  auch 
bei  Untypizität  (HTT^IX  Mih)  der  Täter  verantwortlich  zu  machen,  denn 
sonst  käme  man  zu  dem  unsinnigen  Resultate,  daß  ein  Mensch,  der  vor- 
sätzlich das  raffinierteste,  noch  nie  dagewesene  Verbrechen  ausgeführt 
hätte,  straffrei  wäre. 

^)  Als  einziges  Beispiel  soll  folgende  Stelle  dienen:  „wenn  ein  Rind 
ein  loses  Hörn  in  den  Mund  nimmt  und  damit  stößt,  so  kann  man  bei 
einer  solchen  ungewöhnlichen  Führung  des  Tieres  vom  Eigentümer 
nicht    die    Voraussicht    und    das    Hüten    davor    fordern".     (.Itt^l^D  pp 

iii^'^b  D^bris'?  n\'i  xbi  *]3n  r\^^i  pK  cnn  nnj:i  .Tr*vy  pn  niaran  ninNu» 
♦m  nn^iö  [t-n  ,p"n    Ueb.  Bd.  vi,  8.  5].) 
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die  Fälle,  wie:  „Wenn  das  Eisen  (die  Axt)  vom  zu  spaltenden 
Holz  zurückprallt;  wenn  vom  zu  spaltenden  Holz  ein  Span 
abspringt;  wenn  jemand  eine  Erdscholle  gegen  eine  Dattel- 
palme wirft,  und  Dattöln  herabfallen  und  einen  töten"  ^). 

Wo  die  Handlung  des  Menschen  nur  Bedingung  ist,  also 
den  Erfolg  nur  bedingt  hat  (denn  wäre  überhaupt  keine 
Bedingtheit  vorhanden,  so  sollte  man  auch  beim  Vorsatz 
straffrei  sein),  fehlt  auch  die  Möglichkeit  der  Voraussicht  des 
Erfolges,  da  die  Wirkung  sich  doch  erst  mittelbar,  indirekt 
äußert  („denn  der  Erfolg  rührt  nicht  von  seiner  eigenen  Kraft, 
sondern  von  einer  sekundären  Kraft  her"  — meint  der  Talmud 
an  dieser  Stelle)^).  Maimonides  sagt  mit  Recht  dazu:  „es 
ist  also  als  Zufall  zu  betrachten"  ^).  Es  fehlt  daher  in  allen 
diesen  Fällen  die  hier  einzig  mögliche  Art  der  Schuld,  die  Fahr- 
lässigkeit,  somit  ist  auch  keine  Verbannungsstrafe  möglich*). 

Der  Irrtum. 

Irrtum  heißt,  im  allgemeinen,  eine  Nichtübereinstimmung 
des  Vorsatzes  mit  dem  tatsächlichen  Verlauf  der  Handlung. 
Auch  dieser  Begriff  ergibt  sich  somit  aus  dem  Vorsatzbegriff: 
einem  jeden  Elemente  des  Vorsatzes  kann  begrifflich  ein  dies- 
bezüglicher Irrtum  entsprechen.  Wir  haben  den  Vorsatz  als 
Kenntnis  und  Wollen  der  Kausalität,  der  Tatbestandsmäßigkeit, 
der  Rechtswidrigkeit  und  der  Strafbarkeit  formuliert.  Es 
können  somit  vier  Arten  des  Irrtums  möglich  sein: 

A.  Irrtum  über  die  Kausalität,  d.  h.  Nichtübereinstimmung 
zwischen  der  gedachten  kausalen  Verknüpfung  von  Willens- 
betätigung  und  Erfolg   und  der  tatsächlichen;    wenn    also  ein 


0  ^"n  .^"7  >m2X2    Ueb.  Bd.  VII ,  s.  539  f.    »TD  .n:i)i  'bn  ♦nsö^i.T 
.b'i'ap)  •'ixsn  biiKi  "'"ittn  inxi  i^bp'^^b  kds  a,r^^  |kd  ^Ctr^i) 

^)  Ebenso  wäre  es  mit  der  nichthinreichenden  Bedingung,  bei  der 
auch  die  Voraussicht  des  Erfolges  erschwert  ist. 

4)  Vgl.  Frankel,  S.  230. 
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anderer  konkreter  Erfolg  eingetreten  ist,  ah  der,  der  ge- 
wollt war. 

Wir  finden  im  Talmud  beim  Mordverbrechen  mehrere 
Irrtümer  besprochen,  von  denen  wir  schon  hier  zwei  hervor- 
heben: Irrtum  über  die  Stelle  am  Leibe  des  Verletzten,  die 
tödlich  getroffen  ist,  und  Irrtum  über  den  Namen  des  Ver- 
letzten. Ersterer  Irrtum  erscheint  als  nicht  wesentlich,  denn 
es  bildet  gar  keinen  Unterschied  des  Erfolges ,  wenn  man 
sich  um  die  Stelle  irrt,  die  so  wie  so  tödlich  ist,  somit  bleibt 
auch  der  Kausalzusammenhang  derselbe,  wie  der  gedachte. 
Wir  wissen,  daß  in  diesem  Falle  auch  der  Dolus  eventualis 
zulässig  ist^).  Beim  zweiten  Irrtum  ist  es  anders,  denn  ein 
anderer  Name  macht  auch  den  Erfolg  verschieden,  so  daß 
die  Ermordung  eines  anderen  Menschen  einen  ganz  anderen 
Kausalzusammenhang  bedeutet,  als  der  gedachte;  somit  fehlt 
auch  der  Vorsatz. 

Die  hierher  gehörenden  Fälle  seien  da  gebracht: 

a)  „Wenn  der  Täter  den  Verletzten  auf  die  Lenden 
treffen  wollte,  wo  der  Schlag  nicht  tödlich  wäre,  und  ihn  aufs 
Herz  getroffen  hat,  wo  er  tödlich  war,  und  er  gestorben  ist, 
so  ist  er  straffrei; 

b)  wenn  er  ihn  aufs  Herz  treffen  wollte,  wo  der  Schlag 
tödlich  ist,  und  er  ihn  auf  die  Lenden  getroffen  hat,  wo  er 
nicht  tödlich  ist,  und  er  dennoch  gestorben  ist,  so  ist  er  straf- 
frei« 2). 

Ad  a).  Obwohl  die  Willensbetätigung  für  den  konkreten 
Erfolg  sich  als  kausal  erwiesen  hat,  so  ist  doch  der  Täter 
frei,  weil  da  der  Vorsatz  fehlt:  a)  das  Wollen  des  Todes,  da 
er  ja  doch  einen  anderen  ungefährlichen  Schlag  versetzen 
wollte,  b)  und  die  Kenntnis  der  Kausalität.     Dieser   Irrtum 


»)  Siehe  oben  S.  170. 

2):bn")?  /njD  Ueb.  ßd.  vii,  s.  333.  .Tn  i^b)  rinö  'r'r  imanb  pirnj 
Döi  i^b  bv  )r\^^nb  ^i::  in  n\'Ti  )^b  bv  i':'  nsSm  vjn^  bv  ^n^^rtb  ns  n 
br  "i*?  n^'r'm  v:nr2  bv  irr'xsn'?  '^'la  n  hmi  inb  bv  wisnS  pirno  ;"ni2B 
mtfis  nöi  V3n)a  bv  irr'ian'?  n^  in  n\n  ab)  v:nü 
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ist  ein  wesentlicher,  da  die  neue  Sachlage  einen  ganz  anderen 
Erfolg  gescha£Pen  hat,  als  es  gewollt  war,  somit  auf  das  Wollen 
des    eingetretenen   Erfolges    nichts   geschlossen   werden   kann. 

Hierher  gehören  auch  die  folgenden  Fälle:  „Wer  nach 
einer  Richtung  (Seite)  hin  werfen  wollte,  der  Stein  aber  nach 
einer  anderen  ging,  wodurch  ein  dort  stehender  Mensch  ge- 
tötet wurde"  ^).  Da  aus  dem  Werfen  nach  der  beabsichtigten 
Richtung  hin  nichts  Schlimmes  herauskommen  konnte,  so  ist 
also  kein  Wollen  des  T  o  d  e  s  erfolges  vorhanden  gewesen. 
(Es  wird  hier  aber  Fahrlässigkeit,  die  sich  dem  Vorsatz  nähert, 
angenommen.)  Ebenso  ist  es,  wenn  der  Täter  sogar  die  Ab- 
sicht, nach  der  unheilvollen  Richtung  hin  zu  werfen,  hatte, 
«in  Irrtum  aber  in  bezug  auf  die  Weite  des  Werfens  entstand : 
„wenn  er  zwei  Ellen  werfen  wollte  und  vier  geworfen  hat"^). 
Auch  da  wäre  bei  der  beabsichtigten  Weite  kein  Todes- 
erfolg entstanden,  es  ist  somit  kein  Vorsatz  anzunehmen  (wohl 
aber  auch  hier  Fahrlässigkeit,    die  sich  dem    Vorsatz  nähert). 

Ad  b).  Hier  war  der  Vorsatz  vorhanden,  doch  fehlte  die 
Kausalität,  denn,  obwohl  der  Verletzte  gestorben  ist,  war  doch 
der  Tod  nicht  aus  der  Handlung  des  Täters  hervorgegangen: 
objektiv  war  der  Schlag  für  den  Todeserfolg  ungenügend  und 
bedurfte  daher  der  Mitwirkung  einer  irgend  anderen  unbe- 
kannten Bedingung. 

„Wenn  er  ihn  aber  auf  die  Lenden  treffen  wollte,  wo 
der  Schlag  tödlich  wäre,  und  er  ihn  auf  das  Herz  getroffen 
hat,  wo  der  Schlag  auch  tödlich  war,  und  dieser  gestorben 
ist,  so  ist  er  strafbar*  ^).  In  diesem  Falle  ist  die  Kausalität 
vorhanden,  ebenso  auch  der  Vorsatz,  denn,  obwohl  der  Täter 
sich  über  die  Stelle,  die  jedenfalls  tödlich  ist,  geirrt  hat,  so 
ist   doch   dieser   Irrtum    unwesentlich,     da    der   Erfolg  in 

0  b"7  ,^^3ö  ueb.  Bd.  VII,  s.  538.  ♦"IHK  ^::h  M':?  nD^ni  m  i:ib  ]'')^tii 
2)  bv'3  ♦p-'s    Ueb.  Bd.  VI,  S.  93.    »rniK  p^n  D^ntr^  p)i)b  '^isn^ 
^)  ata"j?  /njD    Ueb.  Bd.  VII,  s.  334.    vjnö  bv  man'?  p)^ni  h^i< 
(iT-önb  na  nn  n\m)  mb  bi?  nb  nabm  vjnia  bv  n^ö.i'?  -«na  nn  n^m 
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beiden  Fällen  beonfilich  derselbe  ist,  mithin  auch  die  Ver- 
knüpfung der  Willensbetätigung  mit  dem  Erfolge  (=  Kausa- 
lität) dieselbe  ist,  so  daß  auch  die  Kenntnis  der  Kausalität 
als  vorhanden  angenommen  werden  kann. 

In  diesen  Fällen  kristallisiert  sich  die  klare  Erkenntnis 
des  Unterschiedes  von  Kausalität  und  Schuld  im  Verbrechen, 
eine  Erkenntnis,  die  vorzüglich  von  Rasch i  formuliert  ist: 
„denn  zweierlei  ist  zum  Verbrechen  notwendig:  einmal,  daß 
der  Täter  den  verbrecherischen  konkret  eingetretenen  Erfolg 
(z.  B.  Todesschlag)  will,  und  zweitens,  daß  er  dem  Ver- 
letzten wirklich  einen  Todesschlag  versetzt  (daß  er  den  Er- 
folg kausal  herbeiführt")^). 

c)  Wenn  der  Täter  in  der  Absicht,  den  einen  zu  töten, 
einen  anderen  getötet  hat,  so  ist  er  frei  —  so  nach  R.  Simon 
und  der  Schule  Hizgijas"  ^).  Dieser  Irrtum  ist  ein  wesent- 
licher, ein  Irrtum,  der  die  Unkenntnis  der  Kausalität  seitens 
des  Täters  offenbart,  denn  ein  verschiedener  Mensch,  als  Ob- 
jekt des  Mordverbrechens,  macht  auch  den  Erfolg  verschieden, 
somit  auch  die  ganze  Verknüpfung  von  Willensbetätigung  und 
Erfolg  (=  Kausalität)  verschieden ;  die  neu  eingetretene  Kausa- 
lität kannte  aber  der  Täter  nicht,  es  fehlte  somit  der  Vorsatz. 

Der  Irrtum  über  den  Namen  bei  anderen  Verbrechen 
(z.B.  Diebstahl)  aber  ist  unwesentlich,  da  der  Erfolg 
und  seine  Verknüpfung  mit  der  Willensbetätigung  begrifflich 
dieselben  bleiben ^).  Der  Irrtum  aber  über  Erfolge  ver- 
schiedener Verbrechen  (z.B.  Diebstahl  und  Raub)  schließt 
den  Vorsatz  aus,  da  die  Erfolge  begrifflich  verschieden  sind: 
es  fehlen  da  die  Tatbestandsmerkmale  (siehe  unten),  der  Irrtum 
ist  somit  wesentlich. 


0  Daselbst.  ♦nn'')!2  nrö  li^z^)  nfr-ö  n^öb  pisn^ö  K.Tr  jrrn  Tiinn 

2)  Daselbst.    nrtt*wt^"n"T  K3''"i)  *)itflB  nt  nx  nm  nt  nx  Jinn"?  :nDn^ 

3)  Dabei  muß  die  Gleichheit,  der  Erfolge  objektiv  gegeben  sein, 
nicht  subjektiv,  im  Bewußtsein  und  Wollen  des  Täters:  wenn  er  auch 
sagt,  er  möchte  auch  den  eingetretenen  Erfolg,  so  ist  es  bedeutungslos. 
Vgl.  auch  Frankel,  S.  228. 
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Wesentlich  ist  also  ein  Irrtum  dann,  wenn  der  einge- 
tretene Erfolg  begriff  Hell  verschieden  ist  von  dem  gedachten, 
so  daß  beim  Täter  im  Moment  der  Handlung  die  Kenntnis 
der  Kausalität  fehlte;  wann  aber  sich  ein  Erfolg  begrifflich 
von  einem  anderen  unterscheidet,  darüber  entscheidet  jedesmal 
das  Gesetz.  Mit  dieser  Entscheidung  hängt  auch  augenschein- 
lich die  Möglichkeit  des  eventuellen  Vorsatzes  zusammen,  der 
nur  bei  begrifflich  denselben  Erfolgen  gestattet  ist.  Also: 
dort,  wo  der  Irrtum  als  unwesentlich  gilt,  ist  auch  eventueller 
Vorsatz  genügend,  und  umgekehrt. 

B.  Irrtum  über  ein  Tatbestandsmerkmal. 

Wenn  also  bei  einem  religiösen  Vergehen  gegen  die 
Sabbatruhe  der  Täter  meint,  es  sei  ein  Werktag  u.  s.  w.  Als 
bestes  Beispiel  soll  folgender  Fall  dienen:  „Wenn  er  in  der 
Absicht,  ein  Tier  zu  töten,  einen  Menschen  getötet  hat,  oder 
einen  NichtJuden  zu  töten,  einen  Israeliten  getötet  hat,  oder 
eine  Fehlgeburt  zu  töten,  ein  lebendiges  Kind  getötet  hat,  so 
ist  er  frei"  ^). 

Mord,  auf  den  Todesstrafe  folgt,  heißt  im  Talmud  eine 
Tötung  eines  a)  Menschen,  der  b)  Jude  und  c)  lebensfähig 
ist;  das  sind  alles  Tatbestandsmerkmale.  Der  Täter  hat  in 
diesem  Falle  einen  begrifflich  verschiedenen  Erfolg  herbei- 
geführt, dessen  Kausalität  er  auch  nicht  kannte,  somit  hat  er 
auch  nicht  vorsätzlich  gehandelt^). 

Dieser  Fall  ist  identisch  in  der  Beurteilung  mit  einem 
anderen:  „Der  Täter  meinte,  das  anzugreifende  Objekt  sei  ein 
Tier,  während  es  sich  aber  als  Mensch  erwiesen  hat"^);  in 
beiden    Fällen   ist   ein  Irrtum   über   die  Tatbestandsmerkmale 


0  bn")?  /niD  Ueb.  Bd.  VII,  s.  333.  nm  n^rrnn  riK  :)^nb  jnsnj 
riK  nm  (x^Äi  b^tapi   iö3^)   d'^'^bj'?   bi^^'i;-^   dk  jnm  ^ri)^b  oiKn  dk 

^)  Der  Irrtum  über  die  Tatbestandsmerkmaie  gehört  somit  zum 
Irrtum  über  die  Kausalität,  wird  aber  hier  besonders  aus  methodischen 
Gründen  behandelt. 

3)  ^r'r  'HiD  ♦msDin  ♦d^ik  k^^jt  niann  nnop 
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vorhanden,  doch  sind  die  Fälle  faktisch  verschieden:  im 
ersteren  hat  der  Schlag  einen  anderen ,  im  zweiten  —  den- 
selben Körper  getroffen. 

C.  Irrtum  über  die  Rechtswidrigkeit. 

Hierher  gehört  auch  der  klassische  Fall:  „Wenn  der 
Täter  glaubt,  die  Handlung  sei  erlaubt"^),  wobei  aber  seine 
Handlung  sich  als  rechtswidrig  erweist.  Ein  solcher  Irrtum 
wird  bei  Mordverbrechen  als  Fahrlässigkeit,  die  sich  dem  Vor- 
satz nähert,  betrachtet,  sonst  aber  —  als  einfache  Fahrlässigkeit. 

D.  Irrtum  über  die  Strafbarkeit. 

Hierher  gehört  auch  die  Stelle  im  Talmud,  wo  es  heißt: 
„Wenn  jemand  in  betreff  einer  schweren  Frage  gewarnt  wurde, 
er  auch  in  betreff  einer  leichteren  als  gewarnt  gelte"  ^).  Es 
ist  also  nicht  nur  eine  „Warnung  mit  einer  Inaussichtstellung 
einer  Todesstrafe  überhaupt,  ohne  Angabe  welcher  Todes- 
art"  ^),  die  mit  keinem  Irrtum  verbunden  ist,  für  den  Vorsatz 
völlig  ausreichend,  —  sondern  auch  ein  Irrtum  über  die 
Strafbarkeit,  bei  Annahme  einer  schweren  Strafe,  ist  für  den 
Vorsatz  unwesentlich  und  unwichtig.  Dagegen  ist  aber  ein 
Irrtum  über  die  Strafbarkeit,  bei  Annahme  einer  leichteren 
Strafe,  wohl  wesentlich,  denn  der  Täter  „muß  sich  dem  Tode 
preisgegeben  haben"*),  damit  die  Warnung  eine  vollgültige 
sein  solle;  dazu  muß  er  aber  genau  die  Schwere  der  Strafe 
kennen  (es  wird  das  von  einem  Bibelspruch  abgeleitet).  Selbst- 
verständlich ist  nun,  daß  auch  der  Irrtum  des  Täters  über  die 
Strafbarkeit  der  Handlung  überhaupt  den  Vorsatz  und  so- 
mit auch  das  Vorhandensein  eines  Verbrechens  ausschließt. 

Bei   allen   diesen   behandelten  Irrtümern,    die   den  Vor- 


1)  a"ta    ♦m^tt     Ueb.  Bd.  VII,  S.  545.     ♦"imä  "lÖlK 

2)  ayb  ♦mmriD  Ueb.  Bd.  VII,  S.  337.  ^a  /niD.    "iiün  ^^^b  n^iniö 
(♦'n  *'bn  ♦n'"'  'a  ;  "\  'bri  .i"^  »s  »'"injD  *bn  ♦D"3ö"in)  *bp  ^2ib  nima  ■•in 

Sofern    es   sich   da   um   einen   Irrtum   bei   den   Zeugen   und   dem  Tater 
handelt. 

")  aK"Q    /njD    Ueb.  Bd.  VII,  S.  170.     ♦niT'ia'?  iDiT  "ITl"" 
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satz  ausschließen,  erwächst  aber  Fahrlässigkeit  in  den  ver- 
schiedenen Formen,  was  bei  Maimonides  genauer  ausge- 
führt ist  ^). 

Als  letztes  ist  noch  hinzuzufügen,  daß  der  Irrtura 
und  die  aus  ihm  erwachsende  Fahrlässigkeit  in  allen  drei 
möglichen  Formen  des  Verbrechens  geschehen  kann:  a)  bei 
fehlender  Warnung  über  den  eingetretenen  Erfolg,  b)  bei 
Vorhandensein  derselben,  aber  wenn  der  Täter  es  bestreitet, 
c)  bei  irrtümlicher  Warnung  seitens  der  Zeugen,  die  der  Täter 
annimmt,  wodurch  er  selbst  auch  den  Irrtum  begeht. 


0  'T  »pia  ♦n^jn'bn  ♦Dn"^"in 


V. 

Das  keltische  Pfändungs-  und  Prozeßrecht^). 

Von 

Josef  Kohler. 
1.  Das  irische  Eecht  des  Senchus  Mor. 

§  1. 

Kein  Recht  gibt  uns  ein  so  deutliches  Bild  des  alten 
Selbsthilfeverfahrens  als  das  keltische  und  vor  allem  das 
Recht  des  keltischen  Irlandes,  wie  wir  es  in  den  Brehon  Laws, 
namentlich  im  Senchus  Mor  finden.  Allerdings  bietet  uns 
dieses  Rechtsbuch  zwei  Schichten  der  Rechtsentwicklung,  eine 
ältere  und  eine  jüngere  in  Gestalt  von  zwei  Abhandlungen, 
die  zusammengeschweißt  sind ,  ohne  daß  die  hierdurch  ent- 
stehenden inneren  Widersprüche  irgendwie  ausgeglichen  waren. 
Auf  dem  Standpunkte  der  irischen  Brehon  Laws  konnte  und 
mußte  man  eine  Vereinigung  in  der  einen  oder  anderen  Weise 
versuchen,  für  uns  bedarf  es  derartiger  Künste  nicht,  I,  S.  123  ff., 
I,  S.  211  ff.  2).  Die  Pfändung  heißt  athgabail,  die  Pfän- 
dung mit  sofortigem  Wegführen  (athgabail  tul)  I,  S.  211 
und  215. 


*)  Ueber  die  Rechtsquellen  verweise  ich  auf  meinen  früheren  Auf- 
satz Z.  XXIII,  S.  213,  227,  242.  Zitiert  sind  natürlich  die  Brehon  Laws 
(Ancient  Laws  of  Ireland). 

2)  Vgl.  darüber  d' Ar  bois  deJubainville,  Cours  de  litterature 
celtique  VIII,  worin  sich  auch  eine  Uebersetzung  eines  Teils  des  Senchus 
Mor  findet,  und  ebenda  VII,  S.  347  f. 
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§  2. 

Der  Reichtum  Irlands  bestand  wie  heutzutage  in  Vieh- 
zucht und  die  Pfändung  ist  vor  allem  eine  Pfändung  von  Vieh 
oder  sonstigen  landwirtschaftlichen  Tieren.  An  einer  Stelle 
des  Rechtsbuches  II,  S.  119  sind  im  Kommentar  die  Tiere  näher 
aufgezählt :  es  gehören  dazu  außer  Rindvieh ,  Schafen ,  auch 
Schweine,  Hühner  und  Hunde.  Gewisse  Tiere  sind  der  Pfän- 
dung entzogen  und  dürfen  bei  Strafe  nicht  gepfändet  wer- 
den, gewisse  Tiere  nur  im  Notfalle,  wenn  nichts  anderes 
vorhanden  ist,  und  gewisse  Tiere  sollen  bei  der  Pfändung 
vor  anderen  gewählt  werden.  Ausführliche  Bestimmungen 
hierüber  finden  sich  im  Rechtsbuch  II,  S.  39  und  41.  Da 
heißt  es,  daß  unter  Umständen  zuerst  die  gestatteten  Tiere, 
dann  das  Land  und  dann  eventuell  die  exempten  Tiere,  dann 
die  Personen  gepfändet  werden  sollen.  Man  soll  namentlich 
auch  die  Tiere  nicht  zur  Unzeit  pfänden,  z.  B.  einen  Stier 
nicht  pfänden  zu  der  Zeit,  in  der  man  seiner  braucht  u.  s.  w. 
II,  S.  45.  Auch  auf  die  streitigen  Sachen  soll  sich  die 
Pfändung  nicht  erstrecken,  II,  S.  43. 

Der  Pfändung  geht  schon  im  älteren  Rechte  regelmäßig 
eine  Ankündigung  voraus  (apad)  I,  S.  285^),  eine  An- 
kündigung an  den  Schuldner  (cintach)  und  an  den  Bürgen 
(in  bleogan);  denn  man  will  beiden  Gelegenheit  bieten,  die 
Sache  friedlich  zu  ordnen  I,  S.  113.  Nach  vergeblichem  Ab- 
lauf der  apad -Frist  tritt  die  Pfändung  ein,  und  zwar  im 
früheren  Rechte  in  der  Art,  daß  das  Tier  ohne  weiteres  fort- 
geführt wird ,  die  Fortführung  heißt  t  o  x  a  1 ;  man  bringt 
es  an  öffentliche  Weideplätze  oder  in  Pfandstal- 
lungen (forus),  wo  es  wirklich  gut  verwahrt  ist.  Wir 
finden  im  Rechtsbuche  I,  S.  269,  293  und  303,  II,  S.  17  über 
diese  Pfandorte  ausdrückliche  Bestimmungen.    Wenn  der  Pfän- 


^)  Eine  Ausnahme  gilt,  wenn  der  Schuldner  nicht  zu  erreichen  ist 
I,  S.  285.  Statt  apad  findet  sich  auch  der  Ausdruck  urfocra  I,  S.  83, 
I,  S.  131,  I,  S.  263. 
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dende  in  dieser  Beziehung  leichtsinnig  verfährt,  so  hat  er  für 
die  Gefahr  einzustehen,  sonst  sind  die  Tiere  nur  insofern  in 
der  Gefahr  des  Gläubigers,  als  er  keinen  Ersatz  bekommt  für 
den  Gewinn,  den  er  bei  Verfall  gemacht  hätte,  während  seine 
Forderung  bestehen  bleibt  II ,  S.  5  und  7.  So  muß  insbe- 
sondere auch  das  gepfändete  Vieh  vom  kranken  Vieh  abge- 
sondert bleiben  II,  S.  13.  Uebrigens  wird  die  Haftung  des 
pfändenden  Gläubigers  gemindert,  wenn  sein  Verschulden 
ein  geringes  ist;  denn  das  keltische  Gesetzbuch  geht  schon  von 
dem  Standpunkte  aus,  den  unsere  Gesetzgebung  leider  noch  nicht 
erreicht  hat,  daß  die  Höhe  des  Schadenersatzes  mit  der  Höhe 
der  Verschuldung  in  Beziehung  steht.  Ersatz  ist  namentlich 
auch  zu  leisten  für  den  Verlust  von  Milch  und  Arbeit  II, 
S.  57  und  63. 

Ist  das  Tier  in  die  Pfandstallung  gebracht,  so  muß  eine 
bestimmte  Zeit  abgewartet  werden,  innerhalb  der  es  von  dem 
Schuldner  eingelöst  werden  kann;  diese  Frist  heißt  dithim: 
nach  deren  Verlauf  findet  der  Verfall  des  Pfandes  statt  (lo- 
bad);  aber  wenn  eine  Reihe  von  Tieren  gepfändet  sind,  nicht 
gleich  für  das  ganze ,  sondern  zunächst  für  einige  Tiere, 
dann  jeden  Tag  für  eine  bestimmte  Reihe  weiterer,  bis  endlich 
die  Gesamtheit  der  Pfandobjekte  verfallen  ist. 

§  3. 

Die  spätere  Zeit  hat  eine  Milderung  in  der  Art  einge- 
führt, daß  die  gepfändeten  Tiere  zunächst  eine  kurze  Frist 
beim  Schuldner  bleiben:  das  Tier  ist  dann  gepfändet,  ob- 
gleich es  sich  noch  im  Besitze  seines  Eigentümers  befindet, 
ganz  ebenso  wie  bei  uns  die  Sachen  durch  Stempelung  oder 
Siegelung  gepfändet  werden,  ohne  daß  man  sie  vorläufig  dem 
Gewahrsam  des  Schuldners  entzieht.  Hier  verweilen  die  Tiere 
einige  Zeit:  die  Frist  heißt  an  ad;  nach  Ablauf  der  anad- 
Frist  werden  die  Tiere  in  die  Pfandstallung  (forus)  gebracht 
und  es  beginnt,  wie  vorhin,  die  dithim -Frist.  Die  gewöhn- 
liche Pfändung  der  späteren  Zeit  entwickelte  sich  also  in  drei 
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Fristen  (apad,  anad  und  dithim).  Diese  Fristen  sind  nicht 
immer  die  gleichen,  sondern  kürzer  oder  länger;  es  gibt  ebenso 
wie  bei  uns  schleunige  und  normale  Schulden:  die  schleunigen 
Schulden  haben  kürzere  Fristen ,  so  z.  B.  anad  1 ,  dithim 
3  Tage,  anad  2,  dithim  4  Tage,  anad  3,  dithim  5  Tage, 
anad  5,  dithim  10  Tage,  anad  10,  dithim  11  Tage.  Vgl.  I, 
S.  78,  149. 

§  4. 

Es  gehörte  zu  den  uns  weniger  interessierenden  Einzel- 
heiten des  keltischen  Rechtsstudiums,  die  Fälle  kennen  zu 
lernen,  welche  als  schleunige  oder  minder  schleunig 
erachtet  wurden  oder  gar  so  gestaltet  waren,  daß  man  dem 
Schuldner  noch  durch  besonders  langes  Zuwarten  entgegen- 
kam^). Hier  genügen  folgende  Bemerkungen:  Als  schleunig 
gilt  die  Leistung  eines  Festkleides ,  einer  Waffe  für  die 
Schlacht,  eines  Ochsens  für  den  Pflug,  einer  milchenden  Kuh, 
die  Hingabe  der  Handwerksgeräte ,  die  Zahlung  des  Dienst- 
lohnes ^),  des  Unterhalts  u.  a.  I,  S.  123  f.  Die  gewöhnliche 
Frist  von  3  anad  gilt  für  Rentenschulden,  Pflegvaterschafts- 
vergütung,  Straßenfronden,  Delikte  verschiedenster  Art,  na- 
mentlich Tierbeschädigungen  I,  S.  157,  167.  Verlängerte 
Fristen  von  5  anad  treten  ein,  wenn  es  sich  um  Mord,  um 
Beschimpfung  eines  Toten  handelt ;  es  gibt  auch  Verlängerungen 
von  10  Tagen,  ja  von  40  Tagen  I,  S.  185,  195  und  201. 

Pfändet  eine  Frau,  so  werden  die  Fristen  verdoppelt, 
was  damit  zusammenhängt,  daß  die  Frau  nur  als  halbberech- 
iigt  gilt  I,  S.  127  und  147^).  In  anderen  Fällen  werden  die 
Fristen  besonders  verlängert,  so  wenn  ein  Niedriger  bei 
einer  Person  höheren  Grades  pfändet  I,  S.  1171,  II,  S.  49,  so 
wenn  die  Schuld  alt  ist,  so  daß  man  dem  Schuldner  gerechter- 

^)  d'Arbois  de  Jiib  ain  ville,  Cours  VIII,  S.  59  f. 
^3  Vgl.  hierzu  die  Irische  Kanonsammlung  XXXIII,  5  und  6  (Was- 
serschleben  S.  119  f.). 

^)  Vg],  Shakespeare  vor  dem  Forum  Jurisprudenz  S.  149. 
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maßen  besondere  Nachsicht  gewähren  muß  I,  S.  193,  II,  S.  91, 
—  gewisse  Schulden  aber,  wie  die  Zahlung  des  Ehrenpreises 
(enec  lann),  veralten  nicht  II,  S.  101.  Auch  nach  Maßgabe 
der  Entfernung  kann  eine  Verlängerung  der  Fristen  ein- 
treten I,  S.  81,  II,  S.  105.  In  bestimmten  Fällen  endlich  wird 
der  Ablauf  der  Frist  sistiert  wegen  dringenden  Hindernisses 
(z.  ß.  bei  dem  Tod  des  Schuldners)  I,  S.  103,  199,  263.  Ein 
solches  Hindernis  heißt  turbaid. 

§  5. 

Das  athgabail  tul  erfolgt  in  Teilungssachen,  in  Fällen 
der  kleinen  Agrardelikte ,  gegen  einen  meineidigen  Zeugen, 
gegen  einen  das  Gericht  vermeidenden  Bürgen,  im  Falle  des 
Darlehens  u.  a.  I,  S.  215.  Auch  hier  gibt  es  ein  athgabail 
mit  einem  dithim  von  1  Tag,  von  3  Tagen,  von  5,  von 
10  Tagen  I,  S.  231,  237,  247. 

§  6. 

Das  Pfandwesen  verlangt  besondere  Vorsichtsmaßregeln 
und  es  gilt  daher  folgendes: 

1.  Bei  einem  Wahnsinnigen  kann  nicht  gepfändet 
werden,  sondern  nur  bei  seinem  Hüter  und  Vertreter;  eine 
Ausnahme  macht  nur  der  erwachsene  Wahnsinnige  bezüglich 
der  Schulden,  die  er  selber  kontrahiert  hat  II,  S.  45  und  47. 

Ferner  kann  2.  nicht  ein  Sklave,  nicht  ein  Höriger 
und  nicht  ein  Irrsinniger  pfänden,  überhaupt  kann  nur  je- 
mand pfänden,  der  völlig  geschäftsfähig  und  der  zudem 
berechtigt  ist,  an  der  Volksversammlung  (airecht)  teil- 
zunehmen, auch  nur  einer,  der  genügende  Sicherheit  bietet 
I,  S.  85  und  267. 

Der  König  kann  nur  durch  seinen  Beamten,  den  aithech 
fortha  pfänden  II,  S.  95. 

3.  Zur  Pfändung  soll  ein  Gesetzesmann  (aigne  toxail) 
zugezogen  werden,    welcher  die  Beobachtung  der  g^esetzlichen 


Das  keltische  Pfändungs-  und  Prozeßrecht.  203 

Vorschriften  über  wacht  und  nötigenfalls  im  Streite  dafür  Zeug- 
nis abgeben  kann  I,  S.  84,  II,  S.  289.  Ein  Höriger,  ein 
Fremder,  ein  landloser  Mann  kann  nicht  Gesetzesmann  sein 
II,  S.  85. 

4.  Bei  der  Wegnahme  selbst  und  bei  dem  Verbringen 
ins  Pfandlokal  soll  noch  ein  zweiter  Mann  als  Zeuge  an- 
wesend sein  I,  S.  289  und  295  fg.;  ja,  bei  dem  Verbringen 
ins  Pfandlokal  sollen  vier  Personen  den  Vorgang  beobachten 
I,  S.  289. 

5.  Von  dem  Verbringen  ins  Pfandlokal  muß  dem  Schuldner 
alsbald  unter  Angabe  der  Schuld,  für  welche  gepfändet  ist 
und  unter  näherer  Bezeichnung  des  Pfandlokals,  Anzeige 
(fasc)  gemacht  werden,  damit  er  über  das  Schicksal  seines 
Thieres  nicht  im  unklaren  ist.  Auch  diese  Kunde  muß  unter 
Mitwirkung  zweier  Zeugen  erfolgen  I,  S.  103  f.  und  265  f., 
269,  271,  299,  II,  S.  129 '). 

6.  Gepfändet  werden  soll  das  Tier  im  Gehöft  des  Be- 
klagten oder  des  Schuldners,  nicht  etwa,  wenn  es  sich  auf  der 
Straße  befindet  II,  S.  85.  Auch  soll  die  Pfändung  unter- 
bleiben, wenn  der  Feind  im  Feld  ist  und  der  Schuldner 
dadurch  in  Anspruch  genommen  wird  II,  S.  123. 

7.  Unberechtigte  Pfändung  zieht  Strafe  nach  sich;  die 
normale  Strafe  ist  5  Kühe  I,  S.  95  und  223,  II,  S.  71,  V, 
S.  477;  ist  für  weniger  als  10  Kühe  gepfändet,  die  hälftige 
Zahl  I,  S.  271.  Die  Strafe  tritt  auch  dann  ein,  wenn  die  Form 
nicht  gewahrt  ist  I,  S.  301. 

Manchmal  sind  allerdings  die  Umstände  so  heikel,  daß 
die  Gesetzwidrigkeit  entschuldigt  wird  II,  S.  73;  in  anderen 
Fällen  führt  im  Gegenteil  der  Exzeß  zur  Diebstahlstrafe  I, 
S.  93  und  II,  S.  71. 


')  Gewisse  Verhältnisse,  welche  von  der  Pflicht  der  Kunde  be- 
freien, sind  in  I,  S.  299  aufgezählt,  die  Verfallfrist  läuft  sonst  erst  von 
der  Anzeige  an  I,  S.  303.  Die  Anzeige  kann  im  Falle  der  Not  auch 
durch  einen  Hausgenossen  erfolgen  II,  S.  61. 
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§  7. 

Wenn  ein  Gemeiner  bei  einem  Adligen  (nemed) 
oder  ein  Adliger  bei  einem  solchen  höheren  Ranges  pfänden 
will ,  so  muß  eine  besonders  rücksichtsvolle  Form  gewählt 
werden;  diese  besteht  darin,  daß  der  Gläubiger  dem  Schuldner 
vor  die  Türe  sitzt  und  fastet.  Nunmehr  ist  es  Pflicht  des 
Schuldners  entweder  zu  zahlen  oder  Sicherheit  zu  leisten; 
wenn  nicht,  so  soll  die  Schuld  auf  das  doppelte  wachsen. 
Anderseits  muß  aber  auch,  wenn  der  Schuldner  das  nötige 
getan  hat,  der  Gläubiger  vom  Hause  wegrücken  und  das 
Fasten  beenden,  da  sonst  er  seine  Forderung  verliert  I,  S.  113  f., 
119  f.  Ueber  die  Höhe  der  Pfandsicherheit  gibt  I,  S.  279  be- 
sondere Bestimmungen  ^).  Uebrigens  kann  der  König  selbst 
nicht  befastet  werden;  die  Prozedur  erfolgt  in  solchem  Falle 
gegen  seinen  aithech  fortha  II,  S.  95. 

Man  hat  dieses  Befasten  mit  dem  indischen  dharna- 
Sitzen  zusammengestellt,  einer  Einrichtung,  die  sich  durch 
die  üebergewalt  des  Brahmanentums  neu  gestaltet  hat,  im 
übrigen  auf  die  frühere  Zeit  zurückgeht^)  und  den  Ge- 
danken verfolgt,  daß  der  Befastende  einen  Bann  auf  Haus  und 
Hof  des  Schuldners  legt,  so  daß  dieser  hier  nicht  kochen, 
keinen  Rauch  aufsteigen  lassen  darf  und  selbst  zum  Fasten 
genötigt  ist.  Daraus  ergibt  sich  von  selber ,  daß  sowohl 
das  brahmanische  Dharnasitzen,  als  das  ganze  indische  In- 
stitut nur  äußerliche  Aehnlichkeit  mit  dem   irischen  hat;  denn 


^)  Für  das  Sicheriingspfand  gilt  die  gewöhnliche  Norm,  daß,  wenn 
es  durch  Zufall  untergeht,  die  Schuld  bis  zu  seinem  Wertbetrage  als  be- 
zahlt gilt,  es  müßte  denn  das  Pfandtier  an  einer  alten  Krankheit  unter- 
gegangen sein  I,  S.  279.  Dies  entspricht  dem  Grundgedanken,  daß  das 
Pfand  eine  Zahlung  ist,  die  vom  Verpfänder  allerdings  eingelöst  werden 
darf:  Befriedigungspfand  vgl.  Lehrb.  der  Rechtsphil.  S.  104  (anders  das 
Pfändungspfand  S.  200).  Unbefugter  Gebrauch  des  Pfandes  ist  strafbar  I, 
S.  281.  Die  Früchte  des  Pfandes  brauchen  im  Zweifel  nicht  herausge- 
geben werden  I,  S.  281. 

^)  In  Manu  VIII,  49  erwähnt  als  äcarita  (herkömmliches  Verfahren). 
Es  heißt  auch  prayopavesana. 
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der  Gedanke  des  letzteren  ist  nicht,  daß  der  Gläubiger  einen 
Bann  auf  das  Haus  des  Schuldners  legt,  sondern  das  Befasten 
ist  nur  eine  rücksichtsvolle  und  milde  Art  der  Mahnung,  die 
von  der  Rechtsordnung  wegen  der  Gegenrücksicht,  die  der 
adlige  Schuldner  seinem  Gläubiger  zu  tragen  hat,  für  diesen 
mit  besonderen  strengen  Rechtsfolgen  ausgestattet  ist. 

§  8. 

Mit  gleicher  Kraft  entwickelt  sich  das  Verfahren  zur 
Vindikation  von  Grund  und  Boden.  Wie  bei  der  Pfän- 
dung die  Besitznahme  der  Tiere,  so  ist  es  hier  die  Besitz- 
nahme des  Bodens,  welche  das  Verfahren  einleitet  und  schließ- 
lich dahin  ausläuft,  daß  entweder  das  Recht  des  Gegners 
verfällt  oder  der  Gegner  sich  bereit  erklärt,  eine  Gerichtsent- 
scheidung anzunehmen;  und  wie  bei  der  Fahrnispfändung  das 
ganze  sich  in  verschiedenen  Zeiträumen  entwickelt,  in  welchen 
gewisse  rituell  bestimmte  Akte  aufeinander  folgen  müssen,  so 
treten  auch  hier  mehrere  kräftige  symbolische  Betätigungen 
ein,  durch  bestimmte  Zeiträume  getrennt  und  in  ständiger 
Steigerung,  bis  schließlich  der  andere  Teil  nachgibt  oder  der 
Verfall  seines  Rechts  eintritt.  Dem  athgabail  entspricht 
der  tellach:  der  Kläger  tritt  in  das  Gehöft  des  Beklagten 
mit  zwei  losen  Pferden  und  einem  Zeugen  ein,  er  geht 
über  die  Grenze,  aber  nicht  weiter  und  bleibt  hier  Tag  und 
Nacht.  Dieser  gewaltigen  Kraftbetätigung  muß  eine  Mahnung 
von  10  Tagen  vorhergehen.  Nach  der  strengsten  Ansicht 
soll  diese  Mahnung  Tag  für  Tag  bis  zum  Ablauf  des  10.  Tages 
wiederholt  werden,  nach  milderer  Ansicht  genügt  die  Mahnung 
den  ersten,  mittleren  und  den  letzten  Tag.  Erfolgt  keine  Unter- 
werfung des  Gegners,  so  findet  eine  neue  Ankündigung 
und  nach  weiteren  10  Tagen  eine  zweite  Heimsuchung 
statt,  jetzt  mit  4  Pferden  und  2  Zeugen;  auch  hält  sich 
der  Heimsucher  nicht  mehr  an  der  Grenze,  sondern  er  schreitet 
fort  bis  ein  Drittel  des  Weges  nach  dem  Wohnhause  zu.  Ist 
auch  dies  nicht  wirksam,  dann  erfolgen  weitere  Ankündigungen 
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und  zuletzt,  nach  Ablauf  der  dritten  lOtägigen  Frist, 
der  endgültige  Eintritt  mit  8  Pferden  und  3  Zeugen :  der 
Heimsucher  dringt  jetzt  vor  bis  zum  Wohnhause,  nimmt,  wenn 
auch  jetzt  ihm  keine  Sicherheit  für  gerichtliche  Erledigung 
geboten  wird,  das  Land  mit  dem  Wohnhaus  in  Besitz  und 
richtet  sich  darin  häuslich  ein,  indem  er  seine  Herden  einführt 
und  die  nötigen  Hütten  baut.    Nun  ist  der  Gegner  überwältigt. 

Bei  der  Vindikation  durch  eine  Frau  erfolgt  dieser  Sym- 
bolismus mit  merkwürdiger  Abschwächung.  Die  Frau  kommt 
das  erste,  zweite,  dritte  Mal  nicht  mit  Pferden,  sondern  mit 
Schafen,  also  mit  2,  4,  8  Schafen,  das  erste  Mal  mit  einer 
Frau  als  Zeuge,  das  zweite  Mal  mit  zwei  Frauen,  das  dritte 
Mal  mit  einem  Mann.  Auch  hier  richtet  sie  sich  das  dritte 
Mal  ein,  indem  sie  ihre  Gerätschaften  des  weiblichen  Berufs 
mit  sich  bringt.  Die  Fristen  sind  bei  ihr  verkürzt:  statt 
3raal  10,  sind  es  3mal  4  Tage. 

Noch  werden  einige  Sonderheiten  erwähnt.  Es  gibt 
natürlich  Grundstücke,  in  die  man  keine  Pferde  einführen 
kann:  so  eine  Burg,  eine  Kirche,  eine  mit  Pferden  nicht  zu 
erreichende  Insel;  auch  gibt  es  Fälle,  wo  der  Eintritt  für  die 
Tiere  gefährlich  wäre,  so  bei  Landstrecken,  die  stark  von 
Räubern  heimgesucht  sind,  und  bei  Grundstücken,  in  denen 
die  Viehseuche  herrscht.  In  diesen  Fällen  bringt  der  Heim- 
sucher statt  der  Pferde  ebenso  viel  Männer  mit. 

Gegen  Landstreicher  und  sonst  unzuverlässige  Personen, 
welche  keine  Garantie  bieten  (raitech),  verfährt  man  sum- 
marischer, indem  man  sie  einfach  nach  3  Tagen  ausweist,  so- 
fern sie  nicht  genügende  Sicherheit  leisten. 

Die  Vindikation  mit  all  ihren  Formen  kann  sich  nur  auf 
das  dem  Privateigentum  eröflPnete  Land  beziehen;  das  Ge- 
meinland, welches  den  Familien  höchstens  zeitweise  zugewiesen 
ist,  kann  niemand  als  sein  eigen  beanspruchen;  wer  es  doch 
will,  verwirkt  die  mitgebrachten  Tiere. 

lieber  alles  dieses  gibt  die  Schrift  Techtugad  im  4.  Band 
der  Brehon  Laws  S.  1 — 33  Auskunft. 
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§   9. 

Auch  die  Pfändung  der  Personen  wird  mehrfach  er- 
wähnt, merkwürdigerweise  auch  in  der  Art,  daß,  wenn  der 
Schuldner  zu  einem  Tun  gezwungen  werden  soll,  ihm  so  lange 
sein  Gewerbe  eingestellt  und  sein  Gewerbebetrieb  gesperrt 
werden  kann,  bis  er  seine  Verpflichtung  erfüllt  II,  S.  119  fg. 
Von  Leuten  gemeiner  Stellung,  wie  Schäfern,  Landarbeitern 
heißt  es  ferner,  daß  sie  in  Person  für  ihre  Schulden  ge- 
fangen genommen,  an  Fuß  oder  Nacken  gefesselt  und  bei 
dürftiger  Nahrung  gehalten  werden,  bis  die  Schuld  bezahlt, 
das  Versprechen  erfüllt  wird  I,  S.  105  f.  Doch  soll  dies  nur 
für  eine  bedeutende  Schuld  geschehen,  welche  dem  Werte  des 
Schuldknechts  gleichkommt  I,  S.  109. 

§  10. 

Die  Pfändung  soll  dahin  führen,  daß  der  Schuldner  ent- 
weder zahlt,  oder  wenn  er  die  Schuld  leugnet,  Sicherheit 
(raith)  dafür  stellt,  daß  er  bei  Gericht  erscheinen  will,  wo 
die  streitige  Frage  zu  erörtern  ist.  Auf  diese  Weise  hat  sich 
allüberall  die  Selbsthilfe  herausgestaltet,  allerdings  vielfach 
so,  daß  in  solchen  Fällen  die  gepfändeten  Sachen  nicht  ver- 
fallen, aber  einstweilen  gepfändet  bleiben  sollen,  also  ein 
Arrest  auf  ihnen  haften  bleibt. 

Die  Art  des  Prozeßverfahrens  im  irischen  Rechte  können 
wir  nicht  näher  schildern;  wir  wissen  aber  so  viel,  daß  dabei 
Anwälte  (aigni)  tätig  waren  V,  S.  99,  aigne  airberta 
V,  S.  93  und  101;  ferner  daß  das  Zeugnis  eine  große  Rolle 
spielte  und  daß  die  Personen ,  welche  zu  einem  Akte  zuge- 
zogen wurden ,  auch  zum  Gerichtszeugnis  verpflichtet  waren. 
Sodann  wissen  wir,  daß  neben  dem  Zeugnis  noch  üblich  war: 
1.  der  Eid  des  Beklagten  (noill,  tochta  oder  luige)^^)  I, 

^°)  Der  Eid  wurde  beim  Himmel,  bei  den  Elementen  geleistet;  der 
Eid,  der  Himmel  falle  über  mich,  war  von  alters  her  gebräuchlich:  die 
Kelten    fürchteten   nur    den    Himmel.     Vgl.  Strabo  VII,   3,  §  8  (Gal- 
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S.  235,  V,  S.  101,  163,  236,  454,  469  f.,  namentlich  in  der 
Art  des  ünschuldseides  (dindis)  II,  S.  60  fg.,  I,  S.  185, 
189,  III,  S.  109.  Feierliche  Arten  des  Eides  aus  alten  Zeiten 
werden  erwähnt:  der  Eid  am  heiligen  Baum  (Lestar  Badu- 
irnn),  der  Eid  am  Altarstein  V,  S.  471^^);  vgl.  auch  Irische 
Kanonsammlung  XXXIII,  4.  Vom  Eid  mit  Eideshelfern  (wie 
im  kymrischen  Recht)  spricht  der  Sinodus  Hibernensis,  Irische 
Kanonsammlung  XXXIV,  7,  ebenso  XXXV,  14:  hiernach  soll 
der  Eid  mit  Eideshelfern  dem  Eineid  vorgehen.  Aber  auch 
2.  Gottesurteile  waren  in  Uebung;  so  wird  der  Kesselfang 
(caire  oder  fogerrtha)  erwähnt  I,  S.  194,  V,  S.  456,  471  f.  i^), 
auch  das  Lecken  der  Zunge  an  einem  heißen  Eisen  (adze) 
muß  vorgekommen  sein  V,  S.  471.  Sicher  war  das  Losordal 
(cran-chur)  im  Gebrauch  II,  S.  7,  III,  S.  67,  auch  als  Ordal 
der  drei  Steine  V,  S.  471^^).  Endlich  der  Zweikampf  (nith 
oder  urgal,  auch  comrac)  III,  S.  279,  IV,  S.  33.  Wir 
hören  aber  auch,  daß  über  eine  gerichtlich  entschiedene  Sache 
kein  weiterer  Zweikampf  ausgefochten  werden  darf;  anderseits 
erfahren  wir,  daß  es  neben  dem  gerichtlichen  Zweikampf  einen 
vereinbarten  Zweikampf  gab,  der  zur  Entscheidung  streitiger 
Punkte  ausgefochten  wurde  IV,  S.  33  ^*);  die  Kirche  aber  verbot 


Her  an  der  Adria  zur  Zeit  Alexanders),  vgl.  auch  Aristoteles,  Nico- 
machisclie  Ethik  III,  7,  7 ,  wonach  die  Kelten  Erdbeben  und  Meeres- 
stürme nicht  fürchteten.  Vgl.  auch  d'Arb  oi  s  de  J  u  bain  ville,  Cours 
de  litt,  celtique  VII,  p.  19  f. 

*0  ^gl-  <ias  justa  altare  in  der  Kanonsammlung  XXXV,  13.  Ge- 
nannt wird  noch  das  comperta  nairaeV,  p.  457,  471,  was  irgend 
eine  Art  der  Beteuerung  sein    muß  (Fluchwasserordal?   vgl.  V,  S.  473). 

12)  Vgl.  d'Arbois  de  Jubainville,  Cours  VII,  p.  33. 

1^)  Das  Losordal  wurde  christianisiert:  die  drei  Lose  waren  nun 
das  Los  der  Schuld,  das  Los  der  Unschuld,  das  Los  der  Dreieinigkeit. 
V^Turde  das  letztere  Los  geworfen,  so  war  die  Sache  unentschieden  und 
es  mußte  weiter  geworfen  werden  III,  S.  837-  Beim  Ordal  der  drei 
Steine  wurden  drei  Steine  an  einen  dunklen  Ort  gelegt  und  der  Be- 
zichtigte hatte  einen  zu  holen  V,  S.  471. 

1*)  d'Arbois  de  Jubainville,  Cours  celt.  VII,  p.  39  f.  nimmt 
an,    daß    auch    der    Zweikampl'    bei    Valerius    Maximus   IX,    c.  11    ein 


Das  keltische  Pfändungs-  und  Prozeßrecht.  209 

den  gerichtlichen  Zweikampf,  Irische  Kanonsammlung  XXXIV, 
2  und  8. 

Kautionen  werden  vor  und  nach  dem  Urteil  erwähnt 
I,  S.  279. 

2.  Das  kymrische  Recht  in  Wales. 

§  11. 

Zur  Zeit  der  Rechtsbücher  von  Wales  ^^)  hat  sich  das 
Recht  bereits  so  weit  vorgebildet,  daß  die  Pfändung  nicht 
mehr  durch  Private  geschieht,  sondern  kraft  Gerichtserlaubnis 
durch  eine  obrigkeitliche  Persönlichkeit  (canghellor  oder 
maer),  und  in  gewissen  Fällen  darf  auch  nicht  er,  sondern 
muß  ein  höherer  Beamter  pfänden,  vgl.  G.  I,  15,  18,  V,  I. 
13,  15,  W.  XIV,  3,  31.  Pfändung  ohne  Gerichtserlaub- 
nis wird  gestraft  mit  camlwrw,  D.  II,  6,  3;  nach  den  Leges 
Walliae  II,  7,  2  verliert  der  ohne  Erlaubnis  pfändende  Gläu- 
biger sein  Forderungsrecht. 

Auch  hier  gelten  Vorschriften  über  die  Pfändungs- 
gegenstände: so  dürfen  insbesondere  Ochsen,  welche  bei 
einer  Pfluggemeinschaft  (cy  var)  benutzt  werden,  für  die  Schuld 
des  Einzelnen  nicht  gepfändet  werden  V.  III,  24,  20. 

Haften  Schuldner  und  Bürge,  so  ist  der  Bürge  vor 
dem  Schuldner  zu  pfänden  D.  IL  6,  12  und  13^^).  Von  der 
Pfändung  wegen  Nichtleistung  von  Diensten,  Abgaben 
oder  wegen  Nichterfüllung  von  Pflichten  handelt  D.  II, 
8,  113. 


Zweikampf  von  Galliern  war.   Es  handelt  sich  dort  um  einen  Erbschafts- 
streit unter  Brüdern. 


15^ 


0  V.  =  Venedotian ,  D,  —  Dimetian ,  G.  =  Gwentian  Code, 
W.  =  Welsh  Laws,  Leges  Walliae  in  ,Ancient  Laws  of  Wales"  (1841). 
Folioausgabe.     Dazu  Wade-Evans,  Welsh  Mediavel  Law  (1909). 

^^)  Anders  die  Leges  Walliae  II,  7,  wonach  der  Bürge  nur  sub- 
sidiär und  mit  Beschränkung  haftet.  So  auch  Sinodus  Hibernensis,  Ka- 
nonsammlung XXXIV,  4. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.  XXV.  Band.  14 
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Altertümlicher  ist  noch  die  Gruudstücksvindikation. 

Dem  irischen  tellach  entspricht  das  kymrische  d a da- 
nn dd^').  Wenn  nämlich  jemand  aus  seinem  Eigen  verdrängt 
ist  oder  wenn  der  Nachkomme  in  das  ehemalige  Eigentum 
seines  Vaters  oder  Großvaters  eingesetzt  sein  will,  dann  be- 
dient er  sich  dieses  Instituts,  welches  gleichfalls  ein  feierliches 
Eintreten  und  eine  feierliche  Besitznahme  des  Grundstückes 
enthält.  Es  kann  sein  ein  dadanudd  durch  Pflug  und  Land- 
bau, indem  der  Heimsucher  sich  in  das  Grundstück  begibt  und 
dort  bis  nach  der  Ernte  verbleibt,  oder  ein  dadanudd  mit 
Wagen,  indem  er  in  einem  Wagen  mit  Hausrat  und  Herd 
eindringt  und  9  Tage  verweilt,  oder  ein  dadanudd  mit  Bündel 
und  Bürde :  er  kommt  mit  einem  Bündel  von  Geräten,  mit  Herd 
und  Feuer  und  verweilt  3  Tage  und  3  Nächte,  vgl.  V.  H,  13, 
1—6,  D.  II,  21,  1—4,  G.  II,  30,  1—8.  Später  verlangte 
man  eine  vorherige  Investitur  durch  den  Gutsherrn,  W.  VII, 
1,  26  und  W.  IX,  28,  1. 

§  12. 

Auch  die  uralte  Spurfolge  ist  nachweisbar ;  führt  die  Spur 
des  Diebstahls  auf  ein  Haus  und  kann  sie  nicht  weiter  verfolgt 
werden,  so  ist  das  Haus  ein  beflecktes,  ein  halog  dy  und  es 
tritt  Konfiskation  des  Hauses  ein  samt  allem,  was  darin  ist 
V.  m,  S.  2,  26.     Vgl.  auch  unten  S.  212. 

§  13. 

Die  Klage  hat  den  Namen  des  Klägers,  des  Beklagten 
und  des  Gerichtes  zu  bezeichnen  und  zu  sagen  wie,  d.  h. 
durch  welche  Verletzung  und  wann  sein  Anspruch  entstanden 
ist,    denn    der  Anspruch   gilt  als  Verletzungsanspruch.     Aus- 


^')  So  bei  Wade-Evans  Glossaiy  p.  332.  In  den  Ancient  Laws 
ist  das  Wort  dadenlmdd  geschrieben.  Die  Bedeutung  ist  =  Wieder- 
erlangung. Ueber  die  Institution  selbst  vgl.  Seebohm,  Tribal  System 
S.  82. 
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führliches  darüber  findet  sich  in  den  späteren  Gesetzen  W.  X, 
4  und  10  und  W.  XI,  1,  17. 

Der  Klage  geht  die  Ladung  voraus  D.  II,  23,  53.  Er- 
scheint der  Beklagte  nicht,  so  wird  er  mehrmals  geladen. 
Nach  dreimaliger  Ladung  gilt  der  Anspruch  als  zugestanden, 
und  wenn  es  sich  um  einen  Anspruch  auf  Grundstücke  handelt, 
wird  das  Grundstück  dem  Kläger  zugewiesen  W.  XIV,  9,  1. 
Für  das  erste  und  zweite  Nichterscheinen  hat  der  Beklagte  eine 
Buße  verwirkt  (camlwrw)  D.  II,  23,  11,  doch  kann  er  ent- 
schuldigt werden  D.  III,  4,  vor  allem,  wenn  er  im  Königs- 
dienst ist  W.  VI,  1,  62.  Erscheint  der  Kläger  nicht, 
so  verfällt  die  Klage  W.  X,  11,  10  und  W.  XI,  4,  22;  auch 
darf  sie  so  lange  nicht  von  neuem  erhoben  werden,  als  der 
Gerichtsherr  lebt;  außerdem  tritt  Buße  ein  W.  IV,  4,  1 
und  W.  VI,  1,  56.  Unter  Umständen  ist  eine  Sicherheit  zu 
leisten,  und  wer  die  nötige  Sicherheit  nicht  leistet,  verliert  den 
Prozeß  W.  XIV,  45,  15. 

Der  Beklagte  kann  eine  billige  Antwortfrist  verlangen 
W.  VI,  6,  31  und  W.  IX,  15:  regelmäßig  hat  er  die  Antwort  in 
3,  5,  9,  höchstens  14  Tagen  zu  geben  D.  11,  23,  46—51.  Er 
kann  auch  eine  prozeßhindernde  Einrede  geltend  machen,  z.  B. 
die  Einrede  des  Kompromisses  W.  XIV,  21,  16. 

Das  Schweigen  des  Beklagten  gilt  als  Zugeständnis, 
doch  muß  man  ihm  auch  noch  in  der  Gerichtssitzung  ge- 
statten, bevor  er  antwortet,  den  Rat  von  Rechtskundigen 
zu  hören;  er  darf  also  wie  in  Deutschland  um  ein  Ge- 
spräche bitten  W.  XIV,  45,  19.  Das  Zugeständnis  des  Be- 
klagten entbindet  den  Kläger  vom  Beweis  W.  XIV, 
16,  715. 

Durch  den  Tod  einer  Partei  wird  das  Verfahren  unter- 
brochen W.  XIV.  16,  715. 

Ist  die  Sache  1  Jahr  lang  liegen  geblieben,  so  erlischt 
die  Klage;  daher  muß  mindestens  in  Jahr  und  Tag  die  Fort- 
setzung begehrt  werden  D.  II,  8,  102,  D.  III,  1,  1  und  W. 
VI,  1,  68. 
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Der  Prozeß  kann  auch  durch  Vergleich  oder  Schiedsspruch 
«riedigt  werden  D.  II,  8,  103. 

Bei  Landstreitigkeiten  bleibt  der  Beklagte  einstweilen 
im  Besitz  V.  II,  12,  49,  vorausgesetzt,  daß  er  die  nötige 
Sicherheit  leistet  W.  VII,   1,  9. 

Wer  bei  Uebertragung  des  Landes  anwesend  war, 
ohne  zu  widersprechen,  kann  nicht  mehr  widersprechen  G.  II, 
30,   12. 

Die  Parteien  können  vertreten  sein,  sie  können  auch  einen 
Beistand  haben;  es  ist  von  dem  cyghaus  und  dem  chanllav 
des  Klägers  und  Beklagten  die  Rede;  die  Parteien  werden  bei 
Beginn  des  Prozesses  gefragt,  ob  sie  sich  dieser  Personen  be- 
dienen wollen  V.  II,  11,  10  und  15  und  II,  11,  51  und  52. 
Der  Anwalt  soll  rechtskundig  sein  D.  III,   1,  12. 

Wie  im  germanischen  und  in  vielen  anderen  Rechten  hat 
der  Besitzer  im  Vindikationsprozeß,  wenn  er  die  Sachen 
in  abgeleiteter  Weise  erworben  haben  will,  seinen  Gewährs- 
mann zu  nennen  und  beizubringen,  weil  er  sonst  Gefahr 
läuft,  des  Diebstahls  beschuldigt  zu  werden;  ist  aber  der  Ge- 
währsmann tot  oder  unauffindbar,  so  wird  er  durch  einen 
Spruch  der  Nachbarn  frei  gegeben  W.  XI,  1,  9.  Vgl.  auch 
oben  S.  210. 

§  14. 

Ueber  die  Besetzung  des  Gerichtes  haben  wir  ziem- 
lich eingehende  Vorschriften.  Bei  dem  Königsgericht  sitzt 
der  Oberrichter  neben  dem  König  ^^),  bei  den  gewöhnlichen 
Gerichten  des  Kreises  (cymwd)  fungieren  die  üblichen  Rich- 
ter, und  außerdem  ist,  wie  im  deutschen  Rechte,  auch  der 
Gutsbesitzer  Richter  innerhalb  seines  Kreises  W.  XIII,  2,  213, 
vgl.  V.  II,  11,   10. 

Die  großen  Gerichte  über  Landstreitigkeiten  sitzen  mit 


^^)  Der  König  soll  sitzen  mit  dem  Rücken  gegen  Sonne  oder  Wetter, 
vor  ihm  der  Hofricliter  oder  der  Kreisrichter,  zu  dessen  Linken  die 
übrigen  Richter,  zu  dessen  Rechten  der  Priester  u.  s.  vv.  V.  II,  11,  10. 
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zwei  großen  Ferienpausen.  Die  Sitzung  beginnt  am  9.  De- 
zember und  dauert  bis  in  den  März,  sodann  wieder  am  9.  Mai 
bis  in  den  August.  Der  Kläger  wird  daher  gut  tun,  die  Klage 
am  9.  Dezember  oder  am  9.  Mai  zu  erheben ,  worauf  dann 
der  Beklagte  in  einiger  Zeit  zu  erwidern  hat  und  dann  das 
Urteil  nach  bestimmter  Frist  gefällt  werden  soll,  vgl.  V.  II, 
11,  2   und  D.  II,  21,  1  und  3  und  D.  III,  1,  l^^). 

Die  Richterstellen  sind  nicht  erblich  —  ein  vorzüglicher 
Satz  des  keltischen  Rechtes  W.  XIV,  45,  12. 

§  15. 

Vom  Beweis  gilt  folgendes:  Der  Zeugenbeweis  spielt 
auch  hier  eine  große  Rolle.  Der  Zeuge  soll  beeidigt  aus- 
sagen, sobald  der  Beklagte  leugnet  D.  II,  4,  2.  Ausführlich 
wird  von  unfähigen  und  anfechtbaren  Zeugen  gehandelt  D.  II, 
4,  3  und  4,  D.  III,  2  und  D.  III,  1,  10:  so  sind  insbesondere 
auch  Mann  und  Frau  einander  gegenüber  unfähig  zum  Zeug- 
nis W.  XI,  3,  33;  vgl.  auch  leges  Walliae  II,  10.  Meist  be- 
darf es  einer  Mehrheit  von  Zeugen  D.  II,  4,  5  2^),  doch  in 
gewissen  Fällen  soll  ein  einziger  Zeuge  genügen,  sei  es 
wegen  der  Bedeutung  des  Zeugen  oder  wegen  der  Situation, 
welche  die  Zuziehung  weiterer  Zeugen  untunlich  macht.  So 
wird  dem  alleinigen  Zeugnis  des  Fürsten,  des  Priesters,  des 
Abtes  und  im  Verhältnis  zwischen  Vater  und  Sohn  dem  Vater 
geglaubt,  ebenso  dem  Schäfer,  wenn  er  ein  Zeugnis  gibt  über 
ein  getötetes  Tierstück,  auch  dem  Mädchen  bezüglich  der  früheren 
Jungfrauschaft.  Eigenartig  ist  auch,  daß  man  dem  Dieb  am 
Galgen  in  der  Todesstunde  glaubt  V.  II,  4,  D.  II,  5,  D.  II,  8, 
81  und  89,  G.  II,  28,  24;  vgl.  auch  leges  Walliae  II,  5. 

Besonders  sind  die  Zeugen  zu  verhören,  die  beim  Ver- 
tragsabschlüsse zugezogen  wurden  V.  II,  8,  6,   D.  III,  3,  41. 

Ist  der  Vertrag  ohne  Zeugen  und  ohne  Pfandzeichen  ab- 


'^)  Vgl.  Wade-Evans  S.  197. 

^®)  Hier  bezieht  sich  das  Rechtsbuch  auf  das  geistliche  Recht. 
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geschlossen  worden  oder  kann  überhaupt  ein  Zeugnis  nicht 
beigebracht  werden,  dann  wird  der  Beklagte  zum  Unschulds- 
eid zugelassen  V.  II,  8,  5  und  7,  D.  III,  1,  16,  D.  III,  6,  9 
und  11,  G.  II,  19,  7;  dabei  behält  es  sein  Bewenden,  wenn 
nicht  der  Gegner  den  Gegeneid  leistet.  Steht  auf  solche  Weise 
Eid  gegen  Eid,  dann  muß  der  Schuldner  mit  Eideshelfern 
schwören,  und  zwar  regelmäßig  selbsiebent.  Die  Eides- 
helfer sollen  in  alter  Weise  regelmäßig  aus  den  Verwandten 
entnommen  werden,  und  zwar  4  von  Vaters  und  2  von  Mutters 
Seite  V.  II,  6,  2  und  7,  V.  II,  8,  3  und  4  und  D.  II,  6.  15. 

Der  Bürge,  welcher  die  Bürgschaft  leugnet,  soll  nach 
den  Leges  Walliae  II,  7,  10  sich  selbsiebent  frei  schwören; 
leugnet  er  die  Bürgschaft  nur  teilweise,  dann  genügt  sein  ein- 
ziger Eid.  Wird  Schuld  und  Bürgschaft  abgeleugnet,  dann 
ist  mit  14  Eideshelfern  zu  schwören  II,  7,  13. 

Der  Unschuldseid  des  Beklagten  als  Ein  ei  d  gilt  auch 
bei  unbedeutenden  Verletzungen  D.  III,  2,  25  und  D.  III,  3, 
48 ;  sind  die  Verletzungen  erhebliche,  so  ist  der  Eid  mit  3,  6 
oder  9  Helfern  zu  leisten  D.  III,  1,  21. 

Handelt  es  sich  um  schwere  Anklagen,  so  -ist  eine 
größere  Anzahl  von  Eideshelfern  nötig,  so  bei  einem  erheb- 
lichen Diebstahl  V.  III,  2,  13  fg.  Wer  des  Raubes,  der  Ge- 
walttat oder  des  öflfentlichen  Friedensbruches  angeklagt  ist, 
hat  sich  mit  50  Eideshelfern  zu  reinigen  D.  II,  2,  25, 
D.  II,  3,  17,  D.  HI,  1,  18,  D.  HI,  2,  22—24,  W.  XI,  3,  37 
und  38  und  W.  XI,  4,  5.  Bei  besonders  schweren  Anklagen 
wird  die  Zahl  der  Eideshelfer  verdoppelt  D.  III,  2,  23, 
V.  III,  2,  50. 

Auch  das  kommt  vor,  daß  der  Kläger  mit  dem  Schwur 
beginnt,  namentlich  bei  der  Diebstahlsklage;  dann  muß  der 
Beklagte  mit  2  Eideshelfern  den  Gegeneid  leisten  D.  II,  3,  18 
und  3,  21  und  22.  So  auch  nach  den  Leges  Walliae,  wenn 
der  Gläubiger  gegen  die  Erben  des  Schuldners  (Bürgen)  vor- 
geht: er  schwört  selbsiebent  II,  19,  2. 

Bei  Landstreitigkeiten   kommt   wie   im    deutschen  Rechte 
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das  Zeugnis  der  Nachbarn,  der  Umgesessenen,  in  Be- 
tracht, deren  oft  eine  große  Anzahl  bis  gegen  300  eidlich 
vernommen  werden,  also  in  Gestalt  einer  Enquete  D.  II,  20,  1, 
W.  XIII,  2,  94;  so  insbesondere  auch  über  die  Landfolge  und 
Landerbschaft  D.  II,  8,  63. 

Wie  im  deutschen  Rechte,  ist  auch  das  Gerichts- 
zeugnis bekannt;  dieses  ist  maßgebend  und  entscheidend 
D.  II,  8,  84  und  85,  D.  III,  1,  3  und  4,  W.  VII,  1,  30; 
W.  XIII,  2,  226. 

§   lö. 

Der  Richter  kann  das  Urteil  ändern,  so  lange  er  auf 
dem  Gerichtsstuhl  sitzt,  nachher  nicht  mehr  W.  XI,  4,  2.  So 
lange  er  auf  dem  Gerichtsstuhl  sitzt,  kann  auch  die  Partei 
das  Urteil  schelten;  darauf  folgte  offenbar  früher  wie  bei  den 
Deutschen  ein  Zweikampf,  weshalb  auch  Partei  und  Richter 
ihr  Zweikampfpfand  gaben  V.  I,  14,  24;  D.  II,  8,  83,  D.  III, 
1,  11;  später  wurde  die  Sache  an  den  höheren  Richter 
gezogen,  vgl.  W.  XI,  4,  2  und  W.  XIV,  45,  6.  Wer  bei 
dieser  Schelte  des  Unrechtes  überführt  wird,  hat  seine  Zunge 
durch  Komposition  zu  lösen  D.  II,  8,  68,  W.  XIV,  45,  7. 

§  17. 

Der  Richter  soll  nach  dem  Gesetze  urteilen,  aber  es 
ist  bereits  anerkannt,  daß  langer  Brauch  und  Veränderung  der 
Umstände  das  Gesetz  aufheben  W.  XIII,  2,  180.  Bei  Er- 
mangelung von  Gesetzen  ist  nach  der  Analogie ,  und  wenn 
zwei  Gesetze  sich  widersprechen,  nach  der  Vernünftigkeit  zu 
urteilen  D.  III,  1,  13. 

§  18. 

Auch  nachdem  der  Richter  das  Urteil  endgültig  gegeben, 
kann  mindestens  innerhalb  1  Jahres  eine  Anfechtung  er- 
folgen in  ähnlicher  Weise  wie  nach  unserer  Nichtigkeits-  und 
Restitutionsklage;    so  wegen  Unfähigkeit   des  Richters  W.  X, 
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11,  16,  auch  wenn  eine  Partei  nicht  zugezogen  wurde  W.  X, 
11,  9  und  11,  oder  wenn  der  Richter  bestochen  worden  ist  oder 
sich  Drohungen  gegen  eine  Partei  erlaubt  hat  W.  X,  11,  17. 

3.  Festlandsgallier  und  Bretonen. 

§  19. 

Daß  bei  den  Festlandsgalliern  die  Schuldknecht- 
schaft vorkam,  ergibt  sich  aus  Caesar  Bell.  Gall.  VI,  13; 
hier  heißt  es,  daß  von  den  Gemeinen  viele  infolge  ihrer 
Schulden  in  ein  Hörigenverhältnis  zum  Adel  gerieten.  Und 
daß  auch  hier  Gottesurteil  und  Eid  in  Gebrauch  waren, 
ergibt  sich  aus  der  Darstellung  Bell.  Gall.  VI,  13  und  VI,  16. 
Auf  der  einen  Seite  wird  hier  das  starke  religiöse  Bewußt- 
sein der  Gallier  betont  und  hervorgehoben,  daß  bei  ihnen  das 
ganze  Leben  mit  religiösen  Gebräuchen  erfüllt  war,  ander- 
seits erzählt  Cäsar,  daß  die  Gerichte  hauptsächlich  geistige 
Gerichte  waren,  und  daß  Druiden  in  Strafsachen  wie  in  Zivil- 
sachen entschieden  und  ihre  Entscheidung  durch  Exkommuni- 
kation und  gesellschaftlichen  Boykott  durchführten^^).  Bei 
dieser  Sachlage  ist  es  undenkbar,  daß  das  religiöse  Gefühl 
nicht  auch  zur  Anrufung  der  Gottheit  über  Recht  und  Unrecht 
geführt  und  die  Druiden  nicht  bei  ihren  Entscheidungen  den 
Rat  der  Götter  gehört  oder  sich  durch  göttlichen  Spruch 
gedeckt  hätten.  Zudem  soll  die  druidische  Theologie  von 
Britannien  stammen  und  von  Britannien  nach  Gallien  gelangt 
sein,  und  noch  zur  Zeit  Cäsars  war  Britannien  für  die 
Gallier  das  gelobte  vielbesuchte  Land  der  geistlichen  Wissen- 


^^)  Ueber  den  Einfluß  der  religiösen  Vorstellungen  auf  das  keltische 
Leben  vgl.  auch  Porphyrion  in  Horat.  carm.  4,  14,  5:  Non  paventes 
autem  Gallos  funera  ait,  quia  vel  lerocia  vel  vana  persuasione  rursus  re- 
nascendi  mortem  non  timebant  (Holder,  Altkeit.  Sprachschatz  S.  1731); 
über  ihre  Menschenopfer  auch  Augustinus  civ.  Dei  7,  19  (Holder 
S.  1745);  über  den  Keuschheitsdienst  der  Frauen  Orosius  (Holder 
S.  1750). 
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Schaft.  Danach  kann  kein  Zweifel  sein,  daß  auch  hier  Eid, 
Eideshelfer  und  Gottesurteil  im  Prozeß  die  Hauptrolle  gespielt 
haben. 

Der  Brauch  der  Gottesurteile  bei  den  Galliern  geht  aber 
auch  aus  der  Schrift  des  Bischofs  Agobard  de  divinis  sen- 
tentiis  (Migne  104,  42  f.)  hervor:  dieser,  von  Ursprung  Gallier, 
wurde  geboren  779,  lebte  eine  Zeitlang  in  Narbonne  und 
war  später  Bischof  in  Lyon  (gestorben  846). 

Agobard  wendet  sich  mit  großer  Lebhaftigkeit  gegen  den 
Gebrauch  der  Gottesurteile,  die  in  der  Tat  nicht  von  Gott 
eingesetzt  seien  und  nichts  mit  Gott  zu  tun  hätten.  Er  er- 
klärt (p.  254):  non  posse  caedibus,  ferro  vel  aqua  occultas  et 
latentes  res  inveniri.  Wenn  er  so  die  Gottesurteile  aus  eigener 
Erfahrung  kannte,  so  v;ird  gewiß  auch  die  keltische  Bevölke- 
rung an  dem  Aberglauben,  den  er  bekämpft,  mit  teilgenommen 
haben. 

§  20. 

Das  Cartularium  Redonense^^)  zeigt  uns  die  Fort- 
dauer der  keltischen  Prozeßweise  im  9.  Jahrhundert.  In  einer 
Eigentumssache  schwört  der  Kläger  selbviert  super  sanctum 
altare  über  sein  Eigentumsverhältnis  ^^) ;  in  einer  Rechtssache 
vom.  Jahre  865  heißt  es:  testificatus  est  A  et  juravit  per 
IV  Evangelia  et  reliquias^  quod  nunquam  jurasset,  quod  supra- 
dicti  B.  hereditas  esset  R.  —  also  ein  Abschwören  durch 
Eineid^^);  in  einer  Strafsache  von  871  klagt  das  Kloster 
einen  Großen  vor  dem  Fürsten  Salomon  der  Räuberei  an;  der 
Angeklagte  wird  durch  Zeugen  überführt '^^).  In  einem  Falle 
von  1084"^^)  heißt  es:    Zeugen    dürften   vernommen  werden, 


^^)  Teils  nach  C  o  u  r  s  o  n ,  Histoire  des  peuples  Bretons  I  (1846),  teils 
nach  dem  Cartulaire  de  l'Abbaye  de  Redon  (in  den  Documents  inedits). 
^0  Courson,  Histoire  I,  p.  402. 
24)  Gart.  nr.  185. 
2')  Courson  1,  p.  419. 
26)  Cartul.  nr.  345. 
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wenn  sie  neque  perjurio  neque  tra(litione(m)  neque  falso  testi- 
monio  neque  horaicidio  neque  sacrilegio  neque  adnlterio  pro- 
bat! neque  servi  ullius  hominis  neque  corrupti  pecunia  neque 
de  parentela  sua  neque  de  familia  sua  essent  et  fuissent  om- 
nino  legales  testes.  Damit  mag  der  Katalog  anfechtbarer 
Zeugen  D.  III,  2  verglichen  werden:  a  bondman,  a  person  who 
shall  have  publicly  broken  bis  marriage  vow,  a  uotorious  per- 
jurer,  a  person  who  shall  knowingly  have  born  false  testimony, 
a  purloiner  of  consecrated  property,  a  traitor  to  a  lord,  a 
murderer  of  his  father  or  mother. 

Im  Jahre  854  wird  ein  Erbschaftsprozeß  einer  Enquete 
unterworfen^'):  „Et  postea  convocavit  Lalocan  cum  monachis 
viros  nobiles  et  maxime  seniores,  qui  erant  in  illa  plebe  et 
aliis  plebibus,  quorum  ista  sunt  nomina:  Maencomin,  etc.  .  .  . 
Isti  omnes  venerunt  cum  Lalocano  ante  Hoiarnscoet  in  villam 
quae  dicitur  Sarout,  et  testificaverunt  et  dixerunt,  quia  plus 
erat  illis  rectum,  quod  in  antiquis  temporibus  diviserunt  pa- 
rentes  eorum  suam  hereditatem  inter  se,  et  illam  villam  cecidit 
in  partem  genitoris  Lalocani  et  convicerunt  eos;  et  postquam 
convicerat  eos,  Lalocan  cum  suis  testibus  iterum  tradidit  suam 
totam  hereditatem,  sicut  superius  fecerat,  in  manibus  mo- 
nachorum." 

Eine  Enquete  liegt  auch  vor  in  einer  Urkunde  von  854^^): 
„.  .  .  accusantes  eum  ad  Nominoe  et  dicentes  quod  non  erat 
illa  virgada  que  nominatur  Puz  de  hereditate  Urblon;  et 
mandavit  Nominoe  ad  Rihowen  et  Hencar  facere  mallum  inter 
eos,  et  venerunt  in  ratione  et  ratio  narraverunt  Laloe 
et  Hincant  et  Deuroc  et  Wrbudic  et  Rinwocon  et 
Jarun,  quod  esset  supradicta  terra  Puz  ex  propria 
hereditate  Urblon." 

Ein  weiterer  Fall  von  a.  844  findet  sich  ibid.  I,  S.  408: 
„Tunc  interrogavit  Nominoe,  si  erat  rectum  illis  dare,  et  jussit 


^')  Courson  1,  p.  415. 
^')  Courson  I,  p.  404. 
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misso  suo  Riworet,  ut  congregarentur  omnes  seniores 
ex  Poliac  et  ex  Bain  et  ex  Rannac  et  ex  Siz,  quod  ita 
et  fecit;  venerunt  ex  Poliac,  Illoc,  Hocart  et  Haelwocon  pres- 
biter,  Ratweten,  Haelraoini  Risvoret,  Winan  etc.;  et  ex  Bain 
Jarnhatoe ,  Wrhoaiarn ,  Roenwallon  etc. ;  et  ex  Siz  Witen- 
gloeu,  Catworet,  Cumiau  etc.;  et  ex  Rannac  Howen,  Jacu, 
Wocon  etc.;  et  interrogati  sunt  omnes,  qui  debebat 
accipere  teloneum  de  navibus  in  Balric  sive  in  Busal,  et 
testificaverunt  omnes  supradicti  homines  Poliaccenses 
et  Baincenses  et  Zizcenses  et  Ranacenses,  quod  ille,  qui 
Bain  haberet  in  potestatem,  accepit  teloneum  sive 
mercedem  de  navibus  ementibus  ab  illo  die,  quo  naves 
ceperunt  navigare  in  ult,  neque  abbas  Busalt  neque  abbas 
Ballon  habuerunt  uUam  potestatem,  neque  de  navibus  neque 
vendentibus,  neque  ementibus  acceperunt  teloneum 
sive  mercedem  usque  in  presentem  diem." 

Ferner  den  Fall  ibid.  I,  S.  412  von  860:  „Tunc  supradictus 
Wetenoc  (der  Beklagte)  placitum  inde  levavit,  adunatis  suis, 
quorum  ista  sunt  nomina:  E^omus,  Jacu,  Rethvalart,  Drehwobri, 
et  lecta  sua  carta  et  adstantibus  suis  testibus  et  dilisidis  reve- 
lavit,  quod  tantum,  quod  tenebat,  comparaverat  a  supradicto 
Wobrian.  Tunc  Wobrian  victus  tam  a  carta  quam  a  testibus 
et  dilisidis  confessus  est." 

Der  Beklagte  ist  es,  welcher  die  Umgesessenen  herbei- 
ruft, und  diese  entscheiden,  nachdem  sie  Beweise  genommen 
haben:  die  Enquete  wird  bereits,  was  in  England  erst  nach 
vielen  Jahren  geschieht,  zum  Geschwornengericht. 

Enquete  ist  auch  anzunehmen,  wo  von  einem  Judicium 
scabinorum  die  Rede  ist,  so  zwischen  826  und  840  und  zwi- 
schen 840  und  846  ^9). 

§  21. 

Die  deutliche  Einwirkung  des  keltischen  Rechts  sehen 
wir  noch    in   dem    großartigen   und   interessanten  Rechtsbuch, 


29 


)  Cartul.  192,  180. 
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der  tres  ancienne  Coutume  de  Bretagne,  welches  einst 
Argen tre  in  das  Jahr  1450  verlegte,  dessen  Datum  wir  aber 
seit  den  Forschungen  von  Hevin  und  Planiol  etwa  zwischen 
1312  und  1325  zu  versetzen  haben  ^^). 

Das  hier  gezeichnete  Recht  ist  noch  großenteils  druidi- 
sches Recht:  es  zeigt  neben  so  vielen  altertümlichen  einen 
recht  modernen  Zug;  denn  es  erweist  sich  als  das  Ergebnis 
eines  Jahrhunderts  langen  systematisch  betriebenen  Rechts- 
studiums. 

Das  Gerichtsverfahren  stimmt  mit  dem  keltischen 
Verfahren  in  den  wesentlichsten  Punkten  überein.  Auf  die 
Klage  hin  hat  der  Beklagte  eine  dreitägige  Antwort- 
frist, c.  246.  Im  Grundstücksprozeß  folgen  sich  die  Termine 
von  8  zu  8  Tagen,  c.  248.  Ist  der  Beklagte  mehrmals  ab- 
wesend, dann  wird  er  verurteilt,  c.  196,  198,  199,  247. 
Von  den  Gründen,  welche  das  Nichterscheinen  des  Beklagten 
entschuldigen,  ist  in  c.  12  fg.  ausführlich  die  Rede. 

Wie  im  keltischen  Prozesse,  sind  auch  hier  die  Anwälte 
als  berufsmäßige  prozessualische  Stellvertreter  tätig,  vgl.  c.  85 
bis  95^^).  Der  Zeugenbeweis  verlangt  zwei  Zeugen,  und 
dazu  den  Eid  des  Beweisführers,  c.  160.  Ausführlich  wird 
gesprochen  von  der  Ablehnung  der  Zeugen,  so  sollen  auch 
Mann   und  Frau  gegenseitig   nicht  Zeugen  sein,  c.   156 — 158. 

Auch  hier  stimmt  der  Katalog  der  Anfechtbarkeit 
mit  den  keltischen  Rechtsbüchern  überein  (oben  S.  218),  wie 
sich  aus  folgendem  ergibt :  Unfähig  sind  toutes  gienz  de  trai- 
son  ou  de   larrecin  ou  de  parjurete   ou   d'autre  infamete;  aus- 


^")  Bisher  mußte  man  die  recht  sclilechte  Ausgabe  bei  Bourdot 
de  Richebourg,  Coutiimier  general  IV,  p.  199  1'.  benutzen,  wie  ich  es  auch 
früher  tat  (z.  B.  Pfandrechtl.  Forschungen  S.  149  f.).  Seit  1896  haben  wir 
die  kritische  Ausgabe  von  Planiol,  die  durch  HinzutÜgung  einer  Reihe 
weiterer  Rechtsquellen  noch  einen  besonderen  Wert  erlangte  (in  der 
Bibl.  Bretonne  Amoricaine  II). 

2^)  Der  procureur  sollte  auch  das  Recht  bekommen,  in  die  Seele 
der  Partei  Eide  zu  leisten,  c.  86. 
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geschlossen  ist  das  Zeugnis  der  villains,  insbesondere  in  einer 
adeligen  Sache. 

Daneben  wird  der  Unschuldseid  des  Beklagten  erwähnt, 
0.  102.  Ou  cas  que  court  ne  voudroit  prouver  contre  lui  de 
Tassoureraent,  il  jureroit  de  sa  bouche  et  de  sa  main  que  il 
serait  sauf  du  fait,  il  s'en  devroit  aler  quicte  et  delivre  par 
la  coustume.  Außerdem  besteht  der  Zweikampf  (bataille) 
bei  schweren  Verbrechen,  bei  Landstreitigkeiten  und  auch 
sonst,  wenn  der  Beklagte  es  auf  ihn  ablegt,  c.  130,  132,  134. 
Endlich  wird  auch  hier  die  Enquete  erwähnt,  c.  114,  147.  Es 
heißt  hier  (c.  114):  justice  est  tenue  ä  en  faire  juree  des  gienz 
du  pais,  des  hommes,  fammes  et  anffanz  et  sergeants  qui  poair 
ont  de  faire  serment. 

Die  Urteile  können  durch  eine  Urteilsschelte  ange- 
fochten werden,  c.  170,  174,  welche,  trotz  der  Uebergabe 
eines  Pfandes  nicht  zum  Zweikampf  führt,  sondern  zur  Entschei- 
dung eines  höheren  Richters  (vor  dem  Parlement  der  Bretagne). 
Der  Richter  soll  aber  nur  dann  haftbar  sein,  wenn  wirkliche 
Rechtsbeugung  vorliegt,  c.  170,  der  Urteilsschelter  aber  haftet 
mit  seinen  Gliedmaßen,  c.  174:  leurs  membres  sont  liez  (wohl 
in  der  Weise,  daß  er  sie  auskaufen  kann). 

Vieles  hiervon  ist  auch  dem  deutschen  Recht  nicht  fremd  ^^); 


^^)  So  finden  wir  im  Rechte  von  Anjou  und  Touraine  (Etablissem. 
de  Louis  Saint  I,  126)  den  Eid  des  Klägers  selbdritt  soi  tierz,  ebenso  hier 
und  in  Orleans  und  auch  sonst  die  Enquete,  anqueste  juree  de  la  gent 
dou  pais,  I,  84:  doit  Commander  a  son  baillif  qui  doit  faire  semondre 
les  genz  des  prochiennes  parroches  et  les  prochiens  Chevaliers  et  les 
prochiens  sergenz  fievez  et  les  prochiens  barons,  se  la  querele  est  granz; 
ebenso  II,  17,  20,  23,  und  Livre  de  Jost.  et  Plet  II,  14,  §  7 :  enquerre 
par  bones  genz  XIX,  44;  vgl.  auch  die  Enquete  von  1318  im  Hennegau; 
Verriest,  Servage  dans  le  comte  de  Hainaut  p.  72;  so  die  Urteils- 
schelte, Etabl.  I,  83,  142,  und  zwar  statt  mit  Zweikampf  mit  dem  Ziehen 
an  den  höheren  Richter  Plim;  vgl.  hierüber  die  Nachweise  beiViollet, 
Etabl.  de  S.Louis  I,  p.  212,  217;  und  was  den  gerichtlichen  Zweikampf 
betrifft,  so  brauche  ich  nur  auf  die  vorzügliche  Schrift  von  C  o  u  1  i  n ,  Der 
gerichtliche  Zweikampf  im  altfranzösischen  Recht  hinzuweisen.   Indes  ist 
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aber  nicht  nur  ihre  starke  Entwicklung,  sondern  verschiedene 
Einzelheiten  weisen  auf  das  keltische  Recht  hin,  vor  allem 
die  hervorragende  Gestaltung  des  Instituts  der  Procureurs, 
von  der  noch  besonders  zu  sprechen  ist. 

§  22. 

In  der  großen  Freiheit  der  prozessualischen  Stell- 
vertretung für  den  Kläger  und  Beklagten  ^^)  steht  das 
Recht  der  Bretagne,  soweit  ich  sehe,  im  französischen 
Mittelalter  einzig  da.  Die  Bestimmungen  der  tres  ancienne 
coutume  finden  sich  im  ganzen  wieder  in  der  ancienne  cou- 
tume  Art.  89 — 107  und  in  der  coutume  nouvelle  Art.  92  bis 
102.  Aus  dem  Protokoll  über  die  ancienne  coutume  (Bourdot 
de  Richebourg  IV  339  f.)  geht  hervor,  daß  man  einige 
Artikel  als  unnötig  gestrichen  und  andere  Artikel  geändert, 
sich  also  eingehend  mit  der  Materie  beschäftigt  hat.  Die 
Vollmacht  des  Vertreters  mußte  unter  Siegel  ausgefertigt  wer- 
den, unter  dem  eigenen  Siegel  eines  Siegelberechtigten,  oder 
unter  fremdem  Siegel,  auch  unter  dem  Siegel  des  Gerichts. 
Sie  umfaßte  das  ganze  Gebiet  des  Zivilprozesses;  nur  im  Straf- 
prozeß fand  sie  eine  sinngemäße  Beschränkung. 

Diese  Freiheit  der  Vollmacht  ist  besonders  auffallend, 
wenn  man  sie  mit  den  außerordentlichen  Beschränkungen  der 
attornatio  des  normannischen  Rechtes  vergleicht  und 
mit  dem  Rechte  des  französischen  Königsgerichts,  bei 
welchem  zwar  ein  procureur  des  Beklagten  ohne  weiteres  auf- 
gestellt werden  konnte,  der  procureur  des  Klägers  aber  einer 
königlichen  lettre  de  gräce  bedurfte^*).    Die  ganz  moderne 


aach  hier  noch  zu  fragen,  inwieweit  nicht  lebenskräftige  Ueberreste  des 
keltischen  Rechts  vorliegen;  so  namentlich  was  die  reichgeformte,  ja 
prunkhafte  Ausgestaltung  des  gerichtlichen  Zweikampfes  angeht. 

^^)  Der  procureur  sollte,  wie  S.  220  bemerkt,  ermächtigt  sein,  die 
Eide  in  die  Seele  seines  Herrn  zu  schwören.  Tr^s  anc.  Cout.  a.  86  und 
das  Protokoll  der  Coutume  anc.  bei  B.  de  Richebourg  IV,  p.  339. 

'*}  Vgl.  Brunn  er,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch.  I,  S.  385  f., 
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Behandlungsweise  unserer  Coutume  kann  nur  dem  keltischen 
Rechte  entstammen  und  beweist,  wie  mächtig  dieses  in  der 
Bretagne  fortlebte. 

Von  der  Bedeutung  der  procuratio  in  der  Bretagne  zeugt 
auch  die  große  Anzahl  späterer  Verordnungen,  die  sich  auf 
die  Anwaltschaft  beziehen. 

Ich  gebe  hier  das  wichtigste  nach  der  Ausgabe  von 
Planiol. 

So  bereits  Verordnung  von  1259  (ib.  p.  332): 

(2)  Et  est  l'establissement  tiel  que  nul  pledeour  ne  pourra 
prandre  d'un  homme  que  cinq  soulz  d'un  jour  pour  pledoier 
et  uns  coustz  regnables  de  venir  et  de  s'en  aler,  si  Ten  le 
voit  querre  qu'il  ne  soit  trouve  lä  oü  le  plet  sera,  c'est  assa- 
voir  au  chevalier  sept  soulz,  a  l'escuyer  trojs  soulz,  ä  le  homme 
ä  pie  douze  deniers,  et  est  de  journee  renable.  Et  si  celui 
qui  le  fera  venir  lui  poye  ses  coustz  de  aler  et  de  venir,  il 
ne  puet  prandre  d'aultres  que  cinq  soulz  d'un  jour. 

So  die  Assise  des  pledeours,  Vannes  1301  (oder  1307), 
ebenda  p.  344: 

Par  la  coutume  de  Bretaigne  autreffoiz  ordonnee  en  Par- 
lement  est  commande  ä  tenir  que  nul  pledeour  ne  soit  oy  ä 
pledoier  en  nul  lieu  en  Bretaigne,  se  il  n'a  jure  l'assise,  soubz 
umbre  de  baillie  ne  autrement,  si  ce  n'est  pour  son  pere  ou 
pour  sa  mere ,  ou  pour  son  frere  ou  pour  sa  seur ,  ou  pour 
son  filz  ou  fille,  ou  pour  le  pere  ou  pour  la  mere  sa  famme 
ou  pour  son  sororge.  Et  ceste  ordonnance  est  ordennee  ä 
tenir  es  seneschalx  et  pledeours  et  ä  touz  autres,  et  est  defendu 
que  nul  ne  face  le  contraire;  et  si  les  pledeours  le  fönt,  le 
proceix  est  nul  et  de  nulle  value,  et  seront  les  pledeours  en 
Tarnende  de  monseigneur  et  en  sa  volunte. 

So  die  Constitution  de  Rennes  v.  1405  (ib.  p.  362): 

(4)  Et  sera  commande  aux  seneschaux  deffendre  aux  ad- 


356  f.     Eine  solche  lettre   de   gräce    ist   in   der   Bretagne   nur    bei    der 
Appellation  vorgeschrieben,  Petite  Coutume  a.  53  (Planiol  p.  517). 
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vocas  de  non  prandre  des  deux  parties,  siir  peirie  d'etra  prives 
d'advocacerie  et  avoir  fait  contre  l'assise. 

So  die  Constitution  de  Vannes  1420,    a.  19  (ib.  p.  380). 

(Oomment  procureur  se  peutadherer  a  la  partie.) 
Comme  souventesfoiz  noz  procureurs  et  ceulx  de  noz  subgitz, 
pour  faveurs  desordonnees  comme  pour  dons,  loyers,  amours 
ou  haynes,  se  adherent  o  une  des  parties  que  il  leur  plait,  et 
souventesfoiz  fönt  de  la  cause  de  la  partie  la  cause  de  la  court, 
et  tellement  que  entre  les  parties  ne  peut  avoir  egalle  distri- 
bucion,  et  que  ceulx  contre  qui  les  dits  procureurs  se  adherent 
ne  peuvent  avoir  leurs  proceix  liberalement  ne  franchement 
comme  ilz  eussent  se  ilz  ne  eussent  affaire  que  o  parties ,  et 
leur  imposent  nosdits  procureurs  aucuns  delitz  pour  fortifier 
la  cause  de  la  partie  o  qui  ils  sont,  nonobstant  que  ilz  ne 
soient  deuement  informez  ou  que  mesraement  la  chose  imposee 
ne  soit  pas  souventesfoiz  par  raison  recevable,  par  quoy  noz 
subgiz  sont  souventesfoiz  opprimez  et  grevez,  ä  quoy  nous 
desirans  ob  vier  et  pourveoir,  deffendons  ii  touz  iceulx  procu- 
reurs que  ilz  ne  soient  tant  hardiz,  sur  peine  d'estre  pugniz 
et  de  privacion  d'office,  de  se  adherer  ä  nulle  partie  sinon  que 
ce  soit  par  l'advisement  du  seneschal  ou  de  Falloue.  Et  quant 
affin  de  mettre  sus  cause  d'office  ou  la  jugier,  ordonnons  que 
tout  premier  l'informacion  du  cas  soit  faicte  par  le  seneschal, 
alloue  ou  baillif  de  la  court,  ou  leurs  commis  et  depputez,  le 
procureur  appelle,  ou  autrement  que  cause  d'office  ne  soit  mise 
sus  ne  adjugiee,  si  le  fait  toutesfois  n'estoit  notoire  ou  que  il 
y  eust  denoncieur;  et  au  procureur  est  defi'endue  toute  connais- 
sance  de  cause. 

So  die  Constitution  de  Vannes  v.  1424  (ib.  p.  396): 

(22)  (Comment  advocat  doit  declerer  pourquoy  le  libelle 
n'est  responsal).  Comme  plusieurs  advocas  et  pareillement 
plusieurs  parties ,  en  retardant  justice  ,  veulent  souventes  foiz 
excepter  de  non  respondre  au  libelle  de  partie  qui  demande, 
pour  ce  que  ils  dient  que  le  libelle  ne  conclut  pas  de  necessite 
ou  que  il  est  ineptement  forme,  jacoit  ce  que  ils  ne  dient  ne 
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ne  declerent  les  causes  en  quoy  il  pesche  ne  oü  est  la  faute, 
a  quoy  nous  voulans  pourveoir  pour  le  bien  de  la  justice  et 
abreviation  des  causes,  avons  ordonne  que  doresnavant  les 
avocas  ne  parties  ne  soient  receuz  ä  le  dire  se  ils  ne  declarent 
les  causes  pourquoy  le  libelle  n'est  responsal. 

So  Constitution  de  Vannes  1451  (p.  412): 

(17)  (Des  procurations  en  Parlement.)  Avons  or- 
donne et  ordonnons  que  pour  le  temps  avenir  nulles  procura- 
tions de  noz  sabgets  ne  soient  receues  pour  valables  en  nos 
Parleraens  si  elles  ne  sont  faictes  et  passees  par  nos  cours  et 
auditoires  soubz  les  seaux  establis  ä  icelies  ^^), 

Und 

(19)  (Du  sallaire  des  advocatz.)  Item  touchant  le 
salaire  des  avocats  est  advise  que  Tadvocat  frequentant  la  barre 
ou  qui  seroit  trouve  illec  pledoyant  sanz  ce  que  il  soit  amene 
de  partie,  sera  contraint  pour  cinq  soulz  de  salaire  ä  pledoyer 
la  cause  de  partie. 

Und 

(22)  (Des  Offices  de  judicature  et  de  procuration.) 
Pour  obvier  aux  abus  qui  se  fönt  et  peuvent  faire  en  justice 
a  l'occasion  des  officiers  qui  y  sont  ou  pourroient  estre  insti- 
tuez,  corame  juges  ou  procureurs,  qui  n'ont  capacite  ne  cog- 
noissance  de  faire  et  exercer  lesdits  offices  de  leurs  personnes, 
avons  declere  et  ordonne  que  doresnavant  lesdits  offices  de 
justice,  tant  de  judicature  que  de  procuration,  ne  soient  bail- 
lees  ä  personnes  quelconques,  s'ils  ne  sont  experts  esdits  offices 
et  cognoissans  de  les  faire  et  exercer  de  leurs  personnes;  et 
si  aucuns  y  ont  este  et  soient  instituez  qui  n'y  'sont  cognois- 
sans, idoines  et  suffisans  comme  il  est  dit,  nous  voulons  que 
ils  en  soient  destituez^^). 

So  Constitution  de  Vannes  1455  (p.  422): 

et   de   present  par  l'examen  des   causes  d'appel   devolues 


^^)  Vgl.  Tres  ancienne  Coutume  c.  86. 

'^)  Vgl.  schon  Recht  von  Wales  D.  III,  1,  12. 
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et  introduites  en  la  cour  de  nostre  Parleraent  et  par  les  cla- 
meurs  et  complaintes  de  plusieurs  de  nos  subgets,  nous  soient 
venus  a  connoissance  les  grans  dommaiges,  vexations  et  charges 
importables,  qui  par  le  subvertissement,  moyen  et  introduction 
de  plusieurs  gens  iniques ,  saiiz  crainte  de  Dieu  ne  de  Testat 
de  leur  coiiscience,  se  portans  avocas,  sont  entrevenuz  ä  plu- 
sieurs de  noz  subgets  en  leur  donnant  lesdits  avocas  souste- 
nance  et  conduite  de  engigner  grant  involution  de  interlocu- 
toires  sur  delais  et  diffuges  de  la  matiere  principale  et  par 
divers  dilatoires  frivoleux  successivement  engignent  cleins,  con- 
tredits,  appeaux  et  autres  diffuges,  en  chargeant  leurs  juges 
de  interlocutoires  et  commettant  infraction  du  serment  de 
l'assise ,  dont  ensuit  ä  la  fin  que  par  longueur  de  proces  les 
parties  sont  reduites  ä  totale  destruction.  .  .  . 

Also  eine  Anwaltschaft  in  voller  Blüte,  mit  Mißbräuchen 
und  Auswüchsen,  wie  sie  überall  vorkommen,  wo  die  An- 
waltschaft ein  reich  entwickelter,  tagtäglich  in  der  Justiz  walten- 
der, eifrig  tätiger  Stand  ist. 

§  23. 

In  der  Bretagne  bestehen  auch  Volksgebräuche,  welche 
noch  auf  alte  Gerichtsübungen  hinweisen.  Diese  werden  jetzt  von 
den  Ortskundigen  sorgfältig  gesammelt  und  bieten  ein  weiteres 
Zeugnis  dafür,  daß  das  altkeltische  Recht  auch  hier  dereinst  in 
Blüte  stand.  So  finden  wir  noch  einige  Reste  des  Los  ordals, 
vor  allem  aber  die  Beschwörung  eines  Heiligen,  nament- 
lich des  heiligen  Yves.  Ueber  das  Nähere  hat  neuerdings 
Jobbe  Duval  in  der  Nouvelle  Revue  historique  de  droit 
fran^ais  XXXIII  unter  Prüfung  eines  ausführlichen  volkskun- 
digen Materials  Bericht  erstattet.  Bis  zum  Jahre  1879  gab 
es  eine  alte  hölzerne  Statue  des  heiligen  Yves  im  Pfarrspiel 
Tredarzec.  Bei  diesem  Heiligen  pflegte  man  seine  Rechts- 
beschwerden kundzugeben,  so  wenn  jemand  nicht  zahlte  oder 
seine  Pflichten  nicht  erfüllte  oder  gar  einen  falschen  Eid  ge- 
leistet hatte.     Man   gab  dem  Heiligen   einiges  Geld  (meistens 
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eine  alte  nicht  mehr  kursfähige  Münze)  und  erklärte:  wenn 
der  Gegner  unrecht  habe,  solle  er  innerhalb  eines  Jahres 
sterben,  der  Kläger  aber  weihte  sich  ebenfalls  innerhalb  eines 
Jahres  dem  Tode,  für  den  Fall,  daß  er  den  Heiligen  zu  Un- 
recht anrufe.  Früher  hatte  man  auch  Geistliche  gewonnen, 
um  daraufhin  die  Messe  zu  lesen,  meist  so,  daß  man  ihnen 
den  eigentlichen  Sachverhalt  verschwieg,  denn  sonst  weigerte 
sich  die  Kirche  natürlich,  dem  furchtbaren  Aberglauben  zu 
huldigen.  Hatte  auf  solche  Weise  der  Beklagte  unrecht,  so 
glaubte  man,  daß  er  dahinsieche  und  mit  Ablauf  eines  Jahres 
sterbe. 

Unter  Umständen  verlangte  man  auch  den  Tod  in  einer 
geringeren  Frist.  Wenn  aber  der  Beklagte  innerhalb  der  Frist 
dem  Anspruch  des  Klägers  entsprach,  so  wendete  er  den 
schrecklichen  Fluch  von  sich  ab. 

Ganz  besonderes  Interesse  bietet  es,  daß  der  Vorgang 
sich  auch  zweiseitig  abspielte  in  der  Art,  daß  beide  Teile 
zusammen  zu  dem  Heiligen  gingen  und  sich  seiner  Entschei- 
dung unterwarfen.  Eine  Erinnerung  daran  ist  es,  daß,  wenn 
der  Kläger  den  Beklagten  nicht  lud,  er  sich  mindestens  vor 
dem  Hause  des  Beklagten  bekreuzte  oder  einen  anderen  Brauch 
vollzog.  Natürlich  haben  dabei  noch  andere  religiöse  und 
misteriöse  Elemente  mitgespielt,  und  haben,  wie  es  so  geht, 
diesem  Aberglauben  noch  eine  besonders  lokale  Färbung  ge- 
geben; darauf  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

Heutzutage  besteht  die  Bildsäule  nicht  mehr,  aber  trotzdem 
wird  am  gleichen  Orte  noch  der   nämliche  Aberglaube  geübt. 

Offenbar  haben  wir  hier  ein  Ordal  vor  uns,  das  dem 
Gottesurteil  des  geheiligten  Bissens  gleicht;  und  daß  das  Ordal 
bald  einseitig  bald  zweiseitig  ist,  insofern  der  Kläger  es  allein 
oder  mit  seinem  Gegner  vollzieht,  entspricht  vielen  Gestaltungen 
des  Ordalismus.  Daß  man  dem  Geheiligten  eine  Münze  gibt, 
ist  ganz  den  Sätzen  des  keltischen  Rechtes  entsprechend,  daß 
der  Richter  nicht  umsonst  tätig  ist,  sondern  vom  Kläger  seine 
Gerichtsgebühr  verlangt. 
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Auch  vom  Zweikampf  finden  sich  in  der  Bretagne 
noch  Reste,  so  in  Misterienspielen,  so  auch  in  dem  Ausdruck 
„lices"  für  die  Schranken  eines  Theaters,  einem  Ausdruck, 
der  einst  die  Schranken  bei  dem  gerichtlichen  Zweikampf  be- 
deutete, 

§  24. 

Im  ganzen  zeigt  sich  auch  hier  wieder  die  Eigenart  des 
Keltentums:  eine  kräftige  Betätigung  des  Einzelwesens,  ein  an- 
schaulicher Formalismus,  eine  starke  praktische  Findigkeit  und 
eine  Fortbildung  der  Rechtsinstitute,  die  weit  über  das  deutsche 
Recht  hinausgeht.  Nur  daß  eben  die  Schwäche  der  politischen 
Gestaltung  die  Kelten  dazu  verurteilte,  in  das  Schlepptau  an- 
derer Völker  zu  geraten  und  hier  nur  indirekt,  aber  desto 
mächtiger  auf  die  Kultur  einzuwirken. 
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Ferrari,   I  Documenti  Greci  Medioevali   di  Diritto   Privato    dell' 
Italia  Meridionale.     Leipzig,  Teubner. 

Der  Einfluß  des  griechischen  Orients  auf  Süditalien  wird  durch 
die  zahlreichen  griechischen  Urkunden  klargestellt,  welche  bis  zu 
den  Constitutiones  Siculae  das  Kechtsleben  beherrschten,  aber  auch 
noch  nach  ihnen  eine  bedeutsame  Rolle  spielten.  Sie  sind  nichts 
anderes  als  die  alten  Chirogapha:  sie  beginnen  gewöhnlich  mit  der 
Arenga  und  der  Notifikationsformel,  worauf  der  eigentliche  Tenor 
der  Urkunde  folgt,  dem  sich  in  einigen  Schlußformeln  die  Be- 
stätigung und  die  Befestigung  anschließt.  Der  eigentliche  Tenor  der 
Urkunde  wird  in  einfacher  oder  in  komplizierter  Weise  ausgedrückt, 
welche  komplizierte  Form  auch  in  der  römisch-germanischen  Ur- 
kunde wiederkehrt.  Hierbei  ergeben  sich  auch  sehr  bedeutsame 
materiellrechtliche  Rechtssätze,  so  insbesondere  die  Erscheinung, 
daß  das  Eigentum  mit  der  Uebergabe  der  Carta  übergeht,  beim 
Kauf,  wie  bei  der  Schenkung  (S.  61  f.),  sowohl  in  Italien,  als 
auch  im  Orient;  gerade  im  Orient  wird  ausdrücklich  erklärt,  daß 
die  Uebergabe  der  Urkunde  die  körperliche  Uebergabe  ersetze,  und 
in  Italien  hat  die  Uebergabe  der  griechischen  Urkunde  dieselbe  Be- 
deutung wie  im  germanisch-lateinischen  Rechte.  Interessant  ist 
ferner,  daß  bei  den  orientalischen  Veräußerungen  die  Söhne  und 
Verwandte  mitwirken,  offenbar  um  das  Retraktrecht  der  Familie 
auszuschließen ;  endlich  findet  sich  hier  auch  die  Exekutionsklausel 
(S.  99). 

Der  Verfasser  sucht  in  der  Schrift  nicht  nur  den  Orient  mit 
Italien,   sondern    auch    die   orientalischen  Urkunden  des   12.  Jahr- 
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hunderts  mit  den  griechisch-ägyptischen  Papyiusurkunden  in  Ver- 
bindung zu  setzen  und  sucht  darzulegen,  daß  die  Grundlage  der 
späteren  orientalischen  Dispositionsakte  bereits  in  der  Papyruszeit 
zu  erkennen  ist. 

Die  geschichtliche  Perspektive  ist  eine  große  und  fruchtbare. 
Sie  kann  noch  ergänzt  werden,  wenn  wir  auf  das  uralte  babylonische 
Schrifttum  zurückgehen. 

Nöldeke-Schwally,  Geschichte  des  Qorans.   Leipzig,  Dieterich. 

Des  bekannten  Werkes  erster  Teil  erscheint  hier  in  der  zweiten 
Auflage,  nach  dem  Stand  der  heutigen  Wissenschaft  weitergeführt. 
Die  Zergliederung  des  Qorans  und  die  Untersuchung  über  die  Zeitfolge 
der  einzelnen  Bestimmungen  ist  in  der  Zwischenzeit  in  manchem 
gefördert  worden. 

Es  ist  sicher,  daß  die  einzelnen  Suren  des  Qorans  ein  ganz  ver- 
schiedenes Gepräge  aufweisen,  und  man  glaubt  zuerst  nicht  den 
nämlichen  Schriftsteller  wiederzuerkennen ,  wenn  man  die  wild 
phantastischen  Schilderungen  aus  der  ersten  Mekkazeit,  wie  in 
Sure  81 ,  82  und  84 ,  mit  den  breitgetretenen  und  schwerfälligen, 
ja  geschwätzigen  Suren  der  späteren  Zeit,  namentlich  aus  der 
medinensischen  Periode  vergleicht,  wie  z.  B.  mit  Sure  9  oder  gar 
Sure  5. 

Die  Quelle  der  in  den  Suren  liegenden  Bestimmungen  und  ihr 
Ausgangspunkt  in  der  jüdischen  oder  christlichen  Lehre  ist  noch 
nicht  genügend  klargelegt ,  so  namentlich  auch ,  was  die  in  dem 
Qoran  enthaltenen  Rechtsätze  betrift't.  In  dieser  Beziehung  läßt 
uns  auch  das  Werk  noch  im  Dunkeln.  Daß  manche  Teile  des 
Qorans  eine  höchst  persönliche  Note  aufweisen  und  daß  Lebensschick- 
sale des  Propheten,  nicht  immer  der  rühmlichsten  Art,  seine  Offen- 
barungen beeinflußt  haben,  ist  sicher,  weshalb  die  Untersuchung  nach 
dieser  Seite  hin  manche  Auskunft  bietet;  so  z.  B.  was  die  Sure  66 
betrifft,  die  auf  eine  etwas  heikle  Begebenheit  aus  dem  Leben  des 
Propheten  zurückgeht  (Verkehr  mit  einer  Sklavin  im  Gemach  der 
Frau). 

Schließlich  werden  noch  einige  nicht  im  Qovan  stehende  Tra- 
ditionen erwähnt,  und  es  wird  bei  dieser  Gelegenheit  ausgeführt, 
daß  die  Steinigungsstrafe  wegen  Unzucht  in  die  erste  Zeit  des 
Islam  fällt  und  auf  das  jüdische  Recht  zurückgeht. 
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Camille  Trapenard,  L'ager  scripturarius ,  contribution  a  l'hi- 
stoire  de  la  propriete  coUective.  Ancienne  Maison  L.  Larose 
et  Forcel,  Paris  1908. 

Die  römischen  Weiderechte  mit  der  Weidegebühr  (scriptura), 
welche,  wie  andere  Staatseinnahmen,  in  Entreprise  gegeben  wurde, 
bilden  ein  wichtiges  Stück  in  der  Entwicklung  des  römischen 
sozialen  Lebens;  die  Bestimmungen  über  die  Anzahl  der  Weide- 
tiere und  die  gesetzlichen  Vorschriften,  wonach  Weideland  nur 
unter  gewissen  Beschränkungen  okkupiert  und  zum  Ackerland  ge- 
macht werden  konnte,  sind  von  hervorragendem  Interesse.  Der 
Verfasser  spricht  hiervon  und  von  anderen  Fragen,  namentlich  auch 
von  dem  (früher  formellen,  dann  formlosen)  Pfändungsrecht  der 
Steuerpächter. 

Bruns,  Fontes  Juris  Romani  Antiqui.  7.  Aufl.  von  Graden witz. 
J.  C.  B.  Mohr  (P.  Siebeck),  Tübingen. 

Die  7.  Auflage  dieses  Werkes,  welches  in  einem  zweiten  Teile 
die  Scriptores  behandelt,  bedarf  keiner  Empfehlung.  Längst  ist 
das  Werk  unentbehrlich,  und  kraft  der  neuen  Bearbeitung  steht 
es  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft. 

Hans  G.  A.  E.  Busz,  Die  Form  der  Litiscontestatio  im  klassischen 
römischen  Recht.  Verlag  Regensbergsche  Buchdruckerei,  Mün- 
ster 1907. 

In  der  Frage  über  die  Litiskontestation  des  klassischen  Pro- 
zesses ist  vielfach  auf  Unwesentliches  Gewicht  gelegt  worden. 
Der  Kernpunkt  der  Frage  liegt  darin :  Gehört  zur  Litiskontestation 
im  römischen  Recht  ebenso  wie  später  im  Mittelalter  eine  Mit- 
wirkung beider  Teile,  so  daß  ohne  Mitwirkung  des  Beklagten  kein 
Prozeß  erfolgen  konnte,  sondern  nur  eine  den  Beklagten  allerdings 
vernichtende  Missio?  Das  scheint  durch  die  bisherigen  Forschungen 
hergestellt  zu  sein.  In  welchem  Moment  der  Zeugen aufruf  erfolgte 
und  ob  die  Formula  schriftlich  oder  mündlich  gegeben  wurde,  ist 
ohne  große  Erheblichkeit.  Für  die  schriftliche  Abfassung  sprechen 
aber  immerhin  die  überwiegenden  Gründe. 

Hermann  Scherer,   Die  Klage  gegen  den  toten  Mann.     Verlag 
von  Karl  Winters  Verlagsbuchhandlung,  Heidelberg  1910. 
Der  in  Notwehr  erschlagene  Angreifer  wurde  insofern  als  lebend 
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fingiert,  daß  nachträglich  gegen  ihn  eine  Klage  erhoben  werden 
konnte,  welche  seine  Friedlosigkeit  festsetzte  und  dadurch  den  Tot- 
schläger rechtfertigte.  Dies  ist  echt  germanisch  und  findet  sich 
in  Skandinavien,  wie  in  den  Hechten  des  Südens.  Im  nordischen 
Recht  wurde  ausdrücklich  ausgesprochen,  daß  der  Gefallene  fried- 
los sei  und  der  Täter  heil  davon  ginge.  Die  Klage  gegen  den 
toten  Mann  ist  das  Widerspiel  zur  Klage  des  toten  Mannes  gegen 
den  Mörder,  bei  welcher  der  Tote  selbst  vor  Gericht  gebracht 
werden  mußte  und  die  Beerdigung  auszusetzen  war,  bis  die  öffent- 
liche Klage  erfolgte,  worüber  uns  schon  Hugo  deGroot  in  seiner 
Inleiding  III,  32  ausführlich  berichtet. 

Alb  recht  v.  Wrochem,  Der  Schultheiß  in  der  Gerichtsverfas- 
sung des  Sachsenspiegels.  Verlag  von  Karl  Winters  Universi- 
tätsbuchhandlung, Heidelberg  1908. 

Die  aus  dem  Sachsenspiegel  nicht  völlig  klare  Stellung  sucht 
der  Verfasser  durch  Herbeiziehung  des  brandenburgischen  und  west- 
fälischen Rechts  zu  charakterisieren.  Der  Schultheiß,  zunächst  ein 
grundherrlicher  Beamter,  ist  zu  gleicher  Zeit  auch  Mitglied  im 
Landgericht  und  namentlich  als  Bauermeister  mit  der  Rüge  wegen 
Rechtsverletzungen  betraut. 

Anton  Schar nagel,  Der  Begriff  der  Investitur  in  den  Quellen 
und  der  Literatur  des  Investiturstreites.  Verlag  von  Ferdinand 
Enke,  Stuttgart  1908. 

Der  Investiturstreit  ist  ein  Symptom  des  Kampfes  zwischen 
der  Eigenkirche  und  der  kirchlichen  Selbständigkeit,  welcher  in  dem 
Calixtinischen  Konkordat  nicht  vollkommen  zugunsten  der  Kirche 
ausgefallen  ist,  weil  die  Scepterbelehnung  mit  dem  Kirchengut  eine 
feudale  blieb,  wodurch  dem  König  ein  wichtiger  Einfluß  auf  das 
Kirchenregiment  erhalten  blieb.  Die  konsequente  Durchführung 
der  kirchlichen  Selbständigkeit  wäre  die  gewesen ,  daß ,  wie  es  in 
Frankreich  geschah,  die  Investitur  sich  lediglich  als  eine  Erklärung 
königlichen  Schutzes  für  das  kraft  Kirchenrechts  dem  Bischof  zu- 
kommende Kirchengut  gestaltet  hätte,  so  wie  es  Ivo  v.  Chartres  u.a. 
verlangt  hatten. 

Hans    Steiner,    Das    eheliche    Güterrecht   des    Kantons   Schwy/.. 
Verlag  von  H.  R.  Sauerländer  &  Co.,  Aarau  1910. 
Die  Rechtssatzungen  von  Schwyz  über  das  eheliche  Güterrecht 
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gehen  bis  in  das  Jahr  1400  zurück.  Wir  finden  hier  noch  ganz 
altertümliche  Züge,  so  als  Ueberrest  des  Frauenpreises  den  Ehe- 
pfennig, bestehend  in  Kleidern,  Schmucksachen  oder  Geld,  welchen 
der  Bräutigam  der  Braut  zuwandte:  er  ist  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert üblich  gewesen.  Sodann  war  in  den  verschiedenen  Teilen 
der  Schweiz  die  Morgengabe  als  pretium  virginitatis  im  Gebrauch. 
Dazu  kam  das  Wittum  der  Ehefrau:  meist  eine  Nutzung  für  die  Zeit 
des  Witwenstandes.  Im  übrigen  war  die  ehemännliche  Verfügungs- 
nutznießung durchaus  üblich,  mit  dem  Satze:  das  Frauengut  soll 
weder  schwinden  noch  wachsen.  In  bezug  auf  die  Fahrnis  trat 
aber  vielfach  eine  Art  Gemeinschaft  ein. 

Hippolyte  Pissard,  Essai  sur  la  Connaissance  et  la  Preuve 
des  Coutumes  en  justice,  dans  l'ancien  droit  fran^ais  et  dans 
le  Systeme  romano-canonique.  Arthur  Rousseau,  Editeur,  Paris 
1910. 

Die  Art  des  Beweises  des  Gewohnheitsrechts  ist  nicht  nur  für 
die  Geschichte  des  Prozesses,  sondern  auch  für  die  Geschichte  der 
Rechtsquellen  von  der  größten  Bedeutung.  Auch  hier  kann  uns 
nur  die  historische  Forschung  eine  feste  Grundlage  geben.  Bei  den 
französischen  Gerichten  war  es  in  alter  Zeit  üblich,  daß  neben  den 
Kichtern  eine  Reihe  von  gewohnheitskundigen  Personen  standen, 
welche  man  um  ihren  Rat  befragte;  so  in  Bordeaux  die  savis  en 
leys,  in  der  Gascogne  die  costumers,  im  Norden,  z.  B.  in  Reims, 
die  echevins ;  so  auch  der  Conseil  de  sages  gens  bei  Beaumanoir 
und  die  jugeurs,    das  Consilium  Sapientium  in  der  Normandie  etc. 

Seit  dem  13.  und  14.  Jahrhundert  entwickelte  sich,  und  zwar 
zuerst  von  Paris  aus,  als  Mittel  der  Feststellung  des  Gewohnheits- 
rechts die  enquete  par  turbe,  über  welche  sich  allmählich  bestimmte 
Regeln  bildeten;  die  Rechtszeugen  wurden  gemeinsam  befragt  und 
gaben  durch  einen  Obmann  ihren  Bescheid,  worauf  der  Kommissar 
noch  die  einzelnen  Personen  speziell  befragen  konnte. 

Die  Schwierigkeiten  und  Langwierigkeiten  dieses  Beweises  führte 
dann  zur  offiziellen  Aufzeichnung  der  Gewohnheitsrechte  seit  der 
Ordonnance  von  Montils-les-Tours  1453.  So  kam  es,  daß  die  en- 
quete par  turbe  in  der  Ordonnance  von  1667  Titel  13  ganz  ab- 
geschafft wurde.  Sie  blieb  noch  in  Flandern  bestehen,  weil  das 
dortige  Parlament  diese  Ordonnance  nicht  eintrug. 
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Ueber  alles  dieses  bietet  der  Verfasser  reiche  Belege,  auch 
einige  Schriftstücke  im  Anhang. 

Max  Rüraelin,  Das  schweizerische  Zivilgesetzbuch  und  seine  Be- 
deutung für  uns.  Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck), 
Tübingen  1908. 

Der  Verfasser  zeigt,  daß  nicht  nur  formell,  sondern  auch 
materiell  das  Schweizer  Gesetzbuch  das  Deutsche  überragt.  Man 
denke  nur  an  die  viel  praktischere  Gestaltung  des  Entmündigungs- 
wesens,  an  das  Ehegüterrecht  mit  dem  glücklichen  Gedanken  ,  der 
Frau  einen  Anteil  am  ehelichen  Gewinn  zu  geben ,  an  die  viel 
humanere  Behandlung  der  natürlichen  Kinder,  an  den  Satz,  daß 
das  Betreten  des  Waldes  und  das  Sammeln  von  Beeren  und  Pilzen 
frei  sein  soll,  an  die  viel  praktischere  Gestaltung  des  Grundpfandes 
und  anderes. 

Ludwig  Mitteis,  Der  Entwurf  einer  Novelle  zum  Allgemeinen 
Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Verlag  von  Moritz  Perles,  Wien  und 
Leipzig  1908. 

Es  liegt  zum  Österreichischen  Gesetzbuch  der  Entwurf  einer 
Novelle  vor,  der,  als  Resultat  einer  dreijährigen  Arbeit,  bestimmt 
ist,  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  nach  100  Jahren  in  eine  Fassung 
zu  bringen,  welche  den  heutigen  Anforderungen  entspricht.  Unter 
anderem  soll  der  Entwurf  auch  in  Fällen  abhelfen,  wenn  eine 
Hypothek  befriedigt  wird  und  nun  nach  dem  bisherigen  System 
die  Nachhypothekare  vorrückten.  Dieses  Vorrücken  soll  aber  nicht 
durch  die  Annahme  einer  Eigentümerhypothek  versperrt  werden, 
sondern  dadurch,  daß  dem  Eigentümer  gestattet  ist,  eine  hypo- 
thekarische Erneuerung  vorzunehmen  und  an  Stelle  der  erloschenen 
Hypothek  eine  neue  zu  begründen.  Es  ist  dies  das  System  der 
bayrischen  Hypothekenordnung.  Der  Verfasser  tadelt  das  System, 
aber  nicht  mit  Grund.  Wer  immer  sieht,  zu  welchen  Schwierig- 
keiten man  bei  der  Eigentümerhypothek  kommt,  sobald  das  Grund- 
stück zur  Subhastation  gelangt,  der  wird  die  i'elative  Berechtigung 
dieses  Systems  anerkennen.  Die  Eigentümerhypothek  führt  dahin, 
daß  nun  eine  gew^öhnliche  Beschlagnahme  nach  den  Grundsätzen 
des  Forderungsbeschlages  stattfindet  und  hierbei  die  Priorität  der 
Beschlagnahme  entscheidet,  während  doch  die  vorwiegenden  Gründe 
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dafür  sprechen,   daß  aus  dem  Grundstück   zuerst  die  Grundstücks- 
beteiligten befriedigt  werden  sollen. 

Erich  Falkmann,  Die  Rechtsstellung  des  Boten.  Verlag  von 
Franz  Siemenroth,  Berlin  1908. 

Die  Bedeutung  des  Boten  in  seiner  Tätigkeit  bei  den  ankunfts- 
bedürftigen Willenserklärungen  bietet  manche  Schwierigkeiten.  So- 
fern der  Bote  als  Briefträger  fungiert,  ist  die  Willenserklärung 
vollendet,  sobald  der  Brief  in  die  Behausung  des  Adressanten  ge- 
langt ist,  aber  auch  nicht  früher.  Sollte  er  an  den  Herrn  selbst 
eine  mündliche  Erklärung  abgeben,  dann  ist  die  Erklärung  an  eine 
andere  Persönlichkeit  im  Hause  keine  wirksame  Erklärung.  Daß 
dem  Boten  auch  ein  gewisses  Wahlrecht  überlassen  werden  kann, 
habe  ich  seinerzeit  ausgeführt  und  wird  auch  von  dem  Verfasser 
anerkannt.  Denn  ein  Wahlrecht  in  bezug  auf  einen  bestimmten 
Gegenstand  ist  etwas  anderes,  als  eine  Funktion  als  Stellvertreter, 
bei  welcher  der  Stellvertreter  nicht  etwa  in  bezug  auf  den  Gegen- 
stand, sondern  in  bezug  auf  die  ganze  Erklärung  auf  seine  Intelli- 
genz verwiesen  wird.  Daß  dem  Boten  ein  gewisses  Wahlrecht  über- 
lassen werden  kann,  ist  schon  deswegen  eine  praktische  Notwendig- 
keit, weil  nicht  selten  geschäftsunfähige  Kinder  in  die  Läden  ge- 
schickt werden,  wobei  eine  bestimmte  freie  Wahl  nicht  zu  um- 
gehen ist. 

Giuseppe  Littardi  Buniva,  Pecunia  Doloris.     Pinerolo. 

Der  Verfasser  spricht  über  die  Pecunia  Doloris,  Art.  38  Codice 
Penale,  welche  mit  unserer  Buße  Verwandtschaft  hat  und  überall 
da  eintritt,  wo  die  Ehre  einer  Person  oder  einer  Familie  verletzt 
worden  ist. 

Fritz  Krug,  Das  Willensdogma  bei  einseitigen  letztwilligen  Ver- 
fügungen im  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Verlag  von  Struppe  & 
Winckler,  Berlin. 

Der  Verfasser  zeigt  mit  Recht,  daß  die  Lehre  vom  einseitigen 
Willensdogma  auch  bei  letztwilligen  Verfügungen  nicht  durch- 
greife, denn  sonst  hätte  der  Irrtum  der  Verfügung  Nichtigkeit 
zur  Folge,  während  nur  die  Anfechtung  §  2078  ff.  des  BGB. 
gegeben  ist.  Auch  führt  diese  Anfechtung  nicht  selten  zu  Ergeb- 
nissen,   die   schließlich   mit  der  Willensbestimmuncf   des  Erblassers 
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nicht  im  Einklänge  stehen.  In  der  Tat  darf  die  Berücksichtigung 
des  Willens  bei  letztwilligen  Verfügungen,  obgleich  sie  weiter  geht 
als  bei  Geschäften  unter  Lebenden ,  nicht  zu  einer  Diktatur  des 
Willens  ausarten,  sondern  der  Wille  kann  nur  neben  anderen  Ele- 
menten mit  in  Betracht  kommen. 

Maximilian  Neustadt,   Kritische   Studien   zum   Familienrecht 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.     Verlag  von  0.  HUring  1907. 

In  bunter  Reihenfolge  bringt  der  Verfasser  Skizzen  aller  Art 
über  die  Geschichte  der  Ehe.  Sie  stehen  lose  dahingestreut  und 
verraten  keine  wissenschaftliche  Methode.  Dann  geht  er  auf  die 
Frage  der  Ehe  im  Bürgerlichen  Rechte  ein  und  verbreitet  sich  über 
verschiedene  in  Betracht  kommende  Rechtsinstitute. 

Warum  er  bei  Nennung  meines  Namens  fast  immer  einen  etwas 
persönlich  gehaltenen  Ton  annimmt,  ist  vielleicht  eine  leise  Vor- 
ahnung: ich  kann  in  dem  Buche  keinen  erheblichen  wissenschaft- 
lichen Fortschritt  finden. 

F.  Meili,   Lehrbuch    des   internationalen   Konkursrechts.     Verlag 
des  Art.  Institut  Orell  Füßli,  Zürich  1909. 

Eine  wie  immer  mit  großer  Sachkunde  und  unter  Benutzung 
reichlicher  Literatur  gegebene  Darstellung. 

Die  Hauptfrage  dreht  sich  natürlich  um  die  Territorialität  oder 
Universalität  des  Konkurses,  welche  Grundsätze  von  den  romanischen 
Schriftstellern  vielfach  ganz  falsch  aufgefaßt  und  von  falschen  Ge- 
sichtspunkten aus  beurteilt,  vom  Verfasser  aber  treffend  charakteri- 
siert werden.  Wenn  er  übrigens  S.  64  glaubt,  ich  habe  zu  Un- 
recht angenommen,  daß  die  Universalitätsbestrebungen  nachgelassen 
hätten,  so  ist  das  seinerseits  ein  Irrtum,  denn  die  Aeußerungen  des 
Institut  de  Droit  International  können  nicht  als  maßgebend  gelten 
und  ebensowenig  der  Entwurf,  den  die  niederländische  Regierung 
im  Jahre  1903  vorgelegt  hat.  Das  sind  doktrinelle  Annahmen,  die 
so  lange  bedeutungslos  sind  als  nicht  die  Taten  nachfolgen.  Die 
von  mir  vertretene  Lehre  von  der  territorialen  Wirkung  des 
Zwangsvergleicbs  wird  auf  S.  62  ebenfalls  zutreffend  dargestellt. 

Mario   Calderoni,    Forme   e   criteri   di   responsabiliti\.     Stabili- 
mento  Poligrafico  Emiliano,  Bologna  1908. 
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J.  R.  Luchsing  er,    Das  Verschuldungsprinzip    in    der  Lehre  von 
der  Schadensersatzpflicht  im  römischen  Rechte  und  die  römische 
Vis  maior.     Albert  Müllers  Verlag,  Zürich  1909. 
Mehr   und  mehr  dringt   der   Grundsatz   durch ,   daß   das  Ver- 
schuldungsprinzip nicht  das   einzige  natürliche  Haftungsprinzip  ist, 
sondern  daß  auch  andere  Prinzipien   gleichwertig   daneben   stehen; 
das  wesentliche  Erfordernis  ist  nur,  eine  gewisse  Scheidung  herzu- 
stellen und  an  der  langen  Flucht  der  Kausalität  irgendwo  Halt  zu 
machen ;  das  kann  aber  nicht  nur  nach  dem  Verschuldungsprinzip, 
sondern    auch    in    anderer    Weise    geschehen.     Auch   verlangt   das 
Schuldprinzip  gewisse  Modifikationen:    es  wird  unbrauchbar,  wenn 
nicht  im  Laufe  der  Kausalitätsentwicklung  an  der  richtigen  Stelle 
Halt  gemacht  wird. 

Hans  Leemann,  Der  schweizerische  Verlustschein.  Verlag  von 
Stämpfli  &  Co.,  Bern  1907. 

Nach  der  Schweizer  Schuldbetreibungsordnung  vom  1.  April 
1889  bekommt  der  Gläubiger  für  den  bei  der  Pfändung  ungedeckten 
Betrag  einen  Verlustschein ,  der  ihm  nach  §  149  gewisse  Berechti- 
gung gewährt,  namentlich  zur  Fortsetzung  des  Verfahrens  inner- 
halb 6  Monaten,  zur  Schuldanfechtungsklage  und  zum  Arrest,  und 
der  zu  gleicher  Zeit  als  Schuldanerkennung  dient  und  die  Forde- 
rung unverjährbar  macht. 

Nach  §  265  erhält  der  Gläubiger  für  den  Ausfall  im  Konkurs 
ebenfalls  einen  Verlustschein;  dieser  gilt  aber  nur  mit  dem  beneficium 
competentiae,  einer  Rechtswohltat,  welche  wir  seinerzeit  abgeworfen 
haben. 

Walter  Haeger,  Der  französische  Zivilprozeß  und  die  deutsche 
Zivilprozeßreform.  Verlag  von  Struppe  &  Winckler ,  Berlin 
1908. 

Durch  die  Gesetze  über  die  Erhöhung  der  Zuständigkeit  der 
Friedensgerichte,  zuerst  auf  300  und  dann  auf  600  Franken,  und 
durch  die  Bestimmung,  daß  die  Friedensgerichte  meist  aus  Juristen 
besetzt  werden  sollen,  ist  die  niedere  Gerichtsbarkeit  in  Frankreich 
auf  eine  wesentlich  andere  Stufe  gerückt  worden.  Sind  wir  in 
dieser  Beziehung  für  Frankreich  vorbildlich  gewesen,  so  ist  auf  der 
anderen  Seite  der  französische  Richter  dadurch  im  Vorteil,  daß  ihm 
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eine  Menge  kleiner  Arbeiten  teils  durch  die  avoues,  teils  durch  die 
greffiers  abgenommen  wird,  und  daß  die  Advokaten  eine  viel  freiere, 
selbständigere  Stellung  haben,  ferner  dadurch,  daß  der  französische 
Richter  davon  befreit  ist,  Tatbestände  zu  machen.  Zwar  haben  die 
Franzosen  manchmal  versucht,  die  qualites,  welche  die  Anwälte 
entwerfen ,  den  Richtern  zuzumuten ;  sie  werden  aber  den  Ver- 
such sofort  aufgeben ,  sobald  sie  sich  überzeugen ,  welch  eine  un- 
nötige Arbeit  man  den  Richtern  hiermit  aufbürdet,  so  daß  diese 
durch  solch  übermäßige  kleinliche  Tätigkeit  viel  zu  sehr  von  ihrer 
Hauptaufgabe,  der  Rechtsprechung,  abgelenkt  werden. 

A.  Mendelsso hn-Bartholdy,  Englisches  Richtertum  im  Court 
of  Criminal  Appeal  1908—1909.  Verlag  von  C.  L.  Hirschfeld, 
Leipzig  1909. 

Im  Jahre  1907  ist  das  englische  Gesetz  entstanden,  wonach  im 
Strafverfahren  an  ein  Obergericht  appelliert  werden  kann.  Dieses 
Obergericht  ist  mit  sehr  hervorragenden  Kräften  ausgestattet:  an 
der  Spitze  steht  der  Lord-Oberrichter  und  mehrere  Richter  des 
Kings  Bench.  Sein  Zweck  ist  nicht,  eine  regelmäßige  zweite  Instanz 
zu  geben,  sondern  es  zu  verhüten,  daß  durch  schwere  richterliche 
Mißgriffe  das  Ansehen  der  Rechtspflege  gekränkt  werde,  lieber  die 
Erfahrungen  in  dem  ersten  Jahre  berichtet  der  Verfasser  in  sach- 
kundiger Weise. 

X.  Gretener,  Die  neuen  Horizonte  im  Strafrecht.  Verlag  von 
Wilhelm  Engelmann,  Leipzig  1909. 

Dieses  Werk  zeigt  vortrefflich ,  daß  die  Schule ,  welche  die 
Willensfreiheit  leugnet,  mit  dem  ganzen  strafrechtlichen  Typus  in 
Widerspruch  kommt  und  daß  man  schließlich  dazu  gelangen  muß, 
den  unverbesserlichen  Verbrecher  nicht  zu  strafen ,  sondern  bloß 
Schutzmaßregeln  zu  unterwerfen.  Das  manicomio  criminale  ist  das 
Schreckbild,  welches  zeigt,  wohin  das  Strafrecht,  welches  den  Schuld- 
begrifif  ausstößt,  gelangen  muß. 

Hugo  Hoegel,  Teilreformen  auf  dem  Gebiete  des  österreichischen 
Strafrechts.  Helwingsche  Verlagsbuchhandlung,  Hannover  1908. 
Die  Vorschläge  des  Verfassers  sind  nur  sehr  teilweise  zutreffend 

und  stehen  durchaus  nicht  auf  der  Höhe   der  Zeit.     So  z.  B.,    daß 
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er   noch  Ehebruch    und    widernatürliche   Unzucht,    und    zwar    die 
Homosexualität  in  beiderlei  Form,  bestraft  haben  will. 

Hugo  Hoegel,  Die  Einteilung  der  Verbrecher  in  Klassen.     Ver- 
lag von  Wilhelm  Engelmann,  Leipzig  1908. 

Das  Werk  enthält  unter  anderem  eine  zwar  lebhafte,  aber  doch 
sehr  treffende  und  gerechte  Beurteilung  der  Lombrososchen  Theorie 
vom  geborenen  Verbrecher  und  überhaupt  eine  Charakteristik  des 
ganzen  Dilettantismus  und  der  Oberflächlichkeit  der  Lombrososchen 
Methode. 

Karl  Stooß,    Lehrbuch    des    österreichischen  Strafrechts.     Verlag 
von  Franz  Deuticke,  Wien  und  Leipzig  1909. 

Auch  dieser  Teil  des  Lehrbuches  enthält  manches  Schätzens- 
werte, ist  aber  fern  von  jener  tiefen  und  gründlichen  Behandlung, 
die  ich  von  dem  Verfasser  erwartet  hätte.  So  hätte  beispielsweise 
die  Bestimmung  des  §  489  des  österreichischen  Strafgesetzbuches 
über  die  Beschränkung  des  Wahrheitsbeweises  eine  viel  tiefere  und 
bedeutungsvollere  Darstellung  finden  sollen. 

Rudolf  Wassermann,  Rechts vergleichung  und  Strafrechtsreform. 
Verlag  von  Wilhelm  Engelmann,  Leipzig  1909. 

Der  Entwicklungsgedanke  ist  nicht  ohne  Wertidee  möglich, 
denn  Entwicklung  ist  der  Uebergang  von  niederen  zu  höheren 
Werten.  Die  Frage  der  Wertung  aber  ist  meines  Erachtens  nicht 
eine  subjektive,  sondern  eine  objektive,  denn  die  Werte  der  Technik, 
Wissenschaft  und  Kunst  lassen  sich  objektiv  feststellen ,  und  das 
Streben  der  Entwicklung  kann  nur  dahin  zielen ,  möglichst  viele 
und  große  Kulturvverte  zu  erlangen.  Daß  im  übrigen  der  Ent- 
wicklungsgedanke nur  metaphysisch  aufgefaßt  werden  kann ,  inso- 
fern als  das  Endziel  der  Entwicklung  immer  bereits  als  Keim  von 
Anfang  an  gegeben  sein  muß,  bedarf  keiner  Ausführung. 

M.    Rumpf,    Gesetz    und    Richter.     Verlag    von    Otto    Liebmann, 
Berlin  1906. 

Eine  in  vieler  Beziehung  vortreffliche  Schrift,  welche  in  der 
Freirechtsbewegung  eine  ganz  bedeutungsvolle  Rolle  gespielt  hat. 
Ich  verweise  beispielsweise  auf  das  Kapitel  über  den  Willen  des 
Gesetzgebers  und  auf  den  Nachweis,   wie  noch  bis  in  die  neueste 
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Zeit  mit  diesem  Willen  des  Gesetzgebers  auch  vom  Reichsgericht 
operiert  wird.  Selbst  Bolze,  der  doch  für  einen  der  freisten 
Geister  des  Reichsgerichts  galt,  hat  mir  gegenüber  in  bezug  auf 
§  13  des  deutschen  Mustergesetzes  dieses  alte  Motiv  verwendet,  das 
schon  längst  in  die  Rumpelkammer  gehört.  Wenn  im  übrigen  die 
Rechtsprechung  als  eine  Kunst  betrachtet  wird ,  so  ist  das  nicht 
ganz  zutreffend;  sie  ist,  ganz  der  Größe  der  Rechtswissenschaft  ent- 
sprechend, eine  Wissenschaft ,  bei  welcher  der  künstlerische  Takt 
eine  große  Rolle  spielt,  aber  eine  Wissenschaft,  welche  nicht  in  der 
Kunst  aufgeht,  weil  das  diskursiv-logische  Element  neben  dem 
intuitiv-künstlerischen  eine  entscheidende  Rolle  zu  spielen  hat.  Die 
richtige  Vermittlung  beider  Elemente  macht  den  Juristen  aus. 

N.  Doerkes-Boppard,  Die  Immunität  der  Reichstagsabgeord- 
neten. Verlag  von  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  Berlin. 
Der  Verfasser  untersucht  zwei  Fragen:  erstens,  ob  ein  Reichs- 
tagsabgeordneter während  der  Sitzungsperiode  nicht  nur  zum  Zeug- 
nis zugezogen,  sondern  für  den  Fall  der  Verweigerung  in  Haft 
genommen  werden  könne,  sowie  die  zweite  Frage,  ob  richterliche 
oder  polizeiliche  Amtshandlungen  im  Reichstagsgebäude  vorgenommen 
werden  können.  In  beiden  Punkten  ist  er  für  die  bejahende  An- 
sicht, wogegen  ich  lebhafte  Bedenken  habe. 

Jakob   Kreutzer,   Zwingiis   Lehre   von   der   Obrigkeit.     Verlag 

von  Ferdinand  Enke,  Stuttgart. 

Zwingli  war  nicht  nur  ein  Mann  der  Kirche,  sondern  auch 
zu  gleicher  Zeit  ein  starker  Politiker  und  seine  Lehre  vom  Problem 
der  Stellung  zwischen  Kirche  und  Staat  schwankte  in  manchem  hin 
und  her,  so  daß  sich  schwer  ein  bestimmtes  Prinzip  erkennen  läßt. 
Wesentlich  ist,  daß  er  von  dem  Gedanken  der  göttlich-kirchlichen 
Stellung  des  Staates  aus  zu  der  Folgerung  kam ,  daß ,  sobald  die 
Regierung  den  Bestimmungen  von  Gottes  Wort  nicht  entspräche, 
Widerstand  und  Absetzunc?  begfründet  sei. 


VI. 

üeber  die  Rechte  melanesischer  Stämme  auf 

Neuguinea. 

Von 

Josef  Kohler. 

§  1- 

Je  weiter  wir  in  das  Studium  der  Naturvölker  eindringen, 
um  so  mehr  erweist  sich  allüberall  die  Wahrheit  von  der 
klassifikatorischen  Verwandtschaft  und  die  Wahrheit  von  der 
ehemaligen  Gruppenehe,  auf  welcher  die  klassifikatorische  Ver- 
wandtschaft beruht. 

Bevor  ich  darauf  weiter  eingehe,  muß  ich  mir  noch  eine 
Bemerkung  erlauben.  Wenn  ich  immer  und  immer  mißver- 
standen werde,  so  muß  ich  es  schließlich  unterlassen,  stets 
von  neuem  dieselben  Unrichtigkeiten  aufzuklären.  In  der 
Annee  sociologique  IX,  p.  379  wurde  mir  entgegengehalten, 
daß  die  Idee  der  Gruppenehe  in  der  Art,  daß  das  Kind  nicht 
nur  eine  Reihe  von  Vätern,  sondern  auch  eine  Reihe  von  Müt- 
tern habe,  nicht  entstehen  konnte,  weil  zwar  der  Vater  un- 
sicher, die  Mutter  aber  sicher  sei.  Hiergegen  hat  ein  Engländer 
schon  mit  Recht  bemerkt,  daß  bei  der  Mutterschaft  nicht  nur 
die  Geburt,  sondern  auch  die  Säugung  in  Betracht  komme, 
und  daß  es  sehr  leicht  möglich  sei,  daß  das  Kind  von  der 
einen  Mutter  geboren  und  von  der  anderen  gesäugt  wurde. 
Allein  nicht  das  ist  der  wesentliche  Punkt;  wesentlich  ist,  daß 
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die  Abstammung  der  Völker  nicht  im  Sinne  einer  physiologi- 
schen Uterusabstammung  angesehen  wird,  sondern  als  eine 
Verbindung  mit  einem  bestimmten  Kreis  von  Personen;  und 
diese  Verbindung  wird  dadurch  hergestellt,  daß  das  Kind  dem 
Schöße  eines  der  Mitglieder  dieses  Kreises  entstammt.  Den 
Völkern  erscheint  nicht  die  einzelne  Persönlichkeit,  sondern 
diese  gesamte  Gruppe  als  das  wesentliche,  und  daher  fragen  sie 
nicht,  von  welcher  Mutter  ein  Kind  geboren  ist,  sondern  aus 
welchem  Kreise  von  Müttern  das  Kind  herrührt,  ebenso  wie  sie 
bei  der  Blutrache  ursprünglich  nicht  fragen,  welches  Individuum 
eine  Tat  begangen  hat,  sondern  von  welcher  Familiengruppe 
die  Tat  herrührt.  Ich  sagte  in  dieser  Beziehung  in  Zeitschr. 
f.  vergl.  Rechtsw.  XIX,  S.  429  f.:  „Der  Gedanke  der  Völker 
ist  der:  man  ist  das  Kind  derjenigen  Personen,  aus  deren  Ehe 
man  kraft  der  natürlichen  Abstammung  hervorgegangen  ist; 
und  ist  daher  die  Ehe  eine  Gruppenehe,  indem  eine  Gruppe 
von  Männern  eine  Gruppe  von  Frauen  heiratet,  so  ist  das  Kind 
kraft  Abstammung  das  Kind  aller  durch  diese  Ehe  verbundenen 
Personen.  Dem  steht  nicht  entgegen ,  daß  das  Kind  immer 
nur  von  der  einen  Mutter  geboren  ist;  denn  immerhin  ist  es 
aus  der  Gruppe  geboren  und  stammt  es  von  der  Gruppe  ab. 
Die  Gruppe  ist  eine  Einheit,  und  was  von  einer  Frau  der 
Gruppe  geboren  ist,  das  ist  Fleisch  und  Blut  dieser  Gruppe; 
ich  habe  bereits  (Zeitschr.  XVII,  S.  279)  zur  Verdeutlichung 
das  Bild  gebraucht:  Wenn  eine  Frau  eine  Mehrheit  von  Ge- 
burtsorganen hätte,  so  wäre  ein  jedes  Kind  ihr  Kind,  das  aus 
einem  dieser  Organe  stammte,  und  ebenso  ist  das  Kind  kraft 
Abstammung  ein  Kind  der  Gruppe,  wenn  es  auch  nur  aus 
einem  Geburtsorgan  der  Gruppe,  aus  dem  der  einen  Frau  der 
Gruppe,  herrührt.  Damit  glaube  ich  mich  nun  klar  genug 
ausgedrückt  zu  haben,  um  nicht  wieder  Mißverständnissen  zu 
unterliegen." 

Dem  erwidert  der  Kritiker  in  der  Annee  sociologique  XI, 
p.  360:  „M.  K.  nous  repond  que,  pour  le  primitif,  le  groupe 
de  femmes  qu'il  appelle  ses  meres  forme  un  veritable  individu, 


Ueber.  die  Rechte  melanesischer  Stämme  auf  Neuguinea.        243 

un  etre  unique,  doue  d'une  pluralite  d'organes  genitaux.  II 
n'y  aurait  donc  rien  de  surprenant  ä  ce  que  l'enfanfc  se  re- 
gardät  comme  uni  par  un  lien  de  sang  ä  cet  etre  singulier 
qui  joue  pour  lui  le  role  d'une  personne  determinee  (XIX, 
p.  429 — 430).  Cette  maniere  de  presenter  les  choses  nous 
parait  de  pure  fantasmagorie. " 

Hier  bin  ich  also  wiederum  gründlich  dahin  mißverstanden 
worden ,  als  wollte  ich  den  Naturvölkern  die  Meinung  zu- 
schreiben, daß  sämtliche  Mütter  eine  Art  von  Untier  und  Un- 
wesen bildeten,  mit  einer  Vielheit  von  20  oder  30  Geschlechts- 
organen, so  daß  das  Kind,  wenn  es  von  einem  dieser  Ge- 
schlechtsorgane geboren  wäre,  diesem  Fabelwesen  zukomme. 
Daß  ich  das  nicht  gesagt  habe,  geht  aus  dem  ganzen  Gleich- 
nis hervor,  und  es  ist  ebenso,  wie  wenn  ich  schon  das  Gleichnis 
gebraucht  habe,  daß  eine  juristische  Persönlichkeit  so  anzu- 
sehen sei,  als  ob  es  sich  um  ein  und  dasselbe  Wesen  mit  sound- 
so viel  Köpfen  handelte.  Gegen  derartige  Mißverständnisse 
brauche  ich  mich  nicht  weiter  zu  kehren  und  werde  daher 
alle  weiteren  Kritiken  dieser  Art  einfach  mit  Stillschweigen 
übergehen. 

§  2. 

Schon  aus  früheren  Mitteilungen  ergab  sich,  daß  die  Be- 
völkerung von  Neuguinea  und  den  umliegenden  Inseln  die 
klassifikatorische  Verwandtschaft  aufweist,  und  dies  wird  neuer- 
dings in  einem  außerordentlich  gründlichen  Buch  von  Selig- 
mann reichlich  bestätigt^).  Wir  haben  hier  Mitteilungen  über 
die  Koita,  die  Koro,  die  Mekeostämme,  die  südlichen 
und  die  nördlichen  Mass  im. 

Bei  den  Koita  zeigen  sich  folgende  Verwandtschafts- 
gleichungen : 


^)  Seligmann,  The  Melanesians  of  British  New  Guinea  (Cam- 
bridge 1910).  Vgl.  auch  bereits  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XXIII, 
S.  285,  309,  365. 
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Mama  gleich  Vater  und  Vaterbruder, 

Nena  gleich  Mutter  und  Mutterschwester, 

Game  gleich  Sohn  und  Brudersohn, 

Nana  oder  Roro   gleich  Bruder   und  Vaterbruderssohn. 

Von  besonderem  Interesse  sind  weitere  Gleichungen,  wo- 
bei noch  folgendes  vorausgeschickt  werden  muß :  Der  Bruder 
der  Mutter  korrespondiert  mit  dem  Kind  der  Schwester  und 
beide  werden  mit  dem  gleichen  Ausdruck  benannt;  ebenso  wie 
z.  B.  bei  uns  das  Wort  Schwager  sowohl  den  Bruder  der 
Frau  als  auch  den  Mann  der  Schwester  bezeichnet.  Daher 
bedeutet  Raimu  sowohl  den  Bruder  der  Mutter  als  auch  das 
Kind  der  Schwester. 

Gleiche  Korrespondenz  finden  wir  in  der  Bezeichnung 
Yaiya:  Yaiya  bedeutet  Schwester  des  Vaters  und  Tochter 
des  Bruders. 

In  diesen  zwei  Korrespondenzen  finden  wir  natürlich  nicht 
einen  Beweis  für  gruppeneheliche  Verhältnisse ,  wohl  aber  in 
einer  weiteren  Gleichung ,  die  zu  den  interessantesten  und 
bezeichnendsten  gehört. 

Um  sie  zu  verstehen,  müssen  wir  die  gruppeneheliche 
Familie  in  gewöhnlicher  Weise  zeichnen,  die  beiden  Gruppen 
A  und  B  und  dabei  die  Männer  mit  großen  und  die  Frauen 
mit  kleinen  Buchstaben. 


A  A  A 


a 


bb  b 
I 


BBB 


a  a  a 

I 


ß 


Hier   ergibt   sich   von   selber,    daß   AAA  die  Väter  und 
b  b  b    die  Mütter   von    a   sind.     Die    BBB    sind    die    Brüder 
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dieser  Mütter,  also  dem  a  gegenüber  Raimu,  sie  sind  aber 
zu  gleicher  Zeit  die  Ehemänner  der  Schwestern  der  Väter, 
denn  da  die  Väter  gleich  A  A  A,  ihre  Schwestern  gleich  a  a  a 
und  die  a  a  a  mit  den  B  B  B  verheiratet  sind,  so  sind  also  die 
Onkel  B  B  B  zu  gleicher  Zeit  die  Ehemänner  der  Schwestern 
des  Vaters. 

In  gleicher  Weise  verhält  es  sich  mit  der  Vatersschwester 
Yaiya.  Sie  ist  gleich  dem  Weibe  des  mütterlichen  Oheims, 
denn :  Vater  gleich  A  A  A,  Schwester  des  Vaters  gleich  a  a  a, 
und  diese  a  a  a  sind  die  Frauen  der  B  B  B ,  d.  h.  der  Onkel 
(Mutterbrüder)  des  a.  Beide  Gleichstellungen  sind  nachge- 
wiesen (S.  67). 

Damit  ist  auch  hier  die  Gruppenehe  dargetan,  denn  nur 
bei  solchen  Verwandtschaftsbildungen  ist  eine  derartige  Gleich- 
namigkeit denkbar;  und  wie  sehr  diese  Gleichnamigkeit  wieder- 
kehrt, zeigt  Seligmann,  der  neben  der  Sprache  der  Koita 
die  Sprache  der  Motu  wiedergibt;  diese  ist  sehr  verschieden: 
statt  Raimu  steht  Vava,  statt  Yaiya  steht  Lala;  aber  die 
Gleichstellungen  sind  dieselben:  sie  beruhen  auf  der  ursprüng- 
lichen Organisation  der  Familie. 

§  ^' 

Die  Organisation  der  Koita  ist  exogamisch  und  vater- 
rechtlich. Die  Familienstämme  heißen  Iduhu  und  pflanzen 
sich  in  männlicher  Abstammung  fort.  Das  Weib  tritt  durch 
■seine  Ehe  in  den  Iduhu  des  Mannes,  kann  aber  nach  Lösung 
der  Ehe  in  den  eigenen  Iduhu  zurückkehren.  Auch  die 
Erbfolge,  soweit  eine  solche  besteht,  ist  eine  Erbfolge  in 
väterlicher  Linie ,  so  namentlich  auch  die  Erbfolge  in  die 
Häuptlingsschaft,  in  die  Würde  des  Iduhurohi,  welcher  an  der 
Spitze  des  Iduhu  steht  (S.  40,  52,  87). 

Doch  sind  nicht  alle  Reste  des  Mutterrechts  getilgt;  viel- 
mehr tritt  dieses  noch  in  einigen  sehr  deutlichen  Zügen  zu- 
tage.    Es    ist   der  mütterliche  Oheim  (Raimu),   welcher   den 
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Knabeu  mit  dem  Lendensclmrze  (Sihi)  umgürtet;  ja  schon 
unmittelbar  nach  der  Geburt  des  ältesten  Sohnes  wird  ein  Ge- 
brauch vorgenommen  (He ni),  welcher  darin  besteht,  daß  dem 
Raimu  und  seinem  Weibe  (Yaiya)  eine  Huldigung  darge- 
bracht und  Geschenke  übergeben  werden  (S.  67,  71,  73). 

Auch  was  die  Häuptlingswürde  betrifft,  so  findet  hier  mit- 
unter noch  die  Erbfolge  an  den  Nefi'en  statt,  sofern  kein  Sobn 
vorhanden  oder  der  Sohn  zu  jung  ist,  um  die  Herrschaft 
zu  übernehmen  (S.  52). 

Von  künstlicher  Verwandtschaft  treffen  wir  die  Adoption 
(übuya),  für  die  keine  besonderen  Formen  angegeben 
werden,  sodann  zwei  Arten  von  gleichgradiger  künstlicher 
Verwandtschaft:  die  Schützlingsschaft  (Vasila)  und  die  Bluts- 
brüderschaft (Hänamo);  beide  bewirken  ein  Ehehindernis,  indem 
der  Vasila  und  der  Hänamo  die  Schwester  seines  Genossen 
nicht  heiraten  und  mit  ihr  keinen  Verkehr  haben  darf.  Das 
Band  des  Hänamo  ist  das  engere,  die  Hänamo  sind  in 
ihrem  ganzen  Leben  gemeinschaftlich :  der  Blutsbruder  hat 
seinen  Blutsbruder  zu  rächen,  und  zwar  in  Vorzug  vor  den 
leiblichen  Verwandten  (S.  68—70). 

Die  Ehe  findet  regelmäßig  nicht  im  gleichen  Iduhu  statt 
(S.  82). 

Bei  der  Eheschließung  macht  der  Bräutigam  der  Familie 
der  Braut  gewisse  Geschenke,  die  als  Ausläufer  des  Frauen- 
kaufs zu  bezeichnen  sind.  Der  Ehemann  hat  gegenüber  dem 
Ehebrecher  ein  Tötungsrecht;  außerdem  kann  er  in  solchem 
Falle  die  Ehe  scheiden  (S.  80). 


§  4. 

Das  Land  der  Koita  ist  Iduhu-Land,  es  wird  aber  den 
einzelnen  Familien  zugewiesen  und  geht  vom  Vater  auf  die 
Kinder  über.  Wer  nicht  genug  Land  hat,  bekommt  weiteres 
zugeteilt;  ein  Kauf  findet  darum  nicht  statt  (S.  87). 

Das  bewegliche  Vermögen  wird   nach   dem  Tode  in 
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bestimmter  Weise  verteilt;  namentlich   die  Brüder,   aber  auch 
Schwester  und  Kinder  bekommen  einen  Anteil. 

Das  Eigentum,  besonders  das  Fruchteigentum  wird  durch 
Tabuzeichen  geschützt,  deren  Verletzung  schweren  Fluch  nach 
sich  zieht;  sie  heißen  Bodibo  und  Garabi  (S.  136). 


§5. 

Die  Tötung  zieht  bei  den  Koita  Blutrache  nach  sich; 
hierbei  beräth  der  Iduhu  des  Totschlägers,  ob  er  für  ihn  ein- 
treten und  den  Kampf  aufnehmen  will;  wenn  nicht,  wird  der 
Totschläger  einfach  dem  Bluträcher  preisgegeben  (S.  128  bis 
129).  Außerdem  ist  er  eine  Zeitlang  unrein  (aina):  er 
darf  mit  keiner  Frau  Umgang  haben  und  lebt  einige  Wochen 
getrennt  im  Walde;  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ist  er  wieder 
vom  Fluch  frei. 

§  6. 

Bei  den  Rorostämmen  finden  wir  ähnliche  Einrich- 
tungen; was  bei  den  Koita  das  Iduhu,  ist  bei  ihnen  das 
Itsubu,  auch  hier  mit  patriarchalischer  Organisation  und  auch 
hier  vollkommen  exogamisch.  Das  Itsubu  hat  sein  Klubhaus 
Marea  und  auch  seine  besonderen  Stammeszeichen  Oaöa, 
welche  auf  den  Gebäudepfosten  und  den  vorspringenden  Balken 
der  Häuser  und  an  anderen  Stellen  angebracht  werden  (S.  199, 
207).  Auch  hier  finden  sich  noch  Spuren  des  Mutterrechts: 
insbesondere  wird  auch  hier  dem  Neffen  der  Schamgürtel  durch 
den  mütterlichen  Oheim  angelegt  (S.  257). 

Die  Zeremonien  der  Jünglingsweihe  sind  im  Schwinden, 
finden  sich  aber  noch  bei  einigen  Stämmen  als  Aruaru- 
Bräuche :  längere  Abv/esenheit  aus  der  Gesellschaft  und  Fasten 
iß.  260). 

Auch  hier  besteht  der  Frauenkauf:  der  Frauenpreis 
heißt  Hebe;  und  hier  findet  sich  auch  der  häufige  Brauch,  daß 
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die  Verheirateten  nicht  sofort  miteinander  verkehren,  sondern 
im  Gegenteil  einander  schmollen  und  einander  vermeiden,  so 
daß  es  gegen  8  Wochen  dauert,  bis  sie  sich  vereinigen ;  dann 
pflegt  auch  eine  Fortsetzung  der  Hochzeitsfeierlichkeiten  zu 
erfolgen  (S.  267,  269  f.). 

§  7. 

Bei  den  Mekeostämmen  heißt  der  Clan  pangua  und 
eine  Verbindung  mehrerer  panguas  ngopu.  Der  Clan  oder 
auch  die  Clanverbindung  hat  ein  Tier  oder  eine  Pflanze  als 
Abzeichen,  javafangai,  dem  aber  keine  besondere  Bedeu- 
tung zukommt;  sodann  steht  aber  jeder  Clan  noch  in  Ver- 
bindung mit  einer  weiteren  Pflanze  und  einem  Tier,  dem 
kangakanga:  diese  Verbindung  ist  totemistisch ,  und  der 
Panguagenosse  darf  das  Tier,  das  ihm  als  Zeichen  zukommt, 
nicht  verzehren.  Die  Clans  haben  auch  ihre  Klubhäuser  ufu. 
Nebenbei  bestehen  noch  weitere  Komplikationen:  verschiedene 
Familien  des  einen  pangua  treten  wieder  zu  solchen  des  an- 
deren pangua  in  eine  nähere  Verbindung ;  diese  Verbin- 
dung ist  die  ufuapie,  welche  bei  mehreren  Gelegenheiten, 
namentlich  bei  Todesfeiern  hervortritt  (S.  317,  320,  337). 

Im  allgemeinen  sind  auch  die  panguas  exogamisch,  doch 
scheint  dies  heutzutage    nicht   immer   festgehalten  zu  werden. 


§  8. 

Auch  die  südlichen  Massim  teilen  sich  in  Clans  und 
Clangruppen  in  exogamer  Art ;  die  Clangruppen  haben  ihre 
Totems,  und  zwar  nicht  einen,  sondern  mehrere,  z.  B.:  Vogel, 
Fisch,  Schlange ;  sie  sind  mutterrechtlich,  was  sich  darin  zeigt, 
daß  das  Vermögen  größtenteils  vom  Onkel  an  die  Kinder  der 
Schwester  kommt,  manchmal  auch  umgekehrt  von  diesen  an 
den  Onkel  (S.  521).  Dem  Mutterrecht  ist  wohl  auch  der  Ge- 
danke zuzuschreiben,  daß  zwischen  dem  Kind  und  dem  Vater 
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eine  starke  EntfremduDg  besteht,  welche  der  Schwiegerscheu 
verwandt  ist  (S.  484).  Zudem  ist  die  Blutrache  in  erster  Reihe 
Sache  der  Schwesterkinder,  weshalb  der  Kriegsgefangene  von 
diesen  umgebracht  wird  (S.  262). 

Doch  läßt  sich  auch  hier  schon  der  Uebergang  zum  Vater- 
recht wahrnehmen;  denn  gewisse  Teile  des  beweglichen  Ver- 
mögens gehen  wenigstens  in  erster  Linie  auf  die  Kinder  über 
(S.  523) ;  so  kommt  es  auch  vor ,  daß  das  Kind  sowohl  den 
Vater  als  auch  den  Onkel  bei  der  Arbeit  unterstützt  und  bei- 
den einen  Teil  seines  Jagderwerbes  zuzuwenden  hat  (S.  483), 
und  bei  einer  Reihe  von  Stämmen  meidet  man  nicht  das 
eigene  (mütterliche)  Totemtier,  sondern  das  Totemtier  des 
Vaters  (S.  438  f.,  447  f.).  Das  aufkeimende  Vaterrecht  zeigt 
sich  auch  in  den  Couvadesitten,  welche  allerdings  vornehmlich 
bei  dem  erstgeborenen  Kinde  hervortreten.  Der  Ehemann  hat, 
bevor  das  erste  Kind  geboren  ist,  sich  bestimmter  Betätigungen 
zu  enthalten ,  insbesondere  darf  er  nichts  binden  und  knoten, 
was  ja  häufig  bei  den  Völkern  als  unheilbringend  gilt  (S.  489). 
Auch  nach  der  Geburt  des  Kindes  sind  ihm  bestimmte  Be- 
schränkungen auferlegt  (S.  487). 

Die  Schwiegerscheu  besteht  in  bekannter  Weise,  nament- 
lich gegen  die  Schwägerin  und  gegen  die  Schwiegermutter 
(S.  485). 

Die  Adoption  ist  üblich,  aber  nur  unter  Personen  desselben 
Totems  (S.  485  und  486). 

Daneben  besteht  die  Eriamgenossenschaft  als  eine  Art 
von  Blutsfreundschaft  in  der  Art,  daß  die  Eriams  in  gewisser 
Vermögens-  und  Frauengemeinschaft  leben  (S.  471  f.,  475). 

Die  Jünglingsweihe  viginana  ist  eine  Periode  der  Ent- 
haltsamkeit und  des  Sonderlebens  (S.  497). 

§  9- 

Auch  bei  den  südlichen  Massim  ist  die  klassifikatorische 
Verwandtschaft  nachweisbar.    Mutter  und  Schwester  der  Mutter 
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und  Frau  des  Vaterbruders  haben  denselben  Namen ,  ebenso 
nennt  die  Frau  ihren  Schwestersohn  Sohn,  während  der  Mann 
seinen  Schwestersohn  Neffen  nennt;  der  Ausdruck  Neffe  und 
Onkel  ist  (wenigstens  bei  den  Wagawaga)  gegenseitig:  das 
Wort  aü  bezeichnet  beides  (S.  481). 

§  10. 

Grundeigentum  ist  bereits  bekannt  und  erbt  sich  in  der 
Familie  in  mütterlicher  Linie  fort ;  aber  auch  bewegliches  Ver- 
mögen wird  ausgeschieden  und  anerkannt,  und  zwar  werden 
hier  zwei  Kategorien  streng  auseinandergehalten :  die  Sachen, 
welche  zum  gewöhnlichen  täglichen  unmittelbaren  Brauch  ge- 
hören, und  die  anderen  Gegenstände ;  die  ersteren  unterliegen 
der  mutterrechtlichen,  die  letzteren  der  vaterrechtlichen  Ver- 
erbung (S.  521,  523). 

Der  Brauch,  das  Eigentum  namentlich  von  Früchten 
durch  Zeichen  kundzugeben  und  dadurch  vor  Verletzung  zu 
schützen,  ist  auch  hier  üblich,  und  auch  hier  wie  bei  anderen 
Völkern  gibt  es  zwei  Arten  von  Zeichen,  wovon  das  eine  bloß 
dem  bürgerlichen  Rechte  angehört  (hato),  das  andere  aber 
magischer  Art  ist,  indem  es  den  Verletzer  durch  verderbliche 
Kräfte  heimsucht  (giriba);  vgl.  S.  575,  576. 

§  11- 

Auch  die  nördlichen  Massini  teilen  sich  in  exogame 
Clans  (sog.  com  oder  cumila),  welche  je  vier  Totems  an  sich 
tragen,  nämlich  Vogel,  vierfüßiges  Tier,  Fisch  und  Pflanze. 
Das  Totemverbot  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  die  Vögel: 
es  gilt  die  Meinung:  wer  es  übertritt,  dem  schwillt  der  Leib 
auf,  und  er  stirbt  (vgl.  S.  678,  680,  687  f.,  714). 

Bei  den  Murua  heißt  der  Clan:  man.  Auch  hier  finden 
sich  mehrfache  Totems,  manchmal,  statt  der  Pflanze,  eine 
Schlange  (S.  689).    Jeder  Clan  hat  seinen  Vorstand  (toriwaga), 
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und  der  Vorstand  eines  der  Hauptclans  hat  eine  gewisse 
Superiorität  über  das  Ganze  (guyau). 

Die  Clans  scheinen  sich  nach  Mutterrecht  zu  gestalten : 
daher  haben  auch  die  Brüder  und  die  Kinder  der  Schwester 
das  Recht,  das  Haus  des  Verstorbenen  niederzureißen;  doch 
pflegt  dies  nicht  mehr  zur  Ausführung  zu  kommen,  indem  sich 
andere  Verwandte  widersetzen  (S.  716). 

Die  Verwandtschaftsbezeichnungen  folgen  auch  hier  dem 
klassifikatorischen  System ;  so  Vater  gleich  Vaterbruder,  Mutter 
gleich  Mutterschwester,  Bruder  und  Schwester  gleich  Vater- 
bruderkind. 

Es  findet  sich  auch  die  Gleichstellung,  die  wir  bereits 
anderwärts  (Zeitschrift  XXIII,  S.  369)  kennen  gelernt  haben: 
daß  nicht  nur  der  Mann  der  Schwester  der  Frau  Bruder,  son- 
dern auch  die  Schwester  der  Frau  Schwester  heißt.  Eigen- 
artig ist  die  Gleichstellung,  wonach  die  Frau  des  Mutterbruders 
gleich  Mutter  (ma)  ist  —  doch  liegt  hier  vielleicht  eine  Un- 
genauigkeit  vor  (S.  707). 

Die  Ehe  als  Kaufehe  ist  dadurch  abgeschwächt,  daß  auch 
die  Braut  Vermögen  mitbringt;  doch  scheint  die  Gabe  des 
Bräutigams  meist  zu  überwiegen  (S.  711). 

§  12. 

Bei  den  Louisiaden  teilt  sich  das  Volk  ebenfalls  in  Clans 
mit  mehrfachem  Totem. 

Die  Schwiegerscheu  wird  auch  hier  bestätigt  zwischen 
Schwiegersohn  und  Schwiegermutter,  Schwiegertochter  und 
Schwiegervater,  zwischen  der  Frau  und  dem  Bruder  des  Ehe- 
mannes, zwischen  dem  Ehemann  und  den  Tanten  und  Nichten 
der  Frau. 

Noch  wird  folgender  Zug  berichtet:  wenn  die  Frau  stirbt, 
so  hat  der  Mann  ein  Anrecht  auf  die  Schwester  der  Frau, 
ohne  daß  er  einen  weiteren  Frauenpreis  zu  zahlen  hätte 
(S.  737  und  739). 
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Von  den  Mukaua  wird  ebenfalls  das  Clansysteni  mit 
mehrfachen  Totems  bestätigt.  Ein  eigenartiger  Zug  ist  fol- 
gender :  manche  Stämme  haben  auch  Bäume  als  Totem :  in 
diesem  Falle  dürfen  sie  diese  Bäume  nicht  fällen  und  sie  nicht 
zum  Bauen  oder  Brennen  verwenden.  Ist  der  Totem  ein 
Berg,  so  dürfen  sie  den  Berg  nicht  betreten  (S.  741  —  743). 


VII. 

Das  armenische  Eherecht 

und 

die  Grundzüge  der  armenischen  FamiHenorganisation. 

„Denn  obgleich  wir  eine  kleine  Nation  .  .  . 
und  oft  anderen  Reichen  unterworfen  waren,  so 
finden  sich  doch  viele  Krafttaten,  die  in  unserem 
Lande  vollbracht  und  der  schriftlichen  Auf- 
zeichnung würdig  sind." 

Moses  von  Chorene  I.  3.  S.  4. 

Von 

Arsen  Klidschian,  Zürich. 

Terminologie. 

Ai'r  =  Mann,  Ehemann,  Gatte. 
Tiair  =  Hausherr,  Gatte. 

Airi  =  Witwer,  Witwe. 

Amusin  =  Ehemann,  Ehefrau. 

Amusinkh,  Amusinner  =  die  Ehegatten. 

Amusnanal  =  heiraten,  sich  verehelichen. 

Amusnuthün  =  Ehe. 

Aner  —  Schwiegervater. 

Achtschik  tesnel  =  mentio,  Mädchenschau. 

Bazinkh  =  Anteil  am  väterlichen  Vermögen,  Dos,  Mitgift. 

Dzehes  =  Aussteuer, 

Dzehesvor,  Bazinkhvor  ~  Mitgiftschaugäste. 

Eres-tes,  Eresac-tes,   Erestesukh  =  Gesichtsschau  der  Braut,    Ge- 
sichtsschaugeschenk. 

Hars  —  Braut,  die  Frau  des  Bruders,  Onkels  u.  s.  w. 

Harsnar  =:  Das  Brautholengehen ;  ar  =  nehmen. 

Harsnevor  =  Hochzeitsgäste. 
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Harsnegbair  =  Brautbruder. 

Harsnkliuir  =  Brautschwester. 
Harsaniatztschasch  =  Hoclizeitsmahl. 
Harsntes  —  Brautschau. 
Hnami  —  Verschwägerte. 

Hnaraenal  =  Verschwägern. 

Hnaraechosuthün  =  Verschwägerungsverabredung. 

Hnamuthün  =  Schwägerschaft. 
Kautsch  =  Ausruf,  Geschenksausruf. 
Khavor  =  der  armenische  gekorene  Vormund. 
Kheni  =  die  Schwester  der  Frau. 
Kin  =  Frau,  Weib,  Ehefrau. 
Kin-arnel  =  Frau  nehmen,  heiraten. 
Makar  =  Schafer. 
Mard  =  Mensch,  Mann,  Ehemann. 

Mardu-gnal  =  sich  verehelichen,  zum  Manne  gehen,  einen  Mann  nehmen, 
Nschan  =  Zeichen,  Verlöbnisseszeichen. 

Nschanel  =  Verloben. 

Nschan-tal  —  Zeichen  geben. 

Nschan-arnel  =  Verlöbnisseszeichen  nehmen. 

Nschanadrathün  =■  Verlöbnis,  sponsalia.  Zeichenlegen  (Verlöbnisses- 
zeichenlegen). 

Nschanachosuthun  =  Verhandlungen  des  Verlöbnisses. 
Nu  =  die  Frau  des  Bruders. 
Ozid  =  Gabe,  Schenkung. 
Phesah  =  Bräutigam,  Tochtersmann. 
Phesates  =  Bräutigamschau. 
Psak  =  Kranz,  Trauung. 
Psakel  =  Trauen. 

Psakwil  =  getraut  werden,  heiraten. 
Skesrai'r  =  Mannesvater. 
Skesuir  =  Mannesmutter. 
Sonkhantsch  =  Schwiegermutter. 
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Einleitung. 

Allgemeine  Betrachtungen. 

Für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  ist  das  armeni- 
sche Recht,  als  das  Recht  eines  arischen  Volkes^)  von  nicht 
zu  unterschätzender  Bedeutung.  Eine  vollständige  Bearbeitung 
dieses  Rechtes,  gestützt  auf  die  vorhandenen  Materialien  des 
Gewohnheitsrechts,  des  armenischen  Kanonbuchs  und  der  alt- 
armenischen Literatur  nebst  den  vielbesprochenen  Rechts- 
büchern, wäre  sehr  notwendig.  Eine  solche  Arbeit  fehlt  leider 
noch.  Sie  würde  eine  Umwälzung  in  der  Wissenschaft  des 
armenischen  Rechtes  bedeuten. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  der  Erforschung  des  armeni- 
schen Eherechtes  gewidmet. 

Wie  aus  der  folgenden  Darstellung  hervorgehen  wird, 
hat  die  armenische  Ehe  Begriffsmerkmale,  die  mit  den  Rechts- 
begriffen anderer  Arier  grundsätzlich  verwandt  sind.  Es  be- 
steht kein  Zweifel,  daß  die  zahlreichen  Berührungspunkte  der 
Rechte  auf  einen  gemeinsamen  Ursprung  hinweisen. 

Seit  langer  Zeit  spricht  man  (Bruns,  Mitteis,  Karst  u.  a.) 
von  einer  starken  Beeinflussung  des  Rechtes  der  Völkerschaften 
Vorderasiens,  also  auch  des  armenischen  Rechtes,  durch  das 
griechisch-römische  Recht. 

Der  Einfluß  des  griechischen  Rechtes  ^)  auf  das  armenische 
ist  weit  überschätzt  worden.  In  bezug  auf  diese  Frage  ist 
zu  bemerken,  daß  von  einer  Entlehnung  fremder  Rechtsbegriffe 
nicht  im  geringsten  die  Rede  sein  kann,  wenn  es  sich  um  eine 
Institution  des  allgemein  arischen  Rechtes  handelt.    Ist  darnun 


^)  J.  Kohl  er,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechts  w.  7,  S.  385;  „daß  die  Ar- 
menier Indogermanen  sind,  ist  sicher. 

^)  Vgl.  J.  Kohler,  „Nur  darin  ist  zu  widersprechen,  daß  er 
(d.  h.  Karst),  durch  die  Arbeiten  von  Mitteis  beeinflußt,  eine  viel 
zu  große  Einwirkung  des  griechischen  Rechtes  auf  den  Orient  annimmt." 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  19,  I,  S.  114  f. 


256  Klidschian. 

ein  solcher  Rechtsbegriff  im  armenischen  Rechte  erwiesen,  so 
kann  er  unmöglich  auf  die  Beeinflussung  durch  benachbarte 
Völker  zurückgeführt  werden,  sondern  auf  eine  gemeinsam 
arische  Rechtsquelle. 

Die  Ansicht,  daß  das  armenische  Recht  durch  die  Beein- 
flussung seitens  des  griechischen  Rechtes  einen  okzidentalen 
Charakter  gewonnen  hätte  ^),  bestreite  ich.  So  gut  begründet 
diese  Ansicht  auch  erscheinen  mag,  so  hat  sie  ihre  Entstehung 
doch  nur  dem  Umstände  zu  verdanken,  daß  die  sog.  „armeni- 
schen" Rechtsbücher,  ohne  daß  man  die  Quellen  des  armeni- 
schen Rechtes  einer  strengen  Prüfung  unterzogen  hätte,  ohne 
weiteres  als  maßgebende  Quelle  des  Rechtes  der  Armenier  auf- 
gefaßt und  anerkannt  wurden. 

Daß  die  vorhandenen  Rechtsbücher  von  Mechithar  Gösch 
und  vom  Prinzen  Sembat  ein  zum  größten  Teile  rezipiertes 
fremdes  Recht  darstellen ,  bezweifelt  man  nicht.  Wie  aber 
dieses,  von  Privatpersonen  zusammengetragene  fremde  Recht 
für  die  Rekonstruktion  des  altarmenischen  Rechtes  als  Quellen- 
material verwendet  werden  konnte,  ist  mir  ganz  unbegreiflich. 
Diesen  Fehler  aber  —  man  gestatte  mir  es  frei  herauszu- 
sagen —  haben  alle  Forscher  des  armenischen  Rechtes  begangen. 
Sie  haben  die  in  diesen  Rechtsbüchern  rezipierten  Normen, 
ohne  einen  Unterschied  zu  machen ,  als  national-armenisches 
Recht  betrachtet. 

Daß  die  Armenier  ein  nationales  Recht  besaßen,  und  daß 
es  im  Leben  dieses  Volkes  zum  Teil  noch  heute  fortlebt,  da- 
für liefern  uns  die  Quellen  des  einheimischen  Rechtes  Beweise 
genug. 

Es  kann  selbstverständlich  nicht  meine  Absicht  sein,  in 
dieser  Arbeit  auf  das  altarmenische  Recht  in  seiner  Gesamt- 
heit einzugehen.  Insoweit  aber  die  einzelnen  Institute  des 
Rechtes  mit  dem  nationalen  Eherechte  in  Verbindung  stehen, 
werde    ich    die    zur   Beantwortung    der   einschlägigen   Fragen 


3)  J.  Karst,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  20,  I,  S.  107  f. 
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notwendigen    Betrachtungen    anstellen    und    das    vorliegende 
Quellenmaterial  genauer  untersuchen. 
Hier  ist  folgendes  hervorzuheben: 

a)  Die  Wirkungen  der  Aufhebung  der  Ehe  in  bezug  auf 
die  Vermögenseinbuße  des  Mannes  zu  gunsten  der  unschuldigen 
Frau  weichen,  wie  wir  sehen  werden,  in  prägnanter  Weise  von 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  von  Gortyn,  und  von  den 
Rechtsnormen  „des  römischen  und  fränkisch -okzidentalen 
Rechtes"  *)  ab.  Eine  Einwirkung  dieser  Rechte  auf  das  arme- 
nische Recht  ist  entschieden  zurückzuweisen. 

b)  Die  Grundsätze  der  armenischen  Dos  und  Donatio 
propter  nuptias  sind  dem  einheimischen  Rechte  eigen  und 
weisen  eine  nationale  Prägung  auf. 

c)  Von  größerer  Bedeutung  sind  aber  die  Grundbegriffe 
des  Erbrechtes.  Im  Grunde  arisch,  weist  das  armenische  Erb- 
recht in  bezug  auf  die  Erbfolge  der  Töchter,  Eigentümlich- 
keiten auf,  die  als  Begriffsmerkmale  des  national-armenischen 
Erbrechtes  aufgefaßt  werden  müssen.  Auf  die  Frage  näher 
einzutreten,  würde  uns  zu  weit  führen  und  den  Rahmen  dieser 
Arbeit  überschreiten.  Die  Erbringung  von  historischen  Be- 
weisen werde  ich  aber  nicht  unterlassen.  Doch  muß  ich  hier 
hinzufügen,  daß  wie  die  geschichtlichen  Angaben  bestätigen, 
die  armenischen  Töchter  in  der  vorjustinianschen  Zeit  unbeweg- 
liches Gut  erbten. 

Diese  Tatsache  steht  in  schroffem  Gegensatze  sowohl  zu 
der  21.  Novelle  von  Justinian  als  auch  zur  heute  allgemein- 
herrschenden Meinung.  Kohl  er  ist  der  Ansicht,  daß  die 
armenischen  Töchter  in  der  vorjustinianschen  Zeit  „von  der 
Erbfolge,  mindestens  bezüglich  der  Erbgüter,  ausgeschlossen 
waren".  Karst  findet,  daß  diese  Ansicht  zutreffend  ist  (Rechts- 
buch II,  S.  169).  Diese  Behauptung  zu  widerlegen  ist  hier 
nicht  der  geeignete  Ort;  nur  möchte  ich  vorläufig  erwähnen, 
daß  im  Satze  des  polnisch-armenischen  Rechtsbuches  (c.  116): 


^)  J.  Karst,  Rechtsbuch  II,  S.  100  f. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.   XXV.  Band.  17 
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„equalis  divisio  debet  cedere  et  venire  tarn  ad  filios  quam  ad 
filias  aequali  sorte  et  successione",  den  Karst  (Rechtsbuch  II, 
S.  169)  „als  verhältnismäßig  junge  Neuerung"  betrachtet,  die 
alte  Rechtsauffassung  der  Armenier  einigermaßen  v^iederge- 
geben  ist. 

d)  Der  armenische  „Bazinkh"  Anteil  (dos)  ist  eigentlich 
der  Anteil  der  Töchter  am  elterlichen  Vermögen.  Hier  ist 
zu  unterscheiden:  Anteil  am  beweglichen  Vermögen  und  An- 
teil an  den  Stammgütern. 

e)  Durch  das  Studium  der  erwähnten  Rechtsbücher  habe 
ich  die  Ueberzeugung  gewonnen,  daß  diese  zur  Feststellung 
der  Grundprinzipien  des  armenischen  Rechtes  nur  subsidiär  her- 
anzuziehen sind. 

Dem  Forscher  des  armenischen  Rechtes  muß  von  vorn- 
herein klar  sein,  daß  er  unter  den  Quellen  dieses  Rechtes  das 
national-armenische  Material  von  dem  fremdrechtlichen  unter- 
scheiden muß.  Hat  er  bereits  das  Recht  der  Armenier  ohne  Be- 
nutzung der  erwähnten  Rechtsbücher  erforscht  und  seine  Grund- 
elemente festgelegt,  so  wird  er  die  Ueberzeugung  gewinnen, 
daß  es  eine  Anzahl  von  Rechtsinstitutionen  gibt,  die  eine 
nationale  Prägung  zeigen.  Erst  eine  solche  ernste  Vorarbeit 
setzt  den  Forscher  in  den  stand,  mit  Sicherheit  zu  unter- 
scheiden, was  bei  Gösch  und  bei  Sembat  national-armenisch 
und  was  dem  Rechte  der  Armenier  fremd  ist. 

f)  Soweit  ich  die  Literatur  des  armenischen  Rechtes  kenne,^ 
schreiben  die  Forscher  dem  griechisch-römischen  Rechte  einen 
allzu  großen  Einfluß  auf  das  armenische  Recht  zu  und  stellen 
sogar  die  Behauptung  auf,  daß  gewisse  Institute  des  armeni- 
schen Rechtes  bloße  Entlehnungen  aus  dem  griechischen  Rechte 
sind.  Karst  geht  noch  weiter,  indem  er  einige  Einrichtungen 
des  armenischen  Hechtes  aus  dem  fränkisch-lateinischen  her- 
zuleiten sucht  (Rechtsbuch  II,  S.  173). 

Eine  andere  Wendung  hat  vor  einigen  Jahren  die  Er- 
forschung des  armenischen  Rechtes  genommen.  Diese  Wen- 
dung verdankt  man  J.  Kohl  er,  der  darauf  aufmerksam  machte^ 
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daß  der  Einfluß  des  griechisch-römischen  Rechtes  auf  das 
armenische  überschätzt  worden  sei,  während  die  nationalen 
Quellen  des  letzteren  zu  wenig  Berücksichtigung  fanden. 

Die  Rechtsbücher  enthalten  offenbar  Spuren  des  nationalen 
Rechtes.  Da  aber  diese  Ueberreste  im  ganzen  mit  dem  Geiste 
des  in  den  erwähnten  Rechtsbüchern  vertretenen  Rechtsystems 
nicht  im  Einklang  sind,  so  neigt  man  zu  der  Meinung,  daß 
gerade  diese  Rechtsbegriffe  als  fremdes  entlehntes  Recht 
aufzufassen  sind. 

Folgendes  Beispiel  ist  hier  anzuführen: 

Es  gibt  ein  altarisches  Rechtsinstitut,  das  unter  anderem 
auch  dem  armenischen  Rechte  eigen  ist.  Es  ist  der  national- 
armenische Tnphesajuthün  —  der  dem  indischen  patrikä  putra  — 
Erbtochterzuweisung  entspricht.  Nach  diesem  ist  die  arme- 
nische Erbtochter  die  Universalerbin  ihres  Vaters.  Der  arme- 
nische Tnphesajuthün,  von  welchem  in  weiterer  Darstellung 
noch  die  Rede  sein  wird ,  ist  eine  im  Leben  des  armenischen 
Volkes  eingewurzelte  Institution ;  sie  wirkt  jetzt  noch  in  Ar- 
menien. Das  Vorhandensein  dieser  arischen  Einrichtung  im 
armenischen  Rechte  ist  unter  anderem  auch  für  das  national- 
armenische Erbrecht  von  großer  Bedeutung. 

Im  Sembatschen  Rechtsbuche  hat  der  armenische  Tnphe- 
sajuthün —  patrikä  putra  —  Platz  gefunden  ^) ,  der  beim 
Quellenkodex  (Gösch)  fehlt.  Dieser  Umstand  läßt  Karst 
Vermutungen  anstellen,  woher  der  Verfasser  der  Rechtsbücher 
diesen  Rechtsbegriff  entlehnt  habe.  Er  schreibt:  „Was  um 
so  sonderbarer  erscheinen  muß,  als  hierin  ein  dem  armenischen 
Recht  sonst  fremdartiger,  weder  der  Praxis  des  Datastanagirkh 
noch  auch  der  griechisch- byzantinischen  Rechte  eigener  Zug 
liegt  .  .  .  Dagegen  dürfte  man  vielleicht  auf  den  Einfluß  des 
fränkisch-lateinischen  Rechtes  der  Coutumes  schließen"  ^). 

^)  Hier  ist  zu  erwähnen,  daß  sowohl  bei  Gösch  als  auch  beson- 
ders bei  Sem  bat  mehrfach  die  altarmenischen  Rechtsnormen  zum  Aus- 
druck kommen. 

«)  J.  Karst,  Rechtsbuch  II,  S.  173. 
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Der  wahre  Sachverhalt  aber  ist  viel  einfacher.  Man 
brauchte  nur  das  Vorhandensein  des  altarischen  patrika  putra 
im  armenischen  Rechte  zu  kennen,  das  heißt  den  armenischen 
Tuphesajuthün. 

Warum  soll  es  sonderbar  sein,  daß  die  armenischen  Töchter 
erbberechtigt  sein  dürften  V  Warum  sollen  dem  armenischen 
Rechte  die  Rechte  der  Erbtöchter  fremd  sein,  wenn  wir  Be- 
weise haben,  daß  bereits  in  der  vorjustinianschen  Zeit  die 
armenischen  Töchter  von  der  Erbfolge  nicht  ausgeschlossen 
waren?  Karst  hat  in  der  Tat  die  Fremdartigkeit  der  be- 
sprochenen Institution  nicht  begründet,  nicht  einmal  zu  be- 
gründen versucht.  Er  hätte  eigentlich,  ohne  Vermutungen 
anzustellen,  dem  Rechtsbuche  (Art.  90)  Glauben  schenken  und 
darin  einen  Rechtsbegriff  der  Armenier  erblicken  sollen. 

Auf  jeden  Fall  will  ich  hinzufügen,  daß  nicht  nur  in 
diesem  Falle,  sondern  auch  überhaupt  eine  Beeinflussung  des 
armenischen  Rechtes  durch  das  fränkisch-lateinische  ausge- 
schlossen ist. 

g)  Gösch  (Art.  121)  sagt  über  die  Gebräuche  der  Mo- 
hammedaner, „daß  sie  vorerst  den  Kaufpreis  der  Frauenperson, 
die  in  die  Ehe  gegeben  wird,  abtrennen,  den  sie  Mahr  nennen, 
und  der  bei  Römern  duair  genannt  wird,  sodann  bestimmen 
sie  weiter  auch  den  Teil  der  Frau  an  dem  väterlichen  Ver- 
mögen, welcher  Pruik  (dos)  genannt  wird".  Gleich  darauf 
fügt  er  hinzu:  „Bei  uns  (d.  h.  bei  den  Armeniern)  ist  es  nicht 
so ;  der  Mann  gibt  keinen  Kaufpreis  für  die  Person  des  Weibes, 
sondern  nur  einen  beschränkten  Betrag,  welcher  auch  die  Be- 
zeichnung Jeresaf-Tes  trägt;  und  die  Frau  mit  ihrem  Bazinkh 
(Anteil-Dos)  geht  ins  Haus  ihres  Ehemannes  und  tritt  unter 
die  Gewalt  desselben." 

Gösch  war  bekannt,  daß  „bei  uns"  die  donatio  propter 
nuptias  (die  mohammedanische  Mahr -Mohär) -Bestimmungen 
nicht  die  gleichen  waren,  wie  bei  den  Mohammedanern.  Er 
wußte,  daß  man  „bei  uns"  die  donatio  nicht  beim  Eheyer- 
sprechen   feststellte;    da   er  aber    die   Bedeutung  dieser  Insti- 
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tution  nicht  kannte,  verwechselte  er  sie  mit  dem  Kaufpreise 
der  Braut.  Er  kannte  auch  die  armenische  donatio  propter 
nuptias  nicht. 

Gösch  war  noch  eines  klar:  daß  die  armenischen  Töchter 
mit  einem  Bazinkh  (Anteil)  die  Ehe  eingingen;  das  hat  er 
im  ersten  Absätze  des  zweiten  Teils  des  Art.  121  zum  Aus- 
druck gebracht.  Vieles,  was  er  im  zweiten  Teile  des  er- 
wähnten Artikels  zu  erklären  [sucht,  beruht  auf  seiner  Un- 
kenntnis des  nationalen  Rechtes ,  oder  er  stellt  vielmehr  eine 
Vermischung  nationaler  und  fremder  Rechtsbegriffe  dar. 

Der  Art.  121  bestimmt  folgendes:  1.  daß  dem  armeni- 
schen Rechte  die  Feststellung  der  donatio  propter  nuptias  bei 
jeder  Heirat  nicht  eigentümlich  ist  und  auch  nicht  üblich  ge- 
wesen war ;  2.  daß  der  Bräutigam  seine  Braut  durch  Schen- 
kungen erwarb,  und  3.  daß  die  Braut  mit  einem  Bazinkh 
(Anteil  am  väterlichen  Vermögen)  die  Ehe  eingeht. 

Zur  Aufklärung  möge  noch  folgendes  dienen:  Gösch 
war  sich  nicht  klar  darüber,  daß  die  Gaben  des  Bräutigams  an 
seine  künftige  Frau  schon  einen  Kaufpreis  für  die  Person  seiner 
Braut  zu  bedeuten  hatten.  Während  die  Ehe  mit  dem  realen 
Kauf  nur  in  den  Dörfern  Armeniens  vorkam ,  und  auch  jetzt 
noch  die  übliche  Form  der  Ehe  ist,  war  die  Ehe  ohne  Kauf 
den  Fürstenfamilien  und  den  Stadteinwohnern  bereits  seit  langer 
Zeit  bekannt  und  bildete  die  einzige  Form  der  Ehegründung. 
Gösch  spricht  in  dem  Art.  121  von  dieser  Form  der  Ehe- 
schließung. —  Ein  Fürst,  ein  Stadtbürger,  der  seine  Tochter 
je  nach  den  Umständen  mit  Stammgütern  reichlich  dotierte, 
brauchte  nicht  einen  direkten  Kaufpreis  für  seine  Tochter  zu 
verlangen,  wenn  auch  in  der  Wirklichkeit  der  Sitte  gemäß 
ein  Scheinkauf  stattzufinden  hatte. 

h)  Der  armenische  Ozid  ist  keine  donatio  propter  nuptias. 
Dem  armenischen  Rechte  war  ferner  wesentlich,  daß  Schen- 
kungen unter  den  Ehegatten  nichtig  sind;  daher  dürfen  „Ge- 
schenke", die  der  Ehemann  (auch  der  Bräutigam)  seiner  Frau 
vor  und  während  der  Ehe  gemacht  hatte,  bei  einer  eventuellen 
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Trennunj?  der  Ehe,  oder  im  Fall  des  Todes  eines  der  Ehe- 
gatten, nicht  zurückgefordert  werden.  Das  wußte  der  Verfasser 
des  Datastanagirks  (Gösch)  sehr  gut;  im  vorletzten  Absätze 
des  Art.  121  sagte  er  darüber  folgendes:  „Aber  den  Ozid  (d.  h. 
die  Schenkungen  des  Bräutigams  an  seine  Braut),  den  man 
gemacht  hatte,  darf  man  nicht  in  Erinnerung  bringen." 

Diese  von  Gösch  erwähnten  Rechtsnormen  sind  national- 
armenisch. In  bezug  auf  diese  Normen  kann  man  am  wenig- 
sten von  einer  Beeinflussung  des  armenischen  Rechtes  durch 
das  islamitische  oder  durch  das    griechisch-römische  sprechen. 

Zugleich  mag  hier  erwähnt  werden,  daß  das  islamitische 
Recht  auf  das  armenische  Eherecht  keinen  nennenswerten  Ein- 
fluß ausgeübt  hat.  Man  sprach  sogar  von  einer  Schriftlich- 
machung*^)  des  Verlöbnisses  bei  den  Armeniern.  Hier  muß 
ausdrücklich  erwähnt  werden,  daß  eine  solche  Gewohnheit  dem 
armenischen  Rechte  für  alle  Zeiten  durchaus  fremd  geblieben  ist. 
Eine  solche  Gewohnheit  haben  die  Armenier  dem  islamitischen 
Rechte  nicht  nachgeahmt.  In  bezug  auf  diese  Frage  sind  die 
im  Datastanagirkh  (Art.  121 — 123)  sich  befindlichen  Angaben 
fremdrechtlich,  und  erst  von  Gösch  selbst  dem  von  ihm  zu- 
sammengetragenen Rechtsbuch  einverleibt  worden.  Das  gleiche 
gilt  auch  für  die  Terminologie:  Pruik,  Duwair,  Mahr,  die  nur 
in  den  Rechtsbüchern  zu  finden  sind. 

§  2. 
Die  Quellen  des  armenischen  Kechtes. 

a)  Sowohl  das  Mechitharsche  Rechtsbuch,  als  auch 
das  des  Prinzen  S  e  m  b  a  t  sind  keine  national-armenischen 
Rechtsbücher  und  dürfen  aus  diesem  Grunde  bei  der  Rekon- 
struktion des  ursprünglichen  Rechtes  der  Armenier  nur  mit 
Vorsicht  herangezogen  werden.    Nur  soweit  sie  dem  Sinne  des 


')  J.  Karst,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  20,  I,  S.  26. 
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einheimischen  Rechtes  entsprechen,  werde  ich  mich  in  der  vor- 
liegenden Arbeit  auf  diese  Quelle  stützen. 

lieber  diese  Rechtsbücher  habe  ich  nichts  Eigenes  zu  be- 
merken, sondern  kann  ich  den  Leser  auf  die  glänzende  Arbeit 
von  J.  Karst  verweisen.  Das  von  diesem  herausgegebene 
Sembatsche  Rechtsbuch  mit  Kommentar  ist  eine  hervor- 
ragende Leistung,  die  eine  bewundernswürdige  Kenntnis  der 
beiden  Rechtsbücher  voraussetzt.  ' 

b)  Das  Rechtsbuch  Davids  des  Alavikssohnes^) 
(aus  dem  12.  Jahrhundert) ,  das  nur  zum  Teil  veröffentlicht 
wurde,  ist  bis  jetzt  im  ganzen  unbekannt  geblieben.  Leider 
kann  ich  es  nicht  als  Quelle  für  meine  Arbeit  heranziehen. 
So  weit  ich  dieses  Rechtsbuch  kenne,  ist  es  vielmehr  ein 
Kommentar  zu  verschiedenen  Kanone  der  Kirche,  in  Form  einer 
Instruktion. 

c)  Das  armenische  Kanon  buch  und  die  Kanone 
der  Nationalversammlungen.  Nach  dem  Untergang  des 
national-armenischen  Staates  tritt  an  dessen  Stelle  als  Vertreter 
des  Volkes  die  einheimische  Kirche.  Die  fremden  Eroberer 
Armeniens  —  Mongolen  und  andere  Völkerschaften  —  be- 
trachteten das  armenische  Volk  als  einen  konfessionalen  Ver- 
band, und  anerkannten  in  der  Tat  die  nationale  Geistlichkeit 
als  Vertreter  des  Volkes.  Außer  den  rein  kirchlichen  An- 
gelegenheiten wurde  von  den  fremden  Eroberern  Armeniens 
unter  anderem  auch  die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  den 
geistlichen  Behörden  überlassen.  Auch  heute  noch  werden 
die  Fragen  der  Eingehung  und  der  Trennung  der  Ehe  von 
den  russischen,  persischen  und  ottomanischen  Reichsgesetzen 
als  zur  Kompetenz  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  gehörig  an- 
erkannt. 

Um  diese  Gerichtsbarkeit  auszuüben,  bedarf  die  Geistlich- 
keit eines  Kodex ,  welcher  den  geistlichen  Behörden  bei  der 
Ausübung  ihres  Amtes    als  Richtschnur   dienen    und    der    eine 


^)  Zeitschr.  der  armenischen  Ethnographie  XIV,  XV. 
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willkürliche  Behandlung  der  Streitfragen  verhindern  soll.  Be- 
kanntlich enthalten  die  erwähnten  Gesetzbücher  auch  kirch- 
liche Kanone.  Bei  der  Ausübung  ihres  richterlichen  Amtes 
waren  jedoch  die  geistlichen  Behörden  nicht  gezwungen,  die 
in  Frage  kommenden  Angelegenheiten  nach  den  Vorschriften 
dieser  Rechtsbücher  zu  entscheiden.  Auf  diese  Rechtsbücher 
hätte  die  armenische  Geistlichkeit  ziemlich  lange  —  bis  zum 
12.  Jahrhundert  —  warten  müssen!  Die  geistlichen  Behörden 
brauchten  sich  auch  in  der  Folgezeit  —  nach  dem  12.  Jahr- 
hundert überhaupt  nicht  —  auf  diese  Gesetzbücher  zu  stützen. 
Sie  besaßen  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten  vor  Gösch 
ihr  eigenes  nationales  Gesetzbuch ,  nämlich  das  armenische 
Kanonbuch,  ein  Dokument  von  hervorragender  historischer  Be- 
deutung. 

Dieses  Kanonbuch  ist  eigentlich  kein  ausgearbeiteter 
Kodex  ^),  sondern  eine  aus  verschiedenen ,  voneinander  unab- 
hängigen Kanongruppen  zusammengestellte  Kanonsammlung. 
Die  Zahl  der  Kanongruppen,  die  das  Kanonbuch  enthält,  variiert 
in  den  verschiedenen  Handschriften;  in  den  vollständigsten 
Handschriften  beläuft  sie  sich  auf  60.  Die  Zahl  der  Kanone 
selbst  beträgt  ungefähr  1520. 

Unter  diesen  Kanongruppen  des  Kanonbuches  befinden 
sich  auch  fast  alle  Kanone,  welche  die  Nationalversammlungen 
der  Armenier  bis  zum  8.  Jahrhundert  erlassen  haben,  sodann 
mehrere  Kanongruppen  der  berühmten  armenischen  Kirchen- 
väter. Die  Zahl  der  einheimischen  Kanongruppen^  welche  den 
bedeutungsvollsten  und  lehrreichsten  Teil  des  Kanonbuchs  bilden 
und  für  das  armenische  Kirchenrecht  von  größter  Wichtigkeit 
sind,  belauft  sich  auf  17.  Schon  ein  flüchtiger  Vergleich  des 
Kanonbuches  mit  den  Rechtsbüchern  ergibt,  daß  es  den  Ver- 
fassern der  erwähnten  Rechtsbücher  große  Dienste  geleistet  hat. 


®)  Einige  Handschriften  des  Kanonbuches  der  Etschmiadzinischen 
Bibliothek  zeigen,  daß  man  bemüht  war,  das  Kanonbuch  zu  einem  leicht 
brauchbaren  Kodex  zu  verarbeiten. 
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Sowohl  Gösch  als  auch  der  Prinz  Sembat  haben  das  Kanon- 
buch als  Quelle  benutzt. 

Es  liegt  außerhalb  des  Rahmens  der  vorliegenden  Arbeit, 
auf  die  große  Bedeutung  und  auf  den  Inhalt  des  Kanonbuches 
näher  einzutreten.  Jedoch  muß  ich  hervorheben,  daß  das 
armenische  Kanonbuch  schon  jahrhundertelang  bekannt  und  in 
Anwendung  war,  ehe  die  Rechtsbücher  entstanden. 

Hinsichtlich  der  Zeit  der  Entstehung  dieses  Kanonbuches 
als  Sammlung  ist  zu  sagen,  daß  es  nicht  auf  einmal  von  einer 
bestimmten  Person  zusammengetragen  wurde ,  sondern  seine 
einzelnen  Teile  im  Laufe  der  Zeit  nach  und  nach  von  un- 
bekannten Personen  aneinander  gereiht  wurden.  In  seinem 
heutigen  Umfange  war  das  Kanonbuch  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  im  9.  oder  am  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  bereits 
als  Kanonbuch  bekannt.  Einzelne  Kanongruppen  wurden  jedoch 
schon  in  den  früheren  (5. — 8.)  Jahrhunderten  anerkannt  und 
angewendet,  besonders  die  Kanongruppe  von  Schahapivan. 

Das  armenische  Kanonbuch  ist,  wie  sich  aus  seinem  In- 
halte ergibt,  als  eine  Art  „Corpus  iuris  canonici"  für  die 
armenische  Kirche  zu  betrachten  und  als  solches,  in  bezug  auf 
die  von  den  national-armenischen  Versammlungen  aufgestellten 
Kanone,  anzuerkennen.  Das  Kanonbuch,  bzw.  die  einheimi- 
schen Kanone,  werde  ich  als  maßgebende  Rechtsquelle  zur  Be- 
antwortung der  mannigfaltigen  Fragen  des  Eherechtes  heran- 
ziehen, und  ich  werde  mich  fast  ausschließlich  an  seine 
Rechtsnormen  halten.  Ich  meine  dabei  hauptsächlich  die 
Kanongruppe  von  Schahapivan,  die  im  Jahre  447  n.  Chr. 
von  der  Nationalversammlung  statuiert  wurde,  und  die  Kanone 
der  Versammlung  von  Astisat  aus  dem  Jahre  365  n.  Chr., 
deren  Bestimmungen  teilweise  bei  den  nationalen  Historikern 
zu  finden  sind. 

d)  Die  altarmenische  Literatur.  —  Von  besonderer 
Wichtigkeit  für  das  armenische  Recht  sind  die  armenischen 
Historiker.  Daß  die  Aufmerksamkeit,  die  ich  ihnen  widme, 
und   die   große  Bedeutung,    die    ich   ihren  Angaben  beimesse, 


266  Klidschiaii. 

wohl  begründet  ist,  werden  wir  im  weiteren  Verlaufe  dieser 
Abhandlung  sehen. 

Von  diesen  historischen  Materialien  denke  ich  einiges  für 
die  Aufklärung  der  Grundzüge  des  armenischen  Haushalter- 
tums  und  der  armenischen  Familienorganisation  überhaupt 
heranzuziehen.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  Angaben  der  Historiker 
Moses  von  Chorene  und  Faustus  von  Byzanz  u.  a.  besonders 
zu  beachten. 

Auch  die  Archäologie  hätte  eigentlich  zur  Aufklärung 
verschiedener  Streitfragen  der  Haushalterordnung  viel  bei- 
steuern können.  Die  Ausgrabungen  in  Armenien,  die  erst 
vor  einigen  Jahren  unternommen  wurden,  haben  schon  reiche 
Ausbeute  geliefert.  Die  Forschungen  sind  aber  im  ganzen 
noch  nicht  so  weit  gediehen,  daß  man  schon  jetzt  auf  Grund 
ihrer  Angaben  einen  klaren  Einblick  in  das  Volksleben  der 
alten  Armenier  gewinnen  könnte. 

e)  Das  Gewohnheitsrecht.  —  Der  Erforschung  des 
armenischen  Gewohnheitsrechtes  ist  große  Bedeutung  bei- 
zumessen. Bis  jetzt  fehlt  leider  eine  das  Gewohnheitsrecht 
umfassende  Bearbeitung  verschiedener  Rechtsinstitute  der  Ar- 
menier. Ohne  Zweifel  leben  noch  die  üeberreste  der  wich- 
tigeren Rechtsnormen  des  alten  Rechtes  fort.  Dieses  Recht 
aber  werde  ich  nur  insoweit  in  dieser  Arbeit  geltend  machen, 
als  es  Tatsachen  des  armenischen  Eherechtes  und  der  natio- 
nalen Familienorganisation  berührt. 

Näher  darauf  einzutreten  halte  ich  für  überflüssig,  da  die 
vorliegende  Arbeit  nur  an  einem  Beispiele  zeigen  will,  wie 
das  gewohnheitsrechtliche  Material  für  die  Errichtung  des 
Baues  des  nationalen  Rechtes  zu  verwenden  ist. 
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I.  Abschnitt. 

Die  armenische  Familienorganisation. 

Erstes  Kapitel. 

§  3. 

Die  Hauptzüge  des  armenisclien  Rechtes. 

Bevor  ich  an  den  eigentlichen  Gegenstand  der  vorliegen- 
den Arbeit  —  das  armenische  Eherecht  —  herantrete,  halte 
ich  es  für  notwendig,  zunächst  ein  Bild  der  armenischen  Fa- 
milie und  Haushalterordnung  zu  entwerfen,  um  in  die  weitere 
Darstellung  des  Eherechtes  mehr  Einheitlichkeit  und  Klarheit 
zu  bringen. 

a)  Den  Mittelpunkt  der  armenischen  Familie  bildet  das 
Haus  bzw.  der  Hausherd ,  um  den  sich  alle  Mitglieder  der 
Hausgenossenschaft,  der  Gatte,  die  Gattin,  die  legitimen  Kinder 
und  das  ganze  Hauswesen  schließen.  Ursprünglich  war  die 
armenische  Familie  agnatisch  ^^)  und  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  bei  den  Fürstenfamilien  strenger  Observanz.  Das  Fest- 
halten an  dem  System  der  Agnation  war  für  die  Adligen  in 
wirtschaftlich-politischer  Hinsicht  von  großer  Bedeutung.  Durch 
die  darauf  beruhende  Erbfolge  dachte  der  alte  Armenier  die 
Erhaltung  des  Stammgutes  der  Familie  zu  sichern.  Um  dies 
tatsächlich  zu  verwirklichen,  d.  h.  die  Zerteilung  des  Familien- 
grundstückes möglichst  zu  vermeiden,  heirateten  die  Adligen 
in  der  nahen  Blutsverwandtschaft.  In  bezug  auf  diese  Frage 
stellte  die  Nationalversammlung  von  Astisat  (365)  folgende 
Rechtsnorm  auf:  „primum,  ab  affinitatis  cum  propinquis  con- 
janctione,  quae  eorum  consuetudo  fuerat,  ut  propria  sua  jura 
conservarent",   M.  von  Chorene  HI.  20,  S.  252. 


^°)  üeber  das  Agnationssystem  Armeniens  siehe  J.  Karst,  Zeitschr. 
f.  vergl.  Rechtsw.  20,  I,  S.  23,  24,  40,  41. 
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Die  Grundlage  des  Agnationssystems  der  Armenier  war 
bereits  seit  langer  Zeit  erschüttert;  in  bezug  auf  die  Erbfolge 
und  auf  die  Dotierung  der  Töchter  galten  in  Armenien  in  der 
vorjustinianschen  Zeit  ganz  andere  Grundsätze  als  man  bis  jetzt 
vermutete. 

Es  lassen  sich  einige  historische  Beweise  dafür  erbringen, 
daß  in  der  vorjustinianschen  Zeit  das  Erbfolgesystem  viel 
lockerer  gehandhabt  wurde,  und  daß  die  armenischen  Töchter 
in  dieser  Zeit  in  bezug  auf  die  Stammgüter  erbberechtigt 
waren. 

1.  „Ueber  Armenien  herrscht  Artavast  (56 — 36  v.  Chr.), 
der  Sohn  Tigrans.  Er  setzt  seine  Brüder  und  Schwestern  als 
Erben  in  die  Kantone  von  Aghiovit  und  Arberan,  indem  er 
ihnen  den  königlichen  Anteil  an  den  Dörfern  jener  Provinzen 
überläßt  und  mit  besonderen  Einkünften  und  Pensionen  nach 
dem  Beispiele  seiner  Verwandten  in  den  Gegenden  von  Hasch- 
thenikh",  M.  von  Chor.  II.  23,  S.  81. 

2.  „Einige  aus  seinem  Stamme  .  .  .  kamen  zu  ihm  (zu 
dem  Könige  Armeniens  Tiran ,  2.  Jahrhundert  n.  Chr.)  und 
sagen:  Vermehre  uns  unser  Erbe  ...  Er  befiehlt  einigen 
von  ihnen  in  die  Kantone  Aghiovit  und  Arberan  zu  gehen. 
Als  sie  aber  noch  mehr  an  den  König  appellierten  .  .  .  erläßt 
er  die  Entscheidung,  ihnen  kein  anderes  Erbe  zu  geben,  sondern 
was  sie  haben,  gleichmäßig  unter  sich  zu  teilen" ;  ibid.  II.  62^ 
S.  120. 

3.  „In  seinen  Tagen,  sagt  man,  lebte  ein  Jüngling  aus 
dem  Volke  der  Andsawier ,  stolz  in  allem,  namens  Erachnau, 
welcher  zu  seinem  Weibe  macht  die  letzte  Frau  des  Arta- 
vasts  .  .  .  Da  der  Artavast  keine  Nachkommen  hat,  so  über- 
läßt der  König  (Tiran,  der  Nachfolger  und  Bruder  Artavasts) 
dem  Erachnau  das  ganze  Haus  des  Artavast" ;  ibid.  II.  62, 
S.  121. 

4.  „Der  König  Tiran  .  .  .  läßt  bei  ihm  seinen  Freund,  den 
gewissen  Perser  Druasp,  welcher  mit  den  Fürsten  von  Was- 
purakan  verschwägert  ist,    und  welchem  die  Stadt  Dation  mit 
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den  Dörfern  und  dem  großen  Weinberg,  in  den  sich  ein  Fluß 
aus  dem  See  Gailatu  ergoß,  gegeben  war" ;  ibid. 

5.  „Gnelum  (ein  Neffe  des  armenisclien  Königs  Arsehak, 
341 — 370)  hoc  ipso  tempore  longe  plures  feras  in  suo  monte, 
qui  Saha  pivanus  appelatur,  habere,  qui  ab  avo  suo  materno 
Gnelo  Genunio  ad  eum  venerat"  ;  ibid.  III.  23,  S.  256. 

6.  „Spandarat  (ein  armenischer  Fürst  aus  dem  4.  Jahr- 
hundert) .  .  .  hat  nämlich  das  zweite  Mal  eine  Arschakunierin 
geheiratet  und  wohnte  in  deren  Besitzungen  in  den  Gegenden 
von  Taron  und  Haschthenikh" ;  ibid.  31,  S.  188. 

Die  Darstellung  des  armenischen  Tnphesajuthün  —  putrikä 
putra  —  hat  zu  zeigen,  daß  die  armenischen  Erbtöchter  die 
einzigen  Erbinnen  des  ganzen  Stammvermögens  waren  und 
auch  jetzt  noch  sind. 

Karst,  betreffend  die  21.  Novelle  von  Justinian,  ist  der 
Meinung,  „daß  in  Armenien  die  weiblichen  Deszendenten  von 
der  Erbfolge,  mindestens  bezüglich  der  Erbgüter  ausgeschlossen 
waren"  (Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  20,  I.  S.  25 — 26). 

Das  erwähnte  Quellenmaterial  zeigt,  daß  diese  Ansicht 
nicht  zutreffend  ist.  Karst  hat  dieses  Quellenmaterial  über- 
sehen. 

Ich  denke  nicht,  daß  es  notwendig  ist,  hier  an  dieser 
Stelle  weitere  Betrachtungen  anzustellen ;  nur  möchte  ich  folgen- 
des heranziehen,  das  für  das  armenische  Erbrecht  und  Dotal- 
recht  von  großer  Bedeutung  ist. 

In  den  Dörfern  Armeniens  war  das  Recht  der  Töchter 
auf  einen  Bazinkh  (Anteil),  in  bezug  auf  den  Inhalt  des  Anteils, 
von  dem  Bazinkh  in  den  Städten,  verschieden ,  und  ist  es 
auch  heute  noch.  Diese  Verschiedenheit  war  im  alten  Rechte 
besonders  wichtig.  —  Während  in  den  Städten  und  besonders 
bei  den  Fürstenfamilien  (d.  h.  bei  den  Landesherren)  im  allge- 
meinen die  Töchter  von  einem  Sukzessionsrechte  in  bezug  auf 
die  Stammgüter,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  ausgeschlossen 
waren,  bekamen  die  Töchter  der  Dorfbewohner  Armeniens, 
nur   bewegliches    Gut  mit   in    die   Ehe.     Dieser   Umstand  ist 
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sehr  leicht  zu  erklären.  Während  die  Fürstenfamilien  und 
Adligen  überhaupt  und  die  Bürger  Privateigentum  an  Grund 
und  Boden  besaßen,  herrschte  im  Dorfleben  das  kollektive 
Besitztum.  Das  Ackerland  gehörte  der  ganzen  Dorfgemeinde, 
oder  vielmehr  es  war  zur  dauernden  Nutznießung  der  ganzen 
Dorfgemeinde  überlassen ,  da  das  ganze  Land  dem  Landes- 
herrn gehörte.  Die  notwendige  Konsequenz  war,  daß  die 
Bauerntöchter  in  Armenien  nur  bewegliches  Gut  als  Bazinkh 
(Anteil)  erhalten  und  erwerben  konnten. 

b)  Die  Gründung  eines  Hauses  ist  mit  der  Gründung  des 
Hausherdes  (Hausaltars)  identisch.  Die  Gründung  eines  Haus- 
herdes und  die  Anzündung  des  heiligen  Feuers  ist  durch  eine 
Hochzeit,  d.  h.  durch  die  Gründung  der  Ehe  bedingt. 

Daraus,  daß  in  der  armenischen  Familie  die  von  einem 
Vater  oder  väterlichen  Großvater  abgestammten  Brüder  mit 
ihren  Frauen,  Kindern  und  der  weiteren  Nachkommenschaft 
im  Stammhause  gemeinsam  leben,  glaubte  man  irrtümlich  das 
Gegenteil  schließen  zu  müssen,  nämlich  daß  die  armenische  Ge- 
schlechterorganisation als  patriarchalisch  zu  bezeichnen  sei^^). 
Daß  diese  Ansicht  unbegründet  ist  und  offenbar  auf  einer 
mangelhaften  Kenntnis  der  Dinge  beruht,  werden  wir  in  der 
weiteren  Darstellung  zu  beweisen  suchen.  Wie  wir  sehen 
werden,  verbleibt  in  der  Regel  nach  der  Hochzeit  das  neue 
Ehepaar  im  elterlichen  Hause.  Bei  der  Gründung  der  neuen 
Ehe  wird  jedoch  die  Gründung  eines  neuen  Hauses  und  eines 
neuen  Haushaltertums  vorausgesetzt. 

Daß  dem  Wesen  des  alten  Rechtes  der  Armenier  die  Zer- 
gliederung der  Familie  in  ihre  Bestandteile  eigentümlich  ist, 
und  dieselbe  zu  Lebzeiten  des  Familienvaters  erfolgen  konnte 
und  in  den  früheren  Zeiten  tatsächlich  auch  stattgefunden 
hatte,  bezeugt  uns  das  Quellenmaterial  des  alten  Rechtes. 

Ich  bin  nicht  etwa  der  Meinung,  daß  die  hervorzuheben- 


^^)  Samueliari,  „Die  Patriarchalfamilie  der  Armenier."     Z.  Ara- 
rat  II,  III,  Vagarrechagat  1908. 


Das  armenische  Eherecht.  271 

den  Angaben  des  armenischen  Historikers  als  geschichtliches 
Material  auf  historischer  Grundlage  beruhen,  und  daß  die  in 
diesen  Zitaten  erwähnten  Personen  —  die  armenischen  Stamm- 
fürsten —  in  Wirklichkeit  existierten.  In  dieser  Hinsicht  stelle 
ich  keinerlei  Behauptungen  auf.  Unsere  Aufgabe  kann  es 
nicht  sein  festzustellen ,  ob  der  Geschichte  des  armenischen 
Stammvaters  und  seiner  Nachfolger  nur  ein  märchenhafter 
Charakter  zukommt.  Dagegen  verdienen  die  in  der  Geschichte 
Armeniens  von  Moses  von  Chorene  enthaltenen  Rechtsbegriffe 
besondere  Beachtung.  Es  kann  alles,  was  den  Ha'ik  und  seine 
Nachfolger  anbetrifft,  widerlegt  sein,  aber  die  in  der  Geschichte 
Armeniens  angegebenen  Rechtsbegriffe  haben  unwiderruflich 
zu  gelten. 

Das  Quellenmaterial: 

1.  „Nachdem  Ha'ik  sich  diese  unterworfen  hat,  baut  er 
ein  Wohnhaus  auf  der  Besitzung  und  gibt  es  als  Erbe  dem 
Kadmos  .  .  .  Dieses  rechtfertigt  die  alten  ungeschriebenen  und 
schon  besprochenen  Geschichtserzählungen"  ;  Moses  v.  Chorene 
I,   10,  S.*20. 

2.  „Armenak  läßt  zwei  seiner  Brüder,  den  Chor  und 
Manavas  mit  ihrem  ganzen  Gefolge,    und  Bas,    den  Sohn  des 

Manavas,    in  dem  genannten  Harkh  .  .  .    Armenak  nimmt  die 

ganze  Menge,  wendet  sich  nach  Nordosten  .  .  .    Als  Armenak 

in  dieser  weiten  Ebene  Wohnung  genommen,    bebaut   er  den 

Teil   der   Ebene    an    der    Nordosten  .  .  .    Sein    Sohn   Aramajis 

baut   sich    ein  Wohnhaus  .  .  .     Seinen   Sohn   Schara,    der    viel 

vertrug  und  viel  aß,  schickt  er  mit  seinem  ganzen  Hauswesen 

in  eine    nahe,    fruchtbare    und    gute  Ebene  ..."     Ibid.  I,   12, 

S.  23,  24. 

3.  „Amasia  .  .  .  baut  mit  großen  Kosten  zwei  Häuser  .  .  . 
Diese  gab  er  als  Erbe  seinen  zwei  Söhnen  .  .  .  Gegham  ließ 
den  Harma  (seinen  Sohn)  zu  Armavir  .  .  .  und  ging  selbst .  .  . 
und  bebaut  das  Ufer  des  Sees  .  .  .  Dort  zeugte  er  seinen  Sohn 
Sisak  .  .  .  Diesem  gibt  er  einen  großen  Teil  seiner  Besitzungen 
und  viel  Gesinde  ..."     Ibid.  I,   12,  S.  24,  25. 
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Die  Geschichte  von  Haik  und  seiner  Nachfolger  sind,  wie 
M.  von  Ciiorene  zum  Ausdruck  bringt:  „alte  ungeschriebene 
, Geschichtserzählungen',  die  die  Geschichte  von  Haik  ,recht- 
fertigen'".  Nach  diesen  Volkserzählungen  baute,  dem  Uechts- 
begrifiPe  der  Armenier  entsprechend,  der  Vater  ein  Wohnhaus 
für  seinen  bereits  erwachsenen  und  verheirateten  Sohn  und 
setzte  ihn  in  den  neuen  Haushalt  ein. 

Im  Zitate  2  ist  von  einer  Erbteilung  die  Rede,  die  nach 
dem  Tode  des  Stammvaters  vorgenommen  wurde.  Den  Wohn- 
ort des  Vaters,  d.  h.  das  Vaterhaus  erhielt  nicht  der  älteste 
Sohn,  sondern  einer  von  den  jüngsten  Brüdern.  Der  älteste 
Bruder  (Armenak)  gründete  für  sich  ein  neues  Haus. 

Das  Zusammenleben^^)  mehrerer  verheirateter  Brüder  und 
Brüderkinder  in  einem  Hause  und  um  denselben  Hausherd  ist 
nicht  anders  aufzufassen,  als  Zusammenhalten  mehrerer  Fa- 
milien, die  nach  und  nach  durch  die  Gründung  neuer  Ehen 
gebildet  worden  sind.  Das  Zusammenleben  mehrerer  Fa- 
milien unter  einem  Dache  steht  im  Zusammenhange  mit  der 
gemeinsamen  Bebauung  eines  Landstückes,  d.  h.  mit  einem 
ansässigen  Dorfleben.  Das  Zusammenhalten  mehrerer  Fa- 
milien leitet  sich  also  nicht  nur  von  der  gemeinsamen  Ab- 
stammung von  demselben  Elternpaare  ab,  sondern  es  wirkten 
hier  auch  andere  —  namentlich  wirtschaftliche  —  Gründe  mit. 
c)  Daß  in  der  armenischen  Familie  der  Hausherr  als  Ehe- 
gatte und  Vater  keine  unbegrenzte  Gewalt  auf  die  Familien- 
glieder auszuüben  berechtigt  war,  ist  bekannt.     Die  römische 


^^)  Hier  haben  wir  mit  einer  allgemein  arischen  Gewohnheit  zu 
tun.  Vgl.  Lei  st,  Altarisches  Jus  Civile.  „Die  altarische  Regel  bildet 
für  die  heiratenden  Söhne  die  Neugründung  eines  Haushaltes  neben  dem 
elterlichen,  mit  der  Möglichkeit  eines  längeren  ungeteilten  Zusammen- 
sitzens  (Fraternität)  der  mehrerer  Söhne-  bzw.  Enkelshaushalte.  Der  Be- 
weis, daß  dem  so  gewesen  ist,  liegt  darin,  daß  durch  alle  arischen 
Hauptvölker  hindurch  sich  in  zweifelloser  Gleichartigkeit  die  in  domura 
deductio  als  der  manifeste  Beginn  des  ehelichen  Lebens  zieht,  und  daß 
damit  das  ungeteilte  Zusammensitzen  einer  Mehrheit  von  Haushaltungen 
(d.  s.  g.  Joint  family)  sich  leicht  vereinigt."     H,  S.  108. 
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„patria  potestas"  ist  dem  armenischen  Hausvater  nicht  eigen; 
die  Gewalt  des  armenischen  Ehegatten  und  Vaters  trug  einen 
viel  milderen  Charakter. 

Wir  werden  sehen,  daß  durch  die  domum  deductio  die 
Braut,  die  durch  die  Uebergabe  und  Handergreifung  unter  die 
Gewalt  ihres  Ehemannes  gestellt  wird,  nach  der  Vollziehung 
der  Ehe  die  Stellung  der  in  allen  häuslichen  Geschäften  mit- 
wirkenden Ehegattin  einnimmt. 

Der  Ehemann  hat  vor  allem  die  Familie  zu  ernähren, 
sein  Haus  nach  außen  zu  vertreten  und  gegebenen  Falles  die 
nötigen  Maßregeln  zu  ergreifen,  um  Streitigkeiten  beizulegen 
und  alles  zu  beseitigen,  was  den  Frieden  des  Hauses  zu 
stören  vermöchte,  er  ist  mit  richterlichen  Funktionen  be- 
kleidet. 

Sind  aber  mehrere  erwachsene  Söhne  vorhanden,  so  er- 
folgt eine  Gewaltentrennung.  In  einem  Haushalte,  wo  mehrere 
Brüder  mit  ihren  Frauen  und  Kindern  eine  einheitliche  Fa- 
milie bilden,  übt  der  Vater  seine  väterliche  Macht  nur  schein- 
bar aus.  Er  bleibt  unter  Mitwirkung  seiner  Frau  der  obere 
Leiter  der  Familie.  Der  üblichen  alten  Gewohnheit  nach  vertritt 
die  Familie  nach  außen  und  ordnet  alle  Familienangelegen- 
heiten nach  innen  unter  Mitwirkung  aller  erwachsenen  An- 
gehörigen der  Familie  dasjenige  Mitglied,  das  ihre  Interessen 
am  besten  zu  schützen  und  zu  wahren  geeignet  und  befähigt 
ist.  Oft  wird,  wie  es  auch  jetzt  noch  zu  beobachten  ist,  die 
Familie  durch  ein  Familienglied  repräsentiert,  indem  es  am 
<)flPentlichen  Leben  der  Gemeinde  teilnimmt,  während  sämt- 
liche innere  Angelegenheiten  der  Familie  einem  anderen  Fa- 
milienglied unterstellt  sind.  Das  Typische  aber  ist,  daß  der 
Vorsteher  der  Familie  (tan  aratschavor)  in  keinem  Fall  be- 
fugt ist,  eine  unbegrenzte  Gewalt  auszuüben  und  die  Haus- 
geschäfte nach  seinem  Belieben  anzuordnen,  sobald  im  Hause 
erwachsene  Söhne  und  Brüder  vorhanden  sind.  Der  Vorsteher 
der  Familie  regiert  und  verwaltet  unter  Mitwirkung  aller  er- 
wachsenen Mitglieder  der  gesamten  Familie. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXV.  Band.  18 
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Wo  mehrere  verheiratete  Brüder  in  Gemeinschaft  mit 
ihren  Eltern  leben,  pflegt  noch  heute  der  Vater  seine  richter- 
liche Gewalt  nur  in  der  Ordnung  der  Beziehungen  zwischen 
den  Einzelfamilien  geltend  zu  machen,  während  die  Angelegen- 
heiten der  Einzelfamilien  von  den  Söhnen  selbst  angeordnet 
werden.  Ihnen  steht  es  auch  zu,  alles  zu  entfernen,  was  den 
Frieden  der  Einzelfamilie  gefährden  könnte.  Das  beweist, 
daß,  wenn  auch  das  Zusammenleben  mehrerer  Familien  in 
Armenien  noch  üblich  ist,  doch  tatsächlich  die  Gesamtfamilie 
jeder  Einzelfamilie,  mit  ihren  Haushaltern  an  der  Spitze,  ge- 
wisse Rechte  und  Pflichten  einzuräumen  pflegt. 

Weiter  ist  zu  unterscheiden :  Wenn  der  Sohn  nach  der 
Heirat  tatsächlich  ein  eigenes  Haus  gründet  und  sich  vom 
väterlichen  Haushalte  lostrennt,  so  löst  er  sich  damit  auch 
von  der  väterlichen  Gewalt  vollständig  los.  Wenn  er  aber 
im  elterlichen  Hause  verbleibt,  so  ist  er  das  gleichberechtigte 
Mitglied  der  gesamten  Familie. 

Ein  solches  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Bestandteilen 
der  Gesamtfamilie,  zwischen  Vätern  und  Söhnen  und  über- 
haupt zwischen  Brüdern,  ist  dem  Patriarchentum  nicht  eigen- 
tümlich. 

Dem  Wesen  der  armenischen  Familie  ist  für  alle  Zeiten 
in  der  Erbfolge  das  ausschließliche  Recht  des  Erstgeborenen 
über  die  anderen  Mitglieder  der  Familie  nach  dem  Tode  des 
Vaters  durchaus  fremd  geblieben.  Darauf  komme  ich  noch 
zurück. 

d)  Die  Difi*erenzierung  der  armenischen  Familie  in  Be- 
standteile erfolgt  nicht  immer  durch  die  Heirat  der  Söhne. 
Mit  der  Heirat,  wenn  auch  dadurch  die  Gründung  eines 
eigenen  Haushaltes  unbedingt  vorhanden  ist^^),  ist  nicht 
eine  tatsächliche  Loslösung  von  der  väterlichen  Familie  ver- 
bunden. 


**)  Wenn    der    armenische   Vater   seinen   Sohn    verehelichen   will^ 
sagt  er:  „Den  Sohn  will  ich  in  (eigenen,  neuen)  Haushalt  setzen." 
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Für  gewöhnlich  erfolgt  die  Zergliederung  der  armenischen 
Familie,  wenn  alle  Brüder  verheiratet  sind.  Die  Trennung 
der  verheirateten  Söhne  vom  väterlichen  Haushalte  gleich  nach 
der  Heirat  eines  jeden  Sohnes  oder  Bruders  hätte  ja  eine 
Teilung  des  Erbes,  des  Baulandes,  wie  auch  der  zu  dessen 
Bebauung  erforderlichen  Werkzeuge,  d.  h.  des  Betriebskapitals, 
und  des  gesamten  beweglichen  Gutes  zur  Folge.  Die  Kon- 
sequenz wäre  die  wirtschaftliche  Schwächung  der  Gesamtfamilie. 
Außerdem  wird  unter  Umständen  auch  die  Schutzkraft  der 
Familie  geschwächt. 

Ich  halte  es  für  überflüssig,  eingehender  die  Frage  zu 
behandeln,  wie  die  Armenier,  um  sich  gegen  die  Greuel  der 
Araber,  Tartaren  und  besonders  der  Türken  besser  schützen 
zu  können,  jahrhundertelang  die  Differenzierung  der  Familie, 
hauptsächlich  durch  wirtschaftliche  Gründe  bewogen,  möglichst 
weit  hinauszuschieben  strebten. 

Aber  wenn  auch  die  Trennung  der  verheirateten  Brüder 
vom  väterlichen  Hause  hinausgeschoben  wird ,  immer  bleiben 
die  Grundzüge  der  armenischen  Familienorganisation  die- 
selben. 

Die  Erbteilung  unter  den  Brüdern  wird  in  der  Weise 
vorgenommen ,  daß  alle  gleiche  Teile  erhalten.  Die  Töchter 
haben  Anspruch  auf  einen  Bazinkh  (Anteil  am  väterlichen  Ver- 
mögen, Mitgift)  und  unter  Umständen  auch  auf  unbewegliches 
Stammgut.  Ist  der  Vater  gestorben,  so  vertritt  ihn  seine 
Frau;  wenn  erwachsene  Söhne  vorhanden  sind,  hat  die  Mutter 
unter  Mitwirkung  der  Söhne  das  Hauswesen  zu  leiten. 

Man  hat  zwar  von  einer  Bevorzugung^^)  der  Erstgeborenen 
und  auch  des  letztgeborenen  Sohnes  bei  der  Erbteilung  ge- 
sprochen.    Dabei  hat  man  folgendes  übersehen: 

1.  Wenn  mehrere  Brüder  eine  zusammengehaltene  Fa- 
milie bilden,  so  kann  das  väterliche  Haus  nicht  verteilt  werden; 
das  ist  tatsächlich  unmöglich:  —   Das  armenische  Bauernhaus 


14 


)  J.  Karst,  Rechtsbuch  II,  S.  181  f. 
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besteht  nicht  aus  vielen  Räumlichkeiten:  Zentralhaus  (Zimmer), 
das  auch  zu  gleicher  Zeit  als  Schlafzimmer  für  die  ganze 
Familie  dient,  Stall,  Vorratskammer  und  Stallzimmer  (eigent- 
lich ein  kleines  Zimmer  im  Stalle  selbst).  In  den  Dörfern 
sind  alle  Häuser  einstöckig  (eigentlich  Erdgeschosse),  gleich 
so,  wie  es  Xenophon  vor  mehr  als  2000  Jahren  beschrieben 
hat.  Ein  solches  Haus  kann  nur  Einem  zugeteilt  werden, 
dieser  aber  hat  dafür  seine  Brüder  zu  entschädigen.  Als 
Gegenwert  pflegen  die  anderen  Brüder  etwas  mehr  Vieh,  Geld 
oder  Land  zu  erhalten. 

Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  das  armenische  Haus 
sehr  einfach  ist,  daß  mit  einigen  hundert  Franken  ein  Bauern- 
haus gebaut  werden  kann,  und  daß  es  in  den  Dörfern  vom 
Familienvater  selbst  erbaut  wird.  Wenn  das  Haus  mehrere 
Räumlichkeiten  umfaßt,  wird  es  oft  in  zwei  Teile  geteilt,  be- 
sonders wenn  nur  zwei  Brüder  sich  darin  teilen. 

2.  Der  erstgeborene  Sohn  bekommt  als  solcher  keinen 
Zuschuß  zu  seinem  Erbteile.  Eine  Bevorzugung  des  Erst- 
geborenen bei  der  Erbfolge  ist,  wie  ich  sagte,  dem  armeni- 
schen Rechte  fremd.  Es  kommt  zwar  vor,  daß  das  väterliche 
Haus  auf  den  ältesten  Bruder  übergeht,  aber  das  geschieht 
nur  gegen  eine  Entschädigung,  die  er  den  anderen  Erben  zu 
leisten  hat.  Auch  irgend  ein  anderer  Bruder  hat  unter  den- 
selben Bedingungen  das  Recht,  das  väterliche  Haus  als  Erbe 
anzutreten. 

3.  Wenn  der  Vater  frühzeitig  stirbt,  liegt  es  der  Mutter 
und  den  erwachsenen  Söhnen  ob,  die  Familie  zu  ernähren  und 
die  minderjährigen  Kinder  zu  erziehen.  In  diesem  Falle 
pflegen  aber  nicht  immer  bei  der  Erbteilung  die  jüngeren  Brüder 
freiwillig  auf  einen  kleinen  Teil  ihres  Erbes  zugunsten  der 
älteren  Brüder,  als  Aequivalent  für  ihre  Leistungen  zu  ver- 
zichten, etwa  auf  einen  Ochsen,  auf  eine  Kuh,  oder  auf  Klein- 
vieh, unter  Umständen  auch  auf  das  väterliche  Haus.  Wenn 
darum  der  erstgeborene  Sohn  unter  diesen  Umständen  das 
elterliche  Haus  als  Erbe  antritt,    so  ist  das  von  einer  Bevor- 
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zugung  des  Erstgeborenen    in   der  Erbfolge   wohl  zu    unter- 
scheiden. 

4.  Eine  besondere  Bevorzugung  des  jüngsten  Bruders 
kommt  vor,  aber  nur  dann,  wenn  er  noch  nicht  verheiratet 
ist  und  man  die  Erbteilung  vornimmt.  Die  verheirateten 
Brüder  verzichten  bei  der  Erbteilung  dann  auf  einen  gewissen 
Teil  des  ihnen  zukommenden  Erbes  zugunsten  des  jüngeren 
und  noch  nicht  verheirateten  Bruders.  Dieser  Verzicht  ist 
ein  Aequivalent  für  die  Kosten ,  die  für  die  Heirat  und  für 
die  Hochzeitsfeierlichkeiten  unvermeidlich  sind,  und  die  die 
gesamte  Familie  für  die  verheirateten  Brüder  bereits  ausgelegt 
hatte.  Denn,  wenn  die  Familie  nicht  auseinander  gegangen 
wäre,  so  hätten  ja  die  Auslagen  für  die  Hochzeit  des  jüngsten 
Bruders  aus  dem  gemeinsamen  Vermögen  bestritten  werden 
müssen.  Hier  handelt  es  sich  also  um  eine  Bevorzugung  nicht 
des  jüngsten  Bruders  als  solchen,  sondern  nur  um  eine  Bevor- 
zugung des  unverheirateten  Bruders.  Derselben  Begün- 
stigungen werden  auch  alle  zur  Zeit  der  Erbteilung  noch  un- 
verheirateten Brüder  teilhaftig;  d.  h.,  daß  nach  armenischer 
Rechtsauffassung  die  verheirateten  Brüder  bei  der  Erbteilung 
für  die  unverheirateten  aufzukommen  haben  ^^),  weil  die  Aus- 
gaben des  Verlöbnisses,  wie  diejenigen  der  Hochzeit,  wie  be- 
reits erwähnt,  von  der  Gesamtfamilie  zu  tragen  sind. 

Bei  der  Erbteilung  ist  noch  folgendes  zu  beobachten : 
Wenn  der  Vater  gestorben  ist  und  nach  der  Erbteilung  die 
Mutter  mit  dem  jüngsten  Sohn  einen  gemeinsamen  Haiishalt 
führen  will,  kommt  es  oft  vor,  daß  die  älteren  Söhne  auf  das 
sich  auf  das  väterliche  Haus  beziehende  Erbrecht  verzichten. 
In  diesem  Falle  erben  das  Haus  die  Mutter  und  der  jüngste 
Sohn  zusammen.  Das  ist  auch  der  Fall,  wenn  die  Mutter 
nach  ihrem  Belieben  bei  irgend  einem  von  ihren  Söhnen  ver- 
bleiben will. 

e)  Das  Vorhandensein    im   armenischen   Recht  des   alt- 


*^)  Das  ist  auch  für  die  unverheiratete  Schwester  der  Fall. 


278  Klidschian. 

arischen  patrikaputra  weist  am  deutlicbsten  darauf  hin,  daß 
die  armenische  Geschlechterorganisation  auf  echt  arischen  Grund- 
sätzen basiert. 

f)  Das  Institut  der  Ehe  selbst  ist,  wie  wir  es  noch  sehen 
werden,  von  ihrem  ersten  Akte  bis  zu  ihrer  Vollziehung  in 
seinen  Begriffsmerkmalen  rein  arisch. 

Hier  ist  hinzuzufügen,  daß  der  armenischen  Ehegründung 
die  schriftliche  Feststellung  des  Verlöbnisses,  vor  Zeugen,  un- 
bekannt ist.  Dagegen  wird  die  Manifestierung  der  Ehegrün- 
dung zunächst  bei  der  Verlobung  durch  die  Zeichengabe  so- 
wie durch  während  der  Braut-  und  Bräutigamsschau  statt- 
findende lärmende  Festlichkeiten  und  zuletzt  bei  der  domum 
deductio  nochmals  durch  besonders  lärmende  Feierlichkeiten 
und  mehrfache  traditionelle  Opferung  bekannt  gemacht. 


Zweites  Kapitel. 

Das  armenische  Haushaltertum. 

§  4. 
Die  Gründung  des  Hauses  und  des  Haushaltes. 

Unsere  Darstellung  der  armenischen  Familie  hat  erwiesen, 
daß  der  Hausherd  die  Grundvoraussetzung  des  Haushaltes  ist. 
Er  ist  auch  die  Grundvoraussetzung  der  Ernährung  des  ganzen 
Hauswesens  und  wird  in  der  Mitte  des  armenischen  Hauses 
errichtet.  Auf  dem  Thoron,  Thonir  (Hausherd)  werden  für 
die  ganze  Familie  und    für    die  Gäste   die  Speisen  zubereitet. 

Nach  der  Auffassung  der  Armenier  wird  durch  jede  Hoch- 
zeit die  Gründung  einer  eigenen  Haushalterordnung  voraus- 
gesetzt. 

Wollen  die  Eltern  den  Sohn  verheiraten,  so  äußern  sie 
diesen  Wunsch  mit  dem  Rechtssprichworte  „den  Sohn  in  einen 
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(neuen)  Haushalt  einsetzen*  ^^).  Der  Rechtsausdruck  tung  u 
teg  anel  (sich  Haushalt,  oder  dem  Sohne  Haushalt  verschaffen) 
findet  auch  in  den  Fällen  Anwendung,  in  denen  ein  verhei- 
rateter oder  (selten)  unverheirateter  Sohn  bei  einer  Erbteilung, 
oder  auch  ein  Bruder,  v^enn  der  gemeinsame  Vater  gestorben 
ist,  oder  aus  einem  anderen  Anlasse  sich  vom  väterlichen 
Hause  trennt.  Am  Hochzeitszuge  singt  die  beteiligte  Jugend, 
indem  sie  mit  dem  Brautpaar  vor  der  Türe  des  Bräutigams- 
vaters den  traditionellen  Halt  macht,  ein  bekanntes  Volks- 
lied: „Nous  Vamenons  une  belle  fille  pour  allumer  votre 
foyer"  ^'').  Die  Sätze:  Heim  schaffen;  den  Sohn  in  Haushalt 
einsetzen;  eine  Braut  heimführen,  um  das  Feuer  anzu- 
zünden ,  weisen  darauf  hin ,  daß  die  Entzündung  des  heiligen 
Hausfeuers  bei  der  Gründung  eines  neuen  Haushaltes  in  fol- 
genden Fällen  vorauszusetzen  ist:  1.  bei  der  Hochzeit;  2.  wenn 
ein  Sohn  aus  irgendeiner  Ursache  bewogen  wird ,  das  väter- 
liche Haus  zu  verlassen  und  ein  eigenes  Heim  zu  gründen  ; 
3.  bei  einer  Erbteilung  bzw.  bei  einer  Auflösung  der  Familie  ^^). 
Der  zweite  angegebene  Fall  kommt  jedoch  selten  vor.  Der 
Armenier  zieht  vor,  sich  im  väterlichen  Hause  zu  verheiraten, 
um  unbedingt  die  Braut  ins  väterliche  Haus  einführen  zu 
können. 

Während  wir  die  Entzündung  des  heiligen  Feuers,  d.  h. 
die  Gründung  des  neuen  Hausherdes,  in  den  indischen  Quellen 
häufig  erwähnt  finden,  bestehen  die  Quellen  des  armenischen 
Rechtes  fast  nur  aus  nachstehenden  Rechtsausdrücken:  a)  „Den 
Hausherd  des  Vaters  ununterbrochen  fortbrennen  lassen" ; 
b)  „Der  Sohn  ist  die  Grundsäule  des  Hauses,  der  Be wahrer 
des  väterlichen  Hausherdes;  die  Tochter  ist  im  Gewahrsam 
der  Eltern,  eines  Tages  kommt  einer  (ein  für  sie  geeigneter) 

^^)  Tgin  tun  u  teg  anel;  tgin  =  den  Sohn;  tun  =  Haus;  u  =  und; 
teg  —  Ort,  Platz,  Heim;  anel  =  machen,  verschaffen;  tun  u  teg  anel 
~  Haushalt  einsetzen,  verschaffen. 

^')  Megavorian  S.  74. 

^^)  Vgl.  Lei  st.  Jus  gentium  S.  60  ff. 
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sie  zu  holen  (abzuholen)"  ;  c)  „Möge  der  Rauch  deines  Hauses 
aufhören  zu  steigen" ;  „sein  Rauch  ist  aufgegeben" ;  der  erste 
Satz  ist  eine  Verfluchung;  der  zweite  bezeichnet  einen  schweren 
Verlust,  den  eine  Familie  erlitten  hatte  (durch  Tod  des 
Vaters,  der  Mutter  oder  eines  Sohnes);  d)  „Das  Zündfeuer 
(armenisch  Antheg)  bewahren  ununterbrochen  auf".  Die  Ar- 
menier bewahren  im  Hausherde  (Thoron)  unter  der  Asche 
ununterbrochen  das  Feuer  auf.  In  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen bewahrt  man  das  Zündfeuer  im  Winter  auch  im  Kamin 
im  sog.  Stallzimmer  auf^^);  e)  „Sei  kein  Feuer  in  deinem 
Hausherde",  oder  „sei  dein  Zündfeuer  (Antheg)  ausgegangen"; 
„niemals  soll  in  deinem  Hause  ein  Feuer  angezündet  sein" ; 
f)  „bewahrt  das  Zündfeuer  und  laßt  es  nicht  ausgehen"   usw. 

g)  Der  armenische  König  Artasches  (62 — 107  n.  Chr.) 
spricht  sterbend :  „Wer  gibt  mir  (noch  einmal)  den  Rauch  des 
Herdes  (zu  schauen)  und  den  Morgen  des  Navasardes  ^^)  zu 
erleben."  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zündeten  die  Könige 
Armeniens  am  Morgen  des  neuen  Jahres  die  öffentliche  Feuer- 
stätte mit  besonderer  Feierlichkeit  persönlich  an,  ein  öffent- 
liches Fest,  das  der  König  Artasches  beim  Sterben  seufzend 
noch  einmal  zu  erleben  ersehnt. 

Wenn  bei  der  Heirat  des  Sohnes ,  nach  der  Auffassung 
der  alten  und  auch  der  jetzigen  Armenier,  ein  neues  Haus, 
wenn  auch  nur  scheinbar,  gegründet  werden  soll,  dann  wird, 
wie  wir  es  bereits  gesehen  haben,  die  Entzündung  des  heiligen 
Feuers,  das  im  neugegründeten  Hause  angezündet  wird,  oder 
deren  Anzündung  doch  zu  vermuten  ist,  der  Gründung  eines 
eigenen  Heimes  oder  Haushaltertums  gleichgestellt. 

Bei  der  Gründung  des  Haushaltes  spielt  die  Braut,  bzw. 


^^)  In  Armenien  gibt  es  in  allen  Häusern  neben  dem  Stalle  ein 
Zimmer,  welches  eigentlich  dessen  Fortsetzung  bildet,  wo  sich  im  Winter 
die  Anverwandten  und  die  Benachbarten  versammeln  und  oft  die  An- 
gelegenheiten der  Dorfgemeinde  auseinander  setzen. 

2°)  Navasard  (August)  war  der  erste  Monat  des  armenischen  Jahres; 
der  Morgen  der  Navasardes  ist  der  Neujahrstag. 


Das  armenische  Eherecht.  281 

die  künftige  Ehefrau,  nach  der  armenischen  Auffassung  eine 
große  Rolle.  Wie  sich  aus  folgendem  ergibt,  hat  die  Braut 
nach  dem  alten  Rechte  ihren  Beitrag  zur  Entzündung  des 
Hochzeitsfeuers  zu  liefern,  indem  sie  das  zur  Entzündung  des 
heiligen  Feuers  nötige  Zündfeuer  in  das  Haus  des  Bräutigams 
mitbringt. 

Die  Rolle  der  Braut  als  Hausherrin  (Tantikin)  und  Ehe- 
gattin beginnt  mit  den  während  der  domum  deductio  be- 
gangenen Feierlichkeiten ,  mit  der  mehrfachen  Opferung  und 
der  damit  eng  verknüpften  Anzündung  des  Hochzeitsfeuers, 
die  der  heimgeführten  Frau  neben  ihrem  Manne  eine  ange- 
sehene und  sichere  Stellung  im  Hause  verschafft. 

Im  Hause  hat  die  armenische  Frau  die  Pflicht,  das  heilige 
Feuer  ununterbrochen  im  Hausherde  zu  erhalten.  Sie  nimmt 
neben  ihrem  Manne  vor  dem  Hausaltar,  vor  dem  alltäglich 
die  traditionelle  Opferung  stattzufinden  hat,  eine  geistliche 
Stellung  ein,  und  als  Mitpriesterin  teilt  sie  mit  ihrem  Ehe- 
gatten durch  die  Erhaltung  des  Herdfeuers  die  priesterlichen 
Pflichten  des  Haushalters.  Sie  wohnt  nicht  nur  der  Opferung 
bei,  sondern  bringt  auch  selbst  alltäglich  dem  Hausaltar  und 
den  Hausgöttern  eine  Opferung  dar,  indem  sie  auf  dem  Haus» 
herde  für  die  Gäste  und  für  das  ganze  Hauswesen  die  Speisen 
zubereitet. 

Da  die  Hauptvoraussetzung  der  Ehe  die  Fortpflanzung 
des  Geschlechtes  ist,  so  soll  die  Ehefrau  eine  rechtsmäßige 
sein.  Nach  dem  jetzt  noch  wirkenden  Begriffe  ist  nur  die 
erste  Frau  die  richtige,  besonders  geachtete,  wenn  sie  zugleich 
auch  Mutter  ist.  Die  domum  deductio  der  ersten  Frau,  die 
unbedingt  eine  unversehrte  Jungfrau  sein  soll,  wird  durch  ge- 
räuschvolle Feierlichkeiten,  durch  mehrfache  Opferung  und 
durch  das  Hochzeitsmahl  gefeiert.  Wie  bei  anderen  Ariern ^i) 
werden  auch  bei  den  Armeniern  die  rituellen  Hochzeitssprüche 


21)  J.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  3,  S.  376.     „Manu.  VII, 
226." 
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nur  bei  Jungfrauen  vorgenommen.  Stirbt  die  erste  Frau  und 
heiratet  der  Armenier  eine  andere,  so  geschieht  dies  ohne 
irgendwelche  Feierlichkeit;  die  kirchliche  Trauung  wird  ver- 
einfacht und  abgekürzt  wie  bei  den  Indern-^). 

Weder  beim  Verlöbnis,  noch  vor  der  Trauung  kommt 
nach  dem  Rechte  der  Armenier  der  Wille  der  Kinder  in  Be- 
tracht; aber  wenn  ein  Mädchen  bereits  verheiratet  ist,  ist  sie 
eine  Ehegattin  und  Hausherrin  mit  Rechten  und  Pflichten,  die 
der  Ehemann  nicht  außer  acht  lassen  darf.  Das  willenlose 
Mädchen  erwirbt  durch  das  Betreten  der  Schwelle  des  Bräu- 
tigamshauses und  durch  die  Vollziehung  der  Ehe  neben  ihrem 
Manne  eine  feste  Stelle. 

Unsere  bisherige  Darstellung  der  armenischen  Familie 
und  der  Gründung  der  Haushalterorganisation  hat  folgendes 
ergeben :  a)  daß  bei  der  Gründung  eines  Haushaltes  die  ar- 
menische Frau  mit  dem  Manne  von  dem  ersten  Akte  an  im 
Hause  verbleibt  und  im  Haushalte  mitwirkt;  b)  daß  nach  dem 
armenischen  Rechte  dem  Begriffe  der  Ehe  die  altarische  Rechts- 
auffassung zugrunde  liegt,  daß  das  „durch  die  Ehe  zwischen 
Mann  und  Weib  Hergestellte  nicht  bloß  humani,  sondern 
auch  divini  iuris  communicatio  ist"  2'^). 

Nach  der  Auffassung  der  Arier  ist  die  Ehe  die  „durch 
die  Geschlechterorganisation  gebotene  Institution  zur  Erzeugung 
legitimer  Kinder,  insbesondere  Söhne  (uxorem  se  duxisse  libe- 
rorum  quaerendorum  causa)"  ^*). 

Das  bereits  angeführte  Rechtsspruch  wort  sagt,  daß  „der 
Sohn  die  Säule  des  Hauses  ist" ;  nach  der  Bestimmung  von 
Schahapivan  (Art.  5)  kann  der  Ehemann  seine  unfruchtbar  ge- 
bliebene Frau  verlassen. 

Die  eben  erwähnten  Sprichwörter  haben  ergeben,  daß 
das  Feuer  im  Hausherde,    d.  h.  das  heilige  Feuer  des  Haus- 


22)  J.  Kohl  er,  Zeitschr.  f.  vergl.  Reclitsw.  3,  S.  376. 

23)  Vgl.  Leist,  J.  gentium  S.  64. 
2*)  Ibid. 
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altars,  ununterbrochen  unterhalten  werden  muß,  was  mit  dem 
Hestiabegriff  der  Inder  und  der  Römer ^^)  übereinstimmt^^). 
Bewahrt  man  das  Feuer  im  Hausherde  nicht  ununterbrochen 
und  geht  das  heilige  Feuer  aus,  so  wird  das,  wie  bei  den 
Indern,  als  eine  Verletzung  der  Pflicht  der  Feuerbewahrung 
betrachtet.  Ob  die  Vernachlässigung  des  heiligen  Feuers  auch 
bei  den  alten  Armeniern  durch  Sühnespenden  bestraft  wurde, 
wie  dies  bei  anderen  Arier  üblich  war^"^),  läßt  sich  nicht  mit 
Bestimmtheit  feststellen.  Doch  halte  ich  es  für  sehr  wahr- 
scheinlich, da  die  Bewahrung  des  Feuers  im  Hausherde  zu 
den  bedeutendsten  und  heiligsten  Pflichten  des  armenischen 
Haushalters  und  seiner  Ehefrau  gehörte  und  für  den  Haushalt 
der  Armenier  von  großer  Bedeutung  war.  Das  war  zu  gleicher 
Zeit  auch  das  nötige  Zündfeuer,  das  man  zu  bewahren  so 
streng  bemüht  war.  Die  Tatsachen  des  früher  allgemein  ver- 
breiteten Gewohnheitsrechtes  besagen:  eine  Hausfrau,  die  das 
Zündfeuer  (Antheg)  im  Hausherde  ausgehen  läßt,  sei  eine 
nichtswürdige  Hausfrau. 

§  5. 

Die  Pflichten  des  armenischen  Haushalters  und  der 

Hausherrin. 

Die  altarmenische  Haushalterordnung  ist  eine  zusammen- 
gehaltene Einheit. 

Wir  haben  gesehen,  daß  der  Mittelpunkt  des  armenischen 
Hauswesens  der  Hausherd  ist,  und  daß  die  Pflege  des  heiligen 
Feuers,  d.  h.  des  Hausaltars,  sowohl  dem  Manne  als  auch  der 
Ehefrau  und  Hausherrin  zusteht. 

Der  Vater   und  der  Ehegatte   hat   ferner   die  Pflicht,   zu 


2^)  Es  ist  dies  derselbe  Rechtssatz,  der  noch  bei  den  Römern  in 
dem  Sprichworte  zum  Ausdruck  kommt:  Sacra  (privata)  perpetua  siinto. 
Leist,  J.  gentium  S.  67. 

26)  Vgl.  Leist  S.  67ff. 

")  Leist,  J.  gentium  S.  70. 
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arbeiten  und  die  gesamte  Familie  zu  ernähren.  Der  Mutter 
und  der  Ehegattin  liegt  ob,  die  Hausarbeit  zu  besorgen,  vor 
allem  die  im  Hause  befindlichen  Gäste  ^^)  und  das  ganze 
Hauswesen  zu  speisen,  in  allen  Haushaltungsangelegenheiten 
ihrem  Manne  beizustehen  und  mitzuwirken. 

Die  sittlichen  Pflichten  des  armenischen  Haushalters  be- 
stehen vor  allem  auch  darin,  daß  er  die  Ehre  seines  Hauses, 
die  Schwelle  des  eigenen  Heimes  und  seiner  Familie  nicht 
schmähen  lassen  soll.  Er  hat  die  Pflicht,  besonders  die  Ehre 
seiner  Frau  zu  schützen,  ihr  die  Treue  zu  halten  und  sich  von 
allen  unsittlichen  Handlungen,  die  seine  Schwelle  beschmutzen 
könnten,  zu  enthalten. 

„Die  Schwelle  deines  Hauses  ist  heilig  für  mich,"  sagt 
ein  armenisches  Sprichwort,  d.  h.  was  die  Ehre  deines  Hauses 
und  deiner  Frau  betrifft,  soll  für  mich  heilig  sein. 

„Er  trägt  keine  Mütze,"  sagt  ein  anderes  Spruch  wort, 
welches  sich  gegen  einen  Mann  richtet,  der  die  Ehre  seines 
Hauses  und  seiner  Frau  besudeln  läßt.  Nach  der  Rechtsauf- 
fassung der  Armenier  darf  ein  Mann,  der  eine  Mütze  trägt, 
d.  h.  erwachsen,  waffenfähig  und  verheiratet  ist,  die  Schmähung 
seines  Hauses  und  seiner  Frau  nicht  dulden. 

Neben  den  Pflichten,  die  wir  bereits  dargestellt  haben, 
hat  der  armenische  Ehegatte  und  Vater  unter  Mitwirkung 
seiner  Frau  das  Gesamtvermögen  der  Familie  zu  verwalten 
und  darüber  zu  verfügen.  Ist  aber  der  Familienvater  und  der 
Ehemann  abwesend  oder  gestorben,  so  geht  die  Fürsorge  für 
den  ganzen  Haushalt  auf  die  Hausfrau  und  Mutter  über.  Sie 
ist  berechtigt,  für  die  Aufrechterhaltung  des  Hauswesens  die 
notwendigen  Anordnungen  zu  treffen,  die  Auslagen  zu  machen, 
Schulden  zu  tilgen  usw. 

Durch  die  Entzündung  des  Herdfeuers  im  neubegründeten 
Hause  bezweckte  man  die  Heiligung  des  Hauses,  die  Heiligung 


'«)  „Die  Ehre  des  Gastes  ist  groß,'   „vor  allen  hat  man  den  Gast 
zu  verehren  und  zu  speisen,"  sagen  die  armenischen  Sprichwörter. 
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aber  der  Schwelle  des  Hauptportales  erreicht  man  durch  das 
Blut  des  geopferten  Tieres,  das  man  über  die  Schwelle  gießen 
läßt.  Diese  alte  Sitte  kommt  jetzt  noch  in  Armenien ,  be- 
sonders im  Dorfleben,  häufig  vor.  Das  Begießen  der  Schwelle 
mit  dem  Blute  des  Opfers  hat  nebst  der  Heiligung  der 
Schwelle  des  Hauses  auch  den  Sinn,  die  bösen  Geister,  die 
den  Frieden  des  Hauses  bedrohen  könnten,  an  der  Ueber- 
schreitung  der  Schwelle  zu  hindern  und  sie  vom  Hause  fern- 
zuhalten. 

Noch  folgendes  ist  zu  erwähnen.  —  Während  das  Hoch- 
zeitsopfer für  die  Bewirtung  der  Hochzeitsgäste  bestimmt  ist, 
verteilt  der  Armenier  in  anderen  Fällen  das  Fleisch  des  dar- 
gebrachten Opfers,  zum  Teil  gekocht  oder  ungekocht,  an  die 
Armen  der  Dorfgemeinde  und  auch  unter  die  Nachbarn  zum 
Genuß. 

Folgendes  historisches  Quellenmaterial  ist  zu  erwähnen: 
Der  König  Armeniens  Wagarsch  (2.  Jahrhundert  n.  Chr.)  „er- 
baute einen  Altar  über  dem  Grabmale  (seines  Bruders) ,  da- 
mit alle  Reisenden  an  dem  Opfer  sich  ergötzten  und  die 
Fremdlinge  in  die  Herbergen  aufgenommen  würden" ;  M.  von 
Chorene  H,  66,  S.  126. 

„Den  Bettlern,  den  Bedürftigen,  den  Fremdlingen  und 
Reisenden  ^^)  verweigert  ein  Stückchen  Brot  und  ein  Glas 
kalten  Wassers  nicht ,  und  schickt  sie  von  eurer  Türe  nicht 
mit  leeren  Händen  zurück."  Das  ist  ein  armenisches  Sprich- 
wort, zu  gleicher  Zeit  ein  strenges  Gebot  des  alten  Rechtes 
der  Armenier.  Das  ist  ein  strenges  Gebot,  das  der  Vater 
oder  der  Aelteste  der  Familie  den  jüngeren  Mitgliedern  ein- 
prägt. 


^*)  Für  jede  Familie  einer  Dorfgemeinde  besteht  der  Sitte  gemäß 
der  Reihe  nach  abwechselnd  die  Pflicht,  jeden  fremden  des  Weges  ziehen- 
den bedürftigen  Wanderer  und  Bettler   zu  speisen  und  zu  beherbergen. 
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Drittes  Kap  i  tel. 

§  6. 

Die  sakral-weltlichen  Elemente  des  armenischen  Haus- 

haltertums. 

Durch  die  Auseinandersetzung  des  in  Frage  kommenden 
Quellenmateriales  habe  ich  versucht  festzustellen,  daß  die 
Grundelemente  des  Haushaltertums  der  Arier  auch  dem  arme- 
nischen Haushaltertume  zugrunde  liegen. 

Das  armenische  Volksleben  in  seinen  Lebenserscheinungen 
ist  jetzt  noch  mit  rituellen  Gewohnheiten  verknüpft,  rituellen 
Gewohnheiten,  die  nicht  nur  das  Privatleben  betreffen,  sondern 
auch  das  öffentliche  Leben,  nicht  nur  die  einzelnen  Familien, 
sondern  auch  das  Dorf-  und  Gauleben  umfassen.    Man  denke 
an  die  mehrfache  Opferung  bei   der  Hochzeit,    an  die  alltäg- 
liche Opferung   vor   dem  Hausaltar,    an    das    Totenopfer   und 
Totenmahl  usw.      Hier  ist  besonders  zu  erwähnen   die  öffent- 
liche Feuerstätte  am   armenischen  Neujahr  (im  August)  —  am 
Morgen   des   Navasardes    (der    erste   Monat    des    armenischen 
Jahres),  dann  die  gemeinsame  Opferung  am  Ostersonntag,  an 
welcher    die    ganze     Dorfgemeinde    teilnimmt.      Endlich     das 
Anzünden  des  Feuers   am  Abend    des  14.  Februar   nach   dem 
Gottesdienste^^).    Diese  alte  Gewohnheit  steht  mit  der  Kirche 
und  der  christlichen  Religion  in  keinem  Zusammenhange,  sonst 
würde  die  Kirche  sie  nicht  mit  allen  Mitteln  bekämpfen.    Hier 
handelt  es  sich  lediglich  um  eine  Gewohnheit  aus  alten  heid- 
nischen Zeiten. 

Ferner:    Die   öffentlichen  Dorf-  und  Gaufestlichkeiten   in 


'°)  Nach  in  den  Dörfern  jetzt  noch  üblicher  Gewohnheit  zündet 
man  das  Feuer  entweder  vor  der  Türe  oder  auf  dem  Dache  des  Hauses 
(die  Dächer  sind  in  Armenien  flach  und  mit  Erde  bedeckt)  an,  wo  man 
zum  voraus  einen  Haufen  Holz  zu  diesem  Zwecke  geschichtet  hatte 
Dem  Usus  nach  müssen  unbedingt  neuvermählte  und  neuverlobte  Mit- 
glieder einer  jeden  Familie  dem  Anzünden  des  Feuers  beiwohnen. 
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den  verschiedenen  Jahreszeiten,  die  in  den  bestimmten  Fest- 
tagen besonders  lärmend  gefeiert  werden,  finden  in  den  weit- 
berühmten Heiligtümern ,  von  zahlreichen  Opferungen  be- 
gleitet, statt.  Besonders  ist  zu  erwähnen  das  öfi'entliche  Los- 
ziehungsspiel (Witschakachach)  der  Dorfmädchen  am  Himmel- 
fahrtstage. 

„Nach  ihm  (nach  seinem  Bruder)  ordnete  Wagarsche  ein 
allgemeines  Fest  an  im  Anfange  des  neuen  Jahres,  im  Ein- 
gange   des   Monats   Navasard" ;   M.  von  Chor.  H,  66,  S.  126. 

Ein  anderes  Fest  im  Eingange  des  Navasards  fand  im  Gau 
Taron,  als  der  König  Artasches  (62 — 107  n.  Chr.)  sterbend 
es  noch  einmal  zu  sehen  wünschte,  statt. 

Schließlich  das  unerläßliche  Opfer  für  die  Seelensorge, 
das  alljährlich  an  einem  Sonntag  (zwischen  12. — 18.  September) 
dargebracht  wird.  Zum  Opfern  wird  hauptsächlich  eine  junge 
Ziege  verwandt. 

1.  Der  armenische  Hausherr  (Tanutia'ir)  übt,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  in  Gemeinschaft  mit  seiner  Frau,  die  armenische 
Hausherrin  (Tantikin,  Tikin)  genannt  wird,  seine  Rechte  und 
Pflichten  aus.  Als  Tanutiai'r,  Tiai'r,  d.  h.  als  Gatte  und  Ge- 
walthaber über  das  ganze  Hauswesen,  ist  der  Ehemann  der 
Rechtsprecher  über  seine  Hausgenossen.  Als  Gatte  und 
Hausvater  hat  er  Züchtigungsrecht  über  seine  Kinder.  Im 
öffentlichen  Leben  der  Dorfgemeinde  vertritt  er  als  Familien- 
haupt-Hausherr (Tanutiai'r)  die  gesamte  Familie  und  teilt  sich 
mit  seiner  Nachbarschaft  in  die  Rechte  und  Pflichten  des  Ge- 
meindewesens. 

Wie  in  einer  Haushalterorganisation  der  Hausherr  und 
Ehegatte  mit  seinem  Weib ,  seinen  Kindern  und  mit  dem 
ganzen  Hauswesen  den  Hausherd  umgebend  eine  zusammen- 
geschlossene Einheit  bildet,  so  ist  in  einem  Dorfe  der  Tanu- 
tiai'r (Tanuter)  der  Dorfgemeinde  diejenige  Person,  die  dazu 
gewählt  wird,  und  die  in  der  Gemeinde  eine  öffentlichrecht- 
liche Stellung  innehat  und  die  Rechte  und  Pflichten  des  Haus- 
herrn des  Gemeindelebens  ausübt. 
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Ein  weiteres  Haushaltertum  ist  dasjenige  des  Nacharars 
(Gaufürst),  und  ebenso  dasjenige  des  Königtums  der  Armenier, 
welches  das  gesamte  Haushaltertum  des  ganzen  Landes  in  sich 
schließt.  Für  die  Erforschung  der  Frage  ist  folgendes  Quellen- 
material heranzuziehen : 

a)  „Der  König  Armeniens  Tridat  im  Einverständnis  mit 
seiner  Frau  der  Hausherrin  (Tinkinos,  Tiknaztikin)  Aschchen 
.  .  .  hat  das  Zusammentreten  seines  ganzen  Heeres  (in  Wägar- 
schapat)  befohlen.  Das  ganze  Heer  und  die  Häuptlinge 
(Nacharars  mit  ihren  eigenen  Heeren)  sind  vor  dem  Könige 
erschienen  ..."   Agathangel;  S.  791,  8 — 16;  412. 

b)  „.  .  .  Der  Fürst  des  Stammes  Manavasian  und  Patriarch 
des  Stammes  Vorduni  stießen  in  einem  großen  Kampfe  zu- 
sammen ..."     Faustus  V.  ßyzanz,  III,  4,  S.  6. 

c)  „Dann  wurden  von  dem  Könige  Arschak  die  Haupt- 
nacharars  nach  Stämmen  und  Familien,  die  Herren  eines 
eigenen  Regimentes  und  eigener  Fahne  sind  ..."   F.  S.  51. 

d)  „Die  armenischen  Hausherren  (Fürsten-Nacharars)  sind 
zusammengetreten  ..."    F.  IV,  S.  54. 

e)  „Ära  leitete  .  .  .  sein  Vaterland  (Armenien)  .  .  .  auf 
dieselbe  Weise  der  Gunst  von  Ninus  gewürdigt,  wie  sein 
Vater  Aram  (der  Stammfürst  Armeniens)  ..."  M.  von  Choren 
I,   15,  S.  30. 

f)  „Als  die  armenischen  Truppen  sich  wieder  zum  Kampfe 
gegen  Schamiram  aufmachten,  um  Rächer  zu  werden  für  den 
Tod  Aras  (des  Stammfürsten  Armeniens)."    Ibid.  S.  31. 

g)  „Chosror  (König  Armeniens)  .  .  .  zieht  sofort  die  arme- 
nischen Truppen  zusammen,  überschreitet  den  großen  Berg, 
um  Rache  zu  nehmen  für  den  Tod  seines  Vaters,  vertreibt 
mit  Schwert  und  Lanze  die  tapfern  Völker."  Ibid.  II,  65, 
S.  125. 

h)  „Viele  geehrte  Herren,  welche  bei  dem  Perserkönig 
Ehrenposten  hatten,  nahm  Muschegh  (der  Befehlshaber  des 
armenischen  Heeres)  gefangen,  ließ  sie  schinden,  mit  Stroh 
ausstopfen  und  auf  den  Mauern  aufstellen.     An    vielen  Orten 
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tat  er  dieses,  um  seinen  Vater  Wassak  zu  rächen."  Faustus  V, 
1,  S.  147. 

i)  „Alle  Gegner  (Perser,  die  den  armenischen  König  ge- 
tötet hatten)  nämlich,  welche  sie  (die  armenischen  Krieger)  im 
Kampfe  töteten,  weihten  sie  ihrem  ersten  König  Arschak, 
denn  sie  sagten  zu  jedem,  den  sie  töteten :  ,Du  sollst  unserem 
König  Arschak  geopfert  werden'."     Ibid.  V,  1,  S.  159. 

j)  „Der  tapfere  General  Armeniens  war  voll  von  gewal- 
tiger Rachelust  (für  seinen  Vater  Watsche)  und  großem  Eifer 
alle  Tage  seines  Lebens  ..."     Ibid.  V,  1,  S.  169. 

k)  „.  .  .  Alle  Großfürsten  Armeniens  versammelten  sich 
und  kamen  zusammen  an  einem  Ort  .  .  .  und  alle  Fürsten 
(Hausherren)  sprachen:  ,Was  werden  wir  tun  oder  machen? 
.Werden  wir  für  unseren  König  Rache  nehmen  oder  nicht?'" 
Ibid.  V.  33,  S.  187. 

1)  „Manuel  (Fürst  von  Mamikonier)  war  nämlich  der  Aelteste 
des  Geschlechtes,  und  er  hatte  nun  die  Ehrenstelle  eines  Chefs 
und  Hausherrn  des  Geschlechtes."     Ibid.  V,  37,  S.  193. 

m)  „Dann  sind  auf  Befehl  der  Haupthausherren  (der 
Hauptstammfürsten)  Armeniens  zusammengetreten  .  .  .  die, 
die  von  den  Nachararen  (Fürsten)  versammelt  waren  ,  waren 
die  Herrscher  .  .  .  diese  sind  die  Haupthausherren  (Arme- 
niens) ..."     L.  de  Pharbe,  S.  44 — 45. 

n)  „.  .  .  Man  hat  durch  List  .  .  .  den  großen  Fürsten  Arz- 
runier  Nerschapuh,  den  Fürsten  des  Hauses  Amatunier,  den 
Fürsten  des  Hauses  Vanand  .  .  .  und  andere  von  Hausherren 
(Fürsten)  .  .  .  gefangen  genommen  und  zu  dem  Perserkönig 
geschickt  ..."     Ibid.  S.  75. 

o)  „Durch  Einverständnis  der  Hausherren  und  der  anderen 
Fürsten  des  Landes  .  .  ."  Briefsammlung  S.  59;  „Bischöfe  Ar- 
meniens, die  von  den  Provinzen  und  von  den  Häusern  .  .  ."^^) 


'^)  Der  Bischof  eines  Hauses  ist  Bischot  eines  Fürstentums.   Bischof 
des    Hauses   Sünikh ,    Mamikonian ,    Amatuniaz   usw.,    d.  h.  Bischof  des 
Fürstentums   Sünikh,   des  Fürstentums  Mamikonian  usw.     Ein  Fürsten- 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXV.  Band.  19 
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ibid.  S.  48;  „Wir  unseres  Landes  Hausherren  und  Freie  .  .  .'^ 
Ibid.  S.  70. 

p)  „Er  erteilte  den  Befehl,  Georg  zum  Patriarchen  des 
Hauses  Thorgoms^^)  einzuweihen  ..."     Patr.  Johann  S.  174, 

Ich  glaube  mich  auf  das  bereits  zitierte  Quellenmaterial 
beschränken  zu  dürfen.  Auf  Grund  dieses  Materials  lassen 
sich  folgende  Sätze  aufstellen. 

a)  Wie  in  einer  Privatfamilie  der  Vater  der  Hausherr 
seines  Hauses  und  Haushaltes  ist,  welchem  das  ganze  Haus- 
wesen (mit  Beihilfe  der  Hausherrin)  untersteht,  so  ist  in 
einem  Fürstentum  der  regierende  Fürst  (Nacharar)  der  Haus- 
herr des  Stammfürstentums  im  allgemeinen  und  des  Heer- 
wesens insbesondere.  Alle  Stanimfürsten  Armeniens  hatten 
ihr  eigenes  Haus-  und  Heerwesen,  ihre  eigenen  Regimenter, 
mit  welchen  sie  den  Bestand  des  ganzen  königlichen  Heeres 
bildeten. 

b)  Der  König  Armeniens,  welcher  eigentlich  ein  regie- 
render Fürst  seines  Gaus  war,  war  ursprünglich  der  Hausherr 
seines  Stammfürstentums.  Z.  B.  die  regierenden  Fürsten  der 
Haikasiden,  Bagratiden,  Arzrunier  usw.  waren  ursprünglich 
Stammfürsten  ihres  Gaus,  ihres  Fürstentums.  In  späteren 
Zeiten  schwoll  aber  die  Macht  des  Fürstkönigs  bedeutend  an, 
und  er  wurde  zu  einem  Fürsten  der  armenischen  Fürsten  ge- 
stempelt. Er  ist  nach  und  nach  der  Hausherr  des  ganzen 
Königtums,  des  Hauses  Armeniens  geworden,  nachdem  er  sich 


tum  ist  ein  Haus  im  weiteren  Sinne  zu  betracliten,  ein  Haus,  ein  Haus- 
haltertum ,  welches  alle  Häuser ,  alle  Haushalterorganisationen  des 
Fürstentums,  insbesondere  das  Heerwesen,  als  Einheit  in  sich  zusammen- 
schließt. 

^2)  Patriarch  des  Hauses  Thorgoms,  oder  des  Hauses  Armeniens, 
des  Hauses  Haikasan,  oder  König  Armeniens,  Tans  (Hauses)  Thorgo- 
mian  usw.,  in  dem  Sinne,  daß  das  ganze  Volk  der  Armenier  als  ein 
Stamm,  als  ein  Haus  angesehen  und  aufgefaßt  wird.  Patriarch  des. 
Hauses  Thorgoms  (Stammvater  Armeniens)  ist  mit  dem  Patriarch  Arme- 
niens oder  des  armenischen  Volkes  identisch. 
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alle  gesonderten  Fürstentümer,  Fürstenhäuser  unterworfen,  das 
ganze  armenische  Volk  zu  einer  Staatseinheit  zusammenge- 
schmolzen und  ein  königliches  Haushaltertum  ausgebildet  hatte, 
ein  Haushaltertum,  das  alle  übrigen  Haushalterorganisationen 
der  Fürstentümer  Armeniens  in  sich  vereinigt.  Das  armenische 
Stammkönigtum  ist  also  ein  erweitertes  Haushaltertum.  Der 
König  als  Landesherr  hat  die  Regierungsmacht  auszuüben. 
Er  ist  der  obere  Rechtsprecher  und  Hauptrichter  des  König- 
tums. Er  verkörpert  in  sich  die  obere  Leitung  des  ganzen 
Heerwesens,  sowie  auch  die  Pflege  des  Heerherdfeuers  des 
ganzen  Landes;  ihm  steht  die  Pflicht  zu,  das  Heerherdfeuer 
anzuzünden  und  zu  bewahren.  Man  denke  an  den  Artasches 
(König  Armeniens  62 — 107  n.  Chr.,  Tiridat  L  genannt),  der 
sterbend  seufzte:  „Wer  gibt  mir  den  Rauch  des  Herdes  zu 
schauen  ..."  usw. 

c)  Das  herangezogene  Quellenmaterial  hat  auch  das  Vor- 
handensein der  Institution  der  Blutrache  im  armenischen  Rechte 
erwiesen. 

2.  Nach  armenischer  Auffassung  ist  der  Hausherd,  wie 
wir  es  gesehen  haben,  ein  Heiligtum,  um  welches  die  Haus- 
götter ,  die  Seelen  der  entschlafenen  Vorfahren  immer  an- 
wesend sind  und  dem  Hause  unaufhörlich  ihren  Schutz  ge- 
währen. Dieser  Schutz  wird  aber  erst  durch  den  Herddienst 
des  Haushalters  unter  Mithilfe  seiner  rechtmäßigen  Frau  dem 
Hause  gesichert. 

Außer  den  Angehörigen  der  Familie  stehen  unter  dem 
Schutze  des  Hausherdes,  d.  h.  eigentlich  der  Hausgötter,  auch 
alle,  die  sich  aus  irgendeinem  Grunde  im  Hause  eines  Haus« 
halters  befinden.  Der  Haushalter  hat  die  heiligste  Pflicht, 
einem  jeden  Schutzbedürftigen,  wer  er  auch  sein  mag  —  ein 
vorübergehender ,  zufälliger  Gast ,  ein  Bettler  oder  ein 
Flüchtling,  ein  Verbrecher  usw.  —  den  nötigen  Schutz  und 
in  Gefahr  auch  die  nötige  Macht  zur  Verteidigung  zu  ge- 
währen. 

Die   Gastfreundschaft   des   armenischen  Volkes   ist   wohl- 
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bekannt  und  ist   nicht   anders  als  das  Gastrecht  der  Arier  ^^) 
aufzufassen. 

Das  Quellenmaterial  stellt  folgendes  dar: 

a)  Vor  der  Leiche  des  Vaters  usw.  sagen  die  Angehörigen 
der  Familie,   „seien  deine  Augen  wohlwollend  auf  uns". 

b)  „Dein  Herd  (das  ganze  Haus)  ist  für  mich  heilig." 

c)  „Ich  bin,  um  ihre  Gnade  fliehend,  unter  den  Schutz  ihres 
Hausherdes  niedergefallen." 

d)  „Um  deines  Herdes  willen  habe  du  für  diesmal  die 
Gnade  zu  mir." 

e)  „Der  Gast  ist  der  Gast  Gottes";  „die  Ehre  des  Gastes 
ist  groß,  den  Gast  muß  man  verehren"  ;  „zuerst  soll  man  den 
Gast  speisen." 

f)  „Bist  du  als  Gast  zu  mir  gekommen,  oder  hast  du 
meine  Schwelle  als  Gast  übertreten,  wer  auch  du  sein  magst, 
so  bist  du  mir  willkommen." 

g)  „Ich  schwöre  auf  den  Namen  deines  Hausherdes,  daß 
ich  die  Wahrheit  sage." 

h)  „Möge  mein  Hausherd  ausgehen,  wenn  ich  nicht  die 
Wahrheit  sage." 

i)  „Der  König  Armeniens  (Arschak)  begründete  eine  Stadt 
in  Gau  Kog,  und  gab  kund  allen  Provinzen,  die  unter  seiner 
Herrschaft  sich  befanden,  und  befahl  überall  in  seinem  Lande 
zu  verkündigen,  daß  alle,  die  sich  etwas  haben  zuschulden 
kommen  lassen,  z.  B.  wenn  jemand  einem  Schaden  verursacht 
hatte,  in  der  von  ihm  gegründeten  Stadt  Zuflucht  nehmen 
dürfen.  Wenn  jemand  eines  Mordes  beschuldigt  war  oder 
jemandem  Schaden  zugefügt  habe,  oder  jemandem  die  Frau 
entführt,  oder  wer  sich  vor  jemandem  zu  fürchten  habe  und  in 
diese  Stadt  gekommen  sei,  soll  er  von  irgendeiner  gericht- 
lichen Verfolgung  befreit  werden  ..."     Faustus  S.  80  f. 

k)  „Da  er  das  Grabmal  seines  Bruders  Maschan,  des 
Oberpriesters  in  der  Götzenstadt  im  Kanton  Bagrevand,  ehreu 


»»)  Leist,  J.  g.  S.  34. 
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wollte,  einen  Altar  über  dem  Grabmale  erbaute,  damit  alle 
Reisenden  an  dem  Opfer  sich  ergötzten  und  die  Fremdlinge 
(yorübergehende  Gäste)  in  die  Herbergen  aufgenommen  wür- 
den."    M.  von  Choren  II,  66,  S.  126. 

k)  „Man  rief  den  Muschegh  vor  den  König.  Er  kam, 
erwies  dem  Könige  Ehre,  reichte  die  Hand,  ergriff  die  Rechte 
des  Oberbischofs  Nerses  und  schwor.  Ebenso  legte  er  die 
Hand  in  die  des  Königs  Pap,  schwor  und  sagte:  ,Ich  werde 
leben  und  sterben  für  dich'  ..."  Faustus  von  Byz.  V,  4, 
S.  153. 

Das  zitierte  Quellenmaterial  beweist,  glaube  ich,  zur  Ge- 
nüge folgende  Dinge:  Das  Heiligtum  des  Hausherdes,  das 
Gastrecht,  das  Asylrecht  und  den  Eidschwur  auf  den  Hausherd. 

3.  Die  armenische  Sprache  hat  verschiedene  Ausdrücke, 
welche  auf  die  weltliche  Macht  der  Ehegatten  hinweisen.  Wie 
bei  den  Griechen  der  Ehegatte  SeaTuof/jc  und  die  Ehegattin 
SsoTTOtva  genannt  wird,  so  wird  der  armenische  Ehegatte  Ta- 
nutiair-Tiar  und  die  Ehegattin  Tantikin-Tikin  genannt  (siehe 
die  Terminologie).  Der  armenische  Hausherr  ist  in  seinem 
Hause  über  das  ganze  Hauswesen  der  regierende  Herrscher 
und  Hausherr.  Die  herrliche  Gewalt  erwirbt  er,  wie  bei  allen 
Ariern  ^*),  durch  die  Gründung  einer  Ehe  und  eines  darauf 
folgenden  Haushaltes. 

Die  armenische  Familie  ist  eine  Einheit.  Der  Hausherr, 
welcher  verschiedene  Rechte  und  Pflichten  gegenüber  seiner 
Ehefrau,  seinen  legitimen  Kindern  und  anderen  Angehörigen 
seiner  Familie  hat,  betrachtet  das  ganze  Hauswesen  als  das 
Seinige;  er  sagt:  „mein  Haus"  und  unter  diesem  Worte  ver- 
steht er  das  gesamte  Hauswesen.  Das  Wesen  der  armenischen 
Familie  ist  aber  so  gestaltet,  daß  der  Hausherr  nicht  etwa, 
wie  bei  den  Römern,  unumschränkter  Herrscher  mit  despoti- 
scher Gewalt  ist. 

4.  In  den  Zeremonien,  die  heute  noch  bei  der  Gründung 


34 


)  L  e  i  s  t ,  J.  g.  S.  87  ff. 
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eines  Dorfes  oder  eines  Hauses  beobachtet  werden,  leben  noch 
die  Ueberreste  der  alten  Gewohnheiten  fort.  Bei  der  Grün- 
dung eines  Dorfes  werden  die  Plätze,  die  zum  Bau  von  Wohn- 
häusern bestimmt  sind,  nicht  regelrecht  verteilt.  Die  Dorf- 
begründer wählen  sich  selbst  denjenigen  Platz  aus,  der  ihnen 
am  besten  paßt,  in  der  Weise,  daß  eine  ganze  Sippschaft  an 
einem  Platze  beisammen  in  nebeneinander  errichteten  Häusern 
wohnen  kann.  Diese  Tatsache  kann  jetzt  noch  in  den  alten 
Dörfern  beobachtet  werden,  wo  die  nahen  Blutsverwandten  — 
Söhne,  Brüder,  Onkel,  eine  ganze  Reihe  von  verschiedenen 
Generationen  der  von  einem  Vater  oder  väterlichen  Großvater 
abstammenden  Nachkommenschaft  —  ihre  Häuser  neben  ein- 
ander gebaut  haben.  Diese  sind  eigentliche  Nebenbauten,  die 
nachträglich  neben  dem  väterlichen  oder  großväterlichen  Hause 
erbaut  worden  sind.  Ist  ein  neues  Haus  gegründet  worden, 
so  feiert  man  die  Gründung  desselben  durch  ein  Opfer.  Im 
neuen  Hause  wird  aber  das  Herdfeuer  durch  das  Zündfeuer 
aus  dem  väterlichen  Herde  angezündet,  indem  man  dieses 
Zündfeier  feierlich  in  das  neugebaute  Haus  überträgt  ^^).  Die 
gleiche  Gewohnheit  ist  auch  bei  der  Gründung  der  Ehe  üb- 
lich. Bei  den  Verhandlungen  des  Verlöbnisses  wird  folgendes 
Sprichwort  angewendet.  „Wir  sind  gekommen,  von  eurem 
Hausherde  Zündfeuer  zu  bitten,  um  unseren  Hausherd  anzu- 
zünden." Wie  bei  den  Indern  und  Griechen  ^^),  so  wird  auch 
bei  den  Armeniern  an  vielen  Orten,  besonders  in  den  Städten, 
bei  der  domum  deductio  der  Hochzeitszug  mit  brennenden 
Fackeln  und  Kerzen  begleitet.  Die  Fackeln  repräsentieren  das 
heilige  Herdfeuer  des  Brautvaters,  das  ins  Haus  des  Bräuti- 
gams hinübergetragen  wird.  Diese  noch  in  Kraft  bestehende 
Sitte  zeigt  uns  die  ursprüngliche  Art  der  Entzündung  des 
heiligen  Herdfeuers  im  neugegründeten  Hause  durch  das  Herd- 
feuer des  Bräutigams-  und  des  Brautvaters. 


^^)  Zeitschr.  d.  armen.  Ethnographis  X,  S.  184. 
36)  Leist,  J.  g.  S.  98. 
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Durch  die  Gründung  des  neuen  Hauses  will  man  also  die 
Fortführung  der  väterlichen  Haushalterordnung  und  des  väter- 
lichen Geschlechtes  bewirken;  alles  das  kann  aber  nur  durch 
die  legitimen  Kinder  erfolgen.  Der  armenischen  Auffassung 
nach  ist  nur  der  eigene,  vom  Vater  selbst  erzeugte  Sohn  be- 
rechtigt und  geeignet,  die  Seelenpflege  des  Vaters  und  der 
Vorfahren  auszuüben,  indem  er  dem  sterbenden  Vater  die 
Augen  zudrückt,  dann  das  Totenopfer  und  das  darauffolgende 
Totenmahl  besorgt.  Dadurch  gedenkt  der  Armenier  dem  Ver- 
storbenen die  höchstersehnte  Ruhe   im  Jenseits  zu   gewähren. 

„Den  Platz  des  Vaters  besetzen*',  sagt  ein  armenisches 
Rechtssprichwort.  Da  dieser  Platz,  d.  h.  die  Fortpflanzung 
des  Geschlechtes  und  die  Weiterführung  des  väterlichen  Haus- 
haltertums,  wie  wir  gesehen  haben,  unbedingt  besetzt  werden 
muß,  trachtete  der  alte  Armenier  vor  allem  danach,  Söhne 
oder  überhaupt  eine  Nachkommenschaft  zu  erzielen.  Ist  ein 
Kind  vorhanden,  so  ist  auch  die  Fortführung  des  Geschlechtes 
gesichert.  Die  Bestimmung  von  Schahapivan  (Art.  5)  weist 
darauf  hin,  daß  die  Ehe  geschieden  werden  kann,  wenn  die 
Natur  dem  Vater  wegen  der  Unfruchtbarkeit  der  Frau  die 
Nachkommenschaft  versagt.  Sowohl  das  armenische  Kanon- 
buch, als  auch  die  geltende  Gewohnheit  und  die  vorhandenen 
Rechtsbücher  gewähren  der  Frau ,  deren  Mann  impotent  ist, 
das  Recht,  sich  scheiden  zu  lassen.  Die  Unfähigkeit  zur 
Kindererzeugung  konnte  bei  den  Armeniern,  wie  auch  bei  allen 
Ariern^'),  die  Scheidung  der  Ehe  zur  Folge  haben.  Die  Ehe- 
gatten, die  ihre  ehelichen  Pflichten  nicht  erfüllen,  die  Ehe- 
frau, welche  sich  gegen  das  keimende  Leben  vergeht,  wodurch 
der  Hauptzweck  der  Ehe  vereitelt  wird,  wird  nach  den 
Kirchenkanonen  zur  Strafe  gezogen. 

'')  Vgl.  Leist,  J.  gentium  S.  102 — 103.  „Da  auf  die  Gewinnung 
von  Nachkommenschaft,  insbesondere  von  Söhnen,  der  höchste  Wert  ge- 
legt wird,  und  sie  gerade  als  der  reale  Zweck  der  Ehe  gilt,  so  darf  eine 
Frau,  deren  Mann  impotent  ist,  ihren  Mann  verlassen  und  einen  anderen 
nehmen."     Baudh.  II,  2,  3,  27. 
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Besonders  ist  jeder  Eingriff  gegen  das  keimende  Leben 
untersagt.  Der  27.  Kanon  des  Patriarchen  Nerses^^)  ver- 
urteilt die  Ehegattin,  die  sich  dieses  Vergehens  schuldig  ge- 
macht hat,  zu  9  Jahren  Kirchenbann.  Der  armenische  Patriarch 
Johann  Mandakuni  (490  gestorben)  schreibt  in  einem,  in  dem 
armenischen  Kanonbuche  befindlichen  Hirtenbriefe  folgendes 
vor:  „Wenn  jemand  ein  Verbrechen  (den  Abortus)  während 
der  Schwangerschaft  begeht,  wenn  die  Geschwängerte  (ihre 
Frucht  durch  den  Abortus)  tötet  ..."  Auch  der  jetzige  Ar- 
menier hält  den  absichtlich  vorgenommen  Abortus  für  ein 
schweres  Vergehen.  Bei  einem  Abortus  sagt  man  „eine  Seele 
zugrunde  gehen  lassen". 

Will  aber  der  Armenier  seine  Ehe  wegen  Unfruchtbar- 
keit nicht  auflösen,  so  sucht  er,  wie  alle  Arier,  die  Fortpflan- 
zung des  Geschlechtes  auf  künstlichem  Wege  zu  erreichen. 
Darüber  habe   ich   in  den  nächsten  Paragraphen  zu  sprechen. 

§  7. 
Weibüberweisung. 

Die  Niyogainstitution  ist  eine  der  wichtigeren  Institutionen 
der  Arier,  darunter  auch  der  Armenier.  Der  Ehemann,  dem 
die  Natur  wegen  der  Unfruchtbarkeit  der  Frau  die  Erzeugung 
von  Kindern  versagt  hatte,  hatte  das  Recht,  die  heißersehnte 
Nachkommenschaft  durch  die  nächsten  Anverwandten  erzeugen 
zu  lassen  ^^).  Das  Vorhandensein  der  Niyoga  im  armenischen 
Recht  wird  durch  viele  Beweise  erwiesen.  Mit  der  Abschaf- 
fung der  Niyogainstitution  sind  die  Versammlungen  von 
Astisat  (365)  und  von  Schahapivan  (447)  ernst  beschäftigt 
gewesen. 

Wie  durch  den  armenischen  Historiker  Faustus  von  Byzanz 


^^)  A.  Kl.  Die  Kanone  des  Patriarchen  Nerses.  Zeitschr.  Handes 
Amsorya.     Wien  1908,  V— VII. 

3®)  Lei  st,  J.  g.  S.  105;  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw. 
III,  S.  394. 
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(aus  dem  4.  Jahrhundert)  mitgeteilt  wird ,  statuierte  die 
Nationalversammlung  von  Astisat  das  Verbot  der  Ehe  unter 
dem  Schwager  und  seiner  nächsten  „Nu"  *").  Wie  er  selbst 
sagt;  „bezüglich  der  Ehe  sollten  als  Gesetze  gelten,  daß  solche, 
die  eine  Ehe  eingehen  wollen,  einander  nicht  belügen  und  be- 
trügen, daß  man  besonders  die  eheliche  Vermischung  mit  Ver- 
wandten und  Geschlechtsangehörigen,  vorzüglich  mit  der  näch- 
sten Nu^^)  meide  und  dergleichen.  .  .";  S.  58.  Das  gleiche 
Verbot  wiederholte  auch  die  Versammlung  von  Schahapivan 
(Art.  12).  Dasselbe  finden  wir  auch  in  den  Kanongruppen 
des  Königs  Watschakan  (Art.  9)  und  des  Patriarchen  Nerses 
(Art.  24). 

Das  vorgemerkte  Quellenmaterial  spricht  von  einer  Heirat 
mit  der  Frau  des  Bruders.  Diese  historischen  Tatsachen  weisen 
darauf  hin,  daß  wenigstens  im  5.  Jahrhundert  die  eigentliche 
Weibüberweisung  zu  Lebzeiten  des  Ehemannes  bereits  ver- 
schwunden war,  und  daß  hier  nur  von  der  Heirat  mit  der  Frau 
des  verstorbenen  nächsten  Verwandten  die  Rede  sein  konnte, 
nicht  aber  von  der  ursprünglichen  Weibüberweisung  zu  Leb- 
zeiten des  Ehemannes. 

Hier  ist  folgendes  zu  bemerken.  Der  Gesetzgeber  von 
Schahapivan  stellt  folgenden  Satz  auf:  „Niemand  darf  die 
Frau  des  Blutsverwandten  heiraten  oder  mit  ihr  Beischlaf 
haben,  v/enn  dies  auch  mit  der  Zustimmung  der  Frau  erfolgen 
würde  ..."  (Art.  12).  Der  zweite  Absatz  dieser  Bestimmung 
läßt  vermuten,  daß  die  Ueberweisung  der  unfruchtbaren  Frau 
zur  Erzeugung  der  Nachkommenschaft  nach  dem  alten  Rechte 
der   Armenier   nicht   zwangsweise    durchgeführt   werden    darf, 


^^)  Die  Frage,  wer  die  nächste  „Nu"  ist,  habe  ich  endgültig  er- 
ledigt.    Zeitschr.  Handes  Arasorya.     Wien  1908,  V — VII. 

*^)  Lauer  in  seiner  Uebersetzung  der  Geschichte  Armeniens  von 
Faustus  hatte  „merzavorakan  i  nuotz"  nicht  genau  übersetzt.  Armenisch 
merzavor  =  der  Nächste,  merzavorakan  =  am  nächsten  stehender; 
i  =  von;  nu  =  Brudersfrau  (im  Dialekt  jetzt  noch);  nuotz  =  Bruders- 
frauen ;  i  nuotz  =  von  Schwägerinnen  (Brudersfrauen). 
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sondern  nur  mit  Zustimmung  der  Frau.  Offenbar  ist  die  Heirat 
mit  dem  Bruder  des  verstorbenen  Ehemannes  eine  weitere 
Stufe  der  Weibüberweisung.  Ursprünglich  nahm  man  die 
Frau  des  verstorbenen  nächsten  Verwandten  zur  Frau,  wenn 
ihr  Ehemann  keine  Nachkommenschaft  hinterlassen  hatte. 

Das  dargebotene  Quellenmaterial  stellt  folgendes  fest: 
a)  daß  der  Armenier  allererst  in  der  Person  seines  Bruders 
den  Zeugungshelfer  fand;  b)  ist  der  Ehemann  kinderlos  ge- 
storben, so  hat  dessen  nächster  Verwandter  nur  durch  die  Hei- 
rat dem  Verstorbenen  die  gewünschte  Nachkommenschaft  zu 
verschaffen ;  c)  hierzu  ist  (sehr  vermutlich)  die  Zustimmung 
der  Verwitweten  unerläßlich. 

Die  V^eibüberweisung  bezweckte  die  Fortführung  der 
Haussakra  und  die  Fortpflanzung  des  Geschlechtes.  Die  spätere 
Stufe  der  Weibüberweisung  —  die  Heirat  mit  der  Frau  des 
verstorbenen  Bruders  —  verwirklichte  nicht  nur  diese  sakral- 
weltliche Voraussetzung  der  Eheinstitution ,  sondern  sie  er- 
füllte auch  eine  rein  wirtschaftliche  Aufgabe.  —  Durch  diese 
Heirat  vermied  man  die  Erbteilung.  Die  Witwe  mit  ihrem 
Witwenanteile  verbleibt  im  Hause  ihres  verstorbenen  Mannes 
und  bereichert  den  Schwager,  indem  sie  ihn  heiratet. 

Ich  halte  für  notwendig,  noch  eine  weitere  Frage  zu  er- 
örtern, welche  nach  Kohler  scher  Interpretation  Elemente  der 
Niyoga  in  sich  birgt  ^^). 

Stirbt  bei  den  Armeniern  einer  der  Verlobten,  sq  kommt 
es,  wenn  auch  selten,  vor,  daß  die  Geschwister  an  die  Stelle 
des  vor  der  Heirat  gestorbenen  Verlobten  weggegeben  werden*^). 

Die    Grundvoraussetzung     der    Weibüberweisung    ist   das 


42\ 


2)  J.  Kohl  er,  Indisches  Ehe-  und  Familienrecht.  „.  .  .Niyoga  in 
Anwendung  kam ,  wenn  der  Bräutigam  vor  Vollzug  der  Ehe  starb.* 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  III,  S.  355. 

^^)  Vgl.  J.  Kohler,  Das  Recht  der  Birmanen:  „Fällt  einer  der 
Verlobten  weg,  so  wird  das  Versprechen  dadurch  erfüllt,  daß  ein  Ge- 
schwister an  die  Stelle  des  Verlobten  gegeben  wird."  Zeitschr.  f.  vergl. 
Rechtsw.  VI,  S.  161. 
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Fortbestehen  des  Haushaltertums  des  kinderlosen  Vaters. 
Bevor  man  verheiratet  ist,  bevor  die  eingegangene  Ehe 
als  unfruchtbar  erwiesen  ist,  kann  von  einer  Weibüber- 
weisung, bzw.  von  einer  außerehelichen  Erzeugung  der  Nach- 
kommenschaft als  Mittel  für  die  Fortpflanzung  des  eigenen 
Geschlechtes  nicht  die  Rede  sein.  Man  überwies  seine  Ehe- 
frau, die  unfruchtbar  blieb;  die  Verlobte  ist  keine  Frau,  sie 
ist  eine  Versprochene,  eventuell  zukünftige  Frau,  die  erst  durch 
die  Handergreifung,  domum  deductio  und  den  darauf  folgenden 
Vollzug  der  Ehe  die  Rechte  und  Pflichten  der  Ehefrau  zu 
erwerben  hat.  Das  Verlöbnis  ist  ein  Realvertrag,  der  für 
beide  Seiten  verbindlich  ist.  Dieser  Vertrag  vollzieht  sich  erst 
mit  der  Uebergabe  des  Vertragsobjektes.  Ist  die  Uebergabe 
erfolgt  und  die  Ehe  vollzogen,  so  ist  das  versprochene  Mädchen 
bereits  eine  Ehefrau.  Wie  wir  sehen  werden,  ist  die  arme- 
nische Verlobung  keine  Eheschließung. 

Kohl  er  s  Ansicht  ist  nicht  annehmbar  auch  aus  folgenden 
Gründen:  Die  Weibüberweisung  ist  in  folgenden  Momenten 
festzustellen ,  a)  wenn  der  Ehemann  am  Leben  ist  und  sich 
dadurch  Nachkommenschaft  sichern  will;  b)  wenn  er  stirbt, 
bevor  er  legitime  Kinder  erzeugt  hatte ;  in  diesem  Falle  liegt 
dem  nächsten  Verwandten  ob,  für  die  erforderliche  Nach- 
kommenschaft zu  sorgen;  c)  wenn  einer  die  Frau  seines  ver- 
storbenen Bruders  heiratet,  gleichgültig  ob  sie  Kinder  hatte 
oder  nicht. 

Nach  dem  armenischen  Rechte  ist  die  Braut,  deren  Bräu- 
tigam gestorben  ist,  nicht  als  Witwe  zu  betrachten.  Ebenso 
ist  nicht  verwitwet  der  Bräutigam,  dessen  Braut  vor  der  Hei- 
rat stirbt.  Ihre  weitere  Ehe  wird  als  erste  Ehe  aufgefaßt, 
und  beim  Vollzug  der  Trauung  darf  man  die  rituellen  Zere- 
monien unter  keinen  Umständen  außer  acht  lassen.  Am  Leben 
gebliebene  Braut  (oder  der  Bräutigam)  ist  in  keinem  Fall 
erbberechtigt.  Der  Verlöbnisvertrag,  den  die  Verlobten  ein- 
gegangen sind  und  den  sie  einigermaßen  zu  respektieren 
haben,  ist  selbst  kein  rechtlich  erheblicher  Wert.  Die  Vollziehung 
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dieses  Vertrages  kann  nicht  durch  den  Beschluß  der  Kirchen- 
behörde oder  gerichtlich  von  den  Kontrahenten  erzwungen 
werden;  entsprechend  auch  das  Gewohnheitsrecht. 

Die  Braut,  deren  Bräutigam  gestorben  ist,  ist  keine 
Witwe,  weil  sie  nie  eine  Frau  geworden  war.  Mit  dem  Mo- 
mente, daß  einer  von  den  Nupturienten  stirbt,  wird  der  Ver- 
löbnisvertrag eo  ipso  nichtig.  Den  Parteien  steht  es  nun  frei, 
die  vertragsmäßigen  Beziehungen  als  definitiv  abgebrochen  zu 
betrachten  oder  den  Vertrag  auf  ein  anderes  Kaufobjekt  zu 
übertragen.  Im  ersten  Falle  haben  die  Parteien  die  Gegen- 
geschenke, die  Anzahlung  und  den  ausbezahlten  Kaufpreis  zu- 
rückzuerstatten. 

Wem  gehört  die  Nachkommenschaft,  die  erzeugt  wurde 
von  einem  Manne,  dessen  Braut  gestorben  war  und  der  deren 
Schwester  heiratete?  Etwa  der  verstorbenen  Braut?  Das  ist 
durchaus  unannehmbar.  Eine  Spur  der  Weibüberweisung  ist 
in  der  Heirat  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Braut  nicht 
zu  erblicken. 

Die  Braut,  deren  Bräutigam  gestorben  ist,  und  die  dessen 
Bruder  heiratet,  ist  nach  den  Vorschriften  des  altarmenischen 
Rechts  nicht  verpflichtet,  dem  verstorbenen  Bräutigam  durch 
die  Heirat  mit  seinem  Bruder  Nachkommenschaft  zu  sichern. 
Sie  heiratet  den  Bruder  des  verstorbenen  Bräutigams  nicht 
etwa,  weil  er  der  Bruder  ihres  Bräutigams  ist;  noch  weniger 
heiratet  sie  ihn ,  um  dem  verstorbenen  Bräutigam  Nach- 
kommenschaft zu  verschaffen,  sondern  darum,  weil  man  das 
durch  den  Tod  weggefallene  Kaufobjekt  durch  ein  anderes 
ersetzt  hatte,  und  weil  sie  durch  diese  Heirat  den  weggefallenen 
und  auf  bereits  erwähnte  Weise  wiederhergestellten  Vertrag 
als  Kaufobjekt  erfüllen  muß. 

Ob  der  Bräutigam  oder  die  Braut  stirbt,  bleiben  sich  die 
Rechtsverhältnisse  gleich. 

Die  Voraussetzungen  der  Ehe  ohne  Ehe  und  außer  der 
Ehe  zu  verwirklichen,  ist  durchaus  undenkbar,  weil  sie  nicht 
nur  mit  dem  Begriffe  der  Ehe  eng  verbunden   sind,    sondern 
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weil  sie  auch  der  Ehe  ihren  Ursprung  verdanken.  Diese 
Voraussetzungen  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Fortführung 
der  Haussakra  und  die  Gewinnung  und  Fortpflanzung  des  Ge- 
schlechtes. Ohne  Ehe  gibt  es  also  keine  Weibüberweisung.  Die 
Ehe  sowohl  mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Braut,  als 
auch  mit  dem  Bruder  des  verstorbenen  Bräutigams  erzeugt 
keine  Nachkommenschaft  für  die  Verstorbenen,  sondern  für 
die  lebenden  Ehegatten  selbst. 

Die  besprochenen  Sitten  weisen  vielmehr  auf  einen  viel 
wichtigeren  Grund  als  die  Weibüberweisung  selbst  hin.  — 
Der  durch  den  Tod  eines  der  Verlobten  herbeigeführte  Bruch 
des  Verlöbnisvertrages  hat  große  materielle  Verluste  zur  Folge. 
Die  für  die  Verlobung  und  für  die  während  der  Verlöbnis- 
zeit bereits  gemachten  Auslagen  gehen  gänzlich  verloren  und 
die  wirtschaftliche  Lage,  besonders  der  Bräutigamsfamilie,  wird 
dadurch  erschüttert.  Um  diesen  Schaden  zu  vermeiden,  dachte 
man,  durch  Ersatz  des  weggefallenen  Kaufobjektes  den  bereits 
aufgelösten  Verlöbnis  vertrag  zu  erneuern. 

Ich  glaube  beweisen  zu  können,  daß  die  Weibüberweisung 
in  den  angegebenen  Fällen  nicht  in  Betracht  kommen  kann, 
und  daß  man  die  Heirat  der  Braut  mit  dem  Bruder  des  ver- 
storbenen Bräutigams  oder  des  Bräutigams  mit  der  Schwester 
der  verstorbenen  Braut  nicht  als  die  Wirkung  dieser  Institution 
auffassen  darf.  In  solchen  Fällen  hat  man  vielmehr  einen 
wirtschaftlichen  Grund  zu  suchen. 


§  8. 
Tnphesajuthün  (putrikaputra ,  die  Erbtochterzuweisung). 

Viel  wichtiger  als  die  Weibüberweisung  ist  und  bleibt 
die  allen  Ariern  gemeinsame  Institution  des  Putrikaputras,  zu 
der  auch  der  armenische  Tnphesajuthün  gehört.  Das  Vor- 
handensein des  arischen  Putrikaputra  im  armenischen  Rechte 
ist  von  großer  Bedeutung.    Dadurch  wird  entschieden  das  be- 
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weiskräftigste  Argument  geliefert,  daß  die  armenische  Familien- 
organisation rein  arisch  ist  und  auf  dem  Parentelsystem 
beruht. 

Nach  der  Rechtsauffassung  der  Armenier  wird  die  Geburt 
eines  Sohnes  jubelnd  begrüßt.  Man  sagt:  der  neugeborene 
Sohn  bringt  dem  Hause  Glück,  er  ist  die  Säule  des  Hauses, 
durch  ihn  wird  die  Fortpflanzung  des  Geschlechtes  gesichert. 
Die  Geburt  eines  Mädchens  dagegen  befriedigt  die  Eltern  nicht, 
da  sie  den  unmittelbaren  Fortbestand  des  eigenen  Haushalter- 
tums  nicht  verbürgt. 

Für  den  Fall,  daß  in  einer  Familie  keine  Söhne,  sondern 
nur  Töchter  vorhanden  waren,  kam  der  armenische  Tnphesa- 
juthün  (die  Erbtochterzuweisung)  zur  Anwendung.  Der  sohn- 
lose Armenier  ist  bestrebt,  durch  die  Erbtochterzuweisung  den 
Fortbestand  seines  Geschlechtes  zu  ermöglichen. 

Die  indischen  Quellen  stellen  folgendes  fest:  „Es  ist  im 
Veda  (Rigv.  I,  124,  5)  erklärt,  ein  Mädchen,  das  keine  Brü- 
der hat,  geht  den  Männern  zugewendet"  **). 

Mit  denselben  Gedanken  befaßte  sich  auch  der  alte  Ar- 
menier. Derselbe  Gedanke  bewegt  den  sohnlosen  Armenier 
noch  heute,  wenn  er,  um  den  Fortbestand  seines  Geschlechtes 
zu  sichern,  wie  er  selbst  zum  Ausdruck  bringt:  um  „seinen 
Hausherd  nicht  ausgehen  zu  lassen",  seine  Tochter  bzw.  Erb- 
tochter in  der  Weise  zu  verehelichen  sucht,  daß  nicht  sie  von 
dem  Bräutigam  heimgeführt ,  sondern  der  Bräutigam  selbst 
nach  erfolgter  Trauung  ins  Haus  des  Brautvaters  einge- 
führt wird. 

Wenn  der  sohnlose  Vater  sich  durch  die  Heirat  seiner 
Erbtochter ^^)  Nachkommenschaft  verschaffen  will,  sagt  er: 
„Ich  will  einen  Tnphesah   zu  mir   nehmen,   um  meinen  Herd 


^*)  L  e  i  s  t ,  J.  gentium,  S.  108. 

*^)  Wenn  mehrere  Schwestern  im  Hause  vorhanden  sind ,  darf 
nur  eine  von  ihnen  als  Erbtochter  ihren  Mann  in  das  Haus  ihres  Vaters 
einführen. 


Das  armenische  Eherecht.  303 

aufrecht  zu  erhalten."  Der  Ehemann,  der  eine  Erbtochter 
geheiratet  hat,  verbleibt  im  Hause  des  Brautvaters  und  er- 
zeugt Kinder,  die  das  Geschlecht  des  mütterlichen  Großvaters 
fortzupflanzen  haben  ^^). 

Dagegen  ist  der  Tnphesah  in  seinen  Rechten  gegen  die 
Schwiegereltern  und  auch  gegen  seine  Frau,  in  bezug  auf  die 
Erbfolge,  auf  die  Kinder  usw.  einigermaßen  benachteiligt.  Da 
die  Grundvoraussetzung  der  Ehe  u.  a.  auch  die  Unterordnung 
der  Frau  unter  ihren  Gatten  ist,  so  suchte  der  Armenier  der 
auf  einem  Kompromiß  beruhenden,  fast  peinlichen  Position  des 
Tnphesas  im  Hause  der  Schwiegereltern  wenigstens  äußerlich 
dadurch  zu  entgehen,  daß  fast  in  derselben  Weise,  wie  dies 
bei  der  gewöhnlichen  Ehegründung  der  Fall  ist,  ein  Braut- 
kauf vorgenommen  wird.  Das  ist  natürlich  ein  fingierter 
Kauf;  der  Bräutigam  bezahlt  dem  Brautvater  keinen  direkten 
Kaufpreis.  Es  handelt  sich  hier  nur  um  den  traditionellen 
Ring  und  Schleier,  die  der  Bräutigam  beim  Zustande- 
kommen des  Verlöbnisses  als  Anzahlung  —  wie  sich  die 
Armenier  ausdrücken  —  als  Zeichen  (Nschan)  der  Braut  aus- 
händigt. 

In  bezug  auf  die  Erbfolge  ist  folgendes  zu  sagen:  Wenn 
auch  der  Tnphesah  durch  die  Heirat  alle  Rechte  und  Pflichten 
des  Ehegatten  und  des  Vaters  über  seine  Frau  und  seine 
Kinder  erwirbt,  so  hat  er  in  bezug  auf  das  Stammvermögen 
seiner  Frau  nur  ein  Nutznießungsrecht.  Er  verfügt  über  das 
ganze  Vermögen  und  das  ganze  Hauswesen  unter  Mitwirkung 
seiner  Frau ,  und  wenn  der  Schwiegervater  noch  lebt ,  mit 
diesem  zusammen  und  unter  seiner  Obhut.  Er  beerbt  seine 
Frau  gemeinsam  mit  seinen  Kindern  in  der  Weise ,  daß  er 
das  geerbte  Vermögen  nur  verwaltet.  Außer  dem  Nutz- 
nießungsrecht beschränken  sich  seine  weiteren  Rechte  auf  das 
Vermögen    seiner   Kinder.     Die   Kinder    tragen     den    Namen 


*^)  In  neueren  Zeiten  gibt  der  Armenier  seinen  Sohn   nicht  gerne 
zum  Tnphesah. 
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ihres  mütterlichen  Großvaters,  im  übrigen  sind  sie  der  väter- 
lichen Gewalt  unterstellt. 

§  0. 
Die  Adoption^'). 

Ursprünglich  adoptierte  der  Armenier,  wie  alle  anderen 
Arier,  nur  die  nahen  Anverwandten.  In  späteren  Zeiten,  wie 
auch  heute  noch,  adoptierte  der  Armenier  auch  Kinder  fremder 
Abstammung  fast  immer  in  zartem  Alter. 

Nach  Angaben  des  armenischen  Schriftstellers  P.  Pro- 
schian  war  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts im  Dorfe  Aschtarak  (Gouvernement  Erivan)  folgende 
Art  der  Adoption  gebräuchlich,  —  Die  Adoptivmutter  zieht 
unter  Anwesenheit  des  Adoptivvaters  das  zu  adoptierende  Kind 
zu  sich  heran,  bringt  es  in  kniende  Stellung  und  birgt  es  unter 
ihrer  Schürze.  Da  das  zu  adoptierende  Kind  nach  der  Adoption 
dem  armenischen  Rechte  nach  als  leibliches  Kind  betrachtet 
werden  muß,  wird  in  der  angegebenen  Weise  eine  Geburt 
simuliert.  In  diesen  alten  Gebräuchen  im  Dorfe  Aschtarak 
denke  ich,  ist  das  alte  Recht  der  Armenier  erhalten. 

Näher  hier  darauf  einzutreten,  halte  ich  für  überflüssig^ ''*). 

§  10. 
Schluß. 

Unsere  Betrachtungen  des  armenischen  Haushaltertums 
haben  ergeben: 

a)  Die  armenische  Familienorganisation  ist  eine  Institution 
von  gleicher  Bedeutung  wie  die  der  anderen  Arier,  und  als 
solche  ist  sie  der  Haushalterorganisation  der  Indier,  Griechen, 
Römer  und  anderer  Arier  gleichzustellen. 


*')  Adoption  =  armenisch  Vordegrumn,  Adoptieren  =  Vordegrel ; 
Adoptivkind  =:  Vordegir  oder  Hogesavak  (Seelensolm);  Vordi  =  Sohn; 
grel  =  schreiben;  vordegrel  =  zum  Sohn  schreiben. 

*'*)  [Vgl.  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechts  w.  XVIII,  S.  74  f.  —  Kohl  er.] 
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b)  Der  armenische  Haushalter-Tanutiair  ist  es,  der  dem 
Hause  den  Schutz  der  Götter  gewährt,  das  Hauswesen  unter 
Mitwirkung  seiner  Frau  präsentiert  und  regiert,  den  Gästen 
und  den  Zufluchtbedürftigen,  wenn  diese  einmal  sich  in  seinem 
Hause  befinden  und  sich  unter  den  Schutz  seines  Herdes  ge- 
stellt haben,  den  notwendigen  Schutz  erteilt. 

c)  Da  die  Aufrechterhaltung  der  Haushalterorganisation 
eine  sakral- weltliche  Bedeutung  hat,  ist  der  Fortbestand  des 
Geschlechtes  durch  Nachkommenschaft  von  größter  Wichtig- 
keit. Durch  einen  eigenen  richtigen  Sohn  denkt  der  Armenier 
den  Bestand  des  Hausherdes,  die  Fortpflanzung  des  Ge- 
schlechtes, die  Seelensorge,  das  Totenmahl  zu  sichern. 

d)  Der  armenische  Hausherr  und  Ehegatte  besitzt  keine 
unumschränkte  Gewalt  über  Frau  und  Kind.  Die  Frau,  die 
er  durch  den  Kauf  zu  erwerben  hat,  wird  trotz  ihrer  unter- 
geordneten Stellung  in  der  Ehe  nicht  als  eine  Sklavin  ins 
Haus  geführt.  Sie  leistet  dem  Hausaltar  mit  ihrem  Manne 
-den  alltäglichen  Dienst  vom  ersten  Akte  der  Begründung  der 
Haushalterordnung  an. 

e)  Weiter  gehören  die  Söhne  und  die  Kinder  überhaupt 
nicht  dem  Hausvater  allein  an,  sondern  den  gemeinsamen 
Eltern ,  sowohl  dem  Vater ,  als  auch  der  Mutter  zusammen ; 
jedem  Elternteil  kommt  das  gleiche  Recht  über  die  Kinder 
zu.     Genau  so  sind  auch  die  Verpflichtungen  geteilt. 

Die  armenische  Sprache  selbst  bezeichnet  die  beiden  Eltern 
mit  einem  gleichbedeutenden  Worte  Znoch^^)  (pl.  Znochkh 
=  der  Vater  und  die  Mutter  zusammen).  Da  der  Znoch  ar- 
menisch der  Gebärende  bedeutet,  sind  beide  Eltern  gleichge- 
stellt: beide  sind  als  Gebärende  aufzufassen.  Diese  Auffassung 
bringt  es  auch  mit  sich,  daß  die  Eltern  dieselben  Ansprüche 
auf  die  Kinder  haben.  Der  Bestimmung  von  Schahapivan 
(Art.  4)   nach  wird   nach   der  Auflösung   der  Ehe,    wenn    die 


''S)  Znoch  von  Znel  =  gebären,  Znoch  =  der  Gebärende;  Znochkh 
—  die  Gebärenden;    russisch  roditel  =  gebärende    von  rodit  =  gebären. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXV.  Band.  20 
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Frau  iinschuldit^  ist,  unter  anderem  auch  die  Verteilung  der 
Kinder  vorgenommen.  Der  Schahapivansche  Gesetzgeber  war 
sich  des  Geistes  des  einheimischen  Rechtes  sehr  bewußt.  Er 
schrieb  die  Einwilligung  der  Eltern  (nicht  nur  des  Vaters)  zur 
Ehe  (Art.  7)  vor.  In  einer  anderen  Bestimmung  (Art.  3)  be- 
tont er  ausdrücklich,  daß,  wenn  das  Mädchen  ihre  Jungfräu- 
lichkeit mit  freiem  Willen  ihrem  Bräutigam  preisgegeben  habe, 
der  Vater  und  die  Mutter  nicht  unter  Strafe  gezogen  wer- 
den dürften. 

f)  Während  der  Ehemann  der  Haushalter  seines  privaten 
Haushaltertums  ist  und  der  Nacharar  (Gaufürst,  Stammfürst) 
seines  Fürstentums,  ist  der  armenische  Stammkönig  der  Haus- 
halter des  einheimischen  Königtums ,  das  das  ganze  Land  in 
sich  schließt,  ein  königlicher  Haushalter  mit  sakral-weltlicher 
Macht  über  das  ganze  Land. 

g)  Da  durch  die  Ehe  die  Gewinnung  und  Fortpflanzung 
des  Geschlechtes  verwirklicht  wird,  soll  sie  rechtmäßig  ge- 
schlossen sein,  nach  den  Vorschriften  des  einheimischen  Rechtes. 
Ferner  soll  sie  —  die  Ehe  —  eine  rechtschafiPene  sein,  auf 
gegenseitiger  Treue  beruhend.  Jedoch  gilt  hinsichtlich  der 
Treue  des  Ehemannes  eine  Abweichung.  Während  von  der 
Ehefrau  unbedingte  Treue  verlangt  ward,  verurteilt  das  sitt- 
liche Bewußtsein  des  Volkes  die  Untreue  des  Ehemannes  unter 
Umständen  nicht  bedingungslos'^^). 

h)  Da  die  Söhne  die  Besorger  der  Seelenpflege  der  Eltern 
und  Vorfahren  und  die  Fortpflanzer  des  Geschlechtes  sind, 
müssen  sie  unbedingt  vom  Vater  erzeugt  sein.  Die  durch  die 
rechtsmäßig  geschlossene  Ehe  unmittelbar  erzeugten  Kinder 
nennt  der  Armenier  harasat,  stir,  echte,  richtige.  Nur  der  hara- 
sat  (richtige,  echte)  Sohn  vermochte  dem  Vater  die  Ruhe  im 
Jenseits  zu  verschaff'en,  indem  er  im  Diesseits  die  Seelenpflego 
durch  das  Totenopfer  und  Totenmahl  besorgte.    Weil  die  be- 


^^)  Hier  ist    zu    erwähnen,    daß   in    einigen    Provinzen    Armeniens 
jetzt  nOLili  polygamische  Sitten  sicli  bemerkbar  machen. 
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reits  erwähnte  Vorbedingung  der  Ehe  nur  durch  den  echten, 
vom  Vater  selbst  erzeugten  Sohn  verwirklicht  werden  kann, 
werden  die  von  einem  Nebenbuhler  erzeugten  Kinder,  nach 
der  aus  diesem  Grund  erfolgten  Ehescheidung  der  Mutter, 
nicht  dem  Ehemanne  zugeteilt. 


II.  Abschnitt. 

Das  Eherecht 

Viertes  Kapitel. 
§    11. 

Die  Ehe  und  die  armenische  Kirche. 

Die  Darstellung  der  armenischen  Geschlechterorganisation 
und  das  armenische  Sprichwort:  „Ihr  (das  Ehepaar)  altert 
das  gleiche  Kissen  gemeinsam  brauchend"  zeigen  uns  deutlich, 
daß  die  Ehe  auch  der  armenischen  Rechtsauffassung  nach  eine 
für  das  ganze  Leben  geschlossene  Verbindung  des  Mannes 
und  des  Weibes  ist.  Diese  Lebensgemeinschaft  zwischen  Mann 
und  Weib  darf  nicht  anders  als  nach  den  Vorschriften  des 
nationalen  Rechtes  zustande  kommen ,  die  von  den  Volksver- 
sammlungen aufgestellt  worden  sind.  Da  der  Hauptzweck  der 
Ehe  unter  anderem  auch  die  Fortpflanzung  des  Geschlechtes 
ist,  so  kann  Unfruchtbarkeit  die  Auflösung  der  Ehe  zur  Folge 
haben. 

Nach  dem  Dogma  der  nationalen  Kirche  ist  die  Ehe  kein 
Sakrament,  sondern  nach  der  Bestimmung  von  Schahapivan 
(Art.  3,  4,  5)  eine  durch  die  kirchliche  Trauung  geheiligte 
Lebensgemeinschaft.  Die  Kirchentrauung,  die  seit  dem  5.  Jahr- 
hundert verbindlich  ist,  verleiht  der  Ehe  nicht  nur  die  Heiligung 
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des  bereits  geschlossenen  Bandes,  sondern  erwirkt  aucli  den 
Gottessegen  für  das  junge  Paar.  Von  diesem  Standpunkte 
der  geistlichen  Auffassung  der  Ehe  ausgehend,  hätte  eigent- 
lich die  kirchlich  getraute  Ehe  nicht  aufgelöst  werden  dürfen. 

Die  geistliche  Auffassung  über  die  Ehe  aber  entsprach 
dem  freien  Geiste  des  weltlich-nationalen  Rechtes  der  Armenier 
nicht.  Geleitet  von  dem  Grundgedanken  des  weltlichen  Rechtes, 
daß  die  Ehe  trennbar  sein  soll,  beschloß  die  Nationalversamm- 
lung von  Schahapivan  (447  n.  Chr.)  die  Trennbarkeit  der 
Ehe.  Die  geistlich-kirchliche  Weltanschauung  mußte  der  welt- 
lich-nationalen ^^)  weichen,  und  letztere  wurde  auch  für  die 
Kirche  verbindlich  gemacht. 

Nach  Untergang  der  national-weltlichen  Macht  ging  ihre 
Befugnis,  über  die  Fragen  der  Ehe  zu  entscheiden,  gänzlich 
auf  die  Kirche  über,  was  auch  von  den  Eroberern  Armeniens 
anerkannt  wurde.  Auch  noch  jetzt  steht  der  Kirche  das  aus- 
schließliche Recht  zu,  in  Ehefragen  die  Gerichtsbarkeit  der 
russischen,  persischen  und  ottomanischen  Armenier  auszuüben 
und  die  in  Frage  kommenden  Streitigkeiten  beizulegen,  die  diese 
fremden  Staaten  dem  Bereich  der  armenischen  Kirche  unter- 
geordnet haben.  Diese  absolute  Macht  der  Geistlichkeit  in 
der  Regelung  der  Ehefragen  ^^),  die  eine  Mißwirtschaft  und 
eine  grenzenlose  Willkür  in  der  Behandlung  der  in  Frage 
kommenden  Angelegenheiten  nach  sich  zog,  verhinderte,  daß 
die  weltliche  Rechtsanschauung  der  Armenier,  besonders  in 
bezug  auf  die  Trennbarkeit  der  Ehe,  zur  Geltung  kam.  Nach 
langem  Kampfe  mußte  die  Kirche  den  Widerstand  gegen  das 
alte  Volksrecht  aufgeben,   indem  sie  wenigstens  zum  Teil  die 


**)  Hibtori8che  Tatsache  ist  es,  daß  dem  Volke,  bzw.  der  National- 
versammlung,  das  Recht,  für  die  einheimische  Kirche  Kanone  autzu- 
stellen, zustand.  An  diesen  Versammlungen  überwog  in  Ehefragen  fast 
immer  die  weltliche  Rechtsauffassung. 

*^)  Ich  meine  die  Erfordernisse  der  Ehe  in  bezug  auf  die  Ver- 
wandtschaft und  Schwägerschaft  und  besonders  in  bezug  auf  die  Fragen 
der  Ehescheidung. 
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Vorschriften  des  weltlich-nationalen  Rechtes  in  bezug  auf  die 
Trennbarkeit  der  Ehe  anzuwenden  sich  bequemte. 


§  12. 
Monogamie  der  Armenier  und  polygamische  Sitten. 

Die  armenische  Ehe  ist  grundsätzlich  monogamisch  in 
demselben  Sinne,  wie  dies  bei  anderen  Ariern  zu  konstatieren 
ist.  Nebenbei  ist  es  eine  historische  Tatsache,  daß  oft,  be- 
sonders bei  den  Fürstenfamilien,  polygamische  Sitten  vorkamen. 
In  manchen  Provinzen  Armeniens  machen  sich  heute  noch 
polygamische  Gewohnheiten  sehr  bemerkbar. 

Die  Monogamie  schließt  aber  die  polygamischen  Sitten 
nicht  aus.  Trotzdem  alle  Arier  monogamisch  waren,  fehlten 
bei  ihnen  polygamische  Sitten  nicht.  Nach  den  indischen 
Rechtsquellen  war  neben  der  rechtsmäßigen  Frau  Vielweiberei 
zulässig;  das  gleiche  finden  wir  auch  bei  den  Armeniern. 

Folgendes  historische  Material  ist  hervorzuheben: 

a)  „Haik  ist  mit  seiner  Frau  und  seinen  Söhnen  und 
seinem  ganzen  Hauswesen  von  Babylon  .  .  .  fortgegangen" 
(Sebeß  S.  2).  Die  Geschichte  Armeniens  erkennt  den  Haik 
für  den  Stammvater  des  armenischen  Volkes  an. 

b)  „Die  Königin  Samiram,  während  die  noch  am  Leben 
war  und  regierte,  ernannte  den  Aras  Sohn,  den  Ära  von  seiner 
vielgeliebten  Frau  Nuard  erzeugt  hatte,  zum  Verwalter 
Armeniens." 

Die  Legende  von  Ära  sagt,  daß  die  Königin  von  Babylon, 
die  sehr  leidenschaftliche  Samiram,  den  Ära,  den  regierenden 
Stammfürsten  Armeniens,  heiraten  wollte,  der  Ära  aber  leistete 
keine  Folge,  weil  er  bereits  verheiratet  war  und  seine  Frau 
innig  liebte. 

Die  ganze  Geschichte  von  Ära  und  Samiram  kann  wider- 
legt werden;  es  bleibt  aber  in  der  Legende  eines  fest,  daß 
nach  der  Auffassung  des  Volkes   der  Mann,    der   bereits   eine 
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rechtmäßige  Frau  hat,  nicht  eine  andere  nehmen  darf,  wäre 
sie  auch  die  mächtige  Königin  der  Babylonier. 

c)  Die  Königin  Satinik  „ist  die  erste  Frau  des  Artases 
(König  Armeniens  62 — 107  n.  Chr.)  geworden"  (M.  von  Choren 
II,  50,  S.  111).  Der  Text  ist  so  zu  verstehen,  daß  der  arme- 
nische König  mehrere  Frauen  hat.  Nachfolger  des  Artases 
wurde  sein  von  der  Satinik  erzeugter  Sohn  Artavasd.  Nach 
dem  Tode  des  letzteren  bestieg  sein  Bruder  den  Thron.  (Ibid. 
62,  S.  120.)  Hier  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  besonders  die 
armenischen  Arschakunier  und  die  Fürstenfamilien  nicht  streng 
monogamisch  waren,  sogar  auch  im  Christentum,  aber  es  mußte 
eine  Frau,  als  erste  Frau  als  Tiknaz-tikin  anerkannt  werden. 
Diese  Tatsache  steht  in  Zusammenhang  mit  dem  Charakter 
der  armenisch-arischen  Farailienorganisation  und  beweist,  daß, 
wenn  auch  der  alte  Armenier  mehrere  Frauen  hätte  haben 
können,  der  ersternannten  Frau  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Ehegattin  und  Hausherrin  (Tantikin)  zustanden.  Nur  die 
von  der  ersten  Frau  erzeugten  Kinder  vermochten  die  direkten 
Weiterpflanzer  des  Geschlechtes  und  die  Besorger  der  Seelen- 
sorge zu  sein. 

Die  Ehe  der  Griechen  und  Römer  beruhte  auf  Monogamie 
(1.  2.  C.  de  incestis  nuptiis,  5,  5)  ^^),  wie  die  Ehe  der  Inder, 
Armenier  usw. ,  doch  wurden  sowohl  bei  den  Griechen  wie 
Römern,  als  auch  bei  den  Indern  polygamische  Sitten  ge- 
duldet, und  selbst  die  Vielweiberei  war  bei  ihnen  erlaubt. 

In  der  altarmenischen  Literatur  finden  wir  verschiedene 
technische  Ausdrücke ,  nämlich :  Kananoz  =  Frauenabteilung 
des  Hauses ;  Nazischt  =  Kammerfrau,  Zofe ;  Agachin  =  Dienst- 
magd, auch  Zuhälterin,  selten  Frau;  Hartsch  ^^)  =  Zuhälterin, 
Konkubine,  Sklavin;  Wardsak  =  Konkubine.  Im  armenischen 
Hofe,  wie  auch  bei  den  Privaten,  gehörten  die  Nazischts  und 
Agachins  zum  Hofe,  zum  Hauswesen,  zum  Gefolge  der  Haus- 


se) Dem  bürg,  Fand.  III,  S.  7,  Anm.  1. 
^^)  M.  von  Chor.  II,  62,  S.  122. 
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herrin.  Die  armenischen  Töchter  konnten  auch  Agachius  als 
bewegliches  Gut  in  die  Ehe  mitbringen  (Bestimmung  von  Schaha- 
pivan  Art.  5).  Hartschs  und  Wartsaks  waren  Frauen  eines 
niedrigen  Ranges;  sie  waren  Konkubinen,  und  die  von  ihnen 
erzeugten  Kinder  waren,  wenn  sie  auch  dem  Hauswesen  ange- 
hörten, keine  legitimen  Kinder.  Das  ist  auch  für  die  Agachins 
zutreffend. 

§  13. 
Raub  ehe. 

Die  Erwerbung  einer  Frau  durch  den  Raub  betrachtete 
der  Armenier  nicht  nur  als  eine  Heldentat,  sondern  sie  war 
auch  ein  rechtlich  anerkanntes  Mittel  zur  Ehegründung.  Ob 
der  Armenier  seine  Frau  entführt  hatte,  so  daß  die  Hand- 
ergreifung und  die  domum  deductio  durch  den  Raubakt 
stattfand,  oder  ob  er  durch  Kauf  heiratete,  indem  er  die 
Braut  nach  den  Vorschriften  des  nationalen  Rechtes  heimführte, 
bleibt  sich  gleich:  die  Frau  erlangt  durch  die  Handergreifung 
und  domum  deductio  alle  Rechte  und  Pflichten  der  Hausherrin 
und  der  Ehegattin. 

In  der  Familie  und  im  Haushalte  hat  die  Frau  unter 
anderem  auch  eine  wirtschaftliche  Stellung  von  großer  Be- 
deutung. Durch  den  Raub  erwarb  der  Armenier  nicht  nur 
die  Ehegattin,  sondern  auch  eine  Arbeitskraft.  Die  armenische 
Frau  hilft  ihrem  Manne  nicht  nur  zu  Hause ,  indem  sie  die 
Hausarbeit  besorgt,  sondern  auch  bei  den  Feld-  und  Garten- 
arbeiten. Hier  kommt  noch  etwas  Wichtigeres  in  Betracht, 
nämlich :  der  zur  Bearbeitung  bestimmte  Teil  des  vom  Landes- 
herrn der  gesamten  Dorfgemeinde  zur  dauerhaften  Nutznießung 
zugeteilten  Landstückes  wird  nach  der  Zahl  der  Familienglieder 
einer  jeden  Familie  aufgeteilt^*).  Die  Heirat  eines  jeden 
Mitgliedes  der  Familie,  bzw.  der  Söhne,  hat  also  eine  Vergröße- 
rung  des    der  Familie   zukommenden  Ackerlandes   zur  Folge. 

^^}  Die  Aufteilung  des  Ackerlandes  findet  nach  jetzt  üblicher  Ge- 
wohnheit nach  Ablauf  eines  Zeitraumes  von  5—10  Jahren  statt. 
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Bei  den  alten  Armeniern,  wie  auch  bei  allen  Ariern,  ist 
der  ursprünglich  tatsächliche  Raub  in  späteren  Zeiten  nach 
und  nach  in  einen  Scheinraub  verwandelt  worden,  besonders 
bei  den  Adligen.  Jedoch  ist  heute  noch  die  tatsächliche  Raub- 
ehe im  Volksleben  der  Armenier  üblich. 

Die  Geschichte  des  armenischen  Königs  Artases  (62  bis 
107  n.  Chr.)  beweist  uns,  daß  der  Raub  der  künftigen  Ehe- 
frau eine  wichtige  Vorschrift  des  alten  Gewohnheitsrechtes 
gewesen  ist.  Anderseits  ist  dieser  von  Artases  (62  — 107  n.  Chr.) 
begangene  Raub  nur  ein  Scheinraub,  wie  die  alten  Volkslieder 
erkennen  lassen.  Bei  M.  von  Choren  ist  zu  lesen :  Der  ar- 
menische König  Artases  will  die  Tochter  des  Alanenkönig& 
heiraten.  Auf  sein  Gesuch  läßt  der  König  von  Alanen  den 
König  der  Armenier  fragen:  „Unde  dabit  fortis  ille  Artases 
millia  millium ,  et  decies  millia  millium  pro  praestantissima 
virgine,  puella  Alana?"  II,  47,  S.  163.  Und  tatsächlich  kaufte 
Artases  die  hübsche  Satinik  ,  die  Tochter  des  Alanenkönigs, 
für  einen  hohen  Preis,  nämlich:  „Da  das  rote  Leder  bei  den 
Alanen  sehr  geschätzt  ist,  gibt  Artases  davon  und  auch  viel 
und  viel  Gold,  als  Entgelt  und  erhält  die  Prinzessin  Satinik. '^ 
II,  50,  S.  110.  Da  nach  der  üblichen  Gewohnheit  und  nach 
der  Auffassung  des  Volkes  Artases  seine  Frau  nicht  so  ein- 
fach heimführen  durfte,  wie  die  Legende  sagt,  simulierte  er 
einen  Raub,  indem  er  kriegsbereit,  den  Lasso  in  der  Hand, 
seine  Braut,  die  Prinzessin  der  Alanen,  angesichts  des  Heeres 
beider  Völker  entführte.  Ein  altes  Volkslied  besingt  diese 
Entführung  in  folgender  Weise:  „Fortis  rex  Artasis  in  equo 
nigro  et  pulchro  vectus  est,  eduetoque  tunc  cum  fibula  aurea 
ac  loro  rubro,  velut  Aquila  pernix,  flumen  trajecit,  conjectoque 
telo  cum  fibula  aurea  ac  loro  rubro  Alanam  virginem  per- 
cussit;  puellamque  teneram  satis  gravi  vulnere  sauciatam  in 
Artasis  castra  cito  perduxit."     M.  von  Chor.  47,  S.  163. 

Weiter  ist  folgendes  noch  zu  erwähnen:  Im  ersten  Fall 
wird  für  das  Mädchen  ein  höherer  Preis  gefordert,  als  der 
Erwerber  zu  entrichten  imstande  ist,   und  aus  diesem  Grunde 
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sieht  er  sich  zu  einer  Entführung  des  Mädchens  veranlaßt, 
wodurch  er  sich  auch  die  Hochzeitsauslagen  und  den  zu 
zahlenden  Kaufpreis  erspart.  Im  zweiten  Falle  wollen  die 
Eltern  des  Mädchens  nicht  in  die  Heirat  ihrer  Tochter  mit 
dem  Jüngling,  der  ihre  Tochter  liebt,  einwilligen,  um  sie 
einem  anderen,  den  sie  für  ihre  Tochter  passender  erachten, 
zu  geben;  darum  entführt  der  Bewerber  seine  Geliebte  mit 
oder  ohne  ihre  Zustimmung.  In  beiden  Fällen  verläuft  die 
domum  deductio  ohne  traditionelle  Feierlichkeiten;  die  Trauung 
selbst  vollzieht  man  insgeheim. 

Mädchenraub  ist  mit  vielen  Gefahren  und  Schwierigkeiten 
gebunden,  die  der  Entführer  zu  überwinden  hat.  Er  und 
seine  Gehilfen  müssen,  wenn  auch  die  Entführung  heimlich 
vorgenommen  wird,  sich  unter  Umständen  auf  einen  bewaffneten 
Widerstand  seitens  der  Angehörigen  der  Braut  gefaßt  machen. 
Ist  die  Entführung  geglückt,  so  wird  das  Brautpaar  entweder 
heimlich  getraut,  oder,  wenn  die  Eltern  des  Mädchens  nach- 
träglich ihre  Einwilligung  geben,  wird  das  Mädchen  freige- 
lassen und  zu  ihren  Eltern  gebracht.  In  diesem  Fall  pflegt 
man  das  gegebene  Wort  nicht  zu  brechen.  Im  ersten  Fall 
wird  das  Mädchen  entweder  für  immer  aus  dem  väterlichen 
Hause  verbannt  und  der  Zutritt  ins  Elternhaus  bleibt  ihr  ver- 
sagt; oder  nach  längerer  Zeit  versöhnen  sich  die  Eltern  mit 
ihrer  Tochter  und  verzeihen  ihr. 

Während  die  gelungene  Entführung  als  eine  Heldentat 
aufgefaßt,  von  der  Nachbarschaft  gelobt  und  in  den  Volks- 
liedern besungen  wird ,  gilt  sie  für  das  ganze  Haus  des  ent- 
führten Mädchens  als  eine  Schmach.  Eine  Schmach,  die  nach 
Rache  schreit  und  die  nur  durch  Blutvergießen  zu  vergelten 
ist.  Tatsächlich  finden  heute  noch  aus  dieser  Ursache  blutige 
Kämpfe  statt. 

Die  durch  den  Raub  verehelichten  Töchter  bringen  in  die 
Ehe  keine  Mitgift  und  Ausstattung  und  dürfen  auch  keinen 
Anspruch  darauf  erheben.  Eine  solche  Tochter  wird  für  ge- 
wöhnlich von  den  Eltern  enterbt. 


314  Klidschian. 

Selbstverständlich  wandten  sich  die  armenischen  National- 
^esetzgebungen  und  die  Kirche  gegen  diese  alte  barbarische 
Sitte,  indem  sie  schon  im  fünften  Jahrhundert  den  Mädchen- 
raub unter  schwere  Strafen  stellten.  Die  Schahapivansche 
Bestimmung  (Art.  7)  stellt  folgende  Rechtsnormen  auf:  a)  man 
hat  das  entführte  Mädchen  dem  Entführer  wegzunehmen  und 
den  Eltern  des  Mädchens  zu  überliefern;  b)  sowohl  der  Ent- 
führer, als  auch  dessen  Gehilfen  sind  mit  Geldstrafen  zu  be- 
legen; c)  die  Eltern  des  Mädchens,  die  ihre  Tochter  zu  über- 
wachen verpflichtet  sind,  bleiben  straffrei,  wenn  das  Mädchen 
mit  freiem  Willen  dem  Entführer  gefolgt  ist;  in  diesem  Fall 
sind  nur  das  Mädchen  und  dessen  Entführer  zu  strafen. 

Diese  Maßnahmen  sind  aber  wirkungslos  geblieben.  Die 
Kirche  war  für  alle  Zeiten  machtlos,  die  zu  verhängenden 
Strafen  durchzuführen. 


§  14. 
Kauf  ehe  und  Kastenehe. 

a)  Kauf  ehe.  — Während  die  Raubehe  zu  verschwinden 
im  Begriffe  ist,  kommt  die  Kaufehe  mit  realem  Kaufpreis  noch 
häufig  vor  und  bildet  in  den  Dörfern  Armeniens  fast  die  ein- 
zige Form  der  Eheschließung.  Die  Verhandlungen  des  Ver- 
löbnisses, das  wir  sehen  werden,  tragen  einen  geschäftsmäßigen 
Charakter  und  finden  ohne  irgendeine  Formalität  und  Feier- 
lichkeit statt;  sie  werden  durch  den  traditionellen  Handschlag, 
durch  das  Trinken  von  Wein  und  durch  das  Aussprechen  des 
Wortes   „Gegeben"   besiegelt. 

Der  Betrag  des  Kaufpreises  ist  verschieden;  er  schwankt 
zwischen  70 — 800  Franken,  ausnahmsweise  auch  mehr.  Bei 
der  Feststellung  des  Preises  spielen  verschiedene  Umstände 
mit:  die  Schönheit,  die  Abstammung,  der  Reichtum  des  Mäd- 
chens usw. 

Ob  der  Armenier  seine  Frau  durch  den  Raub,  durch  den 
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Kauf  oder  auf  moderne  Weise  erwirbt,  imiuer  bleibt  eine  Spur 
des  alten  Mädchenraubes  erbalten :  Das  ist  die  Handergreifung 
im  Elternhause  der  Braut  unter  der  unerläßlichen  Anwesen- 
heit des  Khavors  (des  armenischen  gekorenen  Vormundes),  der 
<ias  Schwert  trägt. 

Die  Geschichte  von  Artases,  des  armenischen  Königs, 
zeigt,  daß  er  die  Tochter  des  Alanenkönigs  für  einen  hohen 
Preis  erworben  hat.  Bei  M.  Chorene  lautet  die  Stelle:  „Da  das 
rote  Leder  bei  den  Alanen  sehr  geschätzt  ist,  gibt  Artases 
davon  viel  und  viel  Geld  als  Entgelt  und  erhält  die  Prinzessin 
Satinik.«     II,  50,  S.  110. 

b)  Kasten  ehe.  —  In  bezug  auf  diese  Frage  sind  die 
armenischen  Rechtsquellen  sehr  lückenhaft. 

a)  „Cäsar  Lucianus  zog  nach  dem  Tod  des  Peros  mit 
vielen  Truppen  nach  den  mittleren  Ländern  und  erwarb  Ar- 
menien, befreite  den  Tigran  und  gab  ihm  die  Rufa,  seine  Ver- 
wandte, zur  Ehe.  Tigran  nach  Armenien  gekommen,  verstößt 
dieselbe,  und  bildet  aus  den  vier  Söhnen,  die  er  von  ihr  hat, 
ein  Geschlecht  ...  er  macht  den  ersten  seiner  Söhne  zum 
Haupte  der  Familie  .  .  .  damit  sie  sich  nicht  Arschakunier 
nennen  sollte."     M.  von  Chorene  II,  64,  S.  123. 

b)  „Diese  (die  Tochter  des  Königs  Tiran)  haßte  ihren 
Mann  Trdat  und  brachte  jeden  Tag  in  Betrachtung  und  Murren 
zu,  indem  sie  sich  beklagte,  daß  sie  .  .  .  die  edel  Geborene 
mit  einem  von  niedriger  Herkunft  zusammen  wohnen 
müsse."     Ibid.  II,  51,  S.  121. 

c)  „.  .  .  Aschchen  .  .  .  war  um  nichts  kleiner  als  der 
König.  Er  läßt  sie  als  Arschakunier  einschreiben,  mit  Purpur 
bekleiden  und  die  Krone  ihr  aufsetzen ,  damit  sie  Gattin  des 
Königs  werde."     Ibid.  II,  83,  S.  142. 

Die  Astisatsche  Gesetzgebung  läßt  vermuten,  daß  noch 
im  4.  Jahrhundert  kastenweise  Ehen  in  Armenien  häufig  in 
Üebung  waren ,  und  daß  die  Ehen  unter  den  Fürsten-  und 
Freienfamilien  auf  den  Kreis  ihrer  nahen  Verwandten  und 
ausschließlich    auf   adlige    Familien    beschränkt    waren.      Der 
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Gesetzgeber  von  Astisat  hat  folgenden  Rechtssatz  aufgestellt: 
„Priraum  ab  af'finitatis  cum  propinquis  conjunctioue,  quae  eorum 
consuetudo  fuerat,  ut  propria  sua  jura  conservarent."  M.  von 
Choren  III,  20,  S.  252. 

Das  erhaltene  Quellenmaterial  bev^eist  uns,  daß  auch  bei 
den  alten  Armeniern  kastenweise  Ehen  einst  streng  erforder- 
lich sein  sollten. 

Darauf  gehe  ich  nicht  weiter  ein. 

§  15. 
Verwandtschaft.     Schwägerschaft. 

a)  Unter  dem  Begriff  der  Verwandtschaft  versteht  man 
in  dem  armenischen  Rechte  die  Verwandten  a)  in  ab-  und  auf- 
steigender Linie  —  die  Aszendenten  und  Deszendenten;  b)  die 
Nachkommenschaft  der  Geschwister;  c)  da  die  in  späteren  wie 
auch  früheren  Ehen  erzeugten  Kinder  nach  der  armenischen 
Rechtsauffassung  Anverwandte  sind,  unterscheidet  der  Armenier 
solche  Anverwandte  voneinander  mit  besonderen  technischen 
Ausdrücken.  Die  von  den  gemeinsamen  Eltern  erzeugten 
Kinder  nennt  man  stir  (richtig,  echt),  harasat  (richtig,  echt, 
voUbürtig,  unvermischt),  arenakiz  (vollbürtig-germani)  Kinder 
und  Anverwandte.  Nach  diesem  sind  die  Geschwister,  die 
denselben  Vater  und  dieselbe  Mutter  haben ,  stir ,  harasat, 
arenakiz.  Dagegen  sind  die  Geschwister,  welche  entweder 
nur  den  Vater  oder  nur  die  gemeinsame  Mutter  haben,  keine 
harasat,  stir,  vollbürtige,  sondern  chorth,  unrichtige,  halb- 
bürtige ,  Stiefgeschwister.  Weiter  ist  noch  zu  erwähnen, 
daß  nach  der  kirchlich -geistlichen  Auffassung  die  von  den 
früheren  Ehen  zurückgebliebenen  Kinder  im  Verhältnis  zuein- 
ander Stiefgeschwister  sind,  da  sie  weder  einen  gemeinsamen 
Vater  noch  eine  gemeinsame  Mutter  haben.  Die  geraeinsamen 
Eltern  bezeichnet  man  mit  dem  Ausdrucke  znogkh  (die  Ge- 
bärende) in  dem  Sinn,  als  ob  die  beiden  Eltern  ihr  Kind  zu- 
sammen gebären,  erzeugen. 
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Nach  dem  armenischen  und  armenisch-kanonischen  Recht 
ist  die  computatio  —  Gradberechnung  unter  den  Blutsverwandten 
—  der  römischen  Gradzählung  gleich.  Jede  Geburt  ist  ein  Grad 
(armenisch  porth)^^).  Die  alte  Gewohnheit,  die  jetzt  noch  in 
verschiedenen  Provinzen  Armeniens  üblich  ist,  kennt  auch  die 
Verwandtschaft,  die  Verbrüderten,  die  Milchverwandtschaft 
und  die  geistige  Verwandtschaft  —  die  Verwandtschaft  der 
Taufpaten  und  Taufkinder  und  des  Trauungskhavors  (gekorene 
Vormund).  Verbrüdert  sind  diejenigen  Personen,  a)  welche 
durch  absichtliche  Blutvergieß ung  eine  Vermischung  ihres 
Blutes  bewirken,  indem  sie  das  Blut  auf  die  Erde  zusammen- 
tropfen lassen,  oder  die  blutenden  Stellen  (die  Arme)  eine 
Weile  zusammenpressen,  um  eine  tatsächliche  Blutvermischung 
herbeizuführen ;  b)  welche  gemeinsam  von  derselben  Frau  ge- 
säugt wurden;  die  Ehe  unter  Milchgeschwistern  war  nach 
altem  Gewohnheitsrechte  verboten ;  c)  welche  sich  in  der  Kirche 
oder  in  einem  Heiligtume  gegenseitig  die  Bruder-  und  Schwester- 
schaft versprochen  haben. 

Die  geistige  Verwandtschaft  tritt  nach  der  in  der  Kirche 
üblichen  Gewohnheit  mit  der  Taufe  eines  Kindes  ein  und  dehnt 
sich  auch  auf  die  Mutter  des  Taufkindes  aus.  Im  späteren 
Mittelalter  war  die  Ehe  unter  den  geistigen  Verwandten  bis 
zum  siebenten  Grad  von  der  Kirche  verboten.  Weder  das 
armenisch-nationale  noch  das  national-kanonische  Recht  kennen 
ein  solches  Verbot  der  Ehe  unter  den  geistigen  Verwandten; 
sie  kennen  auch  keine  geistige  Verwandtschaft  zwischen  dem 
Taufpaten  und  dem  Taufkinde  im  besprochenen  Sinne.  Dieses 
Verbot  stellte  lediglich  die  Geistlichkeit  auf. 

K  h  a  V  o  r  ^  ^).  Bei  der  Eheeinsetzung  —  domum  deductio  — , 
auch  bei  der  kirchlichen  Trauung,  und  weiter  während  der 
Dauer  der  Ehe  selbst  spielt  der  Khavor  —  der  armenische 
erkorene  Vormund  —  eine  Rolle  von  nicht  geringer  Bedeutung. 


55)  Porth  -  Nabel. 

5*)  Eine  Frauensperson  darf  nicht  zum  Khavor  gewählt  werden. 
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Diese  alfcarmenische  Institution  entspricht  der  altdeutschen  In- 
stitution des  gekorenen  Vormundes  ^^).  Den  Khavor  wählt 
der  Bräutigam  und  setzt  von  seiner  Wahl  die  Eltern  der  Braut 
in  Kenntnis.  Er  soll  eine  vertrauenswürdige  Person  sein^ 
ein  naher  Verwandter,  ein  treuer  Freund,  Kamerad  usw.  Der 
Khavor  wohnt  der  Eheeinsetzung  mit  dem  Schwerte  in  der 
Hand  bei.  Seine  Rechte  und  Pflichten  dehnen  sich  weit  auf 
das  Privatleben  des  Ehepaares  aus.  In  schweren  Fällen  von 
Uneinigkeit  in  der  Ehe  liegt  dem  Khavor  die  Pflicht  ob,  den 
Streit  beizulegen.  Besonders  schützt  der  Khavor  die  Inter- 
essen der  Ehefrau  gegenüber  dem  Ehemanne.  Er  ist  ein  Für- 
sprecher für  die  Ehefrau  und  eigentlich  der  Vermittler  zwischen 
den  Parteien. 

Bei  der  Handergreifung  und  bei  der  domum  deductio  ist 
der  Khavor  nicht  etwa  nur  ein  Zeuge,  ein  bloßer  Zuschauer. 
Seine  Anwesenheit  ist  während  der  ganzen  Hochzeit  unerläßlich, 
ohne  Khavor  darf  keine  Trauung  vollzogen  werden.  Er  ist 
an  allen  Akten  der  Eheeinsetzung  beteiligt  und  betätigt;  ohne 
seine  unmittelbare  Anwesenheit  kann  die  Uebergabe  der  Braut 
im  Hause  ihres  Vaters  nicht  erfolgen. 

b)  Schwäger  Schaft  —  hnamuthün.  —  Nach 
armenischer  Rechtsauffassung  sind  verschwägert  nicht  nur 
das  Brautpaar,  sondern  auch  die  beidseitigen  Anverwandten. 
Während  alle  Anverwandten  eines  Ehepaares  sich  gegen- 
seitig Verschwägerte  —  hnamikh,  hnami  —  nennen,  nennen 
sie  den  Schwiegersohn  phesah  und  die  Schwiegertochter  hars. 

Die  Ehe  zwischen  phesah  und  der  Mutter  seiner  Frau 
und  die  Ehe  unter  hars  und  dem  Vater  des  Ehemannes  ist 
sowohl  nach  dem  alten,  als  auch  nach  dem  geltenden  Gewohn- 
heitsrechte streng  verboten  (Bestimmung  von  Schahapivan 
Art.  12).  Nach  dieser  Bestimmung,  wie  auch  nach  der  Be- 
stimmung von  Astisat,  ist  die  Ehe  auch  mit  der  Frau  des  ver- 
storbenen Bruders  untersagt. 


5')  Vgl.  So  hm,  Das  Recht  der  Eheschließung  S.  72. 
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Nach  dem  armenischen  Rechte  entsteht  die  Schwägerschaft 
im  Momente  des  Verlöbnisses,  von  diesem  an  sind  die  beid- 
seitigen Anverwandten  hnamikh- verschwägerte.  Bei  der  Auf- 
lösung der  Ehe  dauert,  wie  auch  im  deutschen  Rechte  ^^),  die 
von  ihr  herrührende  Schwägerschaft  fort,  und  nach  wie  vor 
bleiben  für  die  geschiedenen  Ehegatten  und  für  ihre  gemein- 
samen Nachkommen  und  für  die  Nachkommen ,  welche  ent- 
weder den  gemeinsamen  Vater  oder  die  gemeinsame  Mutter 
haben,  und  für  die  Blutsverwandten  die  verwandtschaftlichen 
Beziehungen  bestehen.  Dagegen  besteht  Verwandtschaft  v^  e  d  e  r 
zwischen  den  geschiedenen  Ehegatten  einerseits  und  den  nach 
Auflösung  der  Ehe  in  weiteren  Ehen  erzeugten  Kinder  ander- 
seits, noch  zwischen  diesen  Kindern  untereinander.  Nach 
dieser  Auffassung  ist  die  Ehe  zwischen  den  nach  Auflösung 
der  Ehe  von  den  geschiedenen  Ehegatten  in  weiteren  Ehen 
erzeugten  Kindern  zulässig.  Auf  jeden  Fall  findet  sich  kein 
kanonisches  Verbot  im  armenischen  Kanonbuche. 


§  16. 
Die  rechtliche  Stellung  der  Ehegatten. 

„Ziehe  ins  Haus  (grhan)  ein,  damit  du  Hausherrin  seist"  ^^), 
sagt  der  Indiervater  zur  Braut  seines  Sohnes,  wenn  er  sie 
in  seinem  Hause  empfängt,  bevor  das  heilige  Feuer  auf  dem 
Hausherde  entzündet  wurde.  Der  Armeniervater,  während  er 
in  der  Mitte  des  Hauses  vor  dem  Hausherd  die  Braut  seines 
Sohnes  empfängt,  sagt  ihr:  „Willkommen,  von  heute  an  ist 
dieses  Haus  dein,  sei  glücklich." 

Die  armenische  Braut  zieht  ins  Haus  des  Bräutigams- 
vaters unbedingt  mit  dem  vom  väterlichen  Hause  mitgebrachten. 


^^)  S  0  h  m ,  Das  Recht  der  Eheschließung  S.  6. 
^^)  Lei  st,  Graeco-It.  Rechtsgeschichte  S.  55. 
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Zündfeuer,  um  die  Stellung  der  gleichberechtigten  Hausherrin 
einzunehmen. 

Daß  die  armenische  Ehefrau  neben  dem  Ehemanne  die 
Hausherrin  ist,  habe  ich  in  der  Darstellung  des  armenischen 
Haushaltertums  bereits  auseinandergesetzt  und,  glaube  ich,  end- 
gültig bewiesen. 

Stirbt  die  Ehefrau,  so  sagt  der  Armenier:  „Das  Feuer  im 
Herde  (der  betreiFenden  Familie)  ist  erloschen."  Den  Tod 
der  Hausfrau  vergleicht  man  nach  diesem  Sprichwort  mit  dem 
Ausgehen  des  Herdfeuers,  d.  h.  mit  dem  Untergang  des  Haus- 
haltes. Der  armenische  Ehemann  beklagt  den  Tod  seiner 
Frau,  indem  er  sagt,  daß  er  „niemand  zu  Hause  habe,  der 
das  Feuer  im  Herde  und  das  Licht  im  Hause  anzünde". 

Stirbt  der  Ehemann,  so  beweint  die  Ehefrau  den  Verlust 
des  Ehegatten  als  ihres  Beschützers  und  Hausherrn. 

Die  Frau  ist  gleichberechtigt  mit  dem  Manne  in  allen 
häuslichen  Geschäften,  wenn  auch  oft  nur  scheinbar.  Das 
Eheversprechen  geschieht  nicht  anders  als  mit  der  Zustimmung 
und  Mitwirkung  der  Mutter  des  Mädchens.  Wenn  auch  das 
armenische  Mädchen  bei  der  Verlobung  willenlos  ist,  so  er- 
wirbt sie  durch  die  Heirat  die  Ehrenstellung  der  zu  un- 
geteilter Lebensgemeinschaft  —  individua  vitae  consuetudo  — 
berechtigten  Hausherrin  und  Ehegattin. 

Ich  habe  schon  erwähnt,  daß  dem  armenischen  Tanutia'ir- 
Hausherrn-Haushalter  die  unbegrenzte  eheherrliche  Gewalt 
nach  dem  römischen  Muster  fehlt.  Der  armenische  Hausherr 
regiert  und  verwaltet  unter  Beihilfe  seiner  Frau  und  seiner 
erwachsenen  Söhne.  Wo  aber  mehrere  Brüder  zusammen- 
wohnen, hat  jeder  verheiratete  Bruder  verschiedene  Rechte 
und  Pflichten  einerseits  gegen  die  gesamte  Familie,  anderseits 
gegen  seine  eigene  Familie,  d.  h.  seine  Frau  und  Kinder.  Im 
ersten  Falle  ist  er  das  gleichberechtigte  Glied  der  ganzen 
Stammfamilie,  indem  er  an  allen  Geschäften  des  Stammhauses 
teilnimmt,  in  allen  Zweigen  der  Hauswirtschaft  sich  betätigt. 
Im    zweiten   Falle    ist    er    der    Hausvater    und   Ehegatte    der 
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eigenen  Familie ,  indem  er  die  Interessen  der  Seinigen  — 
seiner  Frau  und  Kinder  —  schützt  und  wahrt;  z.  B.  die  Ver- 
waltung des  von  seiner  Frau  und  seinen  Kindern  erworbenen 
Vermögens,  die  eng  privaten  Angelegenheiten  seiner  eigenen 
Familie  usw. 

Der  armenische  Ehemann  gibt  seiner  Frau  seinen  Namen ; 
der  armenische  Tnphesah  (der  Erbtochterehemann)  aber  nimmt 
den  Namen  seines  Schwiegervaters  an.  Die  Frau  soll  dem 
Manne  folgen  und  seinen  Wohnsitz  teilen. 

Nach  der  Bestimmung  von  Schahapivan  (Art.  6)  hat  man 
eine  dem  Ehemann  entlaufene  Frau  mit  Gewalt  ihrem  Manne 
7.urückzuführen.  Dieser  Kanon  erinnert  an  das  römische  ,,inter- 
dictum  de  uxore  exhibenda  et  ducenda"  gegen  Dritte,  welche 
dem  Ehemann  die  Frau  vorenthalten,  und  dies  auch  gegen 
den  Vater  der  Frau  oder  deren  Mutter  ^^). 

In  dieser  Bestimmung  von  Schahapivan  ist  nicht  nur  das 
Klagerecht  des  armenischen  Ehemannes  zu  erblicken,  sondern 
auch  das  Recht,  die  ihm  vorenthaltene  Frau  zwangsweise  zu- 
rückzuerlangen. 

Nach  dem  Gewohnheitsrechte  ist  der  Forderung  des  Ehe- 
mannes keine  Folge  zu  geben,  wenn  die  Weigerung  der  Frau, 
bei  ihrem  Manne  zu  wohnen,  aus  Gründen  erfolgt  ist,  die  eine 
Scheidung  der  Ehe  zar  Folge  haben  könnten.  Ist  aber  kein 
solcher  Grund  vorhanden,  so  soll  die  Frau  nach  erwähnter 
Bestimmung  zu  ihrem  Manne  zurückkehren. 

Verläßt  aber  der  Ehemann  seine  unschuldige  Frau ,  so 
erleidet  er  nach  dem  alten  Rechte  (Bestimmung  von  Schaha- 
pivan Art.  4,  5)  zugunsten  der  verstoßenen  Frau  erhebliche 
Vermögensverluste  bis  zur  Hälfte  seines  Vermögens.  Zu  den 
Verpflichtungen  des  Ehemannes  gehört  aber  in  erster  Linie  die 
Ernährung  seiner  Frau  und  seiner  Kinder. 


<^'^)  Dernburg,   Pandekten  III,   S.  9 ;   L.  2.     D.   de  liberis  exhi- 
bendis  43,  30,  L.  11.     C.  de  nuptiis  5,  4. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXV,  Band.  21 
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§  17. 
Jungfräulichkeit. 

Einige  Betrachtungen  über  die  Schätzung  der  Jungfräu- 
lichkeit bei  den  Armeniern  anzuknüpfen ,  halte  ich  für  sehr 
notwendig;  diese  Betrachtungen  haben  zu  zeigen,  daß  der  Ar- 
menier die  Jungfräulichkeit  hochschätzte  und  sie  zu  bewahren 
besorgt  war.  Dies  ist  besonders  notwendig,  da  man  immer 
von  einem  Anahidendienst  bei  den  alten  Armeniern  zu  sprechen 
pflegt,  einem  Anahidendienst,  der  die  Voraussetzung  der  Jung- 
fräulichkeit bei  der  Vollziehung  der  Ehe  ausschließt. 

Der  erste  Mann ,  der  in  der  Absicht ,  um  für  sich  ein 
Weib  zu  besitzen,  zum  Raube  überging,  ward  damit  zum 
Gründer  der  ersten  Ehe  und  des  Haushaltertums.  Der  Ge- 
danke, daß  eine  Frau  nur  ihrem  Manne,  d.  h.  dem  Manne,  der 
sie  erworben  hatte,  zugehörig  ist,  ist  allerdings  mit  der  Raub- 
ehe eng  verbunden.  —  Das  mit  großen  Mühen  und  Gefahren 
erworbene  Weib  sollte  ausschließlich  dem  gehören ,  der  alle 
diese  Hindernisse  überwunden  hatte ;  damit  ist  bereits  auch 
die  Ehe  gegeben.  Ist  die  Ehe  vorhanden,  so  ist  auch  die 
Schätzung  und  das  Verlangen  der  Jungfräulichkeit  da.  Nur 
die  Institution  der  Ehe  vermochte  die  Hochschätzung  der 
Jungferschaft  zu  zeitigen  und  ihre  Bew^ahrung  bis  zum  ersten 
Beischlaf  verbindlich  zu  machen. 

Die  frühzeitige  Verlobung  war  es,  sagt  Kohler,  die  die 
Schätzung  der  Jungfräulichkeit  gezeitigt  hatte  ^^).  Dagegen 
ist,  wie  ich  sagte,  der  Gedanke,  daß  eine  Frau  dem  Manne, 
der  sie  entführt  bzw.  erworben  hat,    gehören  muß,   d.  h.  der 


^^)  J.  Kohl  er:  „Offenbar  ist  mit  dem  Gedanken  der  ehemänn- 
liehen  Herrschaft  über  die  Frau  und  mit  dem  frühzeitigen  Verlöbnis 
zugleich  der  Gedanke  gereift ,  daß  die  Frau  lediglich  und  allein  dem 
Manne  bestimmt  sei,  und  so  hat  diese  Schätzung  der  Jungfrauschaft  als 
Verdienst  betrachtet,  die  Kinderverlobung  hat  diesen  Fortschritt  gezeigt/ 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechts w.  VII,  S.  341. 
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Beginn  der  eheherrlichen  Gewalt  über  die  Frau,  mit  dem  Ent' 
stehen  der  Schätzung  des  Merkmales  der  Jungfrauschaft  eng 
verbunden  und  durch  das  Vorhandensein  der  Ehe  bereits 
gegeben. 

Bei  allen  Ariern  ist  die  Jungfräulichkeit  eine  unerläßliche 
Vorbedingung  des  Verlöbnisvertrages.  Die  Arier,  darunter  auch 
die  Armenier,  legten  großen  Wert  darauf,  in  der  Brautnacht 
eine  Jungfrau  vorzufinden.  Um  diesen  höchsten  Wunsch  zu 
verwirklichen,  kam  der  frühere  Ehemann  auf  den  Gedanken, 
seine  etwaige  Frau  vorauszubestimmen.  Bei  der  Raubehe  er- 
zielte man  dies  durch  den  Mädchenraub ;  erst  bei  der  Kaufehe 
war  ein  friedliches  Uebereinkommen  der  Parteien  möglich. 
Durch  diese  Bestimmung,  d.  h.  durch  die  Verlobung ,  dachte 
der  Mann  seine  zukünftige  Frau  unversehrt,  allein  für  sich, 
bewahren  und  erhalten  zu  können. 

Die  frühzeitige  Verlobung  sollte  Gewähr  bieten,  daß  das 
erkorene  Mädchen  unberührt,  unversehrt  bleiben  muß,  wie  es 
der  Armenier  ausdrückt  —  unter  einem  Zeichen  liegt  ^^).  Das 
Zeichenlegen  hat  zu  zeigen,  daß  das  betreffende  Mädchen  nicht 
zu  haben  ist.  Hatte  der  künftige  Ehemann  ein  Zeichen  (Ne- 
schan,  armenisch)  auf  ein  Mädchen  gelegt  —  genauer:  hatte 
er  das  traditionelle  Zeichen  in  üblicher  Weise  einem  Mädchen 
eingehändigt  — ,  so  erachtete  er  ihre  Jungfräulichkeit  als  für 
sich  gesichert. 

Die  frühzeitige  Verlobung  hat  also  nicht  die  Institution 
der  Jungfräulichkeit  und  deren  Schätzung  ins  Leben  gerufen, 
sondern  umgekehrt:  die  Schätzung  der  Jungfräulichkeit  hat 
die  frühe  Verlobung  gezeitigt;  denn  das  Verlangen  der  Jung- 
fräulichkeit bestand,  bevor  man  an  eine  frühzeitige  Verlobung, 
die  das  Verlangen  der  Jungfräulichkeit  gezeitigt  hätte ,  ge- 
dacht hatte. 

Die  Eltern  haben  großes  Interesse  daran,  die  Jungfräu- 
lichkeit ihrer  Töchter  zu  überwachen   und   sie  für  den  ersten 
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)  Die  Verlobung  heißt  armenisch  Zeichenlegen. 
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Beischlaf  dem  Bräutio^am  zu  bewahren.  Diese  Ueberwachung 
dauert  sogar  bei  den  Armeniern  bis  zur  Türe  des  Brautgemaches 
und  wird  erst  aufgegeben,  wenn  die  Braut  seine  Schwelle 
übertritt.  Das  beweist  die  jetzt  noch  übliche  alte  Gewohnheit. 
Nach  der  Uebergabe  der  Braut  an  den  Bräutigam  gehen  mit 
dem  Hochzeitszug,  die  Braut  unmittelbar  begleitend,  zwei  Per- 
sonen aus  dem  Kreise  ihrer  Angehörigen:  ein  Jüngling,  den 
man  Brautbruder  =  Harsnegbair,  und  eine  ältere,  erfahrene 
Frauensperson,  die  man  Brautschwester  =  Harsnkhuir  nennt. 
Sie  verbleiben  während  der  ganzen  Zeit  der  Hochzeitsfeier- 
lichkeiten im  Hause  des  Bräutigams  bei  der  Braut  und  über- 
wachen sie,  bis  sie  ins  Schlafgemach  eingeführt  und  dem  Bräu- 
tigam übergeben  wird. 

Die  Rolle  der  Brautschwester  ist  eigentlich  mit  der  Voll- 
ziehung der  Ehe  zu  Ende ,  wenn  man  die  Ueberzeugung  ge- 
wonnen hat,  daß  die  Braut  eine  unversehrte  Jungfrau  gewesen 
sei,  indem  man  das  blutbefleckte  Untergewand  ^^)  der  Braut 
als  Zeichen  und  Beweismittel  ihrer  Jungfrauschaft  zur  allge- 
meinen Befriedigung  zeigte  ^*). 

Folgendes  Quellenmaterial  kommt  in  Betracht: 
a)  „Eine  Jungfrau  (im  Texte  armenisch  kuis  =  keusch) 
mit  schönem  Angesichte,  eine  Schwester  des  Artavast,  wurde 
von  einem  gewissen  Tatschat,  welcher  zum  Geschlechte  Asots 
gehörte,  aus  der  Nachkommenschaft  des  Haikanen  Guschar, 
hinweggenommen,  durch  die  Flucht  nach  Cäsarea  gerettet ..." 
M.  von  Chor.  H,  78,  S.  137. 


^3)  Vgl.  J.  Kohler,  Zeitsclir.  f.  vergl.  Rechtsw.  VI,  S.  338. 

®*)  Die  einschlägigen  Gewohnheiten  sind  je  nach  den  Provinzen  ver- 
schieden. In  einigen  Orten  schickt  man  das  blutbefleckte  Untergewand 
den  Brauteltern  zu  deren  Beruhigung.  In  vielen  Provinzen  liegt  der 
Brautschvvester  die  Pflicht  ob,  das  blutbefleckte  Untergewand  des  Braut- 
paares unmittelbar  selbst  wegzunehmen  und  den  weiblichen  Angehörigen 
des  Bräutigams  vorzuzeigen.  Für  gewöhnlich  aber  holt  eine  ältere  Frau 
das  Untergewand  vom  Schlafgemache  der  Braut  nach  dem  erfolgten  Bei- 
schlafe und,  wie  oben  gesagt,  zeigt  es  der  wartenden  Brautschwester 
und  den  Angehörigen  des  Bräutigams. 
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b)  „Er  (Fürst  Ota)  war  ein  gerechter,  ausdauernder,  ent- 
haltsamer und  kluger  Mann  .  .  .,  so  war  auch  sein  Pflegekind 
Chosrowiducht  eine  bescheidene  Jungfrau."     Ibid.  II,  82. 

c)  „Trdat  (König  Armeniens,  3.  Jahrh.  n.  Chr.)  ins  Land 
gekommen,  schickt  den  Ritter  Sembat,  den  Vater  Bagarats, 
um  die  Jungfrau  Aschchen,  die  Tochter  Aschadarats,  ihm  zur 
Frau  zu  holen;  diese  Jungfrau  war  um  nichts  kleiner  als  der 
König."     Ibid.  II,  83. 

d)  Die  Nationalversammlung  von  Astisat  (365)  stellte 
folgende  Rechtsnorm  auf:  „Bezüglich  der  Ehe  solle  als  Gesetz 
gelten ,  daß  solche ,  die  eine  Ehe  eingehen  wollen ,  einander 
nicht  belügen  und  betrügen  ..."  Faustus  von  Byzanz  IV,  4, 
S.  58.  Das  heißt,  daß  die  heiratenden  Parteien  vor  der  Trauung 
nichts  voreinander  verhehlen  dürfen;  es  bezieht  sich  dies  auch 
auf  die  Jungfräulichkeit.  Da  nach  dem  alten  noch  jetzt  üblichen 
Rechte  der  Armenier  die  nicht  als  Jungfrau  erfundene  Braut 
gleich  darauf  zu  ihren  Eltern  zurückschickt  und  dadurch  die 
bereits  geschlossene  Ehe  als  nichtig  erachtet,  hat  der  über 
seine  Tochter  kontrahierende  Vater,  bzw.  die  Eltern,  die 
Pflicht,  die  andere  Partei  nie  zu  „belügen"  und  zu  „be- 
trügen". 

e)  In  den  Artikeln  3  und  7  der  schahapivanschen  Gesetz- 
gebung (447)  ist  folgendes  vorgeschrieben:  1.  wenn  die  Braut 
vor  der  Heirat  entweder  mit  einem  Fremden  oder  mit  ihrem 
Bräutigam  geschlechtlich  verkehrt  hat,  so  verfallen  ihre  Eltern 
einer  schweren  Strafe  (Kirchenbann,  Geldstrafe),  Art.  7;  2.  es 
möge  aber  sein,  daß  die  Tochter  aus  freiem  Willen  sich  hin- 
gegeben hat,  dann  werden  die  Eltern  nicht  bestraft,  sondern 
die  Braut  und  der  Bräutigam  persönlich,  Art.  3;  3.  wenn  sie 
aber  vor  der  Heirat  Geschlechtsverkehr  gepflogen  hat,  so  wird 
sie  nicht  als  eine  Jungfrau,  sondern  als  eine  zum  zweiten 
Male  Heiratende  (als  eine  Verwitwete)  getraut  werden,  nur  mit 
Weide  gesegnet.  Nach  diesem  also  sind  die  rituellen  Ge- 
bräuche bei  der  Vollziehung  der  Trauung  nur  für  die  Jung- 
frauen bestimmt;   hat  ein  Mädchen  vor  der  Heirat  die  Jung- 
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fräulichkeit  verloren,  so  wird  sie  nicht  als  Jungfrau  getraut, 
sondern  als  eine  Witwe.  In  diesen  Sätzen  von  Schahapivan 
sind  die  Rechtsnormen  des  alten  Rechtes  der  Armenier  ent- 
halten und  in  gebührender  Aufmerksamkeit  zum  Ausdruck 
gebracht. 

Dasselbe  finden  wir  auch  in  den  indischen  Rechtsquellen, 
nämlich  „Manu,  226.  Die  Hochzeitsgebete  sind  nur  für  Jung- 
frauen bestimmt,  und  dürfen  unter  den  Menschen  niemals  bei 
solchen  hergesagt  werden,  die  ihre  Jungfrauschaft  verloren 
haben,  denn  sie  sind  von  den  heiligen  Gebräuchen  ausge- 
schlossen" ^^). 

Anahitendienst.  —  Das  armenische  Quellen- 
material: 

1.  „Im  ersten  Jahre  der  Regierung  des  Königs  Tiridat 
von  Großarmenien  sind  sie  in  die  Provinz  Ekeliaz  in  das  Dorf 
Erisa  in  den  Tempel  der  Anahit  angekommen,  um  dort  dem 
Bilde  der  Göttin  Anahit  Opfer  darzubringen."  Agathangel  48, 
49,  S.  30. 

2.  Der  König  (Tiridat)  sagt:  „ .  .  .  wenn  du  den  Göttern 
keinen  Dienst  leisten  willst,  besonders  der  großen  Herrin 
Anahit,  die  der  Ruhm  und  die  Beleberin  unserer  Nation  ist, 
die  auch  alle  Könige  verehren,  besonders  der  König  der  Hel- 
lenen, die  (Anahit)  die  Mutter  und  Ursprung  aller  Sittlich- 
keiten und  Mäßigkeiten,  die  die  Wohltäterin  der  Menschen 
ist,  und  die  von  dem  großen  tapferen  Ahura-Mazda  abstammt." 
Ibid.  53,  13,  14,  15,  16,  17,  S.  31. 

3.  „Und  die  große  Anahit,  durch  welche  besteht  und  von 
ihr  holt  das  armenische  Land  die  Lebenskraft,  und  mit  ihr 
den  großen  und  tapferen  Ahura-Mazda,  der  Schöpfer  der  Welt.^ 
Ibid.  68,  7,  8,  9,  S.  38. 

4.  „Die  Beschützerin  Armeniens,  Anahit  Herrin."  Ibid. 
S.  73. 

5.  „Das  goldene  Bild  der  Göttin  Anahit  haben  zerschla- 
gen ..  ."     Ibid.  786,  17,  1,  S.  409. 


66 


)  JoUy,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  III,  S.  271. 
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Das  Quellenmaterial  aus  dem  Avesta.  Jast  5.  Vendi- 
däd  13,  an  Ardivi  ^üra  Anahita.  I.  1.  Es  sprach  Ahura- 
Mazda  zum  ^pi^^^^^  Zarathustra : 

„Du  sollst,  0  Zarathustra,  meine  Jungfräuliche  hilfreiche 
Ardivi  (Anahita)  anbeten,  die  breitflächige  heilkräftige  teufel- 
feindliche dem  Ahura  getreue  den  Menschen  verehrungswürdige, 
den  Menschen  preiswerte  ..." 

2.  „Welche  allen  Männern  den  Samen  und  allen  Frauen 
die  Leibsfrucht  zur  Geburt  zubereitet  und  allen  Frauen  zu 
glücklicher  Geburt  verhilft. "     S.  379—380. 

63.  „Jungfräuliche  hilfreiche  Ardivi  eile  mir  schnell  zu 
Hilfe,  bringe  mir  rasch  Beistand,  tausend  Opfergaben  will  ich 
dir  darbringen."     S.  389. 

78.  „Es  eilte  herbei  die  jungfräuliche  Ardivi,  in  Gestalt 
einer  schönen  Jungfrau,  einer  sittsamen,  schöngewachsenen  .  . . 
mit  goldenen  Schuhen  bekleidet.«     S.  391—392. 

87.  „Dich  werden  heiratsfähige  fleißige  Mädchen  im 
Elternhause  um  Besitzstand  und  um  einen  tüchtigen  Hausherrn 
bitten.  Dich  werden  schwangere  Frauen  um  leichte  Geburt 
bitten."     S.  393. 

126.  „Die  Jungfräuliche  hilfreiche  Ardivi  .  .  .  lieblich  ge- 
kleidet in  ein  reich  genesteltes  goldenes  Gewand."  S.  400, 
üebersetzung  aus  dem  Avesta  von  Karl  Geldner. 

Die  Eigenschaften  der  Göttin  Anahit  sind  nach  der  ar- 
menischen Quelle  folgende:  Sie  ist  die  große  Herrin,  der 
Ruhm,  die  Beleberin  und  die  Beschützerin  Armeniens,  die 
Wohltäterin  der  Menschheit,  der  Ursprung  aller  Sittlichkeiten; 
man  brachte  ihr  Opfer  dar;  ihr  Bildnis  war  aus  Gold  ver- 
fertigt. 

Nach  Avesta  ist  Ardivi-Anahit  die  hilfreiche,  jungfräu- 
liche Göttin,  Wohltäterin  der  ganzen  Welt;  man  bringt  ihr 
tausend  Opfergaben  dar.  Sie  ist  eine  sittsame  Jungfrau,  mit 
goldenen  Schuhen  bekleidet  usw. 

Die  Aehnlichkeit  der  Charakterzüge  der  Ardivi-Anahit 
aus  dem  Avesta  mit   der   der   armenischen    weist   darauf  hin, 
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daß  die  armenische  Göttin  Anahit  mit  den  gleichen  Eigen- 
schaften ausgestattet  war  wie  die  persische  Ardivi-Anahit. 
Dem  Wesen  sowohl  der  persischen,  als  auch  der  armenischen 
Göttin  Anahit  ist  der  Anahitenkultus  der  Babylonier  und  der 
Lyder  nicht  eigen.  Die  Opferung  der  Jungfräulichkeit  vor 
der  Heirat  im  Tempel  Anahitis  ist  dem  Charakter  der  Ardivi- 
Anahit  zuwider.  Die  Göttin  selbst,  befragt  von  Ahura-Mazda, 
entgegnet  ihm,  daß  diese  Opferungen  teuflisch  sind. 

In  der  Tat,  eine  Göttin,  die  die  Mutter  und  der  Ursprung 
aller  Sittlichkeiten  genannt  wird,  kann,  der  arisch-armenischen 
Auffassung  nach,  nicht  unsittliche  Opferungen  verlangen. 

Unsere  Erörterungen  über  die  Schätzung  der  Jungfräu- 
lichkeit ergeben :  a)  daß  das  armenische  Mädchen  bis  zur 
Brautnacht  eine  unversehrte  Jungfrau  bleiben  muß ;  b)  daß  die 
Jungfräulichkeit  eine  Hauptvoraussetzung  des  Verlöbnisver- 
trages ist;  c)  daß  nach  dem  alten  Rechte  (Bestimmung  von 
Schahapivan  Art.  3,  7)  das  nicht  Jungfrau  gebliebene  Mädchen 
als  das  zweitemal  heiratend  getraut  werden  muß;  d)  daß  die 
rituellen  Hochzeitssprüche  nur  für  die  Jungfrauen  bestimmt 
sind ;  e)  daß  die  armenischen  Mädchen,  die  am  Tage  des  Ver- 
löbnisses gleich  darauf  verschleiert  werden ,  auch  verschleiert 
getraut  (armenisch  bekränzt)  werden. 

Weiter  ist  zu  erwähnen,  daß  die  armenische  Sitte,  die 
Braut  mit  Schleier  und  Kranz  geschmückt  zur  Trauung  zu 
führen,  ein  allgemein-arischer  Gebrauch  ist.  Schleier  und 
Kranz  dienen  als  Zeichen  der  Keuschheit  des  Mädchens^**). 
Durch  die  Verschleierung  des  Mädchens  vollzieht  sich  das  ar- 
menische Verlöbnis,  durch  die  Kranzlegung,  wie  die  Armenier 
sich  ausdrücken,  vollzieht  sich  die  Ziviltrauung,  die  erst  durch 
die  kirchliche  Trauung  besiegelt  wird.    Getraut  sein  heißt  ar- 


^^)  Vgl.  Lei  st,  Altarisches  Jus  civile  :  „Insbesonders  das  zugesagte 
Mädchen  hat  nun  streng  ihre  Keuschheit  zu  wahren,  was  der  Arier  gern 
dadurch  zur  Anschauung  bringt,  daß  die  Braut  mit  Kranz  und  Schleier 
geschmückt  wird,  welcher  Schleier  dann  später  zurückzuschlagen  ist.'' 
S.  109. 
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meniscli  „bekränzt"  sein.  Nur  die  Jungfrauen  werden  heute 
noch  verschleiert  und  bekränzt  getraut. 

Das  angegebene  armenische  Quellenmaterial  und  unsere 
Betrachtungen  über  die  Schätzung  der  Jungfräulichkeit  schließen 
das  Vorhandensein  des  Anahitendienstes  bei  den  Armeniern- 
Ariern  mit  Bestimmtheit  aus. 

Eines  ist  möglich ,  daß  in  Kleinarmenien  bei  den  alten 
Bewohnern  Armeniens,  die  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht 
arischer  Herkunft  waren,  zur  Zeit  Strabos  ^ ')  oder  vorher  die 
alte  Sitte  der  Mädchenschändung  im  Tempel  der  Anahitis  vor 
der  Heirat  üblich  war. 

Herodot^^),  der  die  armenischen  Gebräuche  so  ausführlich 
beschrieben  hat,  spricht  von  einer  ähnlichen  Sitte  bei  den  Ar- 
meniern kein  Wort,  und  das  ist  sehr  wichtig. 

§  18. 
Kinderverlobung  und  Kinderehe. 

a)  Der  28.  Kanon  des  Patriarchen  Sahak  verbietet  den 
Priestern,  Kindertrauungen  zu  vollziehen.  Wer  kein  Kind  ist, 
ist  dieser  Bestimmung  nach  ehemündig. 

Das  armenische  Recht  kennt  folgende  Altersstufen  :  manuk 
=  Säugling ,  Kind ;  patani  =  Jüngling ,  Bursche ;  erita- 
sard  =  Bursche,  Erwachsene.  Manuk  bis  zum  8.  Altersjahre, 
patani  bis  zum  18.  und  eritasard  über  18.  Wie  wir  sehen 
werden,  läßt  die  alte  Gewohnheit  Kinderehen  im  Alter  von 
10 — 12  Jahren  zu. 

b)  Die  Nationalversammlung  von  Duin  (554)  wiederholte 
(Art.  24)  ^^)  das  Sahaksche  Verbot  ohne  weiteres.  Wahr- 
scheinlich hatten  die  Priester  bei  der  Vollziehung  der  Ehe 
die  Pflicht,  nach  äußeren  Merkmalen  zu  entscheiden,  ob  im 
gegebenen  Falle  die  Nupturienten  ehemündig  waren  oder  nicht. 


6')  Strabo  XI,  14,  16,  S.  441,  442. 
68)  Herodot  I,  196. 
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'3  A.  Kli  d  s  c  h  i  a  n ,  Die  Kanongruppe  von  Nerses  und  Nerschapuh. 
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c)  Erst  im  Jahre  1243  setzte  die  Nationalversammlung^ 
von  Siß  das  Mindestalter  des  Bräutigams  auf  das  14.  und  der 
Braut  auf  das  12.  vollendete  Lebensjahr  fest,  wahrscheinlich 
unter  dem  Einflüsse  des  gräco-römischen  Rechtes. 

d)  Das  Gewohnheitsrecht.  —  lieber  das  Alter  der 
Ehemündigkeit  nach  der  im  Mittelalter  herrschenden  Gewohn- 
heit ist  bei  Jakobus  Chrimensis  (ein  einflußreicher  Geistlicher 
der  armenischen  Kirche  aus  dem  15.  Jahrhundert)  zu  lesen: 
„Nach  den  Gesetzen  hätte  eigentlich  der  Bräutigam  16  und 
die  Braut  14  Lebensjahre  erreichen  sollen,  um  getraut  zu  wer- 
den, aber  unsere  heiligen  Väter  haben  wegen  der  schlechten 
Zeiten  das  Alter  um  2  Jahre  herabgesetzt.  Auch  wir  sahen 
uns  gezwungen,  da  die  Eltern  sich  schreiend  empörten,  das 
Alter  um  weitere  2  Jahre  herabzusetzen,  so  daß  die  Braut 
nach  dem  vollendeten  10.  und  der  Bräutigam  nach  dem  voll- 
endeten 12.  Lebensjahre  getraut  werden  können.  Wenn  aber 
die  Braut  vor  dem  10.  oder  der  Bräutigam  vor  dem  vollendeten 
12.  Lebensjahre  geheiratet  haben ,  so  wird  die  Ehe  als  un- 
gültig erklärt.  Man  darf  nicht  jüngere  Leute  heiraten  lassen, 
als  wir  es  erlaubt  haben;  darum  laßt  ab  von  dieser  bösen  Ge- 
wohnheit ..." 

In  diesen  kurzen  Worten  des  Chrimensis  ist  das  alte 
und  jetzt  noch  geltende  (selten)  Gewohnheitsrecht  ausge- 
sprochen. 

Während  der  Gesetzgeber  durch  die  Ungültigkeitserklärung 
der  Kinderehen  einigermaßen  die  Kinderehen  zu  verhüten  ge- 
dachte, war  und  bleibt  er  gegenüber  den  Kinderverlobungen 
machtlos.  Jetzt  noch  finden  in  den  Dörfern  Verlobungen  von 
Säuglingen  '^^) ,  auch  von  noch  nicht  zur  Welt  gekommenen 
Kindern  statt  '^^),  in  dem  zwei  Frauen  den  Wunsch  aussprechen, 


'*)  Vgl.  Kohl  er:  „Auch  bei  den  Westafrikanern  und  anderen 
finden  Kinderverlobungen  im  zarten  Alter,  oft  vor  der  Geburt  statt." 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  III,  S.  340. 

'^)  Kohl  er:  „In  Südindien  verlobt  man  die  Kinder  vor  der  Ge- 
burt, für  den  Fall  der  Differenz  des  Geschlechtes."     Ibid.  S.  354. 
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ihre  Kinder  bei  Verschiedenheit  des  Geschlechtes  miteinander 
zu  verheiraten. 

Es  erübrigt  noch,  über  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Kinderehen  einiges  zu  erwähnen. 

Während  die  Verlobung  und  die  frühzeitige  Verlobung 
hauptsächlich  ein  sittliches  Ziel  verfolgen,  hat  die  Kinderehe 
unter  anderem  auch  einen  wirtschaftlichen  Beweggrund.  — 
In  Armenien  finden  Kinderehen  hauptsächlich  aus  Mangel  an 
Frauenspersonen  in  der  Familie  statt.  Ein  Ehemann,  der  einen 
Haushalt  und  viele  Kinder  hat,  und  dessen  Frau  gestorben 
ist,  oder  dessen  Frau  allein  nicht  imstande  ist,  die  ganze  Haus- 
arbeit zu  besorgen,  verheiratet  seinen  ältesten,  aber  noch 
minderjährigen  Sohn  im  11. — 14.  Lebensjahre,  um  eine  Ar- 
beitskraft zu  gewinnen.  In  solchen  Fällen  ist  die  Braut  immer 
5  —  10  Jahre  älter  als  der  Bräutigam.  Der  Armenier  findet 
also  in  der  frühzeitigen  Verheiratung  seines  minderjährigen 
Sohnes  einen  wirtschaftlichen  Nutzen. 


Fünftes  Kapitel. 

Erfordernisse  der  Ehe. 

§  19. 
Allgemeines.     Der  Konsens  der  Eltern. 

a)  Die  Hindernisse  der  Ehe  sind  trennende  und  auf- 
schiebende. Im  ersten  Falle  steht  der  Kirche  das  Recht  zu, 
Maßnahmen  gegen  gesetzwidrig  geschlossene  Ehen  zu  er- 
greifen und  das  Band  aufzulösen. 

Die  aufschiebenden  Hindernisse  der  Ehe  sind  de  jure  an- 
erkannt nach  dem  Kirchenrechte,  de  facto  aber  bleiben  sie 
wirkungslos,  wenn  die  Ehe  bereits  geschlossen  ist. 

Dritte    Personen,    deren    Rechte    durch    die    Entstehung 
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neuer  Ehen  verletzt  worden  sind ,  können  eine  Nichtigkeits- 
klage bei  der  Kirchenbehörde  einreichen.  Ist  die  einzuklagende 
Ehe  bereits  vollzogen,  so  erwirkt  die  Klage  nach  dem  gelten- 
den Gewohnheitsrecht  so  gut  wie  nichts.  Dagegen  ist  die 
Klage  wirksam ,  wenn  sie  vor  der  Vollziehung  der  Trauung 
eingereicht  wird.  Die  Trauung  wird  aufgeschoben,  unter  Um- 
ständen auch  verboten. 

b)  Der  Konsens  der  Eltern  ist  nach  der  Bestimmung  von 
Schahapivan  (Art.  7)  erforderlich.  Der  Gesetzgeber  sagt: 
,,Ohne  Vaters  und  Mutters  (Willen)  darf  ein  Priester  nieman- 
den trauen  ..."  Nach  der  üblichen  Gewohnheit  aber  besteht 
die  ohne  den  Willen  der  Eltern  geschlossene  Ehe  rechtsgültig 
fort,  besonders  wenn  die  Kinder  volljährig  sind. 

Das  Recht  der  Einwilligung  zur  Ehe  geht  nach  dem  Tod 
der  Eltern  auf  die  verheirateten  Brüder  über.  Auch  um  eine 
zweite  Ehe  einzugehen,  bedarf  eine  Witwe  nach  der  noch 
geltenden  Gewohnheit  einer,  wenn  auch  nur  formellen,  Ein- 
willigung der  Pamilienältesten  ihres  verstorbenen  Mannes. 

Die  armenischen  Rechtsquellen  kennen  den  prätorischen 
Zwang  der  Römer '^^)  gegen  den  Hausvater  nicht,  wenn  der 
armenische  Vater  die  Einwilligung  zur  Ehe  verweigert. 

§  20. 
Die  Ehe  unter  Blutsverwandten  und  Verschwägerten. 

a)  Nach  dem  armenischen  Rechte  ist  die  Ehe  zwischen 
Aszendenten  und  Deszendenten  untersagt. 

b)  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hat  die  Nationalver- 
sammlung von  Astisat  (365)  das  Verbot  der  Ehe  im  dritten 
Grade  der  Verwandschaft  statuiert  ^^). 

c)  Die  Versammlung  von  Schahapivan  verbot  die  Ehe  mit 


'2)  Dernburg,  Pandekten  III,  S.  15. 

'^)  A.  Klidschian,  Einleitung  zur  Kanongruppe  des  Patriarchen 
Nerses.     Zeitschr.  H.  Amsorya  1903,  V,  S.  137  f. 
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Onkel,    Tantß,    Nichte    und   Neffe,    d.  h.  die  Ehe  im    dritten 
Grade  der  Blutsverwandtschaft;  demnach  ist  die  Ehe  im  vierteii^L 
Grade  der  Verwandtschaft  zulässig  '^).  ^^ 

Um  diesen  Punkt  aufzuklären,  habe  ich  einen  Vergleich 
der  vorhandenen  Handschriften  (29)  des  armenischen  Kanon- 
buches vorgenommen,  indem  ich  einen  besseren  Text  der 
Schahapivanschen  Kanongruppe  wiederherzustellen  suchte.  Die 
ältesten  Handschriften  (27)  und  eine  Handschrift  aus  dem 
Jahre  1827  stimmen  in  der  in  Frage  kommenden  Stelle  darin 
überein,  daß  nach  ihnen  das  Schahapivansche  Verbot  der  Ehe 
durch  angeführte  Beispiele  bis  zum  dritten  Grade  der  Ver- 
wandtschaft (einschließlich)  reichte.  Meine  Behauptung  be- 
ruht also  auf  einem  Vergleich  der  bekannten  Handschriften 
des  Kanonbuches. 

Der  Irrtum ,  daß  die  Versammlung  von  Schahapi  van  das 
Verbot  der  Ehe  im  vierten  Grade  der  Verwandtschaft  auf- 
stellte, stammt  von  Bastamian,  der  das  armenische  Kanonbuch 
sehr  wenig  kannte,  und  seine  Behauptung,  daß  er  verschiedene 
Handschriften  des  Kanonbuches '^^)  verglichen  hat,  darf  nicht 
bestimmend  sein.  Diese  Bastamiansche  Ansicht  vertritt  auch 
J.  Karst,  der  leider  dem  Bastamian  zu  großes  Vertrauen  ge- 
schenkt hat. 

d)  Die  vielbesprochene  Versammlung  von  Duin  im  Jahre 
527  und  die  von  ihr  aufgestellte  Kanongruppe,  welche  man 
dem  Patriarchen  Nerses  H.  zugeschrieben  hat,  kann  nicht  in 
jenem  Jahre  stattgefunden  haben  und  hat  auch  nicht  die  be- 
sagten Kanone  '*")  statuiert.  Die  von  Nerses  H.  einberufene 
Versammlung  hat  erst  im  Jahre  554  stattgefunden  und  hat 
verschiedene  Kanones  aufgestellt,  die  ich  im  Jahre  1905  ver- 
öffentlicht habe.  Die  Kanone  aber,  welche  diese  nicht  statt- 
gehabte Nationalsynode  statuiert  haben    soll,  stellten,    wie  ich   • 


'*)  Ibid. 

'^)  Bastamian,  Datastanagirkh  S.  115. 

'«)  A.  Klidschian,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  23,  III,  S.  372  f. 
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nachgewiesen  habe^'^),  das  Verbot  der  Ehe  unter  den  Ver- 
wandten im  dritten  Grade  auf  und  nicht  im  fünften  Grade^ 
wie  ßastamian  und  Karst  behaupten''^). 

Ueberhaupt  ist  es  eine  unrichtige  Behauptung  von  Basta- 
mian,  daß  die  im  Kanonbuche  vorhandene  Kanongruppe,  die  einem 
unbekannten  Patriarchen  Nerses  zugeschrieben  wird,  Nerses  IL 
angehört,  und  daß  der  unbekannte  Nerses  „Nerses  II."  ist.  Der 
Patriarch  Nerses  II.  regierte  548 — 557,  und  hat,  wie  ich  sagte, 
erst  im  Jahre  554  eine  Nationalversammlung  berufen. 

e)  Die  Versammlung  von  Partav  (768)  setzte  die  Hinder- 
nisgrenze nicht  auf  den  Schahapivanschen  vierten  Grad  zu- 
rück '^),  wie  es  Karst  und  andere  meinen,  sondern  verschärfte 
das  Schahapivansche  Verbot  (dritter  Grad),  indem  sie  dieses 
Ehehindernis  noch  auf  einen  weiteren  Grad  ausdehnte  ^^)  und 
das  Verbot  der  Ehe  im  vierten  Grade  aufstellte. 

f)  Der  Patriarch  Nerses  Schnorhali  (1166 — 1173)  schrieb 
in  seinem  Katholikon  folgendes  vor:  „Keiner  soll  Geschlechts- 
genossen, die  in  Blutsverwandtschaft  zueinander  stehen,  durch 
eheliche  Trauung  miteinander  verbinden.  Sondern  es  muß 
beiderseitig  die  vollkommene  Endgrenze,  d.  i.  das  vierte  Ge- 
schlecht auf  jeder  Seite  erreicht  sein"  ^^). 

Durch  diesen  willkürlichen  Akt  wurde  das  Verbot  der 
Ehe  zwischen  Blutsverwandten  bis  einschließlich  zum  achten 
Grade  ausgedehnt. 

g)  Die  Schnorhalische  Bestimmung  setzte  sich  in  schroffen 
Gegensatz  zu  dem  alten  Rechte  der  Armenier  und  vor  allem 
auch  zu  dem  von  der  Versammlung  von  Partav    aufgestellten 


'')  A.  Kl.,  Z.  H.  Ams.  1908,  V— VIII,  Wien.  Den  Text  der  Kanon- 
gruppe von  unbekannten  "Nerses  habe  ich  nach  einem  Vergleich  von 
27  Handschriften  des  Kanonbuches  herausgegeben. 

78)  J.  Karst,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XX,  S.  35. 

■9)  Ibid.  XX,  S.  36. 

SO)  A.  KL,  Zeitschr.  Hand.  Amsorya,  1908,  V— VII,  Wien;  weifcer 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XXIII,  S.  375. 

»0  J.  Karst,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XX,  S.  86. 
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Kanone  ^^).  Dem  Volke  wird  dieser  ihm  unsympathische  Schnor- 
halische  Kanon  gegen  seinen  Willen  aufgezwungen. 

Die  Versammlung  von  Siß  (1243)  rezipierte  das  Nersessche 
Verbot  offiziell  nicht,  wie  es  Karst  behauptet  ^^),  sondern 
derogierte  es,  indem  sie  einen  neuen  viel  liberaleren  Kanon 
aufstellte.  Die  Bestimmung  von  Siß  (Art.  7)  lautet  wörtlich  r 
„Sich  verehelichen  darf  man  nur  nach  freier  Wahl,  mit  sechs 
Geburten  ^^)  (Graden)  entfernt,  der  Bräutigam  nicht  unter  dem 
14.  und  die  Braut  nicht  unter  dem  vollendeten  12.  Lebens- 
jahre." 

Ich  halte  es  für  überflüssig,  noch  besonders  darauf  hin- 
zuweisen, daß,  entgegen  Karsts  Behauptung ^^),  von  einer 
Aehnlichkeit  zwischen  der  Bestimmung  von  Schnorhali  und  der 
von  Siß  nicht  die  geringste  Rede  sein  kann. 

Das  nationale  Kirchenrecht  kennt  kein  schärferes  Ehe- 
hindernis als  das  von  Siß.  Obwohl  die  okzidentalische  Kirche 
seit  11 — 12  Jahrhunderten  das  besprochene  Ehehindernis  bis 
einschließlich  zum  siebten  Grad  aufgestellt  hatte,  hat  die  Volks- 
versammlung von  Siß  (1243)  den  milderen,  dem  Geiste  des 
nationalen  Rechtes  mehr  oder  weniger  entsprechenden  Weg 
eingeschlagen,  indem  sie  dem  Einflüsse  der  Griechen,  aus  dem 
man  so  viel  Wesen  machte,  nicht  nachgab. 

Seit  dem  13.  Jahrhundert  hat  keine  Versammlung  die  Be- 
stimmung von  Siß  geändert,  so  daß  sie  auch  heute  noch  rechts- 
kräftig ist. 

In  der  Praxis  aber  herrschte  in  der  ganzen  Folgezeit 
Willkür  in  der  Behandlung  dieser  Frage.  Einerseits  haben 
die  Geistlichen  das  Verbot  der  Ehe  in  der  Blutsverwandtschaft 
bis  einschließlich  zum  achten  and  neunten  Grade  aufgestellt, 
anderseits  war  die  Ehe  auch  im  vierten  Grade  möglich.     Das 


«2)  A.  Kl.,  Die  Kanone  von  Partav,  Art.  16,  S.  19. 
«3)  J.  Karst,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XX,  S.  36. 
^^)  Armenisch:  vetz  zenendiamb  heratial. 
85)  J.  Karst,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XX,  S.  36. 
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alte  und  das  durch  die  National versaminlunf^  geschaffene  Recht 
wurde  der  Willkür  der  Geistlichen  preisgegeben  ,  und  die 
Rechtsprechung  in  Ehefragen  hing  von  den  einzelnen  kirch- 
lichen Würdenträgern  ab. 

Seinerseits  hat  das  Gewohnheitsrecht  oft  die  Streitfragen 
anders  entschieden ,  als  es  die  Kirchenbehörden  wünschten. 
Zu  allen  Zeiten  bis  zur  Gegenwart  hat  es  Ehen  gegeben,  die 
zwar  die  Kirche  nicht  anerkennen  will,  die  aber  trotz  des 
kirchlichen  Verbotes  fortbestehen.  Es  sind  Ehen,  welche  ge- 
wohnheitsrechtlich ohne  kirchliche  Trauung  nur  durch  die 
domum  deductio  vollzogen  worden  sind,  oder  durch  geheime 
Trauung,  ohne  das  aufgestellte  Verbot  zu  beachten. 

h)  Die  Ehe  unter  den  Verschwägerten.  Meine 
Forschungen  über  das  von  der  Versammlung  von  Astisat  er- 
lassene Gesetz  basieren  hauptsächlich  auf  den  Aussagen  des 
armenischen  Historikers  Faustus  von  Byzanz.  Bei  ihm  steht 
folgendes  zu  lesen:  „Bezüglich  der  Ehe  sollen  als  Gesetze 
gelten,  daß  solche,  welche  eine  Ehe  eingehen  wollen,  einander 
nicht  belügen  und  betrügen ,  daß  man  besonders  die  eheliche 
Vermischung  mit  Verwandten  und  Geschlechtsangehörigen,  vor- 
züglich mit  der  nächsten  Nu^^)  meide  und  dergleichen," 

Ich  glaube  diese  Quellenaussagen  richtig  interpretiert  zu 
haben,  wenn  ich  das  von  der  Versammlung  von  Astisat  auf- 
gestellte Verbot,  die  nächste  „Nu"  zu  heiraten,  als  eine  gegen 
die  Weibüberweisung  gerichtete  Maßnahme  betrachte,  eigent- 
lich eine  gegen  die  Heirat  mit  der  Frau  des  verstorbenen 
Bruders  gerichtete  Maßnahme.  Offenbar  haben  wir  es  mit 
dem  Verbot  der  Niyogainstitution  der  alten  Armenier  zu  tun. 

Durch  diesen  Erlaß  untersagt  der  Gesetzgeber  die  Ehe 
unter  den  Verschwägerten  zweiten  Grades. 


^^)  Faustus  Byzanz,  S.  58.  —  Lauer  hat  das  Wort  „Nu" 
Schwiegertochter  übersetzt.  Im  Dialekt  versteht  man  unter  Nu  des 
Bruders,  des  Onkels  Frau  usw.  Die  nächste  „Nu"  ist  also  die  Frau  des 
Bruders. 
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Dasselbe  Verbot  wiederholt  ausdrücklich  und  ganz  klar 
der  12.  Kanon  von  Schahapivan. 

Das  armenische  Kirchenrecht  und  die  Gesetzgebung  der 
armenischen  Nationalversammlungen  kennen  kein  anderes, 
schärferes  Verbot  gegen  Ehen  in  der  Schwägerschaft  ent- 
fernteren (dritten ,  vierten  usw.)  Grades ,  als  das  von  der 
Nationalversammlung   von  Schahapivan  (Art.  12)   aufgestellte. 

Im  späteren  Mittelalter  und  bis  zum  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  verbot  die  Kirche  die  Ehe  in  der  Schwägerschaft 
aller  Linien  bis  einschließlich  zum  siebenten  Grade,  ohne  sich 
jedoch  auf  eine  kanonische  Grundlage  berufen  zu  können. 
Erst  vor  wenigen  Jahren  ist  durch  den  Erlaß  des  armenischen 
Hauptpatriarchen  Mekertitsch  I.  die  Ehe  unter  den  Blutsver- 
wandten im  siebenten  und  den  Verschwägerten  im  fünften 
Grade  erlaubt  worden. 

Die  Findigkeit  der  armenischen  Geistlichen  im  späteren 
Mittelalter  stellte  auch  folgende  Ehehindernisse  auf:  die  geistige 
Verwandtschaft  —  die  Verwandtschaft  des  Taufpaten  mit  dem 
Taufkind,  Taufpaten  und  mit  der  Mutter  des  Taufkindes  usw. 
Jahrhundertelang  verbot  die  Geistlichkeit  die  Ehe  nicht  nur 
des  Taufpaten  mit  dem  Taufkind ,  des  Taufpaten  mit  der 
Mutter  des  Taufkindes,  sondern  sie  dehnte  dieses  Verbot  auch 
auf  die  Kreise  der  beiderseitigen  Verwandtschaft  bis  einschließ- 
lich zum  siebenten  Grade  aus. 

i)  Die  Ehe  zwischen  Vormund  und  Mündel  ist  nach  dem 
Gewohnheitsrecht  unzulässig,  solange  das  Rechtsverhältnis  der 
Vormundschaft  währt.  Dagegen  ist  die  Ehe  unter  den  Bluts- 
verwandten des  Vormundes  und  den  Bevormundeten  erlaubt. 
Darüber  fehlt  es  an  kanonischen  Bestimmungen. 

§  21. 

Schwere  unheilbare  Krankheiten. 

Solche  Krankheiten  gelten  nach  dem  armenischen  Rechte 
und  Kirchenrechte  als  Ehehindernis.     Wenn  sie   aber  vor  der 
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Verlobung  und  Trauung  bekannt  gegeben  werden,  so  steht  es 
den  Parteien  frei,  dieses  Hindernis  unbeachtet  zu  lassen;  sie 
müssen  aber  dann  den  zuständigen  Behörden  persönlich  er- 
klären, daß  sie  dieses  Hindernis  nicht  geltend  machen  wollen, 

a)  Nationalversammlung  von  Astisat  sagt:  „Solche,  welche 
eine  Ehe  eingehen  wollen,  sollen  einander  nicht  belügen  und 
betrügen**  ^^)  (F.  vonB.  S.  58);  d.h.  die  Nupturienten  haben  vor 
der  Ehe  nichts  voreinander  zu  verhehlen ^^).  Die  Ausdrücke  „be- 
lügen" und  „betrügen"  beziehen  sich  unter  anderem  auch  auf 
körperliche  und  geistige  Fehler  und  Zustände,  die  unter  Um- 
ständen leicht  zu  verbergen  sind.  Nach  dem  alten  Rechte 
steht  dem  Ehemann  (auch  der  Ehefrau)  das  Recht  zu,  seinen 
(wahrscheinlich  unheilbar)  kranken  Gatten  zu  verlassen  (Be- 
stimmung von  Schahapivan  Art.  4,  5). 

Der  Gesetzgeber  von  Astisat  wollte  offenbar  mit  seinem 
Verbote  des  „Belügen"  und  „Betrügen"  unter  anderem  auch 
Ehescheidungen  verhindern. 

b)  Diese  alten  Rechtsbegriffe  sind  in  den  von  Privatper- 
sonen zusammengetragenen  Rechtsbüchern  in  manchen  Be- 
ziehungen zum  Ausdruck  gekommen.  Ich  meine  das  Rechts- 
buch (Dat.)  von  M.  Gösch  (Art.  6,  15,  83,  89)  und  vom  Fürsten 
Sembat  (Art.  72,  80,  93)  »9). 


^')  Vgl.  J.  Kohl  er:  Nach  dem  Birman.  Rechte  (späteren  Mittel- 
alters) darf  man  vor  der  Verlobung  nichts  verschweigen.  Zeitschr.  f.. 
vergl.  Rechtsw.  6,  S.  169  ff. 

®^)  Aehnliches  schreibt  auch  das  indische  Recht  vor;  vgl.  J.  Kohler: 
„Wie  es  Sache  des  Vaters  ist,  über  die  Tochter  zu  kontrahieren,  so  ist 
es  auch  seine  Pflicht,  bei  diesem  Kontrakte  loyal  und  ehrlich  zu  Werke 
zu  gehen,  insbesondere  dem  anderen  Teil  etwaige  wesentliche  Mängel 
nicht  zu  verschweigen  :  er  wird  für  ein  solches  Verschweigen  bestraft 
und  der  Vertrag  kann  rückgängig  gemacht  werden.  Vischen  V,  45,  46, 
Manu  IX,  73,  VIII,  205,  224;  ähnlich  im  germ.  Recht,  Weinhold,  Alt- 
nordisches Leben,  S.  245,  Die  deutschen  Frauen  I,  S.  347."  Zeitschr.  IV 
vergl.  Rechtsw.  3,  S.  359. 

89)  J.  Karst,  Armenisches  Rechtsbuch  I,  S.  108  ff.,  127,  133. 
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Sechstes  Kapitel. 

B.  Eheschließung. 

§  22. 
Verlöbnis. 

Die  Verlobung  —  sponsalia  —  ist  nach  dem  armenischen 
Eherechte  ein  an  gewisse  Bedingungen  geknüpftes  Ehever- 
sprechen. 

Bei  der  jetzt  noch,  wenn  auch  nur  selten,  üblichen  Raub- 
ehe ist  eine  Verlobung  ausgeschlossen;  die  Gründung  der  Ehe 
geschieht  ohne  Förmlichkeiten  durch  den  Raubakt  und  die 
darauf  folgende  Vollziehung  der  Ehe. 

Das  armenische  Verlöbnis  ist,  wie  bei  allen  Ariern,  ein 
vertragsmäßiges  Geschäft,  bei  welchem  der  Kauf  einer  Frauens- 
person in  Frage  kommt.  Durch  die  geschäftsmäßige  Verein- 
barung, welche  an  eine  unerläßliche  Anzahlung  und  an  Zeichen 
gebunden  ist,  verkauft  der  armenische  Vater  dem  Bräutigam 
die  Tochter  bzw.  die  elterliche  Gewalt  über  dieselbe  für  eine 
bestimmte,  zum  voraus  festgesetzte  Summe. 

Als  Kaufgeschäft  verpflichtet  der  Verlobungsvertrag  vom 
Momente  seines  Zustandekommens  an  die  Parteien  zu  seiner 
Erfüllung.  Daher  ist  die  Auflösung  des  Verlöbnisses,  d.  h.  des 
Verlöbnisvertrages,  nur  bei  Verfehlungen  statthaft:  z.  B.  bei 
Untreue,  unheilbarer  körperlicher  und  geistiger  Krankheit  und 
Fehlern,    die   vor  der  Verlobung  verhehlt  worden  waren  usw. 

Die  Eheschließung  verläuft  in  drei  Phasen:  Verlobung, 
Eheeinsetzung  und  Ehevollziehung. 

Der  Verlobung  geht  die  Wahl  der  Braut  und  die  Ver- 
schwägerungsverabredung  voraus. 

a)  Die  Brautwerbung  findet  in  folgender  Weise  statt.  — 
Die  Eltern  des  heiratslustigen  Jünglings  schicken  einige  An- 
gehörige ihrer  Familie,  um  die  Mädchen  in  der  Nachbar- 
schaft (hauptsächlich  in  den  Städten)  in  Augenschein  zu  nehmen 
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und  deren  Wahl  in  Erwägung  zu  ziehen.  Sitte  ist,  daß  den 
Brautbewerbern  alle  Türen  offen  stehen ;  überall  sind  sie  will- 
kommen. Jede  Familie,  die  eine  heiratsmündige  Tochter  hat, 
sucht  den  Wählern  allerlei  zu  erweisen,  um  die  Wahl  auf  ihre 
Tochter  zu  lenken. 

In  vielen  Provinzen  geschieht  die  Brautwahl  oft  in  der 
Kirche,  in  den  Heiligtümern,  bei  öffentlichen  Festlich- 
keiten usw. 

b)  Sind  die  Eltern  des  Mädchens  bereit,  das  bevorstehende 
Geschäft  einzugehen,  so  schickt  sich  der  Bewerber  an,  in  üb- 
licher Weise  die  Verlobung  abzuschließen.  Der  Verschwäge- 
rungsverabredung  wohnen  nach  der  herrschenden  Sitte  die 
erwachsenen  Familienmitglieder  bei.  Das  Mädchen,  dem  die 
Werbung  gilt,  wird  erst  nach  dem  Zustandekommen  des  Ver- 
löbnisgeschäftes in  das  Zimmer  eingeführt,  und  der  Schluß 
des  Verlöbnisvertrages  wird  in  ihrer  Anwesenheit  voll- 
zogen. 

Das  Zustandekommen  des  Verlöbnisses  besiegelt  man  durch 
den  traditionellen  Handschlag,  durch  die  Anzahlung  (in  den 
Dörfern),  durch  das  Aussprechen  des  Wortes  „Gegeben",  durch 
einen  Trunk  Wein  und  durch  die  unerläßliche  Uebergabe  von 
Ring  und  Schleier  an  das  Mädchen. 

Ich  glaube,  daß  gerade  das  armenische  Verlöbnis,  wie  die 
Terminologie  zeigt,  den  ursprünglichen  Charakter  des  Verlöb- 
nisses als  eines  Kaufgeschäftes  am  reinsten  beibehalten  hat. 
Verloben  =  Neschanel,  Neschau  dnel;  Verlöbnis  =  Nescha- 
nadruthün;  armenisch  Neschan  =  Zeichen;  Neschan  dnel  = 
Zeichenlegen,  Dnel  =  legen. 

Treten  wir  aber  auf  die  Frage  noch  näher  ein. 

Kauft  der  Armenier  Grundstücke  oder  Vieh  usw. ,  so 
schließt  er  den  Kaufvertrag  durch  das  Handgeld,  durch  einen 
Trunk  Wein  und  durch  den  traditionellen  Handschlag  ab. 
Nach  dem  armenischen  Rechte  aber  ist  das  alles  noch  nicht 
ausreichend,  um  ein  großes  Kaufgeschäft  als  endgültig  ge- 
schlossen zu  erachten.    Der  Rechtssinn  der  Armenier  hält  zur 
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BesiegluDg  des  Kaufvertrages  noch  weitere  wichtige  Formali- 
täten, vielmehr  Voraussetzungen,  für  erforderlich,  um  das  wirk- 
liche Zustandekommen  des  Geschäftes  zu  dokumentieren.  Das 
ist  das  Legen  eines  Zeichens  auf  das  Kaufobjekt.  Von  dieser 
Rechtsauffassung  ausgehend  legt  der  Armenier  auf  das  ge- 
kaufte Grundstück,  Vieh  usw.  ein  Zeichen.  Das  Zeichenlegen, 
das  man  nach  dem  Schluß  der  Verhandlungen  vorzunehmen 
pflegt,  gilt  für  die  Kontrahenten  als  der  Schlußakt  des  in 
Kraft  erwachsenden  Kaufvertrages. 

Ist  auf  ein  Grundstück,  auf  das  gekaufte  Vieh  bereits  ein 
Zeichen  gelegt  worden ,  so  betrachtet  man  den  Kaufvertrag 
als  abgeschlossen  und  für  die  Parteien  verbindlich.  Das 
Brechen  dieses  Vertrages  hat  eine  bestimmte  Strafe  —  Geld- 
strafe zur  Folge.  —  Bricht  der  Käufer  den  Vertrag,  so  verliert 
er  die  Anzahlung  —  das  Handgeld  an  den  Verkäufer.  Macht 
aber  der  Verkäufer  den  bereits  abgemachten  Kaufvertrag 
rückgängig,  so  muß  er  nach  üblicher  Gewohnheit  der  Gegen- 
partei die  Anzahlung  zurückerstatten  und  unter  Umständen 
außerdem  eine  Geldstrafe  für  den  Bruch  des  Vertrages  ent- 
richten. 

Hat  der  Armenier  die  Verschwägerungsverabredung  end- 
gültig erledigt,  so  legt  er  auf  das  in  Frage  kommende  Mäd- 
chen ein  Zeichen  =  Neschan,  indem  er  dem  Mädchen  selbst 
den  traditionellen  Ring  und  Schleier  aushändigt.  Wenn  man 
das  Handgeld  den  Eltern  des  Mädchens  und  den  Ring  und 
den  Schleier  dem  Mädchen  selbst  ausgehändigt  hat,  hat  man, 
wie  die  Armenier  sagen,  den  Neschan  =  das  Zeichen  gelegt 
und  gegeben. 

Findet  aber  die  Verlobung  einer  brüderlosen  Tochter  statt, 
so  hat  doch  der  Bräutigam  seine  künftige  Frau  ususgemäß  zu 
kaufen,  indem  er  das  unerläßliche  Zeichenlegen  durch  die  Ein- 
händigung des  Ringes  und  des  Schleiers  verwirklicht,  wenn 
er  auch  seine  künftige  Frau  nicht  in  das  Haus  seines  Vaters, 
sondern  in  das  Elternhaus  seiner  Braut  einführen  muß. 

Der  Kaufpreis  ist  je  nach  den  Provinzen,  wie  schon  früher 
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bemerkt,  verschieden  ^°).  Schönheit,  Reichtum,  Ansehen  der 
Familie  usw.  kommen  natürlich  auch  in  Betracht. 

Mit  der  Festsetzung  des  Kaufpreises  sind  —  in  den 
Dörfern ,  wo  die  alten  Gewohnheiten  noch  fortleben  —  in 
manchen  Provinzen  bestimmte  Schenkungen  an  die  Eltern  der 
Braut  verbunden.  Diese  Geschenke  verwechsle  man  nicht  mit 
den  freiwilligen  Gaben.  Während  die  freiwilligen  und  gegen- 
seitig dargebrachten  Geschenke  keinen  geschäftlichen  Zweck 
verfolgen,  tragen  dagegen  die  erwähnten  Schenkungen  einen 
vertragsmäßigen  Charakter  und  hängen  mit  dem  Zustande- 
kommen des  Kaufgeschäftes  und  mit  der  Erfüllung  des  Ver- 
löbnisvertrages innig  zusammen. 

Während  eine  etwaige  Nichtbestellung  der  freiwilligen 
Gaben  keine  Unannehmlichkeiten  nach  sich  zieht  und  auf  die 
Vollziehung  des  Verlöbnisvertrages  keinerlei  Wirkungen  aus- 
zuüben vermag,  kann  die  Unterlassung  der  bei  und  während 
der  Verlobung  versprochenen  Schenkungen  große  Streitigkeiten 
herbeiführen  und  unter  Umständen  auch  die  Auflösung  des 
Verlöbnisses  zur  Folge  haben. 

Weiter  ist  zu  erwähnen,  daß  bei  den  Verhandlungen  des 
Verlöbnisses  zur  Befriedigung  der  Eltern  und  Angehörigen 
des  Bräutigams  auch  zur  Sprache  kommt,  was  für  ein  Ba- 
zinkh  —  Anteil  —  Dos  die  Braut  in  die  Ehe  bringen  wird. 
Das  heißt,  daß  eine  Auseinandersetzung  der  Dosbestellung  im 
Sinne  des  armenischen  Dotalrechts  nicht  ausgeschlossen  ist. 

Wie  es  sich  für  ein  ernstes  Rechtsgeschäft  ziemt,  findet 
die  Verlobung  ohne  irgendwelche  Festlichkeiten  statt.  Als 
Abschluß  der  Verabredung  spricht  der  Vater  des  Mädchens 
folgendes  aus:  »Von  jetzt  ab  ist  das  Mädchen  nicht  mehr 
unser,  sondern  —  sich  den  Angehörigen  des  Bräutigams  zu- 
gewendet —  euer.  Das  Mädchen  wird  so  lange  in  Gewahr- 
sam bleiben,  bis  es  abgeholt  wird."  Mit  diesem  Satze  ver- 
zichtet der  armenische  Vater  auf  seine  Rechte  auf  die  Tochter 


90 


)  Vgl.  J.  Köhler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsvv.  6,  S.  340. 
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—  die  Rechte   und   die  Gewalt   des  Mundiums   — ,   die  durch 
die  Anzahlung  auf  den  Bräutigam  übergehen. 

§  23. 
Phesates  und  Harsntes  =  Bräutigam-  und  Brautschau. 

Ist  das  Geschäft  des  Verlöbnisses  abgeschlossen,  so  ver- 
gessen die  beidseitigen  Familien  nicht,  das  Ereignis  durch 
Festlichkeiten  gebührend  zu  feiern.  Diese  nachträglichen  Feier- 
lichkeiten werden  gewöhnlich  einige  Zeit  nach  der  Verlobung 
abgehalten;  an  ihnen  beteiligen  sich  die  beiderseitigen  Anver- 
wandten und  Freunde. 

Wenn  auch  nach  dem  alten  Rechte  und  nach  der  herr- 
schenden Gewohnheit  der  Wille  der  Kinder  nicht  befragt  wird, 
so  hat  man  doch  Mittel  und  Wege  gefunden,  um  dem  Braut- 
paar die  Möglichkeit,  sich  gegenseitig  zu  sehen  und  sozusagen 
kennen  zu  lernen,  zu  bieten^  ^).  Bei  Braut-  und  Bräutigamschau- 
festlichkeiten ist  gemäß  Gewohnheit  unerläßlich,  der  Braut  und 
dem  Bräutigam  Schenkungen  zu  machen.  Während  die  An- 
verwandten des  Bräutigams  der  Braut  Schmuckgegenstäride, 
Geld,  Stoffe  usw.  schenken,  machen  die  Angehörigen  der  Braut 
dem  Bräutigam  Schenkungen.  Das  geschenkte  Geld  dient  zur 
Bewirtung  der  Gäste  und  die  geschenkten  Gegenstände  ver- 
bleiben im  Besitze  der  Beschenkten. 

Weiter  ist  zu  erwähnen,  daß  man  nach  geltender  Ge- 
wohnheit an  den  großen  Festtagen  —  Neujahr,  Weihnachten, 
Ostern,  Wardavar  usw.  — ,  die  in  die  Zeit  des  Verlöbnisses 
fallen,  auf  die  Brautschau  geht.  Die  Besucher  nehmen  etwas 
Kuchen,  Früchte,  Schmuckgegenstände  usw.  mit. 

Die  Brautschau  ist  eigentlich  die  Gesichtsschau  der  Braut, 
und  für  diese  Gesichtsschau  =  jerestesukh  hat  man  der  Braut 


•0  Einer  alten  Sitte  gemäß  darf  der  Bräutigam  der  Braut  keine 
Besuche  machen,  doch  finden  mit  der  Zustimmung  der  Brautmutter  und 
unter  Anwesenheit  einer  Frauensperson  geheime  Besuche  statt. 
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etwas  zu  entrichten.  Die  Ansprüche  sind  nicht  allzu  hoch. 
Nachdem  die  Besucher  die  Gaben  den  Eltern  oder  der  Braut 
selbst  ausgehändigt  haben,  entschleiern  sie  das  Gesicht  der 
Braut.  Das  ist  die  armenische,  von  Mechithar  Gösch  im 
Datastanagirkh  (Rechtsbuch)  erwähnte  jeresatztes,  jeres-tes^^). 
Wie  bereits  gezeigt,  haben  die  Jeres-tesukh-Schenkungen  mit 
dem  Kaufpreise  des  Mädchens  nichts  zu  tun;  sie  sind  frei- 
willige, erst  bei  der  Entschleierung  der  Braut  ususgemäße 
Gaben.  Bevor  der  Kaufpreis  festgesetzt  und  der  Verlöbnis- 
vertrag —  der  erst  die  Verschleierung  der  Braut  zur  Folge 
hat  —  abgeschlossen  ist,  kann  natürlich  von  einer  Jeres-tes- 
Gesichtsschau ,  d.  h.  Entschleierung  der  Braut,  nicht  die 
Rede  sein. 

Jeres-tesukh-Gaben  macht  man  nicht  dem  Mädchen ,  das 
immer  ohne  Schleier  ist,  sondern  nur  dem  schon  zur  Braut 
gewordenen  Mädchen,  und  nicht  im  Momente  und  während  des 
Verlöbnisses,  sondern  nach  der  Verlobung.  Die  Jeres-tes- 
Schenkungen  werden  nie  versprochen,  sie  tragen  deshalb  auch 
keinen  geschäftlichen  Charakter. 

Die  von  Karst  vertretene  Ansicht,  daß  das  Jeres-tes  eine 
höhere  Entwicklungsstufe  des  Kaufpreises  darstellt,  trifft  nicht 
zu.     Darauf  komme  ich  noch  später  zurück. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wird  das  armenische  Verlöbnis 
„  Zeichenlegen "  genannt,  und  es  hat  dieses  Zeichenlegen  nebst 
dem  Handschlag  und  Trünke  Wein  als  Schluß  des  Verlöbnis- 
vertrages gegolten.  Wenn  der  Armenier  auf  ein  Grundstück, 
Vieh  usw.  nach  der  Verabredung  ein  Zeichen  legt,  ist  der 
Käufer  immerhin  noch  nicht  der  Eigentümer  des  Kaufobjektes, 
solange  letzteres  noch  im  Besitze  des  Verkäufers  verbleibt. 
Der  Uebergang  des  Eigentumsrechtes  auf  den  Käufer  erfolgt 
erst  durch  die  Aushändigung  des  Kaufobjektes. 

Bei  der  Verlobung  verspricht  der  Arraeniervater,  der  Ge- 
walthaber des  Mädchens,  er  werde  es  dem  Erwerber  reservieren, 


»2)  J.  Karst,  Rechtsbuch  II,  S.  159  f. 
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indem  er  das  Wort  „gegeben"  ausspricht.  Der  Bewerber  aber 
legt,  um  seiner  Sache  sicher  zu  sein,  ein  Zeichen  auf  das 
Kaufobjekt,  indem  er,  bzw.  seine  Eltern,  das  bereits  ver- 
sprochene Mädchen  verschleiern,  ihm  den  traditionellen  Ring 
aushändigen  und  dem  Vater  (in  den  Dörfern  noch)  eine  An- 
zahlung entrichten.  Solange  das  Mädchen  nicht  abgeholt  wird, 
kann  von  einer  tatsächlichen  Uebertragung  der  elterlichen  Ge- 
walt auf  den  künftigen  Gewalthaber  nicht  die  Rede  sein.  Die 
Vollziehung  des  Verlöbnisvertrages,  d.  h.  die  üeberlieferung 
des  Kaufobjektes,  erfolgt  durch  die  dextrarum  coniunctio  und 
durch  die  darauf  folgende  domum  deductio. 

Es  bleibt  noch  eine  weitere  Frage  zu  erledigen,  ob  näm- 
lich die  armenische  Verlobung  rückgängig  gemacht  werden 
kann,  a)  Unter  Umständen  steht  es  den  Parteien  frei,  die 
Verlobung  abzubrechen^^),  wenn  beiderseitige  Mißhelligkeiten 
vorhanden  sind.  Die  Gründe,  die  zum  Bruche  des  Verlöbnisses 
führen  können,  sind:  Untreue,  unheilbare  geistige  und  körper- 
liche Krankheiten,  Unterlassung  der  versprochenen  Schen- 
kungen usw.  b)  Diejenige  Partei,  die  sich  einen  Verlöbnis- 
bruch zu  Schulden  kommen  läßt,  hat  die  Konsequenzen  zu  tragen. 
Nach  der  geltenden  Gewohnheit  verliert  1.  der  schuldige 
Bräutigam  die  Anzahlung ,  2.  beide  Parteien  die  bereits  ge- 
machten Auslagen  für  die  Bewirtung  der  Gäste.  Beide  Par- 
teien erhalten  die  gemachten  Schenkungen  zurück  nebst  dem 
Neschan-Zeichen.  Wenn  der  Kaufpreis  bereits  ausbezahlt  ist, 
ist  er  unter  allen  Umständen  zurückzuentrichten.  c)  Nach 
dem  Tode  des  einen  Nupturienten  sind  die  Geschenke,  die 
Anzahlung,  der  Neschan  und  der  Kaufpreis  zurückzuerstatten; 
die  beidseitigen  Auslagen  für  die  Bewirtung  der  Gäste  gehen 
verloren. 


*')  Vgl.  J.  Kohl  er:  „Das  System  des  indischen  Rechtes  ist  daher 
folgende  obligatorische  Gebundenheit  (in  mehr  oder  minder  straffer 
Form),  Entschädigung  bei  Bruch  des  Verlöbnisses,  Recht  des  Rücktritts 
ex  justa  causa."     Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  8,  S.  357. 
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§  24. 
Die  Eheeinsetzung. 

a)  Festsetzung  des  Hochzeitstages.  —  Zwischen 
Verlobung  und  der  Hochzeit  liegt  ein  Zeitraum  von  gewöhn- 
lich 2 — 8  Monaten,  unter  Umständen  auch  von  einigen  Jahren. 
Einige  Wochen  vorher  pflegt  der  Vater  des  Bräutigams  mit 
den  Eltern  der  Braut  in  Verhandlungen  zu  treten,  um  den 
Hochzeitstag  festzustellen.  Zum  Schluß  der  Verhandlungen 
hat  man  auch  den  auszuzahlenden  Kaufpreis  (in  den  Dörfern) 
zu  erlegen.  Nachdem  der  Hochzeitstag  festgesetzt  ist,  fängt 
man  an,  die  nötigen  Vorbereitungen  für  die  Hochzeit  zu 
treffen. 

b)  Die  Reinigungs Zeremonien.  —  Diese  Zeremonien 
vollziehen  sich  1 — 2  Tage  vor  der  Trauung  und  sind  jetzt  noch 
allgemein  üblich.  Der  Bräutigam  wird  von  seinen  Freunden 
—  Jünglingen  —  und  die  Braut  von  ihren  Freundinnen  — 
Mädchen  —  gebadet.  Beim  Baden  wie  auch  beim  Anziehen 
der  Hochzeitskleider  singt  die  Jugend  dazu  den  Brautleuten 
bestimmte  Volkslieder  vor.  Der  Bräutigam  wird  nach  dem 
Baden  auch  feierlich  rasiert. 

c)  Das  Opfer.  —  Zunächst  opfert  man  am  Vorabend 
der  Trauung  ein  Rind,  einen  Ochsen  oder  eine  unfruchtbare 
Kuh  (öfter)  in  der  unerläßlichen  Anwesenheit  des  Bräutigams, 
des  Khavors  und  der  Freunde;  inzwischen  spielt  die  Musik. 
Eine  weitere  Opferung  findet  unterwegs  bei  der  Heimführung 
der  Braut  statt.  Eine  dritte  unerläßliche  Opferung  bringt  die 
Mutter  des  Bräutigams  dar,  indem  sie  vor  der  Haustüre  das 
Brautpaar  empfangend  ein  auf  armenische  Weise  gebackenes 
Brot  auf  ihre  Köpfe  auslegt,  oder  indem  sie  Mehl  und  ge- 
dörrte Körner  auf  ihre  Köpfe  streut^*).  Man  opfert  auch 
einen  Hahn. 


^*)  Vgl.  Leist,  Jus  gentium  S.  151.     [So  bei  den  Rumänen,  vgl. 
Draganescu,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XXIII,  S.  102.  —  Köhler.] 
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d)  Die  Handergreifung  — dextrarum  conjunctio — . 
Auch  die  altarmenische  Ehe  ist  „eine  communio  von  aqua  et 
ignis"^^),  deren  Ueberreste  sich  noch  heutzutage  wohl  bemerk- 
bar machen. 

Um  die  Braut  heimzuführen,  geht  der  Hochzeitszug  mit 
Pomp  und  großem  Lärm  zu  den  Eltern  der  Braut,  wo  die 
Oäste  mit  Freuden  empfangen  werden.  Nach  kurzem  Halt 
und  der  Bewirtung  der  Gäste  führt  man  den  Bräutigam  zu 
der  in  der  Mitte  des  Hauses  stehenden  Braut.  Bevor  der 
Vater  des  Mädchens  deren  rechte  Hand  dem  Bräutigam  über- 
gibt ^^),  spricht  er,  sich  dem  Erwerber  seiner  Tochter  zu- 
wendend, den  traditionellen  Spruch  aus:  „Nimm  sie,  seid 
glücklich  zusammen,  ergraut  auf  demselben  Kissen"  (d.  h. 
dasselbe  Kissen  bis  zum  Tode  brauchend).  Gegen  Schluß  des 
Ausspruchs  ergreift  der  Bräutigam  die  rechte  Hand  der  Braut, 
wodurch  die  Uebertragung  der  Elterngewalt  über  die  Tochter 
dem  Ehemanne  dokumentiert  wird,  und  worauf  die  eheherrliche 
Oewalt  über  die  Ehefrau  im  Sinne  des  armenischen  Rechtes 
beginnt. 

Nach  der  dextrarum  junctio  erfolgt  der  Abschied  der 
Braut  von  ihren  Eltern  und  vom  väterlichen  Hause.  Näm- 
lich: „C'est  le  moment  du  depart  de  la  maison  paternelle; 
on  a  conduit  la  nouvelle  mariee  de  sa  chambre  ä  la  grande 
piece  oü  se  trouve  le  foyer  familial,  le  „thaunir".  Quelques-uns 
des  parents  debordent  de  larmes  et  quelques-uns  sanglotent; 
tous  les  assistants  sont  emus  par  un  sentiment  profond.  La 
nouvelle    mariee    voyant   que   le   moment  de  la  Separation  est 


»0  Ibid. 

®^)  Aehnlich  sind  auch  die  indischen  Gebräuche.  —  «Der  Bräuti- 
gam begibt  sich,  wie  nach  der  römischen  Sitte ,  zum  Hause  der  Braut, 
und  hier  findet  die  dextrarum  junctio  statt:  die  Braut  wird  übergeben 
und  wird  ihre  rechte  Hand  mit  der  des  Bräutigams  verbunden,  ebenso 
werden  die  Enden  der  Kleider  zusammengeknüpft  (Manu  HI,  43,  A^va- 
lägana  I,  7,  §  3 — 5),  dann  folgt  das  Opfer,  wobei  der  Altar  umwandelt 
zu  werden  pflegt ..."    J.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  3,  S.  347. 
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arrive,  se  met  u  genoux  devant  Je  foyer  et  Tembrasse  en  se 
tournant  vers  T Orient.  Elle  fait  le  tour  du  foyer  en  l'em- 
brassant  quatre  fois  des  quatre  cötes  principaux**  ^'). 

Mit  der  Handergreifiing  ist  eigentlich  der  Verlöbnisver- 
trag zwischen  dem  Brautvater  und  Bräutigam  erfüllt.  Soll 
überhaupt  die  Eheeinsetzung  —  die  Uebergabe  der  Braut  an 
den  Bräutigam  durch  die  Handergreifung  —  als  Vollziehung 
der  Ziviltrauung  aufgefaßt  werden,  so  hat  sich  in  der  arme- 
nischen Sprache  der  geeignetste  Ausdruck  erhalten,  durch 
welchen  die  Handergreifung  als  Ziviltrauung  gekennzeichnet 
ist.  Nämlich:  die  Uebergabe  der  Braut  an  den  Bräutigam 
im  Elternhause  der  Braut  nennt  der  Armenier  „kleine  Trau- 
ung" zum  Unterschied  von  der  kirchlichen  Trauung.  Nach 
diesem  Rechtsbegriff  der  Armenier  ist  die  Eheeinsetzung  be- 
reits eine  zivilgetraute  Ehe. 

Nach  der  Uebergabe  der  Braut  kehrt  der  Hochzeitszug 
mit  Fackeln  und  angezündeten  Kerzen  zurück.  Die  Braut 
ununterbrochen  überwachend  gehen  mit  ihr  die  Brautschwester 
und  der  Brautbruder,  und  beide  bleiben  bei  ihr,  bis  sie  ins 
Schlafgemach  eingeführt  und  dem  Bräutigam  übergeben  wird. 

e)  Kirchliche  Trauung.  —  Eine  weitere  Handergrei- 
fung findet  in  der  Kirche  statt,  indem  der  Priester  die  rechte 
Hand  der  Braut  dem  Bräutigam  in  die  Rechte  legt.  Nach 
dem  Vollzug  der  Trauung  vor  dem  Altar  bindet  der  Priester 
einen  zweifarbigen  Faden,  den  man  armenisch  Narot  nennt, 
um  den  Hals  des  Bräutigams.  Der  Beischlaf  darf  nicht  statt- 
finden, bevor  der  Priester  den  Narot  abgenommen  hat.  Vor 
der  Kirchentüre  feiert  man  den  Vollzug  der  Trauung  mit 
Trinken  von  Wein  und  mit  Musik  und  Tanzen.  Den  Gästen 
serviert  man  getrocknete  Weinbeeren,  Pfirsiche  und  allerlei 
Obst,  je  nach  der  Jahreszeit. 

f)  Die  Zahl  der  Zeugen  bei  der  Trauung.  —  Die 
Zahl    der  Zeugen   ist   nach    dem   alten  Rechte    und   nach    der 


®')  Khatsch-Benini,  Mitteilung  von  Megavorian  S.  73. 
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geltenden  Gewohnheit  auf  5 — 6  festzustellen;  ihre  Anwesen- 
heit ist  bei  der  Vollziehung  der  Trauung  unerläßlich.  Diese 
Zeugen  sind  1.  der  Khavor,  2.  der  Brautbruder,  3.  die  Braut- 
schwester, 4.  die  Makars  (Schäfer),  2 — 3  an  der  Zahl.  Nie- 
mals aber  kann  eine  Trauung  ohne  Khavor  vollzogen  werden. 

Die  Kirchenkanone  schweigen  darüber. 

g)  Die  domum  deductio.  —  Nachdem  der  Brautzug 
sich  nach  dem  Hause  des  Bräutigams  begeben  hat,  eilt-  einer 
von  den  Teilnehmern  des  Brautzuges  zu  den  Bräutigamseltern, 
um  sie  zu  beglückwünschen  und  zu  benachrichtigen,  daß  die 
Trauung  vollzogen  ist,  und  daß  das  Brautpaar  sich  auf  dem 
Wege  nach  Hause  befindet.  Diesen  Berichterstatter  nennt 
man  armenisch  „Agwes"  =  Fuchs:  er  hat  für  den  Bericht 
von  den  Bräutigamseltern  ein  Geschenk  zu  erhalten. 

Vor  der  Türe  des  Vaterhauses  angelangt,  bleibt  das  Braut- 
paar mit  den  Gästen  nach  üblicher  Gewohnheit  stehen.  Hier 
findet  ein  Geschenksaufruf  ^^)  statt,  an  welchem  sich  die  Nach- 
barn und  Hochzeitsgäste  zu  beteiligen  pflegen. 

Das  Brautpaar  wird  zunächst  vor  der  Haustüre  von  der 
Mutter  des  Bräutigams  empfangen,  indem  sie,  wie  wir  sahen, 
beim  Empfang  eine  Opferung  darbringt.  Gleich  darauf  tritt 
das  Paar,  vom  Khavor  unmittelbar  begleitet,  über  die  Schwelle 
und  geht  dem  Hausvater  entgegen ,  der  in  der  Mitte  des 
Hauses  auf  das  Brautpaar  wartet.  Während  die  Neuvermählten 
die  Schwelle  überschreiten,  hält  der  Khavor  das  Schwert  flach 
an  den  oberen  Türrahmen  hin.  Das  Brautpaar  empfangend, 
wendet  sich  der  Hausvater  zur  Braut  und  sagt  einen  üb- 
lichen Spruch  zu  ihr.  Nämlich:  „Willkommen,  dieses  Haus 
sei  von  heute  an  dein,  seid  glücklich  und  altert  auf  demselben 
Kissen". 

h)  Das  Hochzeitsmahl  und  der  Geschenksausruf.  — 
Das  Hochzeitsmahl  verläuft  besonders  feierlich.  Man  speist 
die  Gäste  mit  dem  Fleisch  des  geopferten  Rindes,  mit  Butter 


^^)  Für  gewöhnlich  verschenkt  man  Stoffe,  die  der  Braut  gefallen. 
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gedämpftem  Reis  nebst  gesottenen  getrockneten  Weinbeeren, 
Aprikosen,  Mandeln  usw.  Wäbrend  des  Mahles  werden  die 
Gäste  reichlich  mit  Wein  und  anderen  Getränken  bewirtet. 
Man  vergißt  auch  die  Armen  der  Dorfgemeinde  und  die  Bettler 
nicht;  sie  werden  reichlich  gespeist. 

Die  am  Hochzeitsmahl  beteiligten  Gäste  bringen  den  Neu- 
vermählten Geschenke,  meist  in  barem  Geld,  die  man  während 
des  Mahles  mit  dem  Namen  des  Geschenkgebers  zur  Kenntnis 
aller  Anwesenden  durch  Ausruf  bringt.  Diesen  Geschenksausruf 
nennt  man  armenisch  „Kantsch"  (Ausruf).  Das  auf  diese  Weise 
gesammelte  Geld  geht  in  das  Eigentum  der  ganzen  Familie 
des  Bräutigamvaters  über  und  ist  als  eine  wirtschaftliche  Unter- 
stützung der  Familie  des  Brautpaares  seitens  der  Hochzeits- 
gäste zu  betrachten.  Dagegen  verbleiben  die  geschenkten 
Schmuckgegenstände  der  jungen  Ehefrau  als  unbestreitbares 
alleiniges  Eigentum. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  armenischen  Kantsches 
—  Geschenksaufrufes  —  ist  sehr  wichtig.  Die  materiell  ge- 
schwächte Familie  wird  durch  die  freiwilligen  Beiträge  der 
Nachbarschaft  und  der  Gäste  unterstützt  und  gerettet.  Offenbar 
haben  wir  es  hier  mit  einem  sehr  sympathischen,  altarraenischen 
Institute  zu  tun.  Diese  gemeinschaftliche,  aber  auch  gegen- 
seitig zu  erwidernde  Beihilfe  bei  der  Heirat  ist  nicht  die 
einzige  im  armenischen  Gemeindeleben. 

Die  Dauer  der  Hochzeit  ist  verschieden,  für  gewöhnlich 
2 — 3  Tage.  Nach  Angaben  der  Volkserzählungen  und  Sagen 
hätte  eigentlich  eine  Hochzeit  7  Tage  und  7  Nächte  zu  dauern. 

Der  Schluß  der  Hochzeitsfeierlichkeiten  erfolgt  in  den 
Dörfern  am  Tage  der  Trauung  und  in  den  Städten  am  nächsten 
Tage.  Nach  historischen  Angaben  feierten  die  Adligen  ihre 
Hochzeit  besonders  prunkvoll.  Bei  M.  von  Choren  ist  zu  lesen: 
„Goldener  Regen  fiel  bei  der  Hochzeit  des  Artasches  (König 
Armeniens,  62 — 107  n.  Chr.),  regneten  Perlen  bei  der  Hoch- 
zeit der  Sathenik«;  II,  50,  S.  110—111. 
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§  25. 
Ehevollziehung. 

a)  Der  Beischlaf.  —  Von  der  Brautschwester  begleitet, 
betritt  die  Braut  das  Schlafgemach  des  Bräutigams,  wo  sie 
ihm   unmittelbar   übergeben   und    wo   die  Ehe  vollzogen  wird. 

Wird  bei  der  Vollziehung  der  Ehe,  d.  h.  beim  ersten  Bei- 
schlaf, das  Merkmal  der  Jungfräulichkeit  bei  der  Braut  vor- 
gefunden, so  ist  nach  der  Rechtsauffassung  der  Armenier  die 
Ehe  rechtmäßig  geschlossen.  Erweist  sich  aber  die  Braut  nicht 
als  eine  unversehrte  Jungfrau,  so  ist  die  Ehe  nichtig  und  die 
Braut  wird  ohne  weiteres  ihren  Eltern  zurückgeschickt. 

Während  nach  dem  alten  Rechte  und  nach  geltender 
Gewohnheit  die  Ehe  erst  durch  den  ehelichen  Beischlaf  als 
vollzogen  betrachtet  wird,  erkennt  die  armenische  Kirche  diesen 
Rechtssatz  nicht  an.  Für  sie  ist  durch  die  kirchliche  Trauung 
die  Ehe  bereits  gültig  und  als  vollzogen  zu  betrachten.  Für 
die  Kirche  ist  die  Jungfräulichkeit  der  Braut  für  die  Gültig- 
keit und  Nichtgültigkeit  der  Ehe  von  keinerlei  Bedeutung. 
Eine  bereits  durch  die  kirchliche  Trauung .  vollzogene  Ehe 
bleibt  immer  rechtsgültig  geschlossen,  wenn  auch  die  Braut 
sich  nicht  als  eine  Jungfrau  erweisen  sollte.  Nach  dem  alten 
Rechte  und  nach  der  Bestimmung  von  Schahapivan  (Art.  3,  7) 
wird  ein  nicht  als  Jungfrau  befundenes  Mädchen  einfach  als 
eine  zum  zweiten  Male  Heiratende  getraut,  wenn  sie  vor  der 
Heirat  mit  ihrem  Bräutigam  geschlechtlich  verkehrt  hatte. 
Beim  Vollzug  der  Trauung  der  nicht  als  Jungfrau  erwiesenen 
Braut  unterläßt  man  die  rituellen  Sprüche,  die  nur  für  die 
Jungfrauen  bestimmt  sind. 

Fehlt  bei  der  Vollziehung  der  Ehe  diese  Hauptvoraus- 
setzung des  Verlöbnisvertrages,  so  fällt  der  Kaufvertrag  von 
selbst  dahin.  Nach  dieser  Rechtsauffassung  der  Armenier 
hängt  die  Gültigkeit  der  Ehe  von  der  Konstatierung  der  Jung- 
fräulichkeit der  Braut  beim  ersten  Beischlaf  ab. 


352  Klidschian. 

Es  steht  natürlich  dem  Bräutigam  frei,  trotz  verletzter 
Jungfräulichkeit  die  Ehe  als  rechtsgültig  geschlossen  zu  er- 
achten. 

b)  Der  Beweis  der  Jungfräulichkeit,  die  Aus- 
stattungsschau. —  Das  Beweismittel  ist  das  bei  allen 
Völkerschaften  bekannte  blutbefleckte  Untergewand  der  Braut. 

In  vielen  Provinzen  Armeniens,  besonders  in  den  Städten, 
feiert  man  den  nächsten  Tag  der  Trauung,  wenn  die  Braut 
als  Jungfrau  befunden  worden  ist,  mit  einem  sog.  Mitgiftfeste, 
an  welchem  hauptsächlich  Frauenspersonen  der  beidseitigen 
Anverwandten  teilzunehmen  haben.  Dieses  Fest  nennt  man 
armenisch  Bazinkhvor,  Zehesvor  (ein  entlehntes  fremdes,  wahr- 
scheinlich tatarisches  Wort);  Bazinkh  =  Anteil  =  Mitgift;  Zehes 
=  Aussteuer  der  Braut.  Der  Hauptzweck  des  Festes  ist  nicht 
nur,  die  unversehrte  Jungfräulichkeit  der  Braut  zu  feiern, 
sondern  auch  ihre  Mitgift  und  hauptsächlich  Ausstattung  zu 
besichtigen.  Damit  findet  eigentlich  die  Hochzeit  ihren  Ab- 
schluß, und  am  nächsten  Tage  hat  die  neue  Frau  ihren  häus- 
lichen Pflichten  obzuliegen. 

Die  älteste  Frau  der  Familie  hat  die  Pflicht,  die  junge 
Ehefrau  auf  ihre  Pflichten  und  Rechte  gegen  die  anderen 
Mitglieder  der  Familie  aufmerksam  zu  machen  und  ihr  die 
alltägliche  Arbeit  in  dem  Haushalt  zu  zeigen. 

c)  Morgengabe.  —  Es  ist  Sitte,  daß  der  Bräutigam  in 
der  ersten  Nacht  vor  oder  nach  der  Vollziehung  des  Bei- 
schlafes seiner  Frau  Schenkungen  macht,  die  man  als  Morgen- 
gabe bezeichnen  kann.  Sie  besteht  in  Schmuckgegenständen, 
Geld  usw.  In  den  Dörfern,  wo  die  Verhältnisse  einfach  und 
die  Ansprüche  nicht  allzu  hoch  sind,  gibt  der  Bräutigam  seiner 
Braut  Aepfel,  Granaten  mit  einem  Stück  Silbergeld  ge- 
schmückt, usw. 

Diese  Morgengabe,  die  mit  dem  ersten  Beischlaf  des 
Brautpaares  in  engem  Zusammenhange  steht,  muß  als  ein 
direkter  Jungfräulichkeitspreis,  als  eine  Entschädigung  für  die 
geraubte  Jungfräulichkeit  der  Ehefrau  aufgefaßt  werden. 
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Siebentes  Kapitel. 

C.  Das  Ehescheidungsrecht. 

Ehesclieiduiigsgrüiide. 

§  26. 

Aufhebung  der  Ehe  im  allgemeinen. 

„Altert  zusammen  auf  demselben  Kissen,"  ruft,  wie  oben 
-erwähnt,  der  armenische  Vater  dem  jungen  Brautpaar  zu,  wenn 
er  es  nach  der  Trauung  empfängt.  Nach  diesem  alten  Spruche 
ist  die  Ehe  eine  für  das  ganze  Leben  geschlossene  Lebens- 
gemeinschaft, die  nur  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten  auf- 
gehoben wird.  In  ihrer  weiteren  Entwicklung  stellte  jedoch 
die  Rechtsbildung  der  Armenier  für  die  Aufhebung  der  Ehe 
außer  dem  Tode  auch  andere  Gründe  auf. 

Der  Tod  eines  der  Ehegatten  muß  in  der  Regel  nach- 
gewiesen werden;  in  besonderen  Fällen  haben  jedoch  die  zu- 
ständigen Kirchenbehörden  das  Recht,  die  Toterklärung  eines 
<ler  Ehegatten  nach  erfolgter  Untersuchung  und  Feststellung 
der  Tatsachen  bekannt  zu  geben. 

Die  Bestimmung  von  Duin  (Art.  7)  normiert  die  Auf- 
hebung der  Ehe  der  Kriegsgefangenen  und  der  in  die  Sklaverei 
geratenen  Personen  in  der  Weise,  daß  der  zu  Hause  gebliebene 
Ehegatte  nach  Ablauf  von  7  Jahren  wieder  heiraten  darf. 
Verheiratet  sich  der  Ehegatte  wieder  vor  Ablauf  dieser  Frist, 
so  ist  er  strafbar  und  die  Ehe  wird  für  nichtig  erklärt. 

Die  Ehe  zwischen  Verwandten  und  zwischen  Ver- 
schwägerten in  unzulässigem  Grad  wird  aufgehoben,  aber  unter 
Umständen  ist  Dispens  möglich. 

Da  nach  dem  Kirchenrechte  der  Armenier  der  Wille  der 
Nupturienten  zur  Ehe<  erforderlich  ist,  ist  eine  Ehe,  die  gegen 
diese  Kanones  geschlossen  worden,  aufzuheben,  wenn  die 
zwangsweise  verheirateten  Ehegatten  sich  trennen  wollen.    Der 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXV,  Band.  23 
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Priester,  der  die  Trauung  vollzogen  hatte,  wird  wegen  der 
Uebertretung  des  Kanons  bestraft.  Ebenso  ist  auch  die  Ehe 
heiratsunfähiger,  urteilsunfähiger  und  minderjähriger  Personen 
ungültig  und  die  Ehe  aufzuheben.  Unter  Umständen  ist  für 
die  Minderjährigen  Dispens  möglich. 

Wenn  jemand,  ohne  die  frühere,  noch  gesetzmäßig  be~ 
stehende  Ehe  aufzulösen,  eine  neue  Ehe  eingeht,  so  wird 
die  letzte  Ehe  aufgehoben  und  er  selbst  wegen  Bigamie  be- 
straft. 

Wenn  die  Braut  in  der  Brautnacht  nicht  als  Jungfrau 
befunden  wird,  wird  sie  nach  dem  alten  Rechte  zurückgeschickt 
und  die  Ehe  für  nichtig  erachtet. 

Wegen  Verschollenheit  kann  nach  der  geltenden  Ge- 
wohnheit die  Ehe  aufgehoben  werden,  aber  erst  nach  Ab- 
lauf einer  Frist  von  3  Jahren. 

Die  Auflösung  der  Ehe  kann  entweder  durch  den  ein- 
seitigen Beschluß  —  repudium  —  oder  durch  die  Ueberein- 
stimmung  —  divortium  —  der  Parteien  erfolgen. 

Der  7.  Artikel  von  Schahapivan  (447  n.  Chr.)  stellt 
folgende  Sätze  auf:  a)  Nach  erfolgter  Entführung  kann  die 
Trauung  rechtlich  nur  dann  vollzogen  werden,  wenn  sowohl 
die  Entführte,  als  auch  ihre  Eltern  dazu  ihre  Einwilligung 
gegeben  haben.  Das  entführte  Mädchen  wird  dem  Entführer 
weggenommen,  b)  Findet  aber  die  Trauung  ohne  den  Willen 
der  Eltern  statt,  so  ist  diese  Ehe  ungültig.  Der  geltenden 
Gewohnheit  nach  ist  eine  nachträgliche  Einwilligung  der  Eltern 
möglich.  Wenn  aber  die  Trauung  mit  der  Zustimmung  des 
Entführten  vollzogen  ist,  so  liegt  nach  dem  Gewohnheitsrechte 
kein  Grund  zur  Aufhebung  der  Ehe  vor.  Ist  aber  das  nicht 
der  Fall,  so  ist  die  Nichtigkeitsklage  statthaft,  die  die  Auf- 
hebung der  gegen  den  Willen  des  entführten  Mädchens  voll- 
zogeneu Ehe  zur  Folge  haben  kann. 

Für  gewöhnlich  hat  die  Kirche  die  Aufgabe,  die  Streitig- 
keiten beizulegen  und  die  nötige  Versöhnung  der  Parteien 
herbeizuführen,    weil    für    die    Kirche    die    schon    vollzogene 
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Trauung  ihre  Gültigkeit  nicht  verlieren  kann,  auch  wenn  sie 
gegen  den  Willen  von  Dritten  stattgefunden  hatte. 

Ein  Ehescheidungsgrund  soll  hier  noch  erwähnt  werden 
—  die  Trennung  der  Ehe  durch  den  einseitigen  Beschluß  — 
durch  repudium. 

Die  indischen  Gesetzbücher  gestatten  dem  Ehemann  nicht 
ohne  weiteres,  seine  unschuldige  Frau  zu  verlassen;  derjenige, 
der  seine  unschuldige  Ehefrau  verstößt,  verfällt  je  nach  den 
Umständen  in  eine  erhebliche  Strafe.  Das  gleiche  war  auch 
die  Rechtsauffassung  des  Schahapivanschen  Gesetzgebers 
(Art.  4,  5).  —  Der  armenische  Ehemann,  der  seine  unschuldige 
Ehefrau  zurückstellt,  hat  Vermögensverlust  ^^)  bis  auf  die 
Hälfte  desselben  zu  erleiden. 

An  dieser  Stelle  ist  noch  folgendes  zu  erwähnen :  Die 
armenischen  Patriarchen-Katholikos  in  Etschmiadzin  stellten 
seit  langer  Zeit,  besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts, die  Behauptung  auf,  daß  der  Patriarch-Katholikos 
Armeniens  nach  dem  kanonischen  Rechte  der  einheimischen 
Kirche  die  ausschließliche  Gerichtsbarkeit  in  bezug  auf  die 
Ehescheidung  hat.  Diese  Behauptung  ist  unbegründet.  Ein 
solches  Vorrecht  widerspricht  nämlich  nicht  nur  den  von  den 
nationalen  Versammlungen  festgesetzten  Kanonen,  sondern  ist 
auch  dem  Geiste  des  armenischen  Kirchenrechtes  durchaus 
fremd.  Sowohl  die  nationalen  Kanone,  als  auch  das  Rechts- 
system der  Rechtsbücher  von  Gösch  und  von  Sembat  setzen 
in  bezug  auf  die  Ehescheidung  ein  gerichtliches  Verfahren, 
nicht  aber  eine  administrative  Rechtsprechung,  voraus. 


»»)  Vgl.  J.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  6,  S.  385:  „Der 
Ehemann  hat  der  zurückgestellten  Frau  einen  Vermögensbeitrag  als  Ent- 
schädigung zuzuwenden  (ädhivedanika),  welcher  nach  den  Umständen 
verschieden  ist,  sich  aber  bis  auf  den  dritten  Teil  seines  Vermögens 
erstrecken  kann,  so  Jajnav.  I,  76,  II,  148."  Indisches  Ehe-  und  Fami- 
lienrecht. 
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§  27. 
Unfruchtbarkeit. 

Unsere  Erörterungen  über  die  armenische  Haushalter- 
ordnung haben  wohl  gezeigt,  wie  wichtig  für  den  Armenier 
das  Hinterlassen  von  Kindern,  speziell  von  Söhnen,  war.  Darum 
steht  sowohl  dem  Manne  als  auch  der  Frau  das  Recht  zu,  den 
unfruchtbaren  Teil  zu  verlassen,  weil  durch  die  Unfruchtbar- 
keit des  anderen  Teiles  der  Hauptzweck  der  Ehe  verhindert 
wird. 

Die  Quellen  des  armenischen  Rechtes  bieten  folgendes 
Material:  Die  Bestimmung  von  Schahapivan  (447)  lautet:  „Wenn 
jemand  ein  Weib  heiratet  und  es  unfruchtbar  bleibt,  und  aus 
diesem  Grund  der  Mann  sich  scheiden  läßt,  so  hat  die  Frau 
die  Befugnis,  alles  das,  was  sie  in  das  Haus  ihres  Mannes 
mitgebracht  hatte,  Gerätschaften,  Vieh,  Kleider,  Silber  oder 
Dienerschaft,  mitzunehmen  und  den  Mann  zu  verlassen.  Wenn 
aber  außer  Unfruchtbarkeit  die  Frau  keine  anderen  Fehler 
hat,  so  soll  der  Ehemann  für  die  ihr  verursachte  Schmähung 
obendrein  noch  eine  Entschädigung  an  die  Frau  entrichten. 
Der  Freie  1200  Dram  und  der  Bauer  600  Dram  ..."   (Art.  5). 

In  dieser  Bestimmung  von  Schahapivan  ist  das  alte  Recht 
der  Armenier  sanktioniert.  Die  ursprüngliche  Rechtsnorm  aber 
—  wegen  der  Unfruchtbarkeit  sei  die  Ehe  aufzulösen  —  hat 
hier  eine  weitere  Entwicklung  erfahren:  der  schuldige  Teil 
hat  die  Konsequenzen  zu  tragen.  Die  Geldstrafe ,  die  der 
schuldige  Ehemann  der  unschuldig  verstoßenen  Ehefrau  zu 
erlegen  hat,  ist,  glaube  ich,  als  Jungfrauenpreis  und  als 
donatio  propter  nuptias  aufzufassen. 

Die  Bestimmung  von  Schahapivan  enthält  folgendes : 
1.  Wegen  der  Unfruchtbarkeit  ist  die  Ehe  scheidbar;  2.  die 
Ehe  ist  scheidbar,  wenn  die  Frau  Fehler  —  körperliche  oder 
geistige  —  hat;  3.  der  Ehemann  hat  der  Ehefrau  ihre  Mit- 
gift und  Aussteuer  zurückzuerstatten ;  wenn  aber  die  Frau  nur 
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wegen  der  Unfruchtbarkeit  verstoßen  wird,  so  hat  der  Ehe- 
mann außerdem  auch  eine  Geldstrafe  zu  entrichten. 

J.  Karst  in  seiner  Abhandlung  über  den  Grundriß  der 
Geschichte  des  armenischen  Rechtes  behauptet,  daß  das  Sem- 
batsche  System  des  Ehescheidungsrechtes  mit  seiner  Ent- 
schädigung der  unschuldigen  Frau  dem  Einflüsse  des  „römi- 
schen oder  auch  fränkisch-okzidentalen  Rechtes"  ^^^)  zuzu- 
schreiben ist. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  geschiedenen  Ehegatten  hat 
das  römische  Recht  vor  447,  als  die  Nationalversammlung  ihre 
Grundsätze  in  der  Schahapivanschen  Gesetzgebung  (Art.  4 
und  5)  aufstellte,  nie  in  dieser  Weise  und  nach  diesen  Grund- 
sätzen geregelt.  Besonders  das  fränkisch-okzidentalische  Recht 
kannte  zu  jener  Zeit  die  von  Schahapivan  rezipierten  Grund- 
sätze nicht,  und  von  einem  Einflüsse  auf  das  armenische  Recht 
im  5.  Jahrhundert  kann  unter  keinen  Umständen  die  Rede  sein. 

Bei  der  Auflösung  der  Ehe  wegen  Unfruchtbarkeit  unter- 
scheidet das  alte,  wie  das  noch  heute  geltende  Gewohnheits- 
recht, 1.  ob  dieser  krankhafte  Zustand,  d.  h.  die  Unfrucht- 
barkeit, schon  vor  der  Heirat  bestand,  aber  erst  nach  der 
Heirat  zutage  trat;  2.  ob  von  der  Krankheit  der  andere  ge- 
sunde Teil  vor  der  Heirat  Kenntnis  hatte;  3.  ob  sie  heilbar 
oder  unheilbar  ist;  4.  ob  die  Unfruchtbarkeit  die  Folge  der 
Nichterfüllung  der  ehelichen  Pflichten  durch  den  einen  Ehe- 
gatten ist,  indem  er  den  Beischlaf  mit  dem  anderen  verweigert; 
5.  ob  diese  Krankheit  während  der  Ehe  entstanden  ist. 

Die  Bestimmung  von  Astisat  (865)  schreibt  bei  der  Ein- 
gehung der  Ehe  vor:  einander  weder  zu  belügen  noch  zu  be- 
trügen. Der  Gedanke  war,  daß  den  Parteien  die  beid- 
seitigen Verhältnisse  klar  sein  sollen,  alles,  was  etwa  verheim- 
licht werden  könnte,  soll  im  voraus  bekannt  gegeben  werden, 
hauptsächlich  die  Unfruchtbarkeit  und  geistige  und  körperliche 
Fehler  u.  dgl. 


löo)  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XX,  S.  33. 
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Die  Vorschriften  des  Gewohnheitsrechtes  stimmen  mit  den 
Bestimmungen  des  alten  Rechtes  überein.  Nach  diesem  ver- 
läßt der  Ehemann  die  Ehefrau,  wenn  sie  unfruchtbar  ist,  oder 
er  hält  sich  neben  seiner  rechtlich  anerkannten  Frau  eine 
andere,  um  sich  durch  Zeugung  von  Kindern  die  Erhaltung 
seines  Geschlechtes  zu  sichern.  Die  Kirche,  die  wegen  Un- 
fruchtbarkeit der  Frau  die  Ehe  nicht  auflöst,  erkennt  diese 
willkürliche  Scheidung  der  Ehe  nicht  an.  Dagegen  erkennt 
sie  die  Unfruchtbarkeit  —  Impotenz  —  des  Ehemannes  als 
Scheidungsgrund  an. 

Hat  die  Unfruchtbarkeit  einen  der  Ehegatten  erst  während 
der  Ehe  heimgesucht,  so  betrachtet  man,  nach  der  herrschenden 
Gewohnheit,  die  Auflösung  der  Ehe  als  unzulässig,  wenn  der 
erkrankte  Teil  die  Trennung  nicht  zugeben  will.  Im  Falle 
der  Einwilligung  führt  der  Ehemann  eine  andere  Frau  neben 
seiner  rechtmäßigen  ins  Haus  ein,  unbekümmert,  ob  die  Kirche 
sein  Vorgehen  billigt  oder  nicht.  Stellt  aber  der  gesunde  Ehe- 
mann seine  erkrankte  Ehefrau  zurück,  so  ist  er  alimentations- 
pflichtig. 

Ist  aber  die  Unfruchtbarkeit  —  Impotenz  —  vor  der  Heirat 
vorhanden  und  wurde  von  dem  erkrankten  Teil  verhehlt,  so 
hat  der  andere  Teil  das  Recht,  den  kranken  Teil  zu  verlassen. 


§  28. 
Ehebruch. 

Der  des  Ehebruchs  überwiesene  Ehegatte  wird  nicht  nur 
bestraft  (Bestimmung  von  Schahapivan,  Art.  3),  sondern  liefert 
auch  dem  anderen  Teile  einen  Grund  zur  Trennung  der  Ehe 
(Bestimmung  von  Schahapivan,  Art.  5). 

Unsere  Betrachtungen  über  die  armenische  Geschlechter- 
organisation und  über  die  Jungfräulichkeit  haben  folgendes 
erwiesen:  a)  das  Treubleiben  der  Ehegatten  ist  ein  strenges 
Gebot   der  Ehe;    b)    das   zur  Frau   genommene  Mädchen   soll 
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Jungfrau  sein;  ist  sie  in  der  Brautnacht  nicht  als  solche  be- 
funden, so  wird  sie,  wie  mehrfach  erwähnt,  ihren  Eltern  zurück- 
geschickt und  die  Ehe  wird  gelöst.  In  diesem  Falle  stellt 
man  das  Fehlen  des  Merkmales  der  Jungfräulichkeit  dem  Ehe- 
bruche gleich.  Ein  solches  Vergehen  der  Braut  vor  der  Heirat 
beschmutzt,  nach  der  Auffassung  der  Armenier,  die  Schwelle 
des  Bräutigams  und  verletzt  seine  Ehre  nicht.  Die  Braut,  die 
vor  der  Ehe  ihre  Jungfräulichkeit  verloren  hat,  wird  nur  durch 
ihre  eigene  und  durch  ihrer  Eltern  Schande  gerächt.  In  diesem 
Falle  erfolgt  die  Trennung  nach  dem  alten  und  nach  dem 
Gewohnheitsrechte  ohne  irgendwelche  Förmlichkeiten,  durch 
bona  gratia  divertere,  wenn  der  schuldige  Teil  keinen  Wider- 
stand leistet.  Leistet  er  aber  Widerstand,  so  kann  der  andere 
Teil,  um  seine  Rechte  geltend  zu  machen,  bei  der  zuständigen 
Kirchenbehörde  eine  Scheidungsklage  einreichen. 

Der  Art.  4  von  Schahapivan  lautet:  „Wenn  jemand  sich 
von  seiner  Frau,  die  Kindermutter,  scheiden  läßt,  ohne  des 
Ehebruches  beschuldigt  zu  sein  ..."  Aus  dieser  Bestimmung 
folgt,  daß  dem  Ehemanne  das  Recht  zusteht,  seine  des  Ehe- 
bruchs beschuldigte  Ehegattin  zu  verstoßen. 

§  29. 
Unheilbare  Krankheiten  ^^i)  —  geistige  und  körperliche. 

Nach  der  Rechtsauffassung  der  alten  Armenier,  wie  auch 
nach  den  Grundsätzen  des  geltenden  Gewohnheitsrechtes  können 
schwere    unheilbare    Geistesstörung    und    unheilbare  physische 


101)  Vgl.  J.  Kohl  er:  „Unheilbare  Krankheit,  Unfruchtbarkeit,  ja 
schon  Schamlosigkeit,  jedoch  soll  dabei  eine  gesetzliche  Frist  von  8,  10 
oder  11  Jahren  abgewartet  werden,  s.  Manu,  IX,  81.  Bandhäyana  bei 
Jagann,  II,  4,  nr.  66^  p.  532,  welche  noch  längere  Fristen  hat;  indes 
findet  sich  auch  bei  Manu  selbst  die  höchste  humane  Ansicht,  daß  eine 
tugendhafte  Frau  trotz  ihrer  Krankheit  doch  nur  mit  ihrem  Willen  aus 
dem  Hause  entlassen  werden  solle.  Manu  IX,  82."  Zeitschr.  f.  vergl, 
Rechtsw.  3,  S.  384. 
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Leiden,  nämlich:  Knollenaussatz,  Schorfaussatz ,  Lepra,  Er- 
blindung, Paralyse,  die  Auflösung  der  Ehe  zur  Folge  haben 
(Bestimmung  von  Schahapivan,  Art.  4  und  5).  Das  ist  sehr 
leicht  zu  erklären. 

Nach  unserer  Darstellung  erheischt  die  armenische  Haus- 
halterordnung von  der  Hausfrau  gewisse  Eigenschaften,  die 
für  den  Haushalt  unentbehrlich  sind.  Als  Arbeitskraft  ist  die 
Frau  im  Wirtschaftsleben  ihres  Haushaltes  dem  Manne  gleich- 
zustellen. Eine  unheilbare  Krankheit  der  Hausfrau  beraubt 
die  Familie  unter  anderem  auch  einer  Arbeitskraft,  die  das 
ganze  Hauswesen  im  Innern  zusammenhält.  Wenn  wegen  der 
unheilbaren  Krankheit  der  Ehefrau  der  Haushalt  in  Verfall 
geraten  ist  oder  zu  geraten  droht,  so  steht  nach  dem  alten 
und  auch  dem  geltenden  Gewohnheitsrechte  dem  Ehemanne 
vollkommen  das  Recht  zu,  sich  dadurch  zu  helfen,  daß  er  ent- 
weder in  friedlicher  XJebereinkunft  mit  seiner  Frau  eine  andere 
Frau  ins  Haus  führt,  oder  daß  er  sie  durch  einseitigen  Be- 
schluß verstößt.  Auch  die  Frau  trennt  sich  von  ihrem  un- 
heilbar erkrankten  Manne,  wenn  das  Zusammenleben  mit  ihm 
unmöglich  wird.     Der  Ehemann  ist  alimentationspflichtig. 

Da  die  einheimische  Kirche  die  angeführten  Eheschei- 
dungsgründe nicht  anerkennt,  gilt  eine  auf  Grund  des  Ge- 
wohnheitsrechtes durchgeführte  Auflösung  der  Ehe,  obgleich 
sie  eine  kanonische  Grundlage  für  sich  hat,  nicht  für  zulässig,, 
und  die  Scheidung  der  Ehe  als  ungültig. 

§  30. 

Schlechter  Charakter,  Trunksucht,  Mißhandlung,  wider- 
natürliche Unzucht,  Kuppelei  und  proventio  abortus. 

a)  Die  Schahapivansche  Bestimmung  (Art.  6)  gibt  der 
Ehefrau  das  Recht,  durch  einseitige  Entschließung  den  schul- 
digen Ehemann  zu  verlassen,  wenn  der  Ehemann  unverbesser- 
lich bleibt.  Die  Gründe  sind:  Sittenlosigkeit,  böser  Charakter, 
Trunksucht,  Mißhandlung.    Die  Trennung  kann  nur  dann  vor- 
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genommen  werden,  wenn  die  Versuche,  den  schuldigen  Ehe- 
mann zu  bessern,  mißlungen  sind.^  Zunächst  aber  muß  die 
Frau  zu  ihrem  Manne  zurückkehren. 

Nach  dieser  Bestimmung  darf  man  wohl  annehmen,  daß 
der  Gesetzgeber  von  Schahapivan  der  Ehefrau  nicht  gerne  das 
Scheidungsrecht  einräumte.  Eigentlich  gewährt  er  der  Frau 
kein  direktes  Scheidungsrecht,  solange  noch  eine  Hoffnung  auf 
Besserung  des  Ehemannes  besteht. 

b)  Da  die  Fortpflanzung  des  Geschlechtes  der  Hauptzweck 
der  Ehe  ist  und  die  Zerstörung  des  Embryos  diesen  Zweck 
vereitelt,  und  da  wegen  Unfruchtbarkeit  die  Ehe  aufgelöst 
werden  kann,  ist  die  absichtliche  proventio  abortus  als  Schei- 
dungsgrund aufzufassen. 

Die  Kanongruppe  des  unbekannten  Patriarchen  Nerses 
stellt  das  Abtreiben  des  Embryos  unter  Strafe   (Art.  27)^^^). 

c)  Als  Gründe  zur  Auflösung  der  Ehe  gelten  weiter  wider- 
natürliche Unzucht  und  Kuppelei.  Die  nationale  Kanongruppe 
schweigt  darüber. 


HI.  Abschnitt, 

Das  armenische  Dotalrecht. 

Achtes  Kapitel. 

Der  armenisclie  Bazinkh- Anteil  (Dos). 

§  31. 

Quellen  und  Terminologie. 

1.  Quellen.  —  Die  Quellen  des  armenischen  Dotalrechtes 
sind:  a)  die  von  den  armenischen  Nationalversammlungen  auf- 
gestellten Rechtssätze;  b)  das  geltende  Gewohnheitsrecht,  dessen 


*®^)  A.  KL,  Die  Kanongruppe  des  Patriarchen  Nerses,  Art.  27; 
„Die  Frau,  die  Abortus  treibt,  ist  9  Jahre  unter  Kirchenbann  zu  stellen.' 
Z.  H.  Ams.  1908,  VI— VII. 


362  Klidschian. 

Normen  eine  altertümliche  Ausprägung  aufweisen;  c)  die  alt- 
armenische Literatur,  die  ich  in  vollem  Umfange  heranzuziehen 
beabsichtige.  Wie  wir  im  Laufe  des  nächsten  Kapitels  sehen 
werden,  hat  sich  in  der  altarmenischen  Literatur  das  präg- 
nanteste Beweismaterial  des  armenischen  Erb-  und  Dotal- 
rechtes  erhalten. 

Auf  Grund  dieser  Quellen,  glaube  ich,  wird  es  mir  einiger- 
maßen gelingen,  die  Grundbegriffe  des  armenischen  Dotal- 
rechtes  darzustellen. 

2.  Terminologie.  —  Das  armenische  Idiom  hat  ver- 
schiedene sprachliche  Ausdrücke,  welche  die  Terminologie  des 
Dotalrechtes  bilden. 

a)  Bazinkh  =  Anteil  ist  die  armenische  Dos.  Unter  dem 
Worte  Bazinkh  versteht  man  in  der  Volkssprache  ausschließ- 
lich den  Anteil  der  Tochter  an  dem  väterlichen  Vermögen,  den 
sie  bei  der  Heirat  in  die  Ehe  mitbekommt.  Das  Nähere  über 
den  Bazinkh  wird  im  Laufe  der  weiteren  Darstellung  zur 
Sprache  kommen. 

b)  Ozid  —  ein  altes  armenisiertes  Wort  —  ist  dem  latei- 
nischen Ausdrucke  „donatio"  (Schenkung,  Gabe)  gleich.  Die 
Schenkungen,  welche  der  Bräutigam  der  Braut  unmittelbar  vor 
der  Hochzeit  zu  machen  hat,  nennt  man  Ozid.  Ozid  ist  aber 
keine  donatio  propter  nuptias. 

c)  An9in  gin  (Leibespreis),  Glcha  gin  (Kopfpreis)  bedeuten 
den  für  ein  Mädchen  zu  zahlenden  (bei  der  Eheschließung) 
Kaufpreis. 

d)  Neschan  =  Zeichen,  Neschanadruthün  =  Zeichenlegen, 
Verlöbnis.  Unter  dem  Neschan  versteht  man  den  Ring  und 
den  Schleier,  die  man  nach  dem  Zustandekommen  des  Ver- 
löbnisses der  Braut  als  Zeichen  aushändigt. 

Unter  Neschan  tal  arnel  =  Zeichen  geben,  nehmen  ver- 
steht man  die  an  die  Eltern  (in  den  Dörfern)  zu  entrichtende 
Anzahlung  und  das  dem  Mädchen  selbst  bestimmte  Zeichen 
des  Verlöbnisses. 

e)  Jerestesukh,  Jeresa(^tes,  Jerestes  =  Gesichtsschau  sind 
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diejenigen  Schenkungen,  welche  seitens  der  Dritten,  nämlich 
seitens  der  Anverwandten  des  Bräutigams  für  die  Gesichts- 
schau der  Braut  freiwillig  gemacht  werden,  wenn  sie  während 
der  Verlöbniszeit  das  Gesicht  der  Braut  sehen  wollen. 

f)  Achtschik  tun  tanel  '^^^)  =  Mädchen  zum  Besuch  nehmen. 
Hier  handelt  es  sich  lediglich  um  ein  verlobtes  Mädchen,  das 
während  der  Verlöbniszeit  einmal  offiziell  zu  den  eigenen 
nahen  Blutsverwandten  eingeladen  wird.  Es  ist  dies  eine  alte, 
in  den  Provinzialstädten  Armeniens  noch  heute  übliche  Sitte.  Bei 
diesen  Besuchen  erhalten  die  verlobten  Mädchen  ein  Geschenk, 
bestehend  in  goldenen  oder  silbernen  Schmuckgegenständen,  in 
Kleidungsstücken  usw.  Die  Einladung  selbst  verfolgt  nur  den 
Zweck,  der  Verlobten  vor  der  Hochzeit  der  Sitte  gemäß  ein 
•Geschenk  zu  machen.  Diese  Schenkungen  bereichern  den 
Bazinkh  (Anteil,  Dos)  der  Verlobten. 

g)  En9ah  (im  Dialekt  auch  Chalath,  ein  türkisches  Wort) 
sind  diejenigen  Schenkungen,  die  hauptsächlich  während  der 
Verhandlungen  über  das  Verlöbnis  und  während  der  Fest- 
setzung des  Hochzeitstages  verabredet  werden  und  nunmehr 
einen  geschäftsmäßigen  Charakter  haben.  Es  handelt  sich  um 
die  Schenkungen,  die  der  Bräutigam  den  Eltern  der  Braut  zu 
entrichten  hat. 

h)  Kautsch  =  GeschenksausruF.  Die  während  des  Kant- 
sches  gemachten  Schenkungen  sind  diejenigen,  welche  dem 
neuvermählten  Ehepaare  am  Hochzeitstage  gemacht  werden 
und  welche  für  gewöhnlich  in  barem  Geld  und  Stoffen  be- 
stehen. Das  geschenkte  Geld  wird  zur  Deckung  der  Hoch- 
zeitsauslagen verwendet,  die  Stoffe  und  Schmuckgegenstände 
verbleiben  im  Besitze  der  Braut.  Für  gewöhnlich  aber  ver- 
teilt man  einen  Teil  der  Stoffe  unter  die  Frauenspersonen  der 
Familie. 

Das  als  Geschenk  erhaltene  und  das  mit  in  die  Ehe  ge- 


^°^)  Achtslhik  =:  Mädchen,  tun  =  Haus,  tanel  —  nehmen,   mitneh- 
men, tragen. 
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brachte  Vieh  bleibt  immer  alleiniges  Eigentum  der  Beschenkten, 
obgleich  es  tatsächlich  der  gesamten  Familie  zur  Nutznießung 
überlassen  wird. 

Auf  eines  ist  noch  hinzuweisen,  nämlich,  daß  die  in  den 
Rechtsbüchern  (Gösch,  Sembat)  vorhandenen  Ausdrücke  Duair, 
Pruig,  Mahr  dem  armenisch-nationalen  Dotalrechte  durchaus 
fremd  sind  und  daß  sie  sich  weder  in  der  Sprache  noch  in 
der  Literatur  (außer  in  den  besprochenen  Rechtsbüchern)  vor- 
finden. 

Weiter  ist  zu  erwähnen,  daß  sich  kein  technischer  Aus- 
druck für  die  „donatio  propter  nuptias"  in  der  armenischen 
Sprache  erhalten  hat. 

§  32. 
Das  Quellenmaterial. 

1.  Die  von  den  Nationalversammlungen  aufgestellten 
Kanone:  a)  „Primum,  ab  affinitatis  cum  propinquis  conjunc- 
tione,  quae  eorum  consuetudo  fuerat,  ut  propria  sua  jura 
conservarent"  (Bestimmung  von  Astisat,  bei  M.  von  Chorene, 
III,  20,  S.  252). 

b)  „Wenn  jemand  die  Gattin  verläßt,  die  Kindermutter, 
ohne  den  Grund  der  Hurerei  oder  eines  etwa  vorhandenen 
Fehlers  im  Leibe  (körperliche  und  geistige),  so  soll  der  Rechts- 
entscheid dieser  sein:  Die  Kinder  und  den  Unterhalt  und  das 
Haus  und  Grund  und  Wasser  und  das  gesamte  Vermögen 
gleichmäßig  zu  teilen  und  die  Hälfte  davon  dem  Weibe  zu 
geben.  Und  falls  es  der  Wille  der  Frau  ist,  einen  Mann  zu 
sich  zu  nehmen  (heiraten),  so  soll  dies  ihr  freistehen"  (Be- 
stimmung von  Schahapivan,  Art.  4). 

c)  „Wenn  jemand  ein  Weib  geheiratet,  und  es  hat  sich 
als  unfruchtbar  erwiesen,  und  der  Mann  verläßt  es,  so  ist  das 
Weib  befugt,  sämtliches,  was  es  in  das  Haus  eingebracht  hat, 
sei  es  an  Gerätschaften,  oder  an  Dienerschaft,  oder  an  Vieh, 
oder  an  Kleidung,  oder  an  Silber  (Geld),  zu  nehmen  und  aus- 
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zuscheiden.  Und  wenn  außer  der  Unfruchtbarkeit  sonst  ein 
Fehler  (körperlicher  oder  geistiger)  an  der  Frau  nicht  vorhanden 
ist,  soll  er  ihr  für  die  zugefügte  Schmähung,  falls  er  ein 
Freier  ist,  im  Betrage  von  1200  Dram,  und  falls  ein  Bauer, 
von  600  Dram"   (Bestimmung  von  Schahapivan,  Art.  5). 

2.  Die  geschichtlichen  Angaben  der  altarmenischen  Lite- 
ratur, d)  „Er  (der  armenische  König  Artavast  56 — 36  v.  Chr.) 
setzt  seine  Brüder  und  Schwestern  als  Erben  in  die  Kantone 
von  Aghiovit  und  Arberan  ein."    M.  von  Chorene,  II,  23,  S.  81. 

e)  „Einige  aus  seinem  Stamme  .  .  .  kamen  zu  ihm  (Könige 
Armeniens)  und  sagen:  Vermehre  uns  unser  Erbe.  ...  Er  be- 
fiehlt einigen  von  ihnen,  in  die  Kantone  Aghiovit  und  Arberan 
zu  gehen.  Als  sie  aber  noch  mehr  an  den  König  appellieren  .  .  ., 
erläßt  er  die  Entscheidung,  ihnen  kein  anderes  Erbe  zu  geben, 
sondern  was  sie  hätten,  gleichmäßig  unter  sich  zu  teilen.  Als 
dieses  Erbe  nach  der  Menschenzahl  geteilt  wurde,  fand 
es  sich  zu  klein."     Ibid.  II,  62,  S.  120. 

f)  „Da  das  rote  Leder  bei  den  Alanen  sehr  geschätzt  ist, 
gibt  Artases  (62 — 107  n.  Chr.)  davon  und  auch  viel  Geld  als 
Entgelt  und  erhält  die  Prinzessin  Satinik."    Ibid.  II,  50,  S.  110. 

g)  „Gnelum  hoc  ipso  tempore  longe  plures  feras  in  suo 
monte,  qui  Sahapi vanus  appelatur,  habere,  qui  ab  avo  suo 
materno  Gnelo  Genunio  ad  eum  venerat."    Ibid.  III,  23,  S.  256. 

h)  „Spandarat  .  .  .  hatte  nämlich  als  zweite  Frau  eine 
Arschakunierin  und  wohnte  in  deren  Besitzung  in  den  Gegenden 
von  Taron  und  Harchthenikh."     Ibid.  III,  31,  S.  128. 

i)  „Da  Artavast  keine  Nachkommen  hat,  so  überläßt  der 
König  dem  Erachnavu  das  ganze  Haus  (seines  Bruders)  Arta- 
vast.«    Ibid.  II,  63,  S.  121. 

k)  „Er  (der  König  Tiran,  2.  Jahrh.  n.  Chr.)  hatte  bei  ihm 
den  Perser  Drovasp,  seinen  Freund,  welcher  sich  mit  dem 
Satrapen  von  Waspurakan  verschwägert  und  die  Stadt  Tation 
mit  den  Dörfern  und  den  großen  Weinberg  . .  .  erhalten  hatte." 
Ibid.  II,  62,  S.  121. 

3.  Das  geltende  Gewohnheitsrecht.    1)  Die  Töchter  haben 
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bei  Eingehung   der   Ehe    einen  Anspruch   auf   einen  Bazinkh- 
Anteil  an  dem  väterlichen   Vermögen. 

m)  Im  Falle  der  Wiederverheiratung  erhalten  die  Witwen 
alles,  was  sie  mit  in  die  Ehe  gebracht  haben  und  was  sie  im 
Moment  der  Wiederverheiratung  überhaupt  besitzen,  darunter 
auch  das  während  der  Ehe  Geerbte.  Sind  Kinder  vorhanden^ 
so  beerbt  die  Frau  den  Ehemann  mit  den  Kindern  zusammen. 
Ist  die  Ehe  aber  kinderlos,  und  lebte  der  Ehemann  getrennt 
von  seiner  Elternfamilie  und  führte  einen  eigenen  Haushalt^ 
so  beerbt  die  überlebende  Frau  den  Mann. 

n)  Eine  geschiedene  Frau  hat  das  ausschließliche  Rechte 
ihren  Bazinkh  und  ihr  während  der  Ehe  geerbtes  Gut  mitzu- 
nehmen und  auszuscheiden.  In  allen  Fällen  der  Ehescheidung 
nimmt  sie  alles,  was  sie  im  Moment  der  Scheidung  der  Ehe 
besaß,  d.  h.  auch  die  Ehegeschenke. 

Das  bereits  angezogene  Quellenmaterial  ist,  mit  Ausnahme 
der  Angaben  des  Gewohnheitsrechtes,  nur  aus  der  armenischen 
Geschichte  der  vorjustinianischen  Zeit  geschöpft.  Zwar  hätte 
ich  ähnliche  Beweismittel  zur  Feststellung  der  Grundzüge 
einiger  Institute  des  altarmenischen  Rechtes  aus  der  Geschichte 
Armeniens  der  nachjustinianischen  Zeit  heranziehen  können, 
erachtete  es  jedoch  für  überflüssig.  Ich  verfolgte  das  Ziel,  die 
Grundgedanken  besonders  des  armenischen  Ehe-  und  Erb- 
rechtes ausschließlich  auf  Grund  der  historischen  Angaben  aus 
der  vorjustinianischen  Zeit  zu  erforschen.  Ich  denke  den 
richtigen  Weg  eingeschlagen  zu  haben. 

Karst  scheint,  daß  „dieses  Institut  der  Dos  dem  ursprüng- 
lichen armenischen  Rechte  ganz  fremd  gewesen  ist;  bezeichnend 
hierfür  ist,  daß  auch  kein  sprachlicher  Ausdruck  in  dem  hai- 
kanischen  Idiom  dafür  existierte."  Da  er  —  Karst  —  aber 
der  Meinung  ist,  daß  die  armenischen  Frauen  mindestens  zur 
vorjustinianischen  Zeit  keine  Mitgift  erhielten,  denkt  er,  daß 
die  in  den  Rechtsbüchern  vorhandenen  Dotalbestimmungen  sich 
nach  und  nach  entwickelt  haben,  und  daß  „die  endgültige  Aus- 
gestaltung und  Erweiterung  der  ursprünglichen  einfachen  Braut- 
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Schenkung  zu  Dos  und  Donatio  auf  die  Berührung  mit  der 
griechisch-römischen  Rechtssphäre  zurückzuführen"  ist^^*). 

Diese  Behauptung  steht  in  schroffem  Gegensatz  zu  den 
bereits  angeführten  Quellenmaterialien  und  zu  der  Terminologie 
des  armenischen  Dotalrechtes.  Sowohl  diese  Terminologie  als 
auch  die  Quellenaussagen  des  national-armenischen  Rechtes 
beweisen  zur  Genüge,  daß  man  die  Einwirkung  des  griechisch- 
okzidentalen  Rechtes  auf  das  armenische  überschätzt  hat. 

Bemerkenswert  ist  es  aber,  daß  man  sich  bemühte,  die 
wenigen  Spuren  des  national-armenischen  Rechtes,  die  sich  in 
den  Rechtsbüchern  (Gösch,  Sembat)  erhalten  haben,  als  Er- 
gebnis der  Berührung  des  armenischen  mit  dem  griechischen 
Rechte  aufzufassen. 

Diese  Ansicht  Karsts  ist  entschieden  zurückzuweisen. 


Neuntes  Kapitel. 

§  33. 
Bazinkh-Dos. 

Jede  armenische  Tochter  bringt  einen  Bazinkh  —  eine 
Dos  —  in  die  Ehe.  Dem  Inhalt  nach  kann  ein  Bazinkh  aus 
verschiedenartigen  Wertsachen  und  Wertobjekten  bestehen. 
Auch  die  Ausstattung  eines  Mädchens,  die  es  mit  in  die  Ehe 
bringt,  wird  unter  Umständen  als  Bazinkh,  als  Anteil  am 
väterlichen  Vermögen  aufgefaßt. 

Wenn  auch  die  Dos  nach  armenischem  Rechte  in  der  Ver- 
waltung und  Verfügung  des  Ehemannes  steht,  bleibt  sie  doch 
unbestreitbares  Vermögen  der  Frau.  Diese  res  uxoria  ist  ihr 
nach  der  Auflösung  der  Ehe  zurückzuentrichten. 

Die  jetzt  noch  wirkenden  gewohnheitsrechtlichen  Normen 
lassen  im  Zusammenhange  mit  den  geschichtlichen  und  mit 
den    von    den    Nationalversammlungen    festgesetzten    Kanones 


104 


)  J.  Karst,  Rechtsbiich  II,  157. 
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keinen  Zweifel  aufkommen,  daß  Dotierung  der  Töchter  in  der 
vorjustinianischen  Zeit  dem  armenischen  Eherechte  eigen  war. 

Ususgemäß  findet  bei  der  Feststelhing  des  Hochzeitstages 
eine  flüchtige  Auseinandersetzung  über  den  Inhalt  der  Dos 
statt.  In  diesen  Verhandlungen  will  die  Bräutigamsfamilie 
ungefähr  wissen,  welchen  Bazinkh-Anteil  die  Braut  mit  in  die 
Ehe  bringen  wird. 

Daß  die  armenischen  Töchter  bei  Eingehung  der  Ehe  in 
der  vorjustinianischen  Zeit  eine  Dos,  einen  Bazinkh,  zugeteilt 
erhielten,  ist  außer  Zweifel.  Die  Nationalversammlung  von 
Schahapi  van  (Art.  4,  5)  schreibt  in  bezug  auf  die  Dotal  Ver- 
hältnisse der  geschiedenen  Ehegatten  folgendes  vor:  „Wenn 
jemand  ein  Weib  geehelicht,  und  es  hat  sich  als  unfruchtbar 
erwiesen,  und  der  Mann  verstößt  es,  so  ist  das  Weib  befugt, 
sämtliches,  was  es  in  das  Haus  eingebracht  hat,  sei  es  an 
Gerätschaften,  oder  an  Gesinde  (Aghachin,  Dienerschaft),  oder 
an  Vieh,  oder  an  Kleidung,  oder  an  Silber  (Geld),  zu  nehmen 
und  auszuscheiden"   (Art.  5). 

Nach  dieser  Bestimmung  (aus  dem  Jahre  447  n.  Chr.)  war 
es  in  Armenien  Sitte,  daß  die  Tochter  bei  Eingehung  der  Ehe 
nicht  nur  eine  aus  Kleidern  und  Hausgeräten  bestehende  Aus- 
stattung erhielt,  sondern  außerdem  auch  aus  dem  väterlichen 
Vermögen  Vieh,  Dienerschaft  und  Geld. 

Einen  technischen  Ausdruck  für  die  Ausstattung  und  für 
die  Dos  verwendete  der  Gesetzgeber  von  Schahapivan  nicht. 
Mit  der  Aufzählung  dieser  einzelnen  Dotalobjekte  verfolgte 
er  den  Zweck,  zugleich  festzustellen,  was  die  Frau  im  Falle 
einer  Ehescheidung  zurückverlangen  könnte. 

Die  im  Gesetz  aufgezählten  Wertobjekte:  Vieh,  Diener- 
schaft, Geld  sind  als  Bestandteile  der  armenischen  Dos  auf- 
zufassen. 

Die  armenischen  Töchter  bekommen  in  die  Ehe  aber  nicht 
nur  bewegliches,  sondern  auch  unbewegliches  Gut  mit,  ins- 
besondere die  Töchter  der  Fürstenfamilien. 

Daß  die  armenische  Erbtochter  Universalerbin  des  väter- 
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liehen  gesamten  Vermögens  war  und  jetzt  noch  ist,  beweist, 
wie  bereits  gesagt,  das  Vorhandensein  des  allgemein-arischen 
putrikaputras  im  armenischen  Rechte.  Das  Vorhandensein  dieser 
Institution  wäre  schon  ausreichend  gewesen  als  Beleg  dafür, 
daß  die  armenischen  Töchter  auch  in  bezug  auf  die  Stamm- 
güter erbberechtigt  waren  und  mit  Stammgütern  unter  Um- 
ständen dotiert  werden  konnten.  Es  soll  jedoch  noch  auf 
folgendes  hingewiesen  werden: 

1.  Die  Versammlung  von  Astisat  (365)  verbot  die  Ehen 
unter  nahen  Verschwägerten  und  Blutsverwandten.  Die  Adligen 
gingen  diese  Ehen  ein,  um,  wie  der  Gesetzgeber  selbst  sagt, 
„ihre  Rechte  zu  schützen  und  zu  wahren"  '^^^),  Das  „Recht", 
das  durch  solche  Ehen  geschützt  werden  sollte,  bezieht  sich 
darauf,  der  Familie  die  Stammgüter  zu  erhalten. 

2.  Das  im  §  32  bereits  angeführte  Quellenmaterial  sagt: 
a)  Die  Brüder  und  die  Schwestern  der  armenischen  Könige 
haben  bestimmte  Erbteile  aus  den  dem  königlichen  Hause  ge- 
hörigen Stammgütern  zugeteilt  erhalten;  b)  die  weiblichen 
{jlieder  des  königlichen  Geschlechtes  haben  ihre  Erbteile  mit 
in  die  Ehe  gebracht;  c)  das  gleiche  war  auch  bei  den  Fürsten- 
iamilien  üblich :  Der  Fürst  Gnel  (4.  Jahrhundert)  hatte  von 
seinem  mütterlichen  Großvater  Stammgüter  geerbt. 

Daraus  ergibt  sich,  daß  die  armenischen  Töchter  Stamm- 
güter zu  erben  berechtigt  waren  und  auch  in  die  Ehe  mit- 
bringen konnten. 

Jeder  Vater  war  aber  besorgt,  das  Stammgut  möglichst 
nur  den  Söhnen  zu  sichern  und  eine  doppelte  Zerteilung  des 
Landbesitzes  unter  Söhnen  und  Töchtern  zu  vermeiden.  Um 
aber  die  Töchter,  denen  er  das  Stammgut  vorenthalten  will, 
in  ihrem  Erbfolgerecht  nicht  zu  verkürzen,  suchte  er  sie  da- 
durch zu  entschädigen,  daß  er  ihnen  bei  der  Eingehung  der 
Ehe  als  Aequivalent  andere  Wertobjekte,  wie  Vieh,  Diener- 
schaft, Geld  usw.,  gab. 


»05)  M.  von  Choren.  III,  20,  S.  252. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.  XXV.  Band.  24 
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§  34. 
Die  armenische  donatio  propter  nuptias. 

Aus  der  Bestimmung  von  Schahapivan  Art.  4,  5  geht  der 
Grundgedanke  hervor,  daß  der  armenische  Ehemann  seiner 
Frau,  wenn  er  sie  verstößt,  eine  Entschädigung  zu  ent- 
richten hat. 

Dieser  Vermögensverlust,  den  der  Ehemann  bei  einer  Ehe- 
scheidung zugunsten  der  an  der  Ehescheidung  unschuldigen 
Frau  zu  erleiden  hat,  ist  als  donatio  propter  nuptias  aufzu- 
fassen. 

In  bezug  auf  den  Betrag  der  donatio  stellt  der  Gesetz- 
geber folgende  Normen  auf:  a)  Ist  die  Frau  unschuldig  und 
dabei  Kindesmutter,  so  erhält  sie,  außer  ihrer  Dos,  sowohl  die 
Hälfte  vom  ganzen  Vermögen  des  Ehemannes,  als  auch  von 
den  gemeinsamen  Kindern,  b)  Stellt  der  Ehemann  seine  Frau, 
die  außer  der  Unfruchtbarkeit  keine  Fehler  hat,  zurück,  so 
bezahlt  er  ihr  eine  Geldsumme  von  1200  Dram,  wenn  er  ein 
Freier,  und  600  Dram,  wenn  er  ein  Bauer  ist. 

Der  Gesetzgeber  von  Schahapivan  macht  den  Betrag  der 
donatio,  welche  der  Ehemann  der  an  der  Ehescheidung  un- 
schuldigen Frau  zu  entrichten  hat,  von  der  Dos  nicht  ab- 
hängig, sondern  bestimmt  ihn  schon  im  voraus. 


Zehntes  Kapitel, 

Ehescheidungsstrafen. 

§  35. 
Ehescheidungsstrafen. 

Unsere  Betrachtungen  über  die  armenische  Ehescheidung 
ergaben,  daß  die  Trennung  durch  divortium  und  repudium  er- 
folgen  kann,    daß    die    durch   einseitigen  Beschluß   erfolgende 
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Ehescheidung  auch  auf  einem  willkürlichen  Akte  beruhen 
kann,  ohne  daß  irgendein  gesetzlicher  /jrund  zur  Trennung 
vorläge. 

Nach  der  Rechtsauffassung  der  Armenier  ist  die  Ehe- 
scheidung im  allgemeinen  strafbar.  Der  Eheteil,  der  die  Tren- 
nung der  Ehe  verschuldet  hat ,  hat  auch  die  von  den  Ge- 
setzen und  Volkssitten  vorgeschriebenen  Strafen  zu  tragen. 
Der  schuldige  Eheteil  kann  unter  Umständen  unter  eine  oder 
mehrere  Strafnormen  gezogen  werden ;  diese  sind :  Geldstrafe, 
Vermögensverluste  bis  zur  Hälfte  des  ganzen  Vermögens, 
Kirchenbann,  Körperstrafe,  Zwangsarbeit  in  den  Leprosen- 
häusern.  Ob  nun  der  schuldige  Eheteil  für  die  Verstoßung 
des  unschuldigen  Eheteils  bestraft  wird  oder  nicht,  in  jedem 
Falle  soll  die  Auflösung  der  Ehe  ernsthaft,  völlig  und  dauer- 
haft sein,  kein  bloßes  divortium  simulatum. 

Der  Gesetzgeber  von  Schahapivan  macht  einen  Unter- 
schied zwischen  den  schuldigen  Freien  und  Bauern.  Die  Freien 
und  die  Adligen  überhaupt  sind  von  den  erniedrigenden  Körper- 
strafen und  von  der  Zwangsarbeit  in  den  Leprosenhäusern 
frei;  diese  Strafen  müssen  aber  durch  eine  Geldstrafe  ersetzt 
werden,  besonders  in  dem  Fall,  wenn  die  Adligen  ins  Leprosen- 
haus  nicht  arbeiten  gehen  wollen  (Bestimmungen  von  Schaha- 
pivan, Art.  3,  4,  5,  6,  7,  12,  13). 

a)  Nach  dem  armenisch-nationalen  Rechte  (Bestimmung 
von  Schahapivan,  Art.  4,  5)  verliert  der  schuldige  Ehemann 
an  die  Ehefrau-Kindermutter  sowohl  die  Dos ,  als  auch  die 
donatio  propter  nuptias  im  Betrage  der  Hälfte  seines  ganzen 
Vermögens. 

b)  Wenn  die  Verstoßung  der  Frau  nur  wegen  Unfrucht- 
barkeit erfolgt  ist,  hat  der  Ehemann  sowohl  die  Dos,  als 
auch  die  Donatio  im  Betrage  von  1200  Dram,  wenn  er  ein 
Freier,  und  von  600  Dram,  wenn  er  ein  Bauer  ist,  zu  ent- 
richten. 

c)  Nach  der  Bestimmung  von  Schahapivan  (Art.  4,  5) 
wenn  die  Frau   wegen   körperlicher   und   geistiger  Fehler  zu- 
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rückgestellt  wird,  hat  der  Ehemann  nur  die  Dos  zurückzu- 
entrichten.  Nach  dem  alten,  jetzt  noch  wirkenden  Gewohn- 
heitsrecht hat  der  Ehemann  unter  Umständen,  die  zum  Teil 
durch  seine  Vermögensverhältnisse  bedingt  sind,  die  unheilbar 
erkrankte  Frau  zu  alimentieren. 

d)  Wenn  die  Braut  in  der  Brautnacht  nicht  als  unver- 
sehrte Jungfrau  befunden  wird ,  schickt  man  sie  ihren  Eltern 
mit  ihrem  Bazinkh  (Dos)  zurück.  Eine  solche  Braut  verliert 
nach  dem  Gewohnheitsrechte  an  ihren  Mann  die  Ehegeschenke, 
durch  welche  die  Ehe  zustande  gekommen  ist,  und  den  Kauf- 
preis (in  den  Dörfern).  Beide  Seiten  verlieren  alle  Auslagen, 
die  sie  während  der  Verlöbniszeit  und  für  die  Hochzeit  ge- 
macht haben. 

e)  Der  des  Ehebruchs  schuldige  Ehemann  hat  folgendes 
einzubüßen :  Er  verliert  nicht  nur  die  Dos,  sondern  auch  die 
Donatio  im  Betrage  der  Hälfte  seines  ganzen  Vermögens  (Be- 
stimmung von  Schahapivan  Art.  4);  außerdem  werden  auch 
die  Kinder  unter  den  Eltern  verteilt.  Wenn  aber  in  diesem 
Fall  die  Frau  eine  weitere  Ehe  eingehen  sollte ,  hat  sie  den 
erhaltenen  Vermögensteil  zurückzuerstatten.  Dieser  Teil  kommt 
aber  nicht  dem  früheren  Ehemann   zu,    sondern  den  Kindern. 

Der  4.  Artikel  von  Schahapivan  ist  für  das  armenische 
Dotalrecht  von  großer  Bedeutung.  Besonders  der  zweite  Ab- 
satz dieser  Bestimmung  stellt  den  Charakter  der  armenischen 
Donatio  propter  nuptias  fest.  Der  Text,  den  ich  durch  einen 
Vergleich  von  ungefähr  27  Handschriften  der  Kanongruppen 
von  Schahapivan  wiederhergestellt  habe,  lautet:  „Wenn  aber 
die  Frau  einen  anderen  zu  heiraten  gedenkt,  so  hat  sie  den 
von  ihrem  Manne  erhaltenen  Teil  des  Vermögens  zurückzugeben. " 

Dieser  Vermögensteil,  der  im  Falle  der  Wiederver- 
heiratung der  Frau  auf  die  Kinder  übergeht,  ist  als  lucra 
nuptialia  zu  betrachten. 

Diese  Rechtsauffassung  der  Armenier  über  die  lucra  nup- 
tialia der  wiederheiratenden  geschiedenen  Frau,  die  Kinder- 
mutter ist,  ist  national-armenisch. 
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f)  Wenn  auch  das  armenische  Verlöbnis  ein  für  beide 
Teile  verbindliches  Eheversprechen  ist,  so  ist  doch  der  Rück- 
tritt von  dem  Versprechen  unter  Umständen  möglich  ^^^).  Der 
Bräutigam  bekommt  die  Schenkungen  und  den  Kaufpreis  zu- 
rück; die  beiderseitigen  Auslagen  werden  nicht  vergütet,  sie 
gehen  auf  beiden  Seiten  verloren. 

Das  Gewohnheitsrecht  macht  keinen  Unterschied,  welche 
Seite  der  Bruch  des  Verlöbnisses  verschuldet  hat.  Der  schuldige 
Teil  hat  an  den  unschuldigen  Teil  keine  Entschädigung  zu 
zahlen. 

§  36. 
Die  Wirkungen  der  Wiederverheiratung. 

Das  alte  Gewohnheitsrecht  billigt  das  Wiederheiraten  der 
überlebenden  Ehegatten  nicht.  Nach  armenischer  Auffassung 
darf  eine  ehrsame  pflichtgetreue  Witwe  und  Mutter  nicht 
wieder  heiraten;  sie  soll  bei  ihren  Kindern  bleiben. 

Bei  der  Wiederverheiratung  sind  folgende  Vermögens- 
verhältnisse festzustellen: 

a)  Wie  wir  gesehen  haben,  geht  im  Fall  der  Wiederver- 
heiratung der  geschiedenen  Frau  die  ihr  infolge  der  Scheidung 
zugesprochene  donatio  propter  nuptias  auf  ihre  aus  der  ersten 
Ehe  entstammenden  Kinder  über.  Ihre  Dos  und  das  während 
der  Ehe  Geerbte  erben  sowohl  die  aus  der  ersten ,  als  auch 
die  aus  der  weiteren  Ehe  entsprossenen  Kinder  gemeinsam 
ohne  irgendwelche  Bevorzugung  der  einen  oder  anderen. 

Der  Ehemann  hat  an  diesem,  seinen  Kindern  zugekom- 
menen Vermögensteil  nur  ein  Nutznießungsrecht. 

b)  Als  verwitwete  Mutter  hat  die  Frau  die  Befugnis, 
über    das    ganze    Vermögen    ihres    verstorbenen    Mannes    zu 


*°^)  Vgl.  J.  Kohl  er:  , Jedoch  kann  man  vom  Verlöbnis  zurück- 
treten, wenn  der  andere  Teil  wesentliche  physische  oder  psychische 
Mängel  oder  moralische  Schlechtigkeit  zeigt,  Nischen  a.  a.  0."  Zeitschr. 
f.  vergl.  Rechtsw.  3,  S.  356. 
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verfügen.  Heiratet  sie  einen  anderen,  so  hat  sie  dieses  Ver- 
mögen für  die  aus  der  ersten  Ehe  stammenden  Kinder  zu 
reservieren.  Ihr  verbleibt  nur  ihre  Dos  und  das  inzwischen 
Geerbte. 

c)  Ist  die  Ehe  kinderlos,  so  beerbt  die  Witwe  nach  dem 
alten  Rechte  den  verstorbenen  Ehemann.  In  bezug  auf  diese 
Frage  ist  bei  M.  von  Choren  zu  lesen:  „Erachnavu  macht  zu 
seinem  Weibe  die  letzte  Frau  des  Artavast  .  .  .  Da  Artavast 
keine  Nachkommen  hat,  so  überläßt  der  König  (Armeniens 
2.  Jahrhundert  n.  Chr.)  dem  Erachnavu  das  ganze  Haus  des 
Artavasf;  II,  62,  S.  121. 

Nach  dem  Gewohnheitsrecht  beerbt  die  Frau  den  Ehe- 
mann, wenn  dieser  kinderlos  stirbt  und  er  bereits  aus  dem 
Elternhause  ausgetreten  war  und  einen  eigenen  Haushalt  führte. 
Wohnt  er*  aber  noch  im  Elternhause  und  verstirbt  dort  kinder- 
los, so  bekommt  seine  Frau,  wenn  sie  sich  wieder  verheiratet, 
ihr  während  der  Ehe  geerbtes  Vermögen,  ihre  Dos.  In  diesem 
Fall  kennt  das  geltende  Gewohnheitsrecht  einen  weiteren  Wit- 
wenteil nicht. 

d)  Stirbt  die  Frau  kinderlos,  so  beerbt  sie  der  Ehemann. 
Sind  aber  Nachkommen  vorhanden,  so  fallen  die  lucra  nup- 
tialia  im  Falle  der  Wiederverheiratung  den  Kindern  zu.  Der 
Vater,  bzw.  Ehemann,  hat  in  diesem  Falle  nur  das  Nutz- 
nießungsrecht. 

e)  Nach  dem  alten  Gewohnheitsrechte  verbleiben  der  Ehe- 
frau die  Eheschenkungen  zu  unbestreitbarem  Eigentum  und 
kommen  bei  einer  Ehescheidung  nicht  in  Frage. 

f)  Die  Bestimmung  von  Schahapivan  (Art.  5)  sagt:  „Das 
Weib  ist  befugt,  sämtliches,  was  es  in  das  Haus  eingebracht 
hat,  sei  es  an  Gerätschaften,  oder  an  Dienerschaft,  oder  an 
Vieh,  oder  an  Kleidung,  oder  an  Silber,  zu  nehmen  und  aus- 
zuscheiden." Dem  entspricht  vollkommen  die  alte,  aber  noch 
herrschende  Gewohnheit:  die  geschiedene  Ehefrau  nimmt  alles 
zurück,  was  sie  in  die  Ehe  mitgebracht  hatte  und  was  sie  im 
Momente  der  Trauung  besitzt. 
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g)  Wenn  die  Braut  vor  oder  während  der  Hochzeitsfeier- 
lichkeiten vor  der  Vollziehung  der  Ehe  stirbt,  so  verliert  der 
Brautvater  an  den  Bräutigam  die  Brautschenkungen  und  den 
Kaufpreis,  und  der  Bräutigam  an  die  Brauteltern  die  Dos. 
Das  gleiche  gilt  auch  für  den  Tod  des  Bräutigams. 


Elftes  Kapitel. 

§  37. 
Das  armenische  Dotalrecht  und  das  Gesetz  von  Gortyn. 

Es  erübrigt  hier  noch  eine  weitere  Frage  zu  erledigen, 
nämlich  ob,  wie  behauptet  wird  (Mitteis,  Karst)  ^^'^)  die 
Gesetze  von  Gortyn  einen  Einfluß  auf  das  armenische  Recht 
ausgeübt  haben. 

Die  Gesetze  von  Gortyn^^^)  normieren  die  Dotalverhält- 
nisse  der  Ehegatten  folgendermaßen. 

I.  Trennung  der  Ehe  unter  Lebenden.  Die  Frau  erhält: 
a)  ihr  Vermögen,  b)  die  Hälfte  von  den  Früchten,  die  aus 
ihrem  Vermögen  stammen ,  c)  die  Hälfte  von  dem ,  was  sie 
selbst  verfertigt  hat,  d)  wenn  der  Mann  an  der  Scheidung 
schuldig  ist,  5  St.,  worüber  eventuell  der  Richter  zu  entschei- 
den hat. 

n.  Tod  des  Mannes  bei  beerbter  Ehe.  Die  Frau  erhält: 
a)  ihr  Vermögen,  b)  etwaige  Geschenke  des  Mannes,  und  sie 
ist  haftbar,  wenn  sie  mehr  nimmt. 

HI.  Tod  des  Mannes  bei  unbeerbter  Ehe.  Die  Frau  er- 
hält: a)  ihr  Vermögen,  b)  die  Hälfte  von  dem,  was  sie  ver- 
fertigt hat,  c)  von  den  gesamten  Früchten  im  Hause  einen 
Anteil,  d)  etwaige  Geschenke  des  Mannes. 


10')  J.  Karst,  Rechtsbuch  II,  S.  100  f. 

^^')  Bernhöft,  Das  Gesetz  von  Gortyn.   Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw. 
VI,  S.  431. 
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IV.  Tod  der  Frau  bei  unbeerbter  Ehe.  Die  Erben  der 
Frau  erhalten :  a)  ihr  Vermögen,  b)  die  Hälfte  von  dem,  was 
sie  verfertigt  hat,  c)  die  Hälfte  von  den  Früchten  ihres  Ver- 
mögens, 

V.  Vergabungen  unter  Ehegatten.  Der  Mann  kann  geben  : 
Alimente,  Kleidung  .  .  . 

A.  Nach  dem  altarmenischen  Rechte  sind  folgende  Sätze 
festzustellen : 

I.  Trennung  der  Ehe.  1.  Die  Ehefrau-Kindermutter,  die 
die  Scheidung  nicht  verschuldet  hat,  erhielt  a)  die  Dos,  b)  die 
Hälfte  des  ganzen  Vermögens  ihres  Mannes ;  außerdem  werden 
auch  die  gemeinsamen  Kinder  verteilt,  2.  Die  unfruchtbare 
Frau  erhielt  a)  ihre  Dos  und  alles,  was  sie  mit  in  die  Ehe 
gebracht  hat;  b)  die  donatio  propter  nuptias  im  Betrage  von 
1200  Dram,  wenn  der  Ehemann  ein  Freier,  und  von  600  Dram^ 
wenn  er  ein  Bauer  war ;  c)  sie  hat  das  unbedingte  Recht  zur 
Wiederverheiratung.  3.  Wenn  die  Frau  mit  Fehlern  behaftet 
ist,  d.  h.  wenn  sie  geistig  und  körperlich  erkrankt  ist  und 
aus  diesem  Grunde  zurückgestellt  wird,  erhielt  sie  ihre  Dos 
(Bestimmung  von  Schahapivan  Art.  4,  5). 

B.  I.  Nach  dem  Gewohnheitsrechte  erhielt  die  Frau  bei 
der  Ehescheidung  in  allen  Fällen  1.  ihre  Dos  und  über- 
haupt alles,  was  sie  in  die  Ehe  gebracht  hat  und  was  sie  im 
Momente  der  Scheidung  besitzt;  2.  die  verstoßene  unheilbar 
erkrankte  Frau  ist  unter  Umständen  auch  alimentationsbe- 
rechtigt. 

H.  Beim  Tod  des  Ehemanns.  1.  Die  Frau  beerbt  den 
Mann  a)  wenn  er  aus  dem  elterlichen  Hause  ausgetreten  war 
und  kinderlos  stirbt ;  b)  wenn  Kinder  vorhanden  sind,  beerben 
ihn  die  Frau  und  die  Kinder  zusammen;  2.  bei  einer  Wieder- 
verheiratung erhielt  sie  ihre  Dos. 

Nach  dem  alten  Rechte  beerbt  die  Frau  den  kinderlos 
verstorbenen  Ehemann. 

ni.  Beim  Tod  der  Ehefrau.  Der  Ehemann  beerbt  die 
Frau  a)  wenn  sie  kinderlos  stirbt;  b)  wenn  Kinder  vorhanden 
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sind,  mit  den  Kindern  zusammen.  Das  Recht  des  Vaters  aber 
erstreckt  sich  im  Fall  der  Wiederverheiratung  nur  auf  die  Ver- 
fügung und  Nutznießung  der  lucra  nuptialia. 

C.  Nach  geltender  Rechtsauffassung  der  Armenier,  die 
auch  dem  altarmenischen  Rechte  (Bestimmung  von  Schaha- 
pivan  Art.  4,  5)  eigen  ist,  kommen  bei  Ehescheidung  die 
Schenkungen  unter  den  Ehegatten  nicht  in  Frage  und  werden 
auch  in  keinem  Fall  zurückverlangt  ^^^).  Diese  Rechtsauffas- 
sung der  alten  Armenier  kommt,  wie  wir  gesehen  haben,  auch 
bei  Goseh  zum  Ausdruck  (Art.  121),  indem  er  betont,  daß 
„die  Schenkungen  man  nicht  in  Erinnerung  bringen  darf. 

Besonders  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Grundgedanken 
der  beiden  Rechtssysteme  voneinander  verschieden  sind,  halte 
ich  für  überflüssig.  Gerade  diese  Verschiedenheit  der  vom 
Gesetz  von  Gortyn  und  der  durch  die  von  Vorschriften  des 
alten  und  des  herrschenden  Gewohnheitsrechts  der  Armenier 
aufgestellten  Rechtsnormen  schließt  die  Annahme  der  Ein- 
wirkung des  provinzial-griechischen  Rechtes  auf  das  arme- 
nische aus. 
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)  Vgl.  Dernburg  Fand.  III,  S.  45  f. 


VIII. 

Zur  Lehre  von  den  Rechtsfolgen  der  schuldhaften 
Tötung  einer  Person  im  byzantinischen  Recht. 

Von 

Dr.  Stephan  Braßloff, 

Privatdozent  an  der  Wiener  Universität. 

Das  klassisch-römische  Recht  hat  die  Grundsätze  der  lex 
Aquilia    über    Sachbeschädigungen  ^)    auf   Körperverletzungen 


^)  Der  Wortlaut  der  lex  Aquilia  ist  uns  nicht  vollständig  erhalten. 
Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  können  wir  nur  aus  zwei  Digesten- 
stellen  (Gai.  Dig.  9^  2,  2  pr.,  und  ülp.  h.  t.  27,  5)  und  den  Institu- 
tionen des  Gaiusi  (III,  210  ff.)  entnehmen.  Danach  bezog  sich  das  erste 
Kapitel  auf  Tötung  von  fremden  Sklaven  und  quadrupedes  quae  pecti- 
dum  niimero  sunt,  das  dritte  Kapitel  auf  Sachbeschädigungen  anderer 
Art.  Es  kann  als  sicher  gelten,  daß  das  Gesetz  außer  der  Derogations- 
klausel  (resp.  der  Worte  eins  h.  l.  nihil  rogatur)  auch  nocli  Bestim- 
mungen über  die  Litiskreszenz,  über  Noxalität  etc.  enthielt.  (Pernice, 
Zur  Lehre  von  den  Sachbeschädigungen  S.  1  ff.)  Der  in  den  Digesten 
mitgeteilte  Wortlaut  des  aquilischen  Gesetzes  gibt,  wie  bereits  von 
mehreren  Forschern  bemerkt  wurde,  zu  Bedenken  Anlaß ;  man  hat  aber 
daraus  meines  Erachtens  nicht  die  entsprechenden  Konsequenzen  ge- 
zogen. Im  ersten  Kapitel  ist  im  Digestentext  quadrupedem  vel  pecudem 
dem  Gesetzesstil  widersprechend:  die  Gajanischen  Institutionen  bieten 
das  allein  mögliche  qnadrupedein  peciidemve.  Anstoß  erregt  auch  das 
Wort  id\  ,es  wird  hier  das  Neutrum  des  Demonstrativpronomens  in 
Beziehung  auf  voriiergehende  Maskulina  und  Feminina  gebraucht". 
Pernice  a.a.O.  Im  Legalstil  ist  ein  solcher  Spracligebrauch  unmög- 
lich. Gaius  bietet  auch  in  den  Institutionen  quanti  ea  res  eo  anno 
pliirimi  fuerit.   Mit  vollem  Recht  wird  die  Echtheit  der  Worte  praeter 
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der  personae  liberae  analog  angewendet;  es  gewährt  dem  Miß- 


hominem  et  pecudem  occisos  im  dritten  Kapitel  bestritten ;  dieser  Zu- 
satz paßt  in  eine  literarische  Darstellung,  aber  ganz  und  gar  nicht  zu  dem 
knappen  Gesetzesstil.  Aus  dem  vorgeführten  Tatbestand  ziehe  ich  den 
Schluß,  daß  die  lex  Aquilia  in  getrennten  Absätzen  von  der  Tötung 
der  Sklaven  und  der  quadrupedes,  qiiae  pecudum  numero  simt  handelte 
und  in  der  Stelle  bei  Gaius  Dig.  2  pr.  h.  t.  ursprünglich  nur  von  getöteten 
servi  die  Rede  war.  Die  Worte  quadrupedes  vel  pecudes  sind  späterer 
Zusatz;  daß  die  Kompilatoren  hier  eine  Aenderung  des  Wortlautes 
vorgenommen  hätten,  ist  nicht  anzunehmen;  wenn  sie  aber  hier  die 
Worte  des  zweiten  Absatzes  einflochten,  so  ist  es  begreiflich,  daß  sie 
eine  derartige  mißglückte  Wendung  wählten.  Der  neutrale  Gebrauch 
des  Demonstrativpronomens  für  vorausgehende  Maskulina  und  Feminina 
ist  für  Justinian  nichts  Befremdendes;  es  wird  hier  gestanden  haben:  is 
homo ;  die  Worte  ea  res  in  der  Zusammenfassung  sind  aus  aen  Worten 
ceterarum  reru?n  des  Schlußsatzes  genommen.  Daß  uns  das  Gesetz 
nur  in  einer  modernisierten  Fassung  erhalten  ist,  zeigt  die  Bemerkung 
bei  Ulp.  fr.  11,  §  3  h.  t. :  die  lex  Aquilia  spreche  von  erus ;  damit 
kontrastiert  allerdings  die  Fassung  bei  Pomponinus  fr.  43  h.  t.,  welche 
das  Wort  dominus  interpretiert.  Die  übliche  Erklärung,  es  beziehe 
sich  die  obige  Stelle  auf  die  Formel  ist  meines  Erachtens  unzutreffend. 
Einmal  sagt  Ulpian  ausdrücklich,  daß  die  lex  Aquilia  die  obigen  Worte 
enthalten  habe  und  dann  ist  nicht  einzusehen,  warum  die  Formel  das 
altertümliche  Wort  bevorzugt  haben  sollte;  die  Formeln  sind  doch 
legibus  accomodatae  gewesen.  Wer  übrigens  die  Sprache  der  uns  be- 
kannten leges  mit  der  unserer  lex  Aquilia,  wie  sie  erhalten  ist,  ver- 
gleicht, wird  nicht  im  geringsten  im  Zweifel  sein  können,  daß  hier,  um 
dem  sprachlichen  Verständnis  späterer  Zeiten  entgegenzukommen,  Aende- 
rungen  vorgenommen  worden  sind.  Meine  Annahme  geht  dahin,  daß  die 
Vorlage  der  Digesten  die  ältere  Fassung  enthielt  mit  getrennten  Be- 
stimmungen über  servi  und  pecudes,  Gaius  aber  in  seinen  commentarii 
für  den  Schulgebrauch  bereits  die  neuere  Fassung  bietet,  die  Sklaven 
und  Vieh  in  einer  Bestimmung  zusammenfaßt.  —  Im  Anschluß  daran 
möchte  ich  noch  folgende  Vermutung  äußern.  Es  iet  eine  höchst  auf- 
fallende Erscheinung,  daß  zwischen  das  erste  und  dritte  Kapitel  der  lex 
Aquilia  über  Sachbeschädigungen  eine  Bestimmung  über  den  adstipulator 
eingeschoben  ist.  Ich  erkläre  mir  die  Sache  folgendermaßen.  Die  lex 
Aquilia  handelte  ursprünglich  in  getrennten  Kapiteln  von  der  Beschä- 
digung von  Sklaven  und  Vieh.  Daneben  bestand  eine  besondere  lex 
Aquilia  über  den  adstipulator.   Man  faßte  die  beiden  ersten  Kapitel  zu- 
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handelten  eine  actis  utilio  gegen  den  Schädiger  ^)  auf  Ersatz 
der  Kurkosten  und  des  versäumten  Erwerbes,  sowie  wegen 
Verkümmerung  der  Erwerbst'ähigkeit  ^).  Aber  weiter  ist  das 
römische  Recht  in  der  analogen  Anwendung  der  lex  Aquilia 
nicht  gegangen ;  es  versagt  insbesondere  den  Personen,  welche 
der  Getötete  zu  alimentieren  verpflichtet  war,  jedweden  An- 
spruch gegen  den  Täter.  Erst  das  gemeine  Recht  billigt  jenen, 
zu  deren  Alimentation  der  Getötete  gesetzlich  verpflichtet 
war,  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz  gegen  den  Tot- 
schläger zu'*). 

Auch  im  oströmischen  Rechtsgebiete  sind  einige  Vor- 
schriften zu  verzeichnen,  welche  die  gleiche  Tendenz  verfolgen, 
den  durch  den  Tod  einer  Person  des  Unterhaltes  beraubten 
Familienmitgliedern  einen  Ersatz  aus  dem  Vermögen  des  Tot- 
schlägers zu  gewähren  und  diese  Normen  haben  sich  auch  in 
der  Praxis  durchgesetzt.  Die  einschlägigen  Gesetze  gehören 
sämtlich  der  Zeit  nach  der  Restauration  des  justinianischen 
Rechtes  an^).  Die  älteste  Vorschrift,  die  mit  der  Frage  des 
Alimentationsanspruches  der  Hinterbliebenen  eines  Getöteten 
sich  befaßt,  ist  von  Constantinus  Porphyrogenetos  ^)  erlassen. 
Dieser  Kaiser  verordnete ,  daß  den  kirchenflüchtigen  Mörder 
die  Strafe  der  Vermögenskonfiskation  trefi'en  solle;  von  dem 
eingezogenen  Vermögen  solle  zunächst  die  Gattin  ihre  dos, 
das  Hypobolon  (die  donatio  propter  nuptias)  und  das  Theoretron 
(die  Morgengabe)  erhalten ;  ein  Drittel  des  Ueberschusses  solle 
den  Kindern  des  Mörders,  ein  weiteres  Drittel  der  Kirche  und 


sammen  und  so  wurde  das  zweite  vakant.    Als  solches  betrachtete  man 
jene  lex  Aquilia  über  den  Adstipulator. 

2)  Ulp.  Dig.  9,  2,  13,  pr. 

3)  Dernburg,  Fand.  II,  7.  Aufl.,  p.  362. 

4)  Dernburg  a.  a.  0.  Wind  scheid- Kipp  II  (9.  Aufl.),  p.  977, 
n.  19,  , obwohl  sich  dieser  Anspruch  theoretisch  nicht  rechtfertigen  läßt*. 

^)  Zachariae-Lingenthal,  Geschichte  des  griech.-röra.  Rechts 
S.  345  ff. 

*)  Coli.  III,  n.  11,  c.  5,  in  Zachariae,  lus  Graeco-Romanum  III, 
p.  274. 
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der  Rest  als  7rapa[io^ia  denjenigen  Personen  zu- 
fallen, welche  einen  Alimentationsanspruch  an  den 
Getöteten  hatten,  an  seine  Eltern  eventuell  seine 
Frau  und  Kinder.  Dieser  Erlaß  ist  in  der  Folge  wiederholt 
worden^)  und  die  Peira^)  zeigt  uns,  daß  er  auch  in  der  Praxis 
sich  bewährt  hat.  Die  spätere  Aenderung  des  Verteilungs- 
modus  hat  den  Anspruch  des  Alimentationsberechtigten  un- 
berührt gelassen;  nach  dem  Wortlaut  des  späteren  Gesetzes 
kann  man  annehmen ,  daß  das  Verordnete  nicht  nur  für  den 
kirchenfiüchtigen  Mörder  gilt,  sondern  auch  bei  Vollziehung 
der  Todesstrafe  zur  Anwendung  gelangen  soll. 

Durch  einen  im  Jahre  1904  veröffentlichten  Berliner  Pa- 
pyrus ^)  wird  nun  die  Frage  angeregt ,  ob  nicht  schon  vor 
Justinian  in  den  östlichen  Provinzen  des  Kaiserreiches  den- 
jenigen, welche  einen  gesetzlichen  Alimentationsanspruch  gegen 
den  Getöteten  hatten,  das  gleiche  Recht,  das  in  den  erwähnten 
Konstitutionen  der  spätbyzantinischen  Kaiserzeit  anerkannt  ist, 
zustand. 

Die  Quelle ,  aus  der  sich  für  uns  neue  Erkenntnis  ge- 
winnen läßt,  gehört,  wie  der  kundige  Herausgeber  annimmt, 
dem  5.  Jahrhundert  n.  Chr.  an;  sie  weist  einen  sehr  heterogenen 
Inhalt  auf.  Der  Papyrus  enthält  auf  den  ersten  Kolumnen 
eine  Reihe  amtlicher  Quittungen;  auf  diese  folgen  dann  einige 
Berichte  über  Strafverhandlungen  vor  dem  Statthalter  von 
Aegypten,  die  letzten  Kolumnen  füllen  Zaubertexte,  Gebete 
von  Verliebten  u.  dgl.     Die  uns  hier  interessierenden  Prozeß- 


')  Coli.  V,  n.  26,  c.  5.     Zachariae  1.  c.  p.  631. 

^)  LXVI,  24 — 27.  Weitere  Zitate  bei  Zachariae,  Geschichte  des 
griech.-röm.  Rechts  Nr.  1219. 

'0  Berliner  Urkunden  IV.  Bd.  Nr.  1024  (herausgegeben  von  Schu- 
bart); dazu  Wilcken  in  Archiv  für  Papyrusforschung  III,  S.  302; 
IV,  217;  Gradenwitz  in  der  Berliner  philologischen  Wochenschrift 
1906,  Sp.  1351  f.  Ueber  die  strafrechtliche  Bedeutung  dieser  Urkunde 
vgl.  Wen g er,  Archiv  für  Kriminalanthropologie  und  Kriminalistik  XVI 
(1904),  S.  304  ff. 
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berichte  bieten  zunächst  den  Tatbestand,  worauf  dann  die  Ent- 
scheidung des  Statthalters  folgt.  Der  erste  Kriminalfall  be- 
trifft die  kasuelle  (?)  Tötung  eines  Ehebrechers  ^^),  im  zweiten 
handelt  es  sich  um  Gräberschändung,  im  dritten  um  das  Ver- 
brechen des  Inzestes,  im  vierten  um  Ermordung  der  Geliebten. 
Die  letzte  Erzählung  betrifft  die  Ermordung  einer  Prostituierten. 
Auf  diesen  Fall  ist  hier  näher  einzugehen. 

Der  Vorsteher  des  Gemeinderates  von  Alexandria  (7:po- 
7roXtX£oö[jLevo<;)  ^  ^),  Diodemos  mit  Namen,  ist  in  eine  Prostituierte 
verliebt,  die  er  jeden  Abend  besucht;  seine  Annäherungsver- 
suche scheinen  nun  nicht  von  Erfolg  begleitet  gewesen  zu 
sein  und,  vermutlich  aus  Rache  über  die  schlechte  Behand- 
lung, die  ihm  die  Dirne  zuteil  werden  läßt,  ermordet  er  das 
Mädchen.  Der  Mörder  wird  sofort  auf  Auftrag  eines  ge- 
wissen Zephyrios,  offenbar  eines  den  Präfekten  (in  seiner  Ab- 
wesenheit?) vertretenden  Beamten  in  Untersuchungshaft  ge- 
bracht. Der  Gemeinderat  von  Alexandria  tritt  nun  am  Tage 
nach  der  Ermordung  zu  einer  Sitzung  zusammen  und  verlangt 
darauf  bei  der  Morgenvisite  bei  Zephyrios  die  Freilassung  des 
Mörders.  Dieser  erklärt  das  Begehren  für  unbegründet  und 
als  dieses  später  wiederholt  wird,  wird  es  von  ihm  neuerlich 
unter  dem   „Vorwande"  —  der  Bericht  spricht  von  Tupötpaoi«;  — 


^")  Nachder  Ansicht  des  Herausgebers  (ebenso  Wenger  und  Graden- 
witz) handelt  es  sich  im  ersten  Prozeß  um  die  Tötung  der  ehebreche- 
rischen Frau  durch  den  betrogenen  Ehemann.  Der  Prozeß  wird  aber 
wohl  gegen  die  schuldige  Frau  angestrengt.  „Die  Frau,  welche  das 
Schwert  dem  erzürnten  Mann  aus  der  Hand  nimmt  und  wegschleudert, 
tötet  den  flüchtigen  Ehebrecher  —  es  ist  nun  zweifelhaft,  ob  (f6vo<;  exoü- 
otoc  oder  axoüoioc  vorliegt."  —  Die  Lesung  xaxaXaßwv  (Z.  17)  muß  (münd- 
liclie  Mitteilung  von  Prof.  v.  Arnim)  unrichtig  sein,  ebenso  xr^v 
cpeuYo[uoav].  Prof.  Makler  und  ich  vermuten,  daß  das  erstere  Wort  in 
xataXaßoöoa  zu  emendieren  sei  (Prof.  v.  Arnim  schlägt  vor:  xaxaXaßov) ; 
das  zweite  in  xöv  (peüY[ovxa].  In  Z.  16  ist,  wie  v.  Arnim  und  Mekler 
richtig  bemerkt  haben,  6  oe  4i^o<;  in  x68e  ii<foq  zu  verbessern. 

1^)  Nach   Wilckens    zutreffender    Konjektur.     Im    Papyrus    steht 

UpoXlXEUOjJLeVO?. 
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abgewiesen,  daß  die  Bevölkerung  gegen  die  Entlassung  aus 
der  Haft  sei  und  ihre  Fortdauer  im  Interesse  aller  Beteiligten,, 
auch  des  Mörders  selbst,  gelegen  sei.  Die  Dekurionen  stehen 
hierauf  von  ihrem  Antrage  ab,  verlangen  aber,  daß  der  An- 
geschuldigte alsbald  einvernommen  v^erde.  Diesem  Begehren 
wird  entsprochen.  Der  Mörder,  der  sofort  verhört  wird,  ge- 
steht den  Mord  an  der  Prostituierten  ein.  Da  tritt  Theodore 
auf,  ein  altes,  armes  Mütterchen ;  sie  hat  durch  den  Tod  ihrer 
Tochter,  die  sie,  wie  sie  angibt,  um  nicht  zu  verhungern,  der 
Prostitution  gewidmet  hat,  ihre  Ernährerin  verloren;  sie  stellt 
das  Ansuchen,  es  möge  ihr  aus  dem  Vermögen  des  Mörders 
der  notdürftige  Unterhalt  gewährt  werden  ^^).  Der  Statthalter 
hält  in  seiner  Entscheidung  dem  Mörder  das  Schändliche  seiner 
Handlungsweise  vor ;  um  das  geschändete  Dekorum  des  Ge- 
meinderates wiederherzustellen,  verurteilt  er  Diodemos  zum 
Tode  durch  das  Schwert,  der  Mutter  der  Getöteten  aber,  welche 
durch  die  Tat  des  Unterhaltes  beraubt  ist,  spricht  er,  wie  es 
in  der  Entscheidung  heißt,  „im  Einklang  mit  den  Gesetzen 
und  den  Geboten  der  Menschlichkeit",  ein  Zehntel  des  Ver- 
mögens des  Mörders  zu  ^^). 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  diese  Prozeßberichte  als 
Quelle  rechtsgeschichtlicher  Erkenntnis  verwertet  werden 
können,  in  welche  Gattung  von  Urkunden  sie  einzureihen  sind. 
Der  Herausgeber  hat  sie  als  Prozeßprotokoll  (67ro[xvYj[JLaTLa[JLOi) 

^^)  S.  19,  Z.  8  ff.  .  .  'H  §e  F'/'C'^IP  '^^'^  iidpvqc  ösoBcupa  ttc  '{paöc; 
xal  7revY)<;  tj^iod  xatava[Yx]aaO"rjvat  Ai6o7]jjlov  Tiapao^elv  ahx-fj  el?  Xoyov 
Siatpocpcüv  oXt[Y]7]V  Ttva  xob  ßtou  irapafiü-O-tav.  eXs-p  Y^P  ^'^^  ^'^  xobro 
SeScuya  [x[o]ü  X7]v  ■flüYatepa  icopvoßooxü)  iva  ^üvy]'9'(I)  otaxpacp-yjvat.  'EttsI  oüv 
tr^<;  ■9'üYaTp6(;  pioo  [x]£XeuxY)oaaY](;  a7rEGTSp-/^^*iqv  tcüv  xpocpcüv,  8ta  xooxo  8c4tü* 
SoO-Yjvat  jxo:  oj<;  jxexpta  "^  ov  aiv.loL  oXl^fot.  Tcpö?  StaxpocpYjv. 

^^)  S.  21,  Z.  11  ff.  ...  ösoBcupa  Bs  aDXY](;  uevtypa  v.a\  irpeoßüXYjc;  v] 
fi.-fjxvjp  x'rj(;  air[sX]^OüaYi(;,  r^zii^  hiä  xy]V  aov£)^ooaav  aüxvjv  Tieviav  xyjv  eauxYjg 
[•8'üY]axepa[v]  xy]^  ocucppoouvY)?  3c7t£axEpY][oev],  81  yjv  xal  aüxvjv  ^TrcuXsaat,  xXvj- 
povojiY]0£t  Bexaxov  [Aspo^  xöiv  67rap)(6vxu>v  A'.o8**](j.ü) ,  xooxo  p.ot  X(J5v  v6}aü)V 
6noßaXX6vxu)v  x-y^c;  <ptXav^pa>nia(;  oüv^veüodcoY]^  x^  xü>[v]  vojitov 
1 4  0  u  0 1  qc. 
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bezeichnete^),  vermutlich  wegen  der  vorausgehenden  amtlichen 
Quittungen.  Aber  diese  Bestimmung  ist  meines  Erachtens  un- 
zutreffend. Es  spricht  gegen  sie  zunächst  die  Tatsache,  daß 
sich  an  die  uns  hier  interessierenden  Erzählungen  Zaubertexte 
anschließen,  die  kaum  jemals  von  einer  Behörde  zu  den  Akten 
genommen  worden  sind ,  dann  aber  hauptsächlich  Form  und 
Inhalt  der  Berichte,  lieber  die  Form  der  Protokolle  e^')  sind 
wir  durch  das  Tagebuch  des  Strategen  von  Omboi  (aus  dem 
Jahre  223  p.  C.)  und  zahlreiche  Auszüge  aus  den  amtlichen 
Tagebüchern  aufs  beste  unterrichtet.  Das  Prozeßprotokoll 
enthält  das  Datum,  den  Namen  der  beteiligten  Personen,  die 
Vorträge  der  Parteien  und  die  Aussagen  der  Zeugen,  endlich 
die  Entscheidung  des  Richters  e^);  aber  nie  und  nimmer  sind 
in  einem  Protokoll  Mutmaßungen  über  die  psychologischen  Be- 
weggründe der  Handlungsweisje  eines  Beamten  angestellt;  nie 
wird  ein  derartiges  Urteil  über  das  Tun  des  Beamten  gefällt, 
wie  es  in  der  obigen  Erzählung  geschieht,  wo  gesagt  wird, 
Zephyrios  habe  einen  „Vorwand"  gebraucht,  er  „habe  die 
Wahrheit  gesprochen  bis  darauf,  daß  er  den  Häftling  frei- 
lassen werde".  In  den  meisten  Fällen,  welche  in  unseren 
„Prozeßberichten"  behandelt  werden,  fehlen  aber  die  Namen 
der  Parteien,  des  Anklägers  und  des  Angeklagten ;  es  ist  da- 
mit auch  ausgeschlossen,  daß  wir  hier  einen  Auszug  aus  Pro- 
tokollen zu  amtlichen  Zwecken  vor  uns  haben. 

Unserem  Papyrus  muß  also  meines  Erachtens  die  Ur- 
kundenqualität abgesprochen  werden,  er  ist  ein  Erzeugnis  der 
Literatur,  und  zwar  nicht  der  juristischen,  sondern  —  sit 
venia  verbo  —  der  „schönen"  Literatur;  ich  sage,  nicht  der 
juristischen,  denn  es  ist  nicht  einzusehen,  welchen  juristischen 
Wert  Entscheidungen  des  Statthalters  in  zumeist  ganz  planen 


^^)  W  eng  er  a.  a.  0.  S.  806  spricht  von  Auszügen  aus  dem  Amts- 
journal. 

*^)  Vgl.  die  grundlegende  Abhandlung  von  Wilcken  im  Philo- 
logus  LIII,  S.  80  ff. 


16 


)  Vgl.  Mommsen,  Rom.  Strafrecht  S.  577  ff. 
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Fällen  gehabt  haben  sollen.  Wenn  man  sich  die  Reden  des 
richtenden  Präfekten  mit  ihrer  stark  moralisierenden  Tendenz 
vor  Augen  hält,  so  sieht  man  deutlich,  daß  seine  Person  im 
Mittelpunkt  der  ganzen  Erzählung  steht  und  das  paßt  nicht 
recht  zu  einer  Präjudikatensammlung.  Der  Herausgeber  unserer 
„ Prozeßberichte "  publizierte  hier  offenbar  „salomonische"  Ent- 
scheidungen eines  Präfekten ,  wie  man  anderwärts  in  dieser 
literaturarmen  Periode  Anekdoten  aus  der  Praxis  eines  schlauen 
Rechtsanwaltes^'^)  veröffentlichte,  und  er  wählte  als  Gegenstand 
der  Erzählung  hauptsächlich  Fälle ,  bei  welchen  das  erotische 
Moment  eine  Rolle  spielt:  Tötung  des  Ehebrechers,  Mord  an 
der  Geliebten,  Inzest,  Mord  an  der  Prostituierten,  die  den 
Liebhaber  verschmäht.  Aber  deswegen  sind  die  Berichte  doch 
nicht  frei  erfunden;  der  Tatbestand  ist  in  keinem  Fall  be- 
sonders gekünstelt;  es  sind  Fälle,  die  sich  täglich  ereignen 
können.  Man  vergleiche  nur  damit  die  bei  Quintilian  und 
Siculus  Flaccus  behandelten  Fälle  und  man  wird  sich  der 
Richtigkeit  dieser  Tatsache  bewußt  werden.  Und  es  läßt  sich 
auch  zeigen,  daß  das  Strafurteil  in  sämtlichen  Fällen  mit  dem 
in  nachdiokletianischer  Zeit  geltenden  Kriminalrecht  in  Ein- 
klang steht.  Es  entspricht  den  Vorschriften  des  römischen 
Rechts,    wenn  über  den  des  Inzestes  angeklagten  Soldaten  ^^) 


^'j  Haupt,  Opuscula  III,  p.  150;  über  die  Bedeutung  dieser  Lite- 
raturgattung s.  V.  Premerstein  in  Hermes  XXXIX,  p.  345,  Anm.  1. — 
Unsere  Sammlung  erinnert  auch  an  das  bekannte  Lesebuch  des  Dositheos, 
das  außer  einer  lateinischen  Grammatik,  einem  griechisch-lateinischen 
Wörterbuch,  mythologischen  Erzählungen  und  manchem  anderen  auch 
Entscheidungen  Hadrians  in  Rechtsstreitigkeiten  in  Form 
von  Anekdoten  und  Fragmente  eines  juristischen  Kompendiums  ent- 
hält. (Ueber  die  Bedeutung  dieses  Werkes  im  römischen  Bildungswesen 
s.  Willmann,  Didaktik  I,  3.  Aufl.,  p.  208.) 

^^)  S.  17 ,  Z.  8  ist  gelesen :  ITpoi;  xöv  a^xioip[y^o]v  (xhxob  %ptvojj.evoü 
«x;  [jLYjTspa  xal  ^o^^axipa  kGyriyAoxoq.  Für  a|xiap)(^ov  ist  xa^iapy^ov  (Schu- 
bart) und  öLOzoapyov  (Mitteis)  vorgeschlagen  worden.  Im  Einklang  mit 
Schubarts  Lesung  stünde  axxiapiov  (=  actuariura);  es  wäre  dann  xptvo- 
fASVo[v]  zu  ergänzen. 
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tlie  Relegation,  bei  Leichenschändung  über  den  Verbrecher, 
der  den  niederen  Ständen  angehört,  die  Todesstrafe  verhängt 
wird ,  und  wenn  der  Richter  in  dem  Falle  der  Tötung  der 
Geliebten  auf  die  Leidenschaft  ((lavta)  des  Täters  bei  der  Straf- 
bemessung Rücksicht  nimmt  ^^)  und  den  Verbrecher  ad  metalla 
verurteilt,  so  ist  auch  diese  Entscheidung  in  den  positiven 
Vorschriften  des  römischen  Rechtes  —  die  hier  allerdings  sehr 
mangelhaft  sind  —  begründet  ^'^);  daß  endlich  beim  Verbrechen 
des  Mordes  gegen  den  Täter  trotz  seiner  Zugehörigkeit  zur 
strafrechtlich  privilegierten  Klasse  der  Dekurionen  ein  Todes- 
urteil gefällt  wird,  steht  in  vollem  Einklang  mit  dem  Straf- 
recht der  späteren  Kaiserzeit. 

Es  muß  daher  keineswegs  erfunden  sein,  wenn  der  Statt- 
halter in  der  letzten  Prozeßerzählung  der  Mutter  der  getöteten 
röpVY]  die  SexaTYj  des  Vermögens  des  Mörders  als  :rapa{io^ia 
zuspricht;  wir  erlangen  durch  sie  vielmehr  eine  interessante 
Bereicherung  unseres  Wissens.  Gewiß  entspricht  der  Zuspruch 
der  SsxdTY]  im  Kapitalprozeß  nicht  dem  römischen  Recht, 
weder  dem  Zivilrecht,  noch  dem  Prozeßrecht;  aber  man  darf 
nicht  vergessen,  daß  in  den  Provinzen  niemals  recht  eigentlich 
römisches  Strafrecht,  sondern  magistratische  Koerzition  ge- 
golten hat,  ein  freieres  Verfahren  ohne  festen  Deliktsbegriff, 
ohne  festes  Strafensystem  und  ohne  bindende  prozessuale  Normen. 
Bekannt  ist  auch,  daß  der  Strafprozeß  der  Spätzeit  sich  viel- 
fach über  die  strengen  Regeln  der  früheren  Periode  hinweg- 
gesetzt hat;  es  ist  das  Verbot  der  Kumulation  verschiedener 
Klagen  und  auch  die  Trennung  von  Zivil-  und  Strafprozeß 
nicht  beachtet  worden,  der  Prozeß  wird  zu  einem  Willkür- 
verfahren, in  welchem  nicht  über  die  Tat,  sondern  über  den 
ganzen  Menschen  geurteilt  wird^^).  Zu  einem  solchen  Ver- 
fahren passen  die  moralisierenden  Reden  des  Statthalters  sehr 


^*)  Siehe  dazu  die  Bemerkung-  VVilckens  im  Archiv  IV,  217. 
2<>)  Wen  g er  a.  a.  0.  S.  308  ff. 
2^  Moramsen  a.a.O.  p.  1040. 
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gut;  wir  können  es  ihm  glauben,  wenn  er  sagt,  daß  er  seine 
Entscheidungen  dem  Gesetze  und   der  Billigkeit  gemäß    fälle. 

So  ist  denn  in  dem  Gerichte  des  ägyptischen  Statthalters 
ein  neuer  Rechtsgedanke  auf  dem  Gebiete  des  Aliraentations- 
rechtes  verwirklicht  worden ,  der  in  dem  Gerichte ,  das  nach 
strengem,  römischem  Recht  urteilte,  hätte  zurückgewiesen 
werden  müssen.  Wenn  sich  nun  in  der  östlichen  Reichshälfte 
bis  auf  Konstantin  Porphyrogenetos  keine  Spur  dieses  Rechts- 
satzes findet,  so  erscheint  dies  vollkommen  begreiflich.  Das 
Strafsystem  der  Ekloge  hat  die  Konfiskation  des  Vermögens 
allgemein  abgeschafft  ^^)  und  damit  ist  es  unmöglich  gemacht 
worden,  den  Hinterbliebenen  des  Getöteten  einen  Teil  des 
Vermögens  des  Mörders  zuzuweisen. 

Theodora  verlangt  in  unserem  Papyrus  den  notdürftigen 
Unterhalt  als  7rapa{iO'8'La  (solatium).  Es  fällt  auf,  daß  auch  in 
dem  zitierten  Erlaß  des  Kaisers  Constantinus  Porphyrogenetos 
sich  der  gleiche  Ausdruck  findet  ^^);  ob  hier  eine  I^achwir- 
kung  älterer  Rechtsauffassung  vorliegt,  läßt  sich  nicht  bestimmt 
entscheiden. 


^^)  V.  Zac  hari  ae-Lin  gen  t  h  al  a.  a.  0.  S.  333. 

^^)  ...  TOD  Xo'.Tuoö  xpiTOD  jj.epoo(;  zfi  ^(ovuivX  y.al  tocc  liv.voiq  cpüXaxTo- 
pLEVOü  toü  teXsüTTjOavTCx;  tlc,  jJiixpav  TrapajXüxl-iav  T-^t;  eaoTüJv  Bdoxav]- 
ptac  .  .  . 


IX. 

Ein  Beitrag  zum  orientalischen  Königsrecht. 

Von 
Dr.  Erich  Pritsch,  Schöneberg- Berlin. 

Ein  von  juristischer  Seite  bisher  noch  wenig  beachteter 
Keilschrif'ttext,  der  interessante  Streiflichter  auf  die  babylonische 
Auffassung  des  Königturas  wirft,  findet  sich  im  4.  Bande  (Nr.  48) 
des  Rawlinsonschen  Inschriftenwerkes  und  von  neuem  in  Bd.  XV 
der  Cuneiform  Texts  (Plate  50)  veröffentlicht.  Die  Tafel  stammt 
aus  der  Bibliothek  des  Assyrerkönigs  Assurbanipal  (668 — 626 
V.  Chr.)  und  enthält  die  Abschrift  eines  babylonischen  Textes, 
der  die  Folgen  einer  ungerechten  Regierungsweise  des  Königs 
schildert.  Aus  welcher  Zeit  die  babylonische  Vorlage  der  uns 
erhaltenen  assyrischen  Kopie  stammt,  läßt  sich  nicht  feststellen. 

Der  Text  lautet  in  Uebersetzung  folgendermaßen^): 

„Wenn  der  König  auf  das  Recht  nicht  achtet,  so  werden 
seine  Untertanen  verstört  sein,  sein  Land  wird  vernichtet 
werden; 

wenn  er  auf  das  Recht  seines  Landes  nicht  achtet,  so 
wird  Ea^),  der  König  der  Geschicke,  sein  Schicksal  ändern, 
mit  einem  bösen  (Geschick)  wird  er  ihn  verfolgen ; 

wenn  er  nicht  auf  seinen  Meister  (abkallu)  achtet,  so 
werden  seine  Tage  verkürzt ; 


^)  Das  philologische  Verständnis  des  Textes  bietet  im  einzelnen 
noch  Schwierigkeiten ;  bei  zweifelhaften  Stellen  schließe  ich  mich  der 
Erklärung  von  Prof.  Delitzsch  an. 

^)  Ea,  Gott  der  Wassertiefe,  gilt  als  Gott  der  Weisheit. 
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wenn  er  nicht  auf  den  Weisen  achtet,  so  wird  sein  Land 
sich  gegen  ihn  empören; 

wenn  er  auf  den  Schurken  achtet,  so  .  .  .  ^) ; 

wenn  er  auf  das  Gebot  Eas  achtet,  so  werden  die  großen 
Götter  in  der  Entscheidung  und  Bestimmung  des  Rechts  ihn 
leiten. 

Wenn  er  die  Söhne  von  Sippar  unterdrückt  und  Fremden 
Recht  schafft,  so  wird  Schamasch  ^),  der  Richter  des  Himmels 
und  der  Erde,  fremdes  Recht  in  seinem  Lande  setzen,  und 
Entscheider  und  Richter   zum  Richten   werden   nicht   da  sein ; 

wenn  die  Söhne  von  Nippur  etwas  zum  Richten  bringen 
und  er  dann  Bestechungsgeschenke  annimmt  und  sie  unter- 
drückt, so  wird  Bei,  der  Herr  der  Länder,  einen  fremden 
Feind  gegen  ihn  aufbieten  und  sein  Heer  vernichten,  seine 
Großen  und  Generäle  wird  er  gleich  .  .  .  "^)  in  den  Straßen 
umherjagen ; 

wenn  er  das  Geld  der  Söhne  von  Babel  nimmt  und  es 
in  sein  Schatzhaus  tut,  das  Rechtsbegehren  der  Babylonier 
anhört  und  zur  Rechtsbeugung  schreitet,  so  wird  Marduk,  der 
Herr  des  Himmels  und  der  Erde,  seine  Feinde  über  ihn  setzen 
und  sein  Vermögen  und  seine  Habe  seinem  Feinde  geben. 

Wenn  er  den  Söhnen  von  Nippur,  Sippar  oder  Babel 
Gefängnisstrafe  auferlegt,  so  wird,  wo  man  die  Strafe  auf- 
erlegte, die  Stadt  in  die  Tiefe  gegossen  werden^);  in  das  Ge- 
fängnis, in  das  man  sie  warf,  wird  ein  fremder  Feind  ein- 
dringen; 


^)  Unverständlich. 

^)  Der  Sonnengott  Schamasch,  der  LuCtgott  Bei  und  der  Sonnen- 
gott Marduk  (Morgensonne)  bilden  eine  der  großen  babylonischen  Götter- 
triaden :  sie  sind  zugleich  die  Stadtgötter  von  Sippar  (Schamasch),  Nippur 
(Bei)  und  Babel  (Marduk),  Schamasch  ist  außerdem  der  Gott  des  Rechts. 
—  Eine  andere  Göttertrias  bilden  die  weiter  unten  genannten  Götter 
Ann,  Bei  und  Ea,  d.  h.  Himmel,  Luft  und  Wasser. 

5)  Zi-lul-lis. 

'')  Nach  altorientalischer  Vorstellung  ruhte  die  Erdscheibe  auf  dem 
Ozean. 
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wenn  er  Sippar,  Nippur  und  Babel  (die  Strafe  auferlegt)'), 
ihre  Bewohner  zu  Fronarbeiten  zu  zwingen,  indem  er  ihnen 
Gehorsam  und  Ruf  eines  Fronvogtes  auferlegt,  so  wird  Marduk, 
der  Meister  der  Götter,  der  entscheidende  Fürst,  sein  Land 
seinem  Feinde  zuwenden;  das  Volk  seines  Landes  wird  seinem 
Feinde  Fronarbeit  leisten  müssen,  denselben  Leuten  aber  werden 
Ann,  Bei  und  Ea,  die  großen  Götter,  die  Bewohner  des 
Himmels  und  der  Erde  in  ihrer  Gesamtheit,  reichliche  Ver- 
sorgung gewähren ; 

wenn  er  den  Söhnen  von  Sippar,  Nippur  und  Babel  (die 
Strafe  auferlegt)  ^),  den  Pferden  ihr  Futter  zu  geben,  so  werden 
die  Pferde,  die  ihr  Futter  gefressen  haben,  im  Gespann  des 
Feindes  ziehen,  jene  Leute  werden  im  Heerbann  des  Landes  .  .  . 
der  Feinde  des  Königs  aufgeboten  werden  ^). 


'')  Im  Texte  steht  hier:  „Lies  in  gleicherweise",  nämlich:  wie  im 
vorhergehenden  Verse. 

^)  Auch  hier  ist  so  zu  ergänzen  (Delitzsch). 
^  *)  Da  die  Städte  Sippar,  Nippur  und  Babel  hier  offenbar  als  Re- 
präsentanten des  ganzen  Landes  angeführt  werden,  so  würde  sich  daraus 
ergeben ,  daß  die  babylonischen  Staatsangehörigen  von  Fronarbeiten 
und  der  Naturalverpflegung  der  Militärpferde  befreit  waren ,  und  daß 
sie  nicht  ins  Gefängnis  geworfen  werden  konnten.  Tatsächlich  kennt 
der  Hammurabikodex  keine  Gefängnisstrafe.  Es  wird  jedoch  in  den 
babylonischen  Urkunden  des  öfteren  eine  Gefängnishaft  erwähnt,  so  z.  B. 
in  einem  Briefe  aus  der  Hamraurabizeit  (Cun.  Texts  II,  PI.  19;  bei 
Montgomery,  Briefe  aus  der  Zeit  Hamraurabis,  S.  11;  in  üebersetzung 
auch  bei  Klaub  er,  Keilschriftbriefe,  S.  13  f.;  Kohl  er,  Hammurabis 
Gesetz,  I,  S.  129 ,  nimmt  an ,  daß  es  sich  hier  um  ein  Untersuchungs- 
gefängnis handelt.  Vgl.  auch  die  dort  III,  S.  259,  Anm.  1  u.  2  zitierten 
Stellen).  Auch  in  einer  Urkunde  aus  persischer  Zeit  (Gyr.  281 ,  bei 
Kohler-Peiser,  A.  d.  babyl.  Rechtsleben,  II,  S.  76  f.)  ist  von  einem 
Gefängnis  die  Rede.  Ebenso  werden  die  in  dem  obigen  Text  als  unzu- 
lässig hingestellten  Fronarbeiten  (dupsikku)  erwähnt  (vgl.  vor  allem 
Nagel  in  Beiträge  zur  Assyriologie,  IV,  Nr.  27;  auch  Delitzsch, 
ebenda,  Briefe  Hammurabis  an  Sinidinnam,  Nr.  2);  es  handelt  sich  um 
Zwangsarbeiten  im  Interesse  des  Verkehrs  oder  der  militärischen  Aus- 
rüstung. Nicht  damit  zu  verwechseln  sind  Abgaben  zu  staatlichen 
Zwecken,  die  wohl  als  Ablösung  ursprünglicher  Zwangsarbeit  anzusehen 
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NergaP*^),  der  starke,  wird  seinem  Volke  ins  Gesicht  — 
seinem  Volke  wird  er  ins  Gesicht  schlagen,  seinem  Feinde  wird 
er  zu  Hilfe  eilen ; 

die  Gespanne  ihrer  Rinder  wird  man  lösen,  die  Felder 
ändern  und  sie  einem  anderen  geben  .  .  .  wird  wüst  werden, 
ihren  Besitz  an  Schafen  (?)  ...  wird  man  wegnehmen. 

Adad^^),  der  Oberste  des  Himmels  und  der  Erde,  wird 
das  Gewimmel  seines  Feldes  durch  Hunger  niederwerfen  und 
die  Opfer  des  Schamasch  in  Leid  bringen  (?) ; 

den  Weisen,  den  General,  den  Würdenträger  des  Königs  — 
ihre  Sache  wird  er  befehden,  ihre  Vergewaltigung  wird  er 
zulassen. 

Auf  Befehl  Eas,  des  Königs  der  Wassertiefe,  wird  der 
Weise  und  der  General  durch  Waffen  umkommen; 

ihre  Stätte  wird  zu  einer  Ruine  niedergeworfen  werden; 
ihren  Schutt  (??)  wird  der  Wind  forttragen ,  ihren  Staub 
gleich  .  .  .^~)  hinwegfegen;  ihr  Gefüge  wird  man  zerreißen, 
ihre  Denkmäler  ändern;  auf  die  Straße  wird  man  sie  treiben, 
auf  den  Weg  wird  man  sie  werfen. 

Nabu,  der  Tafelschreiber  von  Esagila^^),  das  Band  des 
Alls  des  Himmels  und  der  Erde,  der  Bestimmer  der  Gesamt- 


sind (vgl.  Kohle r-Ungnad,  Hammurabis  Gesetz,  III,  S.  208,  IV, 
S.  71);  in  persischer  Zeit  wird  namentlich  eine  Militärsteuer  (rikis  kabli) 
erwähnt  (Kohl  er-Pei  se  r ,  A.  d.  babyl.  Rechtsleben,  III,  S.  60  1".,  IV, 
S.  8  f.).  Auch  an  die  Tempel  wurden  Abgaben  gezahlt  (für  die  per- 
sische Zeit  vgl,  namentlich  Marx,  Stellung  der  Frauen  in  Babylonien, 
Beiträge  zur  Ass5^riologie,  IV,  S.  72);  jedoch  werden  meines  Wissens 
nirgends  Fronarbeiten  zugunsten  der  Tempel  erwähnt  (vgl.  den  Schluß 
des  obigen  Textes).  Als  am  nächsten  liegend  erscheint  mir  die  An- 
nahme, daß  es  sich  in  diesen  Fällen  um  Sklaven  handelt,  während  die 
„Söhne"  Sippars  usw.,  d.  h.  die  freien  Babylonier,  von  Zwangsarbeit 
und  Geiangnisliaft  befreit  waren. 

^®)  Gott  der  Herbstsonne. 

11)  Wettergotr. 

1^)  za-ki-ki-is. 

1^)  Nabu  gilt  als  Erfinder  der  babylonischen  Schrift.  Esagila  ist 
der  Marduktempel  in  Babylon. 
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heit,    der   die    Herrschaft   festsetzt,    wird    das   Gefüge   seines 
Landes  lösen,  ein  böses  Geschick  ihm  bestimmen. 

Wenn  der  Regent  ^^)  oder  ein  Tempelvorsteher  oder  ein 
General  des  Königs,  der  in  Sippar,  Nippur  oder  Babel  zur 
Tempelvorstands  würde  (?)  sich  erhebt,  für  die  Tempel  der 
großen  Götter  ihnen  Frondienst  auferlegt,  so  werden  die  großen 
Götter  ergrimmen,  ihre  Wohnungen  abbrechen  und  nicht  mehr 
eintreten  in  ihre  Heiligtümer." 


Für  das  jüdische  wie  für  das  islamische  Recht  ist  cha- 
rakteristisch, daß  die  Rechtssätze  als  Teil  einer  religiösen 
Gesetzgebung  erscheinen  und  somit  sich  von  deren  anderen 
Bestandteilen,  den  ethischen  und  kultischen  Vorschriften,  im 
Wesen  nicht  unterscheiden.  Da  das  religiöse  Gesetz  als  Offen- 
barung der  Gottheit  gilt,  so  müssen  notwendigerweise  nicht 
nur  die  Moral-  und  Kultusgebote,  sondern  auch  die  Rechts- 
normen den  Charakter  göttlicher  Satzung  tragen.  Das  Recht 
erscheint  also  nach  jüdischer  wie  nach  mohammedanischer 
Auffassung  als  ius  divinum. 

In  Babylonien,  wo  infolge  der  mächtigen  Stellung  des 
Königtums  das  gesamte  Staatsleben  eine  weit  höhere,  den 
modernen  Anschauungen  nähere  Stufe  errungen  hat,  finden 
wir  die  Scheidung  zwischen  Rechts-  und  Moralgebot  bereits 
vollzogen.  Das  Recht,  das  der  Hammurabikodex  überliefert, 
ist  von  der  moralisierenden  Anschauungsweise  der  jüdischen 
und  islamischen  Rechtsbücher  wie  von  jedem  sakralen  Moment 
völlig  frei.  Trotz  des  rein  juristischen  Charakters  der  Rechts- 
normen aber  hat  doch  auch  nach  babylonischer  Auffassung  das 
Recht  göttlichen  Ursprung,  es  ist  auch  hier  ius  divinum,  wenn 
auch  sein  Offenbarungscharakter  nicht  so  stark  betont  wird 
wie  im  übrigen  semitischen  Orient.     Als  Schöpfer  des  Rechts 


*0  Wörtlich  „der  Hirt"  (re'ü).  Der  Vergleich  des  Herrschers  mit 
dem  Hirten  ist  in  der  orientalischen  Literatur  äußerst  häufig.  Vgl.  bei- 
spielsweise 2.  Sam.  5,  2\  Ps.  23,  1    und  das    homerische   noijjLeve?   Xacuv. 
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erscheint  in  Babylonien  der  Sonnengott  Schamascb,   „der  große 
Richter  des  Himmels  und  der  Erde".     Auf  der  Stele,  die  das 
Gesetzbuch  Hammurabis  enthält,  findet  sich  oben  ein  Bild,  das 
den  König  in   anbetender  Stellung  vor  dem  Sonnengott  zeigt. 
Wie  diese  Darstellung  zu  deuten  ist,  erscheint  fraglich.    Viel- 
leicht ist  sie  dahin   auszulegen,    daß  der  Gott  dem  König  das 
Gesetz  diktiert  oder  im  Begrifi'e  ist,   ihm  die  Gesetzestafel  zu 
überreichen,  vielleicht  auch  dahin,  daß  er  ihn  über  den  Inhalt 
des  zu  erlassenden  Gesetzes  unterrichtet.    Mag  man  auch  über 
den  genaueren  Sinn  des  Bildes  im  Zweifel  sein,  das  eine  jeden- 
falls soll  durch  die  Darstellung  gezeigt  werden,  daß  Hammurabis 
Gesetz  sich  auf  den  Willen  des  Sonnengottes  gründet.    In  dem 
Gesetzestexte  selbst  wird  zwar  nicht  direkt  davon  gesprochen, 
daß  das  in  ihm  enthaltene  Recht  von  Schamasch   stamme;    es 
finden  sich  aber  Wendungen,    die    eine   derartige  Anschauung 
andeuten,    z.  B.   „Haramurabi,    der   König    der    Gerechtigkeit, 
dem  Schamasch    das  Recht   geschenkt   hat,   bin   ich"  ^•''),    oder 
„auf  Befehl  des  Schamasch,  des  großen  Richters  des  Himmels 
und  der  Erde,  soll  die  Gerechtigkeit  im  Lande  aufgehen"  '^^). 
Zudem    war    dem    schriftunkundigen  Volke   die   bildliche  Dar- 
stellung jedenfalls  deutlicher  als  das  geschriebene  Wort.    Gegen 
diese    Auffassung    sprechen    auch   nicht   Stellen    wie    „Rechts- 
bestimmungen   der    Gerechtigkeit,    welche    Hammurabi,     der 
mächtige  König,  festgesetzt  und  (wodurch)  er  das  Land  gesetz- 
mäßiges Recht   und   gute  Regierung   hat    erhalten   lassen"  ^'^), 
oder  „um  das  Recht  des  Landes  zu  richten  .  .  .  habe  ich  meine 
kostbaren  Worte  auf  meine  Inschrift  geschrieben"^^),  denn  den 
Untertanen  gegenüber  erscheint  der  König  als  Vermittler  der 


'^)  Col.  XXV,  95—98,  Kohler-Peiser,  Hammurabis  Gesetz,  I, 
S.  101.  Peiser  übersetzt  statt  „dem  Seh.  das  Recht  geschenkt  hat"  (so 
Win  ekler,  Gesetze  Hammurabis,  S.  77),  „dem  Seh.  die  Wahrheit  ge- 
schenkt hat".     Im  Text  steht  ki-na-tim. 

^6)  Col.  XXIV,  84—88,  Kohler-Peiser,  I,  S.  100. 

'-')  Col.  XXIV,  1—8,  Kohler-Peiser,  I,  S.  99. 

^s)  Col.  XXIV,  71—75,  Kohler-Peiser,  I,  8.  100. 
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Gottheit  und  somit  als  derjenige,  der  unmittelbar  dem  Volke 
das  Recht  gibt.     Allerdings  tritt,  wie  aus  solchen  Wendungen 
hervorgeht,    das  Königtum  in  Babylonien  weit  selbstbewußter 
auf  als  später  in  Palästina  oder  in  den  islamischen  Gemeinwesen, 
aber  als  eigentlicher  Schöpfer  des  Rechts  gilt  doch  der  Sonnen- 
gott.   Dies  beweist  auch  die  Stelle  des  obigen  Textes:   „.  .  .  so 
wird  Schamaseh  .  .  .  fremdes  Recht  in  seinem  Lande  setzen ^^), 
und  Entscheider  und  Richter  zum  Richten  werden  nicht  da  sein". 
Auch  in  Babylonien  hat  also  die  alte  Vorstellung  von  dem 
göttlichen    Charakter    des    Rechts   noch    fortgewirkt,    trotzdem 
es   längst   nicht    mehr    als   bloßer  Bestandteil    eines    religiösen 
Gesetzes    aufgefaßt    wurde.     Auch    für   Babylonien    gilt   somit 
der  Satz,  der  sich  als  wichtige  Folgerung  aus  der  Göttlichkeit 
des  Rechts   ergibt,    daß  der  König  nicht  über,    sondern  unter 
dem  Gesetze  steht.     Während  in  anderen  Despotien,  wie  bei- 
spielsweise im  byzantinischen  Reiche,  der  Monarch  als  unum- 
schränkter Alleinherrscher  über  dem  Rechte  steht,  das  lediglich 
dem  Willen  des  Herrschers  seinen  Ursprung  verdankt,  ist  das 
orientalische  Königtum  nicht  zu  einer  solchen  auch  theoretisch 
unbeschränkten  Machtstellung  gelangt.  Hier  gibt  es  eine  höhere 
Macht  als  den  König,  die  Gottheit;  ihr  ist  der  Monarch  unter- 
worfen.    Wie  im  alten  Perserreiche  ^^j,    bei  den  Israeliten  ^  ^), 
in  den  islamischen  Reichen  ^2)    und  bis  auf  den  heutigen  Tag 
in  der  Türkei  ^^)  und  in  Persien  ^*),  so  galt  dies  auch  in  Ba- 

^^3  Der  babylonische  Ausdruck  dlna  aham  isakan  entspricht  wört- 
lich dem  unserigen:  fremdes  Recht  wird  er  setzen. 

-°)  Greenfield,  Verfassung  des  persischen  Staates,  S.  167, 

2^  Deut.  17,  19. 

22)  V.  Krem  er,    Geschichte    der  herrschenden   Ideen   des   Islams, 

S.  414  f. 

")  Die  Ansicht  W.  Albrechts,  Grundriß  des  osmanischen  Staats- 
rechts S.  48  f.,  daß  der  Sultan  über  dem  Gesetze  stehe,  mag  unter  dem 
alten  Regime  für  das  Reformrecht  den  tatsächlichen  Verhältnissen  ent- 
sprochen haben;  für  das  Scheriatrecht  hat  sie  aber  nie  Geltung  gehabt, 
und  für  das  Reformrecht  gilt  sie  nach  Einführung  der  Verfassung  auch 
nicht  mehr. 

2^)  Greenfield  S.  182,  266. 
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bylonien;    daher    die    schweren    Strafandrohungen    des    obigen 
Textes,   „wenn  der  König  das  Recht  nicht  achtet"  ^^^)! 

Aus  dem  göttlichen  Charakter  des  Rechts  folgt  seine  Un- 
abänderlichkeit. Das  ins  divinum  gilt  für  ewige  Zeiten,  so- 
lange nicht  etwa  die  Gottheit  selbst  es  abändert.  Der  König 
ist  daher  in  seiner  Gesetzgebungstätigkeit  beschränkt;  nur 
soweit  das  bestehende  Gesetz  einen  Spielraum  läßt,  kann  sich 
neues  Recht  bilden.  So  war  in  Israel,  wo  alles  Recht  auf  der 
Sinaigesetzgebung  beruhte,  der  König  beim  Erlaß  von  Gesetzen 
an  die  Bestimmungen  der  Thora  und  der  auf  ihr  beruhenden 
Tradition  gebunden  ^^).  Ein  Gesetz,  das  gegen  sie  verstieße, 
wäre  ungültig  gewesen.  Ebenso  ist  es  im  Islam.  Hier  bilden 
die  im  Koran  gegebenen  Normen  das  ein  für  allemal  geltende 
Recht.  Daher  ist  der  Koran  auch  in  den  modernen  Staaten, 
in  denen  der  Islam  Staatsreligion  ist,  immer  noch  die  wichtigste 
Rechtsquelle.  In  der  Türkei  ist  daher  der  Sultan  an  den  Koran 
und  die  Sunna,  in  dem  schiitischen  Persien,  das  die  Sunna 
nicht  anerkennt,  der  Schah  als  Imam  an  den  Koran  und  die 
Entscheidungen  der  Mudschtehiden,  d.  h.  der  höchsten  Klasse 
der  Geistlichkeit,  gebunden  ^^).  Im  osmanischen  Reiche  suchte 
man  die  Starrheit  des  gegebenen  Rechts,  dessen  Gegensatz  zu 
den  sich  entwickelnden  neuen  Lebensverhältnissen  mit  der  fort- 
schreitenden Kultur  immer  krasser  wurde,  dadurch  zu  über- 
winden, daß  man  neben  dem  alten  auf  Koran  und  Tradition 
beruhenden  Scheriatrecht  (scher^)  für  gewisse  Rechtsgebiete 
ein  neues,  rein  weltliches  Recht  (nizäm)  schuf.  Tatsächlich 
ist  durch  die  Reformgesetzgebung  das  geistliche  Recht  fast 
ganz  in  den  Hintergrund  gedrängt  worden  und  gilt  nur  noch 
für  die  Rechtsgebiete,  die  mit  dem  mohammedanischen  Leben 
eng  verwachsen  sind,  wie  Familien-,  Erb-  und  Immobiliar- 
sachenrecht.     Dem    modernen,    vom    Koran    losgelösten   Recht 


^'*^)  [So    auch    bei    den   Azteken,    Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.    XI, 
S.  19  f.  —  Kohler.] 

25)  Deut.  4,  2;  12,  32. 

26)  Greenfield  S.  266. 
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gegenüber  nimmt  der  Sultan  durchans  die  Stellung  eines 
europäischen  Monarchen  ein,  hinsichtlich  des  Scheriatrechts 
dagegen  bleibt  er  in  seiner  Gesetzgebungstätigkeit  nach  wie 
vor  dem  Koran  und  der  Sunna  unterworfen. 

Dieselbe,  aus  dem  Charakter  des  Rechts  als  göttlicher 
Satzung  sich  ergebende  Gebundenheit  des  Königs,  findet  sich 
auch  in  Babylonien.  Auch  hier  ist  das  Recht  unabänderlich 
und  bindet  auf  ewig.  Daher  tragen  die  sumerischen  Familien- 
gesetze die  Ueberschrift:  „Für  immer,  für  die  Folgezeit!"  ^^), 
und  im  Schlußwort  des  Hammurabikodex  heißt  es  ganz  ähn- 
lich: „Für  später,  ewig  und  immerdar!",  woran  sich  die  Er- 
mahnung an  die  künftigen  Könige  Babyloniens  schließt,  den 
Gesetzestext  nicht  zu  verändern,  und  die  Verfluchung  des- 
jenigen, der  trotzdem  eine  solche  Aenderung  vornehmen  sollte ^^). 

Im  älteren  orientalischen  Staate  ist  der  König  auch  der 
oberste  Richter  des  Landes.  Als  solchen  finden  wir  ihn  in 
Israel  ^^)  und  in  den  islamischen  Reichen  ^^).  In  der  Türkei 
delegierte  der  Sultan  seine  Jurisdiktionsgewalt  an  den  Scheich 
ül  Islam ,  der  allerdings  heute  auch  nicht  mehr  selbst  ent- 
scheidet, sondern  nur  die  oberste  Aufsicht  über  die  geistlichen 
Gerichte  führt,  während  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  heute 
dem  Justizminister  untersteht  ^^).  Trotzdem  hat  sich  die 
Kabinettsjustiz  des  Sultans  noch  lange  erhalten  ^^).    In  Persien 


^")  Kohl  er- Peise  r,  Hammurabis  Gesetz,  I,  S.  133. 

28)  Col.  XXV,  59  bis  zum  Schluß.  Kohle r-P eiser,  Hammurabis 
Gesetz,  I,  S.  101  ff. 

2«)  1.  Sam.  8,  5  f.  Die  Bestimmung  der  Mischna  (Sanh.  II,  2), 
daß  der  König  nicht  Richter  sein  dürfe,  beruht  auf  späterer  Entwick- 
lung und  erklärt  sich  aus  besonderen  Ereignissen  (Gemara  zu  Sanh.  II,  2; 
vgl.  Joseph  US,  Antiquitates,  XIV,  Kap.  9,  §  4).  Sie  bezieht  sich 
demnach  nicht  auf  die  Könige  aus  dem  Geschlechte  Davids  (infolge 
Jerem.  21,  12;  vgl.  auch  Jerem.  22,  3). 

^^)  Die  Rechtsprechung  wird  von  Mawardi  als  eine  der  zehn 
Pflichten  des  Imam  aufgezählt,     v.  Kremer  S.  414. 

^0  Albrecht  S.  80.  S.  69. 

^^)  Sie  ist  erst  durch  die  Reformgesetzgebung  und  durch  die  Ver- 


Ein  Beitrag  zum  orientalischen  Königsrecht.  397 

dagegen  hat  nocli  heute  der  königliche  Gerichtshof  (divan-i- 
Schah)  die  oberste  Rechtsprechung  in  weltlichen  Sachen,  ist 
allerdings  ohne  große  praktische  Bedeutung  ^^).  Auch  in  Ba- 
bjlonien  gab  es  ein  besonderes  Königsgericht,  das  die  höchste 
Instanz  in  allen  Rechtsstreitigkeiten  bildete;  außerdem  über- 
wachte der  König  die  gesamte  Rechtsprechung  und  konnte 
jeden  Prozeß  vor  sein  Forum  ziehen  ^^^). 

Wie  jeder  Richter,  so  ist  natürlich  auch  der  König  bei 
Ausübung  der  richterlichen  Gewalt  an  das  Gesetz  gebunden. 
Für  den  Richter,  der  das  gefällte  Urteil  abändert,  findet  sich 
eine  Strafbestimmung  in  §  5  des  Hammurabikodex.  Weitere 
Fälle  einer  vorsätzlichen  Rechtsbeugung  sind  im  Gesetze  nicht 
vorgesehen ;  hier  trat  offenbar  die  disziplinarische  Verantwort- 
lichkeit des  Richters  gegenüber  dem  Könige  ein.  Der  König 
dagegen,  bei  dem  eine  solche  nicht  denkbar  ist,  wird,  wie  der 
obige  Text  zeigt,  für  eine  unparteiische  Rechtsprechung  der 
Gottheit  gegenüber  verantwortlich  gemacht. 

Auch  als  Rechtssubjekt  wird  der  König  in  Babjlonien  unter 
den  Normen  des  Privat-  und  Strafrechts  gestanden  haben.  Für 
den  israelitischen  und  mohammedanischen  Herrscher  geht  dies 
schon  daraus  hervor,  daß  die  Rechtsbestimmungen  nur  einen 
Teil  der  Gebote  der  Thora  und  des  Korans  ausmachen,  denen 
der  König  naturgemäß  ebenso  unterworfen  war  wie  jeder  seiner 
Untertanen.  Ausdrücklich  wird  dies  bei  den  Juden  durch 
mehrere  Stellen  der  Bibel  bezeugt  ^^).  Allerdings  finden  sich 
gewisse  Ausnahmen,  die  wohl  meist  sich  erst  später  entwickelt 
haben  und  deutlich  den  Charakter  von  Ausnahmebestimmungen 
an  sich  tragen,    die    sich    aus   der   exzeptionellen  Stellung  des 

fassung  beseitigt  worden.  Vgl.  Albrecht  S.  57,  und  dazu  Kohler 
in  Deutsche  Literaturzeitung,  1906,  Nr.  29,  Sp.  1842. 

33J  Greenfield  S.  186,  S.  263. 

34)  Kohler-Üngnad,  Hammurabis  Gesetz,  III,  S.  257,  IV,  S.  98; 
Meißner,  Aus  dem  altbabyl.  Recht,  S.  5  f. ;  Klaub  er,  Keilschrift- 
briefe,  S.  10  f. 

3^)  Deut.  17,  19:  1.  Kön.  2,  3.  Der  Ehebruch  wurde,  auch  wenn 
er  vom  Könige  begangen  war,  als  Delikt  aufgefaßt  (2.  Sam.  11—12). 
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Königs  ergeben.  So  ist  im  jüdischen  Recht  der  König  vom 
gerichtlichen  Zeugnis,  von  der  Verpflichtung  zur  Leviratsehe  und 
von  der  Chalisa,  d.  h.  dem  Schuhabziehen  und  Ausspeien  der 
Witwe  vor  dem  Schwager,  der  sich  weigert,  die  Leviratsehe  zu 
vollziehen  (Deut.  25,  9),  befreit;  er  darf  sogar  die  Leviratsehe 
nicht  vollziehen,  außer  wenn  es  sich  um  eine  Königswitwe  handelt 
(Mischna  Sanh.  II,  2).  Aus  demselben  Grunde,  nämlich,  um 
die  repräsentative  Stellung  des  Königs  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  wurde  der  osmanische  Sultan  von  dem  Verbot,  mehr 
als  vier  legitime  Frauen  zu  heiraten,  befreit;  durch  Sultan 
Ibrahim  (1640 — 1648)  wurde  nämlich  die  Zahl  der  legitimen 
Frauen  des  Sultans  auf  sieben  erhöht  ^^).  Alle  diese  Be- 
freiungen von  geltenden  Rechtssätzen  aber  charakterisieren  sich 
deutlich  als  Ausnahmen  und  bestätigen  somit  die  Regel,  daß 
die  Sätze  des  Privat-  und  Strafrechts  auch  für  den  König  gelten. 
Ebenso  wird  es  auch  in  Babylonien  gewesen  sein.  Hier 
folgt  der  Satz,  daß  auch  der  Herrscher  Rechtssubjekt  ist, 
allerdings  nicht  schon  daraus,  daß  das  Recht  nur  ein  Teil  des 
religiösen  Gesetzes  ist,  und  deshalb,  weil  es  von  den  morali- 
schen und  kultischen  Vorschriften  nicht  geschieden  ist,  auch 
für  den  König  Geltung  beanspruchen  muß,  aber  der  göttliche 
Charakter  des  Rechts  legt  doch  auch  hier  diese  Annahme  nahe. 
Auch  die  Urkunde  Straßm.  Nerigl.  13^'^),  in  der  der  König 
als  Kontrahent  auftritt,  scheint  dafür  zu  sprechen.  Auch  nach 
babylonischer  Auffassung  wird  somit  der  König,  wenn  er  einen 
Menschen  ungerechtfertigt  tötete  oder  Ehebruch  beging,  sich 
eines  Verbrechens  schuldig  gemacht  haben  ^^),  nur  daß  er  nicht 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  bestraft  werden  konnte, 


^^)  Die  Auffassung  Albrechts  (S.  51),  daß  der  Sultan  überhaupt 
nicht  in  legitimer  Ehe  lebe ,  widerspricht  der  mohammedanischen  An- 
schauung. —  In  Israel  dagegen  wurde  gerade  umgekehrt  die  Zahl  der 
Frauen  des  Königs  beschränkt  (Deut.  17,  17),  und  zwar  setzte  die 
Mischna  18  als  Höchstzahl  an  (Sanh.  II,  2;  vgl.  Gemara  dazu). 

^'3  Kohler-Peiser,  Aus  dem  babyl.  Rechtsleben,  III,  ö.  10. 

^^)  And.  Mein.  Halevy,  Revue  semitique,  XI,  S.  152. 
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weil  es  keinen  Richter  über  ihm  und  daher  kein  gerichtliches 
Verfahren  gegen  ihn  gab.  „Den  König  richtet  man  nicht." 
So  bestimmt  auch  ausdrücklich  da3  jüdische  Recht  ^^). 

Da  es  kein  Mittel  für  das  Volk  gibt,  den  König  wegen 
einer  Rechtsverletzung  gesetzmäßig  zur  Verantwortung  zu 
ziehen,  so  trüge  seine  Verpflichtung,  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  auch  für  sich  anzuerkennen,  tatsächlich  einen  sehr 
problematischen  Charakter.  Hier  setzt  eine  andere ,  dem 
Orientalen  geläufige  Idee  ein,  die  wirklich,  solange  sie  im 
Volksbewußtsein  lebendig  ist,  einen  gewissen  Zwang  auf  den 
Despoten  ausübt,  nämlich  die  Idee  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  der  Gottheit. 

Dem  Orientalen  erscheint  das  Verhältnis  des  Herrschers 
zur  Gottheit  als  ein  sehr  enges.  Entweder  wird  der  König 
selbst  als  Gott  betrachtet  —  so  im  alten  Persien  ^^)  und  wohl 
auch  in  Aegypten^^)  — ,  oder  man  erblickt  in  ihm  den  Stell- 
vertreter oder  Gesandten  der  Gottheit.  Besonders  stark  ist 
diese  Anschauung  bei  den  Juden ;  hier  ist  Jahv/e  der  eigent- 
liche Herrscher;  das  Königtum,  das  man  vielfach  als  eine  Ab- 
wendung von  Jahwe  ansah  (vgl.  1.  Sam.  8)  und  das  nur  sehr 
schwer  Wurzel  fassen  konnte,  hat  in  der  jüdischen  Geschichte 
nur  eine  vorübergehende  Rolle  gespielt.  Der  König  erscheint 
hier  als  von  Gott  selbst  eingesetzt  (1.  Sam.  9,  15 — 17;  16,  1); 
er  hat  nur  den  Willen  Jahwes  auszuführen  und  ist  dessen 
Weisungen  völlig  unterworfen.  Auch  im  Islam  ist  der  Herrscher 
gänzlich  vom  göttlichen  Willen  abhängig;  erst  später,  als  das 
ursprünglich  allein  maßgebende  religiöse  Moment  in  der  Auf- 


'')  Mischna  Sanh.  II,  2.  Rabbi  Joseph  allerdings  meint,  daß  der 
davidische  König  auch  gerichtet  werden  könne,  offenbar  ein  Analogie- 
schluß aus  der  unmittelbar  vorhergehenden  Bestimmung,  daß  das  Ver- 
bot der  Richtertätigkeit  nicht  für  den  König  aus  dem  Hause  Davids 
gelte  (Gemara  zu  Sanh.  II),  2. 

4«)  Greenfield  S.  176. 

*0  Vgl.  Erman,  Aegypten  und  ägyptisches  Leben  im  Altertum, 
Kap.  4. 
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fassuiig  des  Kalifats  hinter  dem  weltlichen  zurücktrat,  wurde 
die  Stellung  des  Kalifen  etwas  unabhängiger.  Noch  heute  aber 
gilt  nach  türkischer  Auffassung  der  Sultan,  nach  persischer 
der  Imam  als  Stellvertreter  Gottes  auf  Erden. 

In  Babylonien,  wo  die  Staatsidee  und  mit  ihr  das  König- 
tum weit  mehr  erstarkt  war,  findet  sich  diese  völlige  Ab- 
hängigkeit vom  Willen  der  Gottheit  nicht.  Trotzdem  fehlt 
auch  hier  das  theokratische  Moment  nicht  ganz.  Hammurabi 
bezeichnet  sich  selbst  als  von  den  Göttern  zur  Herrschaft  be- 
stimmt (col.  I,  27 — 49)"^^),  als  von  Marduk  entsandt  (col.  V, 
14 — 19) '^^),  als  König,  dem  Marduk  die  Hütung  der  Menschen 
verliehen  hat  (col.  XXIVa,  13 — 14)'^^)  usw.  Solche  und  ähn- 
liche Wendungen  finden  sich  schon  in  den  sumerischen  In- 
schriften der  alten  Stadtkönige  ^^)  und  kehren  auch  in  denen 
der  späteren  babylonischen  und  assyrischen  Könige  immer 
wieder.  Auch  in  Babylonien  mußte  also  der  König  seine  Ein- 
setzung auf  göttlichen  Willen  zurückführen,  um  dem  Volke 
als  rechtmäßiger  Herrscher  zu  erscheinen. 

Wo  nach  der  Volksanschaiiung  der  König  nur  als  Be- 
auftragter der  Gottheit  auftritt,  muß  naturgemäß  diese  ihn  zur 
Verantwortung  ziehen,  wenn  er  sich  mit  dem  in  der  Offen- 
barung niedergelegten  göttlichen  Willen  in  Widerspruch  setzt. 
So  findet  sich  überall  im  Orient  die  Vorstellung,  daß  die  Gott- 
heit eingreife,  wenn  der  König  dem  Gesetze  zuwiderhandelt, 
und  zwar  wird  die  Verantwortlichkeit  des  Königs  nur  als  die 
verstärkte  moralische  Verantwortlichkeit  eines  jeden  Menschen 
gegenüber  der  Gottheit  angesehen ;  der  König  ist  eben  den 
Göttern    nicht   nur   als    Mensch,    sondern    auch    als    Herrscher 


^^)  Kohler-Peiser,  Hammurabis  Gesetz,  I,  S.  4. 

^')  Ebenda  S.  8. 

**)  Ebenda  S.  99. 

^5)  Vgl.  z.  B.  Urukagina  von  Lagasch  B.  und  C,  Col.  VII,  S.  29  tV. 
und  Gudea  von  Lagasch  B.,  Col.  II,  S.  8  ff.  (Thureau-Dangin,  Die 
sumerischen  und  akkadischen  Königsinschriften,  Leipzig  1907,  S.  51  und 
S.  67). 
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unterworfen.  Von  einer  Trennung  zwischen  rechtlicher  und 
moralischer  Verantwortung  kann  daher  beim  Könige  nicht  die 
Rede  sein. 

Als  Strafe  der  Gottheit  für  den  zu  ihrem  Willen  in  Gegen- 
satz geratenen  Herrscher  erscheint  in  erster  Linie  die  Ent- 
ziehung der  Regierungsgewalt  oder  die  Ausrottung  der  Dynastie 
(so  nach  jüdischer  Auffassung  in  Deut.  17,  20;  ferner  1.  Kön. 
2,  4;  16,  2  iF.;  2.  Kön.  10,  7),  dann  auch  Krankheit  (2.  Kön. 
15,  5;  2.  Chron.  26,  18  ff.;  2.  Kön.  16,  12;  2.  Chron.  21,  14  ff.; 
24,  23  f.),  Absetzung  (2.  Kön.  23,  33)  oder  Ermordung  (2.  Kön. 
21,  23;  2.  Chron.  33,  24;  1.  Kön.  15,  26;  16,  10;  21,  19; 
2.  Kön.  9,  22  ff.;  15,  10;  15,  24  f.;  15,  30  usw.).  Schließlich 
werden  auch  Unglücksschläge,  die  das  Volk  selbst  treffen,  als 
Strafen  Gottes  für  den  König  gedeutet,  z.  B.  Trockenheit 
(1.  Kön.  17,  1),  feindliche  Unterdrückung  (2.  Kön.  13,  3; 
2.  Chron.  36,  3;  2.  Kön.  24,  1;  2.  Chron.  36,  6;  2.  Kön.  25,  1; 
2.  Kön.  15,  19;  15,  29;  17,  3;  2.  Chron.  33,  11;  36,  10  usw.), 
Loslösung  von  Landesteilen  (1.  Kön.  11,  11)  und  schließlich  die 
Vernichtung  des  Reiches  selbst  (2.  Kön.  21,  11  ff. ;  2.  Chron.  36, 17). 

Aehnlich  ist  die  Anschauung  in  Babylonien,  wie  der  obige 
Text  zeigt.  Auch  hier  ist  die  Verantwortlichkeit  des  Königs 
eine  bloß  moralische ;  für  die  Mißachtung  des  weisen  Ratgebers 
wird  er  ebenso  bestraft  wie  für  die  Beugung  des  Rechts  oder 
die  Verhängung  unzulässiger  Strafen.  Interessant  ist  hier  die 
Sinnfälligkeit  der  dem  Könige  angedrohten  Strafen,  eine  Nach- 
wirkung des  Talionsgedankens:  Wenn  der  König  das  Recht 
beugt,  so  wird  Schamasch  fremdes  Recht  in  seinem  Lande 
setzen;  wenn  er  Bestechungsgeschenke  annimmt,  so  wird  er 
sein  Vermögen  verlieren;  wenn  er  einen  Untertanen  ins  Ge- 
fängnis wirft,  so  wird  das  Gefängnis  erobert  werden;  wenn 
er  dem  Volke  Frondienst  auferlegt,  so  wird  es  dem  Feinde 
Frondienst  leisten  müssen ;  wenn  er  die  Pferde  des  Heeres  von 
den  Bürgern  füttern  läßt,  so  werden  die  Pferde  dem  Feinde 
dienen;  wenn  er  Frondienste  für  die  Tempel  auferlegt,  werden 
die  Tempel  von  den  Göttern  verlassen  werden. 
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Neben  der  Auffassung,  daß  die  Gottheit  den  gegen  ihre 
Gebote  verstoßenden  König  zur  Verantwortung  ziehe,  findet 
sich  früh  auch  schon  die  damit  eng  verbundene  Vorstellung, 
daß  das  Volk  einem  solchen  Könige  gegenüber  nicht  mehr 
zum  Gehorsam  verpflichtet  sei,  denn  da  der  Herrscher  seine 
Macht  vom  göttlichen  Willen  ableitet,  kann  er  nur  dann  recht- 
mäßig seine  Stellung  innehaben,  wenn  er  sich  mit  dem  Willen 
der  Gottheit  in  Uebereinstimmung  befindet.  Diese  Idee,  daß 
das  Volk  sich  eines  ungerechten  Herrschers  entledigen  dürfe, 
war  bereits  im  alten  Persien  verbreitet '^^);  ebenso  war  sie  den 
Juden  bekannt  (vgl.  2.  Kön.  21,  23  f.;  2.  Chron.  33,  24);  dafür, 
daß  sie  auch  dem  babylonischen  Volksbewußtsein  nicht  fremd 
war,  scheint  der  obige  Text  zu  sprechen.  Mit  voller  Schärfe 
aber  wurde  sie  im  Islam  vertreten,  und  zwar  zuerst  von  der 
Partei  der  Charidschiten'^^),  dann  besonders  von  dem  größten 
Staatsrechtstheoretiker  des  Islams,  Mawardi  (f  1058);  nach 
seiner  Ansicht  verliert  der  Fürst,  der  die  zehn  Regentenpflichteu 
verletzt,  die  Berechtigung  zum  Imamat'^^);  die  Folge  davon 
ist,  daß  das  Volk  ihn  absetzen  darf.  Auch  im  heutigen  Persien 
gelten  noch  solche  Anschauungen*^). 

Konsequent  durchgeführt  aber  wurde  die  Idee,  daß  ein 
Herrscher,  der  gegen  die  göttlichen  Gebote  verstößt,  abgesetzt 
werden  dürfe,  in  der  Türkei.  Hier  hat  sich  gewohnheitsrecht- 
lich die  Befugnis  des  Scheich  ül  Islam  entwickelt,  dem  Herrscher, 
der  das  Scheriatrecht  verletzt,  durch  Gutachten  (Fetwa)  die 
Fähigkeit  zur  Regierung  abzusprechen.  Dieses  Recht  des 
Scheich  ül  Islam  entwickelte  sich  aus  seiner  Stellung  als 
oberster  Mufti.  Als  solcher  hatte  er  auf  Anfragen  der  Parteien 
in  Prozessen  Rechtsgutachten  zu  erteilen ;  dann  wurde  er  auch 
vom  Sultan   bei  wichtigen  Regierungshandlungen  um  Rat  ge- 


^')  Greenfield  S.  176. 
^7)  V.  Kremer  S.  360. 

'*s)  V.  Kremer  S.  414f.;  M,  Hartmann,  Der  Islam,  Leipzig  1909, 
S.  121. 

^'')  Greeüfield  S.  179. 
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fragt,  die  dadurch  ausdrücklich  als  mit  dem  geistlichen  Recht 
übereinstimmend  bezeichnet  werden  sollten;  so  wurde  er  all- 
mählich oberste  Instanz  für  die  Frage,  ob  eine  Handlung  dem 
Scheriatrecht  entspricht,  und  schließlich  wurde  ihm  sogar  die 
Kompetenz  zuerkannt,  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Regierung 
des  Sultans  überhaupt  den  Vorschriften  des  Korans  gemäß  ist; 
wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  so  ist  die  notwendige  Konsequenz, 
daß  der  Sultan  abgesetzt  wird.  Diese  Konsequenz  ist  im  Laufe 
der  türkischen  Geschichte  ziemlich  häufig  gezogen  worden;  so 
ist  erst  vor  kurzem  Abdul  Hamid  H.  auf  Grund  eines  Gut- 
achtens des  Scheich  ül  Islam  abg^esetzt  worden. 


X. 

Begriff  und  Wesen   des  Vorsatzes   in  den   mittel- 
alterlichen Strafgesetzen  Ungarns. 

Von 
Georg  Aller,  Advokaturskandidat  in  Budapest. 

Die  Ungarn  brachten  aus  ihrer  unbekannten  Urheimat 
keine  Strafgesetze  mit  in  das  Land,  welches  sie  vor  einem 
Jahrtausend  erobert  hatten.  Aus  dem  Taktikon  Kaiser  Leos 
erfahren  wir,  'daß  dieses  Volk  auch  während  der  Wanderungen 
seine  Verbrecher  stets  bestrafte;  doch  die  Prinzipien,  die  Art 
und  Weise  dieser  Bestrafung  blieb  unbekannt.  Sehr  wahr- 
scheinlich ist  es,  daß  diese  Maßnahmen  entschieden  unzuläng- 
lich waren.  Denn  als  sich  die  aus  7  Stämmen  bestehende 
Nation  dauernd  niedergelassen  hatte,  machte  sich  ein  Mangel 
an  Geboten  und  Verboten  bald  merkbar.  Während  der  lang- 
wierigen Wanderungen  und  in  den  Kämpfen,  die  der  Erobe- 
rung des  Landes  vorangingen,  wurden  die  Ungarn  derart  ver- 
wildert, die  Allmacht  der  physischen  Kraft  in  solchem  Maße 
anerkannt,  daß  das  Volk  unfähig  war,  sich  zu  einem  geordneten 
Staate  zu  vereinen.  Ungarns  erster  König,  Stephan  L,  be- 
merkte auch  bald  die  Not  an  strengen  Strafgesetzen,  und  vom 
zweiten  Jahrzehnte  (1010)  seiner  Regierung  angefangen  schuf 
er  eine  Reihe  von  Dekreten  mit  strafrechtlichem  Inhalte,  welche 
als  die  ersten  Anfänge  und  Grundlagen  des  heutigen  ungari- 
schen Strafrechtes  zu  betrachten  sind.  Von  den  späteren 
Königen  wurden  diese  Gesetze  nur  weiter  ergänzt,  ohne  daß 
die    neueren  Anordnuncen    die    alten    entkräftet   hätten  ^).     So 


*)  Bis  in  das  16.  Jahrhundert. 
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kam  es,  daß  die  im  11.  Jahrhundert  aufgestellten  Straf- 
bestimmungen während  des  ganzen  Mittelalters  in  Ungarn 
maßgebend  waren. 

I.  König  Stephan  konnte  jedoch  nicht  mit  einem  Schlage 
ein  originelles,  spezifisch  ungarisches  Strafrecht  schaffen,  weshalb 
er  auch  genötigt  war,  den  größten  Teil  seiner  Anordnungen 
aus  dem  Rechte  der  Nachbarländer  zu  übernehmen.  Es  ist 
auch  an  den  Bestimmungen  der  ersten  Könige  (11. — 14.  Jahr- 
hundert) die  Anwendung  verschiedener  fremden  Rechtsinsti- 
tutionen deutlich  wahrzunehmen.  Den  größten  Einfluß  übte 
das  deutsche,  kanonische  und  römische  Recht  aus.  Wir  müssen 
jedoch  unterscheiden  zwischen  diesen  Wirkungen.  Denn  der 
Einfluß  des  kanonischen  und  des  mittelalterlichen  deutschen 
Rechtes  war  ein  ganz  unmittelbarer,  hingegen  hatte  das 
römische  zur  selben  Zeit  nur  mittelbare,  sekundäre  Wirkung 
auf  das  ungarische  Recht.  Mit  den  Grundzügen  des  kanoni- 
schen Rechtes  wurden  die  Ungarn  durch  die  Mönche  und  mit 
denen  des  germanischen  Rechtes  durch  die  deutschen  Ein- 
wanderer bekannt  gemacht,  welche  beide  ihr  eigenes  Recht 
mit  nach  Ungarn  brachten.  Jene  lebten  hier  stets  nach  den 
Bestimmungen  ihrer  besonderen  Gesetze,  und  so  konnten  die 
Könige  die  Zweckmäßigkeit  gewisser  Gesetze  schon  durch 
deren  Praxis  wahrnehmen.  Die  Deutschen,  welche  ihr  Recht 
in  das  Land  mitbrachten,  waren  zum  größten  Teile  Handel- 
treibende, die  hier  als  Gäste  (Hospites)  empfangen  wurden. 
Als  Zeichen  besonderer  Gunst  wurde  ihnen  gestattet,  nach 
ihrem  Heimatrechte  „jure  Teutonico"  leben  zu  können,  welches 
auf  sie  durch  ihre  eigenen  Richter  angewendet  wurde.  Zur 
gleichen  Zeit  verbreiten  auch  die  eingewanderten  Mönche  das 
kanonische  Recht.  Und  je  stärker  der  Glaube  in  den  Lehren 
Christi  war,  um  so  weitere  Verbreitung  fanden  die  Vorschriften 
des  kanonischen  Rechtes  in  Ungarn.  Ganz  besonders  machte 
sich  aber  diese  Wirkung  auf  dem  Gebiete  des  Ehe-  und  Straf- 
rechtes geltend.  Manche  Strafgesetze  sind  wörtlich,  ohne  die 
geringste  Aenderung  aus  dem  kanonischen  Rechte  übernommen; 
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z.  B.  im  Dekret  II,  Gesetz  4G  Stephans  steht:  „Qui  gladio 
occiclit,  oportet  euiii  <]fhidio  occidi",  was  nichts  anderes  ist  als 
13.  V.  10.  der  Ai)okalipsis.  Die  Strafen  des  kanonischen  Rechtes 
(Fasten,  Buße)  <^esellten  sich  als  Nebenstrafen  zai  den  Todes-, 
Körper-  oder  Vermögensstrafen,  welche  der  Staat  verhängte  -) 
(sicut  canones  mandant).  Und  ebenfalls  kämpfte  der  Staat  mit 
seinen  Strafen  gegen  alle  Mißachtungen  der  Bestimmmigeiv 
des  kanonischen  Rechtes.  (Bestraft  wurden  z.  B.  die  an  Fast- 
tagen gegessen  hatten  usw.,  Steph.  II,   9.) 

Der  Einfluß  des  römischen  Rechtes  aber  auf  das  Entstehen 
des  ungarischen  Rechtes  war  —  wie  bereits  angedeutet  —  ein 
um  vieles  schwächerer.  In  Ungarn  erfolgte  niemals  eine  voll- 
ständige Rezeption  dieses  Rechtes,  es  wurde  nur  durch  Stu- 
denten, die  von  ausländischen  Universitäten  heimkehrten,  im 
Lande  bekannt  gemacht  und  verbreitet. 

IL  Unter  den  oben  geschilderten  drei  Haupteinflüssen  ent- 
wickelte sich  also  das  ungarische  Strafrecht  im  Mittelalter. 
Das  Recht,  über  welches  sich  die  meisten  ungarischen  Historiker 
sehr  abfällig  äußern,  möglich,  weil  sie  der  ganzen  Sache  wenig 
Aufmerksamkeit  schenkten.  So  vertreten  die  Worte  Hajniks 
nur  die  allgemeine  Ansicht,  behauptend,  „im  allgemeinen  wird 
noch  zu  dieser  Zeit  (im  Mittelalter)  der  Umfang  der  subjek- 
tiven Schuld  wenig  in  Betracht  gezogen,  denn  das  Hauptziel 
ist  stets,  das  verursachte  Uebel  zu  rächen '^  ^). 

Ich  will  es  versuchen,  in  dieser  Abhandlung  die  Unstich- 
haltigkeit  solcher  Meinung  zu  demonstrieren,  indem  ich  be- 
weise, daß  in  den  Strafgesetzen  dieser  Zeit  schon  der  Begriff 
des  Vorsatzes,  der  Fahrlässigkeit  und  auch  der  des  Zufalls 
vorhanden  war.  Jedenfalls  ist  dies  ein  genügender  Beleg  dafür, 
daß  das  ungarische  Strafrecht  das  Anfangsstadiuni  seiner  Ent- 
wicklung im  Mittelalter  bereits  hinter  sich  hatte.    Das  Unter- 


^)  Wobei  die  ersteren  hauptsächlich  als  bessernde,  die  letzteren 
hingegen  als  abschreckende  Strafen  angewendet  wurden.  —  So  auch 
Stephan  II,  31,  13—16. 

^)  Verfassung  und  Recht  unter  den  Arpaden,  Bd.  I,  S.  453. 
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Scheidungsvermögen  zwischen  dolus  und  culpa  setzt  voraus  die 
Fähigkeit,  das  äußere  Ereignis  von  dem  Willen  des  Handeln- 
den zu  trennen,  wahrzunehmen,  daß  die  Menschen  nicht  immer 
das  wollen,  was  sie  tun.  „Le  fait  juge  Thomme",  sagt  das 
alte  Sprichwort,  welches  aber  von  den  Juristen  schon  längst 
widerlegt  wurde,  denn  die  Entwicklung  des  Rechtes  brachte 
die  Einsicht  mit,  das  „la  volonte  juge  l'homme"  !  Natürlich 
kamen  in  der  Vergangenheit  und  kommen  auch  noch  heute 
die  primitiven  Völker  nur  nach  einem  längeren  Entwicklungs- 
prozeß zur  Kenntnis  dieser  Wahrheit*). 

III.  Die  Unterscheidung  zwischen  gewollten  und  unge- 
wollten Handlungen  ist  also  in  den  ungarischen  Strafgesetzen 
—  dank  den  fremden  Einflüssen  —  schon  im  11.  Jahrhundert 
wahrzunehmen.    Der  Begriff  des  Vorsatzes  teilte  die  strafbaren 


^)  Weshalb  es  im  Rechte  der  auf  den  unteren  Stufen  der  Kultur 
stehenden  Völker  keine  Unterscheidung  für  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit 
gibt,  wird  auf  die  verschiedenste  Weise  erklärt.  —  Von  Interesse 
scheint  mir  jene  Deutung  zu  sein,  was  Westermarck  in  seinem  Werke 

—  Ursprung  und  Entwicklung  der  Moralbegriffe  (1907,   Bd.  I,  S.  198  ff.) 

—  sagt.  Nach  dem  genannten  Autor  beziehen  sich  die  meisten  Tat- 
sachen, die  auf  einen  völligen  Mangel  an  Unterscheidung  zwischen  Zu- 
fall und  Absicht  führen,  auf  das  System  der  privaten  Vergeltung.  Doch 
als  später  diese  private  Vergeltung  schon  durch  öffentliche  Strafen  er- 
setzt wurde,  bestrafen  die  meisten  Völker  noch  immer  das  Verbrechen 
gegen  Gott,  Religion,  Staatsoberhaupt,  auch  wenn  diese  Delikte  rein  zu- 
fällig begangen  wurden.  Denn  —  sagt  Westermarck  —  die  Wirkung» 
d.  h.  die  Mißbilligung  der  Tat  des  Verbrechers,  wird  sozusagen  mecha- 
nisch schon  durch  die  bloße  äußere  Handlung  ausgelöst.  Diese  letztere 
Erklärung  scheint  mir  aber  nicht  ganz  stichhaltig  zu  sein.  Warum 
rufen  nur  eben  diese  Verbrechen  ihre  Wirkungen  mechanisch  hervor, 
und  warum  z.  B.  die  zufällige  Brandstiftung  nicht?  Nach  meiner  Mei- 
nung ließe  sich  dieses  Handeln  der  Völker  eher  damit  begründen,  daß 
man  die  genannten  Verbrechen  als  besonders  schwere  erachtete,  und 
bezweckte,  zur  Abschreckung  im  allgemeinen  damit  beizutragen,  daß  man 
selbst  das  zufällige  Begehen  solcher  Taten  bestrafte.  Als  aber  mit  fort- 
schreitender Kultur  die  Bestrafung  der  vorsätzlich  oder  fahrlässig  Han- 
delnden zur  Abschreckung  genügte,  wurden  die  zufällig  vollbrachten 
Delikte  nicht  mehr  bestraft. 
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Handlungen  in  zwei  Gruppen;  und  zwar  a)  in  vorsätzliche  Ver- 
brechen, „malefacta",  und  b)  in  fahrlässige  oder  zufällige  Ver- 
gehen, „delicta".  In  die  erste  Gruppe  gehörten  strafbare 
Handlungen,  die  entweder  nur  vorsätzlich  begangen  werden 
konnten  (z.  B.  Raubmord,  Steph.  H,  17)  oder  die  auch  fahr- 
lässig zu  begehen  waren,  die  aber  nur,  wenn  vorsätzlich  voll- 
bracht, als  „malefacta"  galten  (z.  B.  vorsätzliche  Tötung, 
Steph.  II,  IG).  Als  „delicta"  wurden  hingegen  erkannt  die 
Pflichtverletzungen  aus  Nachlässigkeit,  Unvorsichtigkeit  usw.'') 
oder  strafbare  Handlungen,  die,  wenn  vorsätzlich  vollbracht, 
als  „malefacta**,  wenn  fahrlässig  (oder  eventuell  zufällig)  be- 
gangen, als  „delicta"  betrachtet  wurden.  Eine  Unterart  der 
„delicta"  bildeten  jene  Handlungen,  welche,  auch  wenn  sie 
zufällig  vollbracht,  bestraft  wurden;  z.  B.  „homicidium  casua- 
liter  accessum",  Mathias  Dekr.  VI,  Ges.  51.  Es  ist  also  augen- 
scheinlich, daß  das  unterscheidende  Merkmal  zwischen  den 
Kategorien  der  strafbaren  Handlungen  das  Vorhandensein  oder 
Mangel  des  dolus  bei  der  Begehung  der  Tat  war. 

IV.  Dieser  dolus  —  als  Begriff  —  hatte  im  mittelalter- 
lichen ungarischen  Rechte  viel  Gemeinsames  mit  dem  „dolus 
malus"  des  römischen  Rechtes,  eben  infolge  der  Einflüsse 
fremder  Strafrechte.  Dem  vorsätzlichen  Verbrecher  wurde  eine 
besondere  „böse  Absicht",  Böswilligkeit  bei  der  Handlung^) 
zugemutet.  Demzufolge  wurde  das  Delikt  nur  dann  als  vor- 
sätzlich begangenes  bestraft,  wenn  dieser  Vorsatz  in  einer  be- 
sonderen Form  zum  Ausdruck  kam;  d.  h.  dieser  bestimmte 
Vorsatz  hatte  bei  den  verschiedenen  Verbrechen  verschiedene 
Erscheinungsformen  gehabt.  Derselbe  offenbarte  sich  —  nach 
der  Auffassung  der  ungarischen  Juristen  des  Mittelalters  —  in 
gewissen  Eigenschaften  des  Täters ,  welche  beim  Begehen 
seiner  Missetat  ihre  Wirkungen  ausübten.    Man  verstand  unter 


^)  Incuria,  Ladislaiis  Dekr.  I,  Ges.  6,  negligentia,  II.  Üladislaus 
Dekr.  III,  Ges.  42. 

^)  Praeconcepta  malitia  Mathias  VI,  51,  im  Gegensatz  zu  „impro- 
viditas"  Steph.  II,  26,  Astutia  diabolis  Steph.  II,  25. 
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vorsätzlichem  Handeln  bei  einem  Verbrechen  nicht  dasselbe 
als  bei  dem  anderen.  Z.  B.  vorsätzlich  wurde  die  Tötung  dann 
begangen,  wenn  der  Täter  mit  vorbedachter  Böswilligkeit^) 
handelte;  die  Verleumdung,  wenn  jemand  über  eine  gewisse 
Person  tückischer-  und  lügenhafterweise  ^)  behauptete ,  der 
König  hätte  ihn  zum  Tode  verurteilt;  die  Brandstiftung,  wenn 
dieselbe  aus  Feindseligkeit  ^)  vollbracht.  Der  Vorsatz  beim 
Stehlen  zeigte  sich  in  der  Hinterlist  ^^),  beim  Landesverrat  in 
der  böswilligen  Ueberlegung  ^^);  hingegen  die  vorsätzliche  Ver- 
heimlichung eines  Diebstahls  (Begünstigung)  wurde  durch  das 
hartnäckige  Leugnen  (contumacitas)  des  Täters  charakteri- 
siert usw. 

Ich  will  die  Beispiele  nicht  unnütz  häufen,  denn  man  er- 
sieht auch  schon  aus  den  hier  vorgeführten,  daß  im  mittel- 
alterlichen ungarischen  Rechte  der  dolus  als  eine  spezifische 
„böse"  Absicht  betrachtet  wurde,  die  den  Verbrecher  zum  Voll- 
bringen der  Straftat  trieb  und  bei  den  einzelnen  Delikten  in 
den  verschiedensten  Formen  erschien.  Zu  den  Merkmalen  des 
Vorhandenseins  des  Vorsatzes  gehörte  schon  damals  auch  das 
Handeln  aus  eigenem  Entschlüsse^^)  und  das  Handeln  mit  Vor- 
bedacht^^). Demzufolge  war  der  Vorsatz  stets  ein  „dolus  ab- 
solutus",  und  wir  können  mit  jenem  Juristen  ^'^)  aus  dem 
17.  Jahrhundert  nur  übereinstimmen,  der  erwähnt,  daß  in  den 
alten  ungarischen  Gesetzen  stets  „dolus  absolutus  quaeritur  et 
culpa  lata  pro  dolo  non  accipitur". 

Solche  Verbrechen  (malefacta),  bei  denen  demnach  die 
böse  Absicht  des  Täters  sich  in  entsprechender  Form  gezeigt, 


'}  Praeconcepta  malitia  Mathias  VI,  51. 

«)  Versutus  Steph.  II,  54. 

^)  Inimicitia  Steph.  II,  34. 

^«)  Koloman  11,  31. 

^^)  Animus  malignandi  II.  Uladislaus  III,  19. 

^^)  Sua  voluntaria  Uladislaus  I,  17. 

'3)  Deliberatio  Ulad.  I,  82. 

1^)  Scholz,  Jus  Civ.  sive  stat.  1690 
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wurden  von  den  aus  Achtlosigkeit  oder  durch  Zufall  begangenen 
auch  in  praxi  unterschieden.  So  war  das  Strafverfahren,  wie 
auch  die  zu  ermessende  Strafe  (Größe  und  Art  der  letzteren) 
bei  diesen  beiden  Gruppen  der  Delikte  verschieden,  und  zwar 
was  das  Strafverfahren  anbetrifft,  wurde  dem  mit  Vorsatz 
handelnden  Verbrecher  das  „Asyl" -Recht  entzogen,  d.  h.  wenn 
er  in  ein  solches  geflüchtet,  konnte  er  herausgeholt  und  nach 
den  gemeinen  Gesetzen  bestraft  werden.  Besonders  ist  dieser 
Unterschied  im  Zusammenhang  mit  den  Tötungsdelikten  hervor- 
gehoben. Es  heißt  nämlich  nach  Mathias  Dekr.  I,  Ges.  15 
„non  possunt  asylo  gaudere  dolosi  ac  malitiosi  homicidii  —  qui 
praemeditatum  et  deliberatum  homicidium  committunf".  Im 
allgemeinen  kam  der  Malefaktor  nach  entdeckter  Tat  in  Ge- 
fangenschaft, der  Delinquent  hingegen  behielt  seine  Freiheit 
nur  dann  nicht,  wenn  er  mit  dem  Beschädigten  oder  mit  den 
Zurückgebliebenen  des  Getöteten  betreffend  der  zu  bezahlenden 
Buße  nicht  übereinkommen  konnte.  Dieser  Unterschied  in  der 
Behandlung  war  auch  mit  der  Bestrafung?  im  Zusammenhang?. 
Die  vorsätzlichen  Verbrecher  wurden  nämlich  mit  Todes-, 
Körper-  oder  Ehrenstrafe  ^^)  bestraft;  diejenigen,  die  nur  ein 
„Delictum"  begingen,  wurden  zur  Bezahlung  einer  Buße  ver- 
pflichtet, welche  aus  der  Abgabe  von  Geldern,  Tieren  oder 
anderer  Vermögensgegenstände  bestand  (Steph.  II,  39).  Die 
Strafe  derjenigen,  welche  wegen  ihrer  Unvorsichtigkeit  oder 
Nachlässigkeit  verurteilt  wurden,  verpflichtete  sie  in  erster  Reihe 
zu  einer  Entschädigung,  welche  aber  der  Strafe  keinen  pri- 
vaten Charakter  gab,  denn  das  Geleistete  kam  teilweise  nicht 
dem  Geschädigten,  sondern  dem  Könige  zugute  (infolge  seines 
Hoheitsrechtes  in  der  Rechtsprechung),  der  vorsätzliche  Male- 
faktor mußte  hingegen  meistens  erst  die  schwere  Leibesstrafe 
ertragen  und  außerdem  —  wo  dies  möglich  war  —  noch  Ent- 
schädigung geben.  Der  Delinquent  verdient  Nachsicht,  da  er 
doch   kein    richtiger  Missetäter  ist;   kein  Erbarmen   war   aber 


^■')  Z.  B.  Ausweisung  aus  dem  Lande. 
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für  den  Malefaktor  vorhanden.  Der  böswillige  Verbrecher 
mußte  die  strafende  Hand  der  Gerechtigkeit  in  ihrer  ganzen 
Schwere  fühlen.  So  auch  Mathias  III,  28:  „Praeter  voluntatem 
agentis  nulla  redemptio  capitis  fieri   valeat." 

V.  Die  unvorsätzlich  vollbrachten  strafbaren  Handlungen 
zerfielen  nach  den  mittelalterlichen  ungarischen  Gesetzen  wieder 
in  zwei  Gruppen;  und  zwar  gehörten  in  die  erste  Kategorie 
die  spezifischen  Straftaten,  welche  nur  durch  Unvorsichtigkeit, 
Unbesonnenheit  und  überhaupt  fahrlässigerweise  verursacht 
wurden  ^^).  Außerdem  gehörten  in  diese  Gruppe  noch  solche 
unvorsätzlicJi  begangene  Vergehen,  die  man  auch  dolose  be- 
ging^'), hier  aber  nur,  wenn  culpose  vollbracht  in  Anbetracht 
kamen. 

Die  zweite  Unterart  der  „delicta"  wurde  durch  zufällig 
begangene  strafbare  Handlungen  gebildet.  Der  Kasus  zwang 
oft  den  Handelnden,  sich  einer  Strafe  zu  unterwerfen  wegen 
eines  Resultates ,  welches  durch  ihn  weder  angestrebt  noch 
schuldhaft  hervorgerufen  wurde,  sondern  das  er  allein  infolge 
der  besonderen  Gestaltung  der  Umstände  vollbrachte  ^^).  Ein 
solcher  „casu" -Handelnder  war  aber  noch  leichter  zu  bestrafen 
als  der  fahrlässige   Delinquent  ^^). 

VI.  Mit  der  Bestrafung  der  durch  den  Zufall  verursachten 
Handlungen  wollen  mehrere  Rechtshistoriker  beweisen,  daß  die 
Ungarn  im  Mittelalter  über  „dolus,  culpa  und  casus  noch  sehr 
vage    Begriffe    gehabt    hatten".      Nach   meiner   Ansicht   kann 


^^)  Vergehen,  propter  negligentiam  et  incautam  conservationem  II. 
Ulad.  III,  42. 

^0  Dieser  Gegensatz  zwischen  delicta  und  malelacta  im  Dekr.  I,  82 
von  Ulad.  deutlich  hervorgehoben.  Indem  homicidium  inopinate  acces- 
sum,  von  animo  deliberato  homicidium  perpetratum  unterschieden  wird. 

^^)  Die  dritte  Art  der  homicidien  —  pure  casuale  commissuni 
Ludovicus  IV,  24.     Mathias  VI,  51. 

■'^)  öteph.  II,  13,  wer  casu  occiderit,  wurde  nie  zur  Körperstrafe 
verurteilt,  sondern  hatte  stets  das  Recht,  sich  durch  Leistung  einer  Ent- 
schädigung zu  befreien.  Die  Angehörigen  des  Getöteten  mußten  also 
mit  ihm  übereinkommen.     So  auch  Math.  VI,  51. 
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die  Tatsache  der  Bestrafung  des  zufilUig  Handelnden  zum  Be- 
weise ihrer  Annahme  nicht  dienen.  Selbst  dadurch,  daß  in 
dem  Wortlaut  der  Gesetze  der  Ausdruck  „casus,  casualiter" 
vorkommt,  ist  bereits  ein  Beleg  dafür  vorhanden,  daß  sich  das 
ungarische  Recht  in  dieser  Zeit  schon  aus  jenen  Anschauungen 
erhoben  hatte,  in  welchen  sich  das  Gesetz  darum  noch  nicht 
kümmerte,  ob  die  unabsichtliche  Tat  mit  Achtlosigkeit  ver- 
bunden oder  rein  zufällig  gewesen  war.  Dasselbe  unterscheidet 
also  nicht  mehr  nur  zwischen  absichtlichen  und  unabsichtlichen 
Handlungen,  sondern  trennt  bereits  die  fahrlässigen  Taten  von 
den  rein  zufälligen.  Daß  auch  die  letzteren  noch  als  strafbar 
erachtet  wurden,  ist  durchaus  kein  Zeichen  des  Mangels  an 
Distinktion.  Selbst  das  kanonische  Recht,  von  welchem  an- 
erkannt ist,  daß  es  im  Mittelalter  das  entwickeltste  Rechtssystem 
war,  bestraft  zufälliges  Handeln.  Dies  erhellt  aus  den  —  von 
Wassersleben  gesammelten  —  Bußordnungen,  nach  welchen 
Personen  zu  Bußen  verurteilt  wurden,  die  die  Zeugenschaft 
nach  bestem  Wissen  geschworen,  deren  Aussagen  sich  dennoch 
später  als  unwahr  erwiesen.  Aehnlicherweise  wird  Buße  auch 
für  bloßes  Mißgeschick  vorgeschrieben,  z.  B.  bei  der  Tötung 
aus  reinem  Zufalle  (so  auch  Pseudo-Isidor,  also  im  12.  Jahr- 
hundert). Nicht  weniger  straft  die  „lex  Salica"  den,  der  zu- 
fällig eine  strafbare  Tat  vollbrachte  (z.  B.  den,  der  einen 
Kirchenbrand  aus  Versehen  verursachte).  Jedoch,  es  ist  gar 
nicht  nötig,  unsere  Beispiele  diesbezüglich  aus  dem  Mittelalter 
herbeizuholen,  denn  selbst  noch  heute  steht  ein  Strafgesetzbuch 
in  Anwendung  (das  russische  Strafgesetzbuch),  in  welchem  auf 
Totschlag  aus  Versehen  Buße  bestimmt  wird,  um  das  Gewissen 
des  Verursachers  zu  beruhigen.  Trotzdem  würde  niemand  be- 
haupten, daß  diese  Tatsache  im  russischen  Strafgesetzbuche 
auf  einen  Mangel  an  Unterscheidung  zwischen  vorsätzlichen 
und  fahrlässigen  Handlungen  zeigt.  Was  im  allgemeinen  die 
Ursache  der  Bestrafung  der  zufälligen  Handlungen  anbelangt, 
kann  ich  nur  wiederholen,  was  ich  in  der  Anmerkung  4  (S.  407) 
bereits   hervorgehoben.     Der  Gesetzgeber   wollte  das  Hervor- 
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rufen  gewisser  Erfolge  verhindern,  „Quolibet  modo"  ^^)  diese 
verursacht  wurden.  Indem  auch  jene,  welche  eine  strafbare 
Tat  rein  zufällig  vollbrachten,  eine  leichte  Strafe  erhielten, 
wurden  andere  vom  vorsätzlichen  oder  fahrlässigen  Begehen 
eines  solchen  Verbrechens  in  gesteigertem  Maße  abgeschreckt. 
Unsere  Annahme  erhält  auch  dadurch  eine  Bekräftigung,  daß 
man  in  den  späteren  Jahrhunderten  (16. — 17.),  als  man  diese 
forcierte  Abschreckung  nicht  mehr  nötig  fand,  die  Bestrafung 
des  aus  Zufall  Delinquierenden  unterließ,  und  im  Dekr.  II,  19 
Ulad.  ist  bereits  zu  lesen:  „iste  teneatur  homagium  (der  Fahr- 
lässige) et  damnatum  solvere  (Buße)  surgit  propter  culpam, 
casu  autem  dimittentes  ad  nihil  obligari  ex  eo  certum  evadit, 
q  u  0  d  casum  nemo  p  r  a  e  s  t  a  r  e  teneatur". 

VII.  Den  sichersten  Beweis  dafür,  daß  die  Bestrafung 
nicht  „allein  nach  Größe  des  Erfolges,  ohne  Anbetracht  auf 
den  Vorsatz  und  auf  die  subjektive  Schuld  des  Täters",  ge- 
schah, liefert  endlich  die  Tatsache  der  Verfolgung  des  fehl- 
geschlagenen Versuches,  also  einer  Handlung,  bei  welcher 
überhaupt  kein  äußerer  Erfolg  zustande  kam.  Der  Wille  des 
Handelnden  bestimmt  die  Tat,  lautet  das  Gesetz  51  (über  die 
Hochverräter)  im  Buche  II  Stephans.  Denn  nach  diesem  „sola 
voluntas  conspirandi  extremo  constituerit  actu,  etiamsi  eflfectus 
secutus  non  erit".  Diese  Auffassung  w'ird  dann  generalisiert; 
und  bald  wird  es  als  Grundwahrheit  anerkannt,  daß  „in  delictis 
attendatur  animus  et  voluntas,  non  autem  exitus". 

Selbst  wenn  das  mittelalterliche  ungarische  Recht  die 
Straftaten  nicht  nach  Vorhandensein  oder  Mangel  des  Vorsatzes 
unterschieden  hätte,  wenn  auch  der  vorsätzliche  Verbrecher 
gegenüber  dem  culpose-Handelnden  keiner  solch  prozessuell 
wie  materiell  grundverschiedenen  Behandlung  unterlegen  wäre, 
würde  schon  die  einziehe  Bestimmunor  welche  den  Kern  der 
Missetat  in  dem  Willen  des  Täters  erblickt,  genügend  be- 
w^eisen ,    daß    im    mittelalterlichen  Rechte  Ungarns    schon  eine 


''^)   Stephan  II,  57  usw. 
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ziemlich    klare  Aiiftassung    über    den   Begriff   unei    das  Wesen 
des  Vorsatzes  vorbanden  war. 

VIII.  Als  Abschluß  meiner  Abhandlung  möchte  ich  noch 
einige  mittelalterliche  ungarische  Gesetze  wiedergeben,  aus 
welchen  diese  geschilderte  Auffassung  über  den  Vorsatz  am 
ehesten  herauszufinden  ist.  Besonders  markant  geschah  dies 
in  den  Strafbestimmungen  über  die  Tötungsdelikte.  Nach  den 
Dekreten  Steph.  II,  lo,  14,  16,  53;  Math.  VI,  51;  I.  Ulad.  I,  82 
gab  es  drei  Kategorien  der  Tötungsdelikte;  und  zwar  1.  die 
vorsätzliche  Tötung  (homicidium  spontaneum  oder  delibera- 
tum)-^);  2.  die  fahrlässige  Tötung  (hom.  inopinate  accessum 
oder  non  animo  deliberato  commissum);  3.  die  zufälliore  Tötungf 

^    '  O  CT 

(hom.  poro  casuale).  Wer  das  erstgenannte  Delikt  beging, 
wurde  ohne  Erbarmen  getötet,  wo  man  ihn  auch  festnehmen 
konnte  (ubicunque  recepti  fuerint),  also  das  Asyl  schützte  ihn 
auch  nicht.  Im  zweiten  Falle  konnte  sich  der  Täter  —  wenn 
er  mit  den  Verwandten  des  Getöteten  bezüglich  des  Schaden- 
ersatzes übereinkommen  konnte  —  von  der  Körperstrafe  be- 
freien. Denn  der  Delinquent  hat  „liberam  concordani  facul- 
tatem".  Aehnlich  wird  auch  das  Verhältnis  der  zufälligen 
Tötung  fixiert,  nur  war  hier  das  Lösegeld  ein  geringeres 
als  im  zweiten  Falle.  Beinahe  ist  die  Unterscheidung  zwischen 
A^orsätzlichkeit  und  Fahrlässigkeit  ebenso  deutlich  durchgeführt 
bei  den  Hochverratsverbrechen,  als  bei  den  Tötungsdelikten. 
Ein  Hochverrat  (infidelitas)  konnte  nur  vorsätzlich  begangen 
werden,  und  deswegen,  wenn  der  Täter  fahrlässig  eine  solche 
Tat  beging,  welche  vorsätzlich  vollbracht,  als  Hoch-  oder 
Landesverrat  zu  betrachten  gewesen  wäre,  wurde  derselbe 
nicht  mehr  als  Hochverräter^-),  sondern  nur  wegen  eines 
leichteren  Vergehens  bestraft.  Dies  erhellt  auch  aus  dem 
Ges.  9,  Dekr.  II  des  König  Uladislaus,  nach  welchem  die  Münz- 


^')  In  diesem  Falle  handelt  der  Tater  manchesmal  auch  ira  accen- 
sus  oder  superbia  elatus. 

-^)  „Non  incurrit  notam  infidelitatis". 
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falscher  („ciisores  falsorum  monetär  um")  als  Hochverräter  er- 
achtet und  demgemäß  mit  dem  Tode  bestraft  wurden. 

Diejenigen  hingegen,  die  solche  gefälschte  Geldstücke  in 
Verkehr  brachten,  teilten  das  Schicksal  der  ersteren  nur  dann, 
wenn  sie  „scientes  et  consentientes  delinqunt".  War  dies 
nicht  der  Fall,  so  kamen  die  Täter  nicht  um  ihr  Leben,  sondern 
nur  das  falsche  Geld  wurde  ihnen  weggenommen.  Auch  in 
anderen  Fällen  des  Hochverrates  wird  auf  die  vorsätzliche 
Einwilligung  (scienter  consentire)  des  Handelnden  großes 
Gewicht  gelegt  (so  auch  nach  Steph.  H,  51).  Vielleicht  noch 
deutlicher  zeigten  die  Gesetze  19  und  42  (über  die  Landes- 
verräter) aus  dem  Dekr.  III  des  Königs  Uladislaus  IL  die  große 
Wichtigkeit,  welche  dem  Vorsatze  bei  der  Beurteilung  einer 
Straftat  zuteil  wurde.  Landesverrat  wurde  nämlich  unter 
anderem  durch  Burgkapitäne  begangen,  welche  die  zu  ihrer 
Ueberwachung  anvertrauten  Festungen  „absichtlich  mit  bös- 
williger Seele"  (studiose  animo  malignandi)  dem  Feinde  zu- 
kommen ließen.  Hingegen  wird  derjenige  Heerführer,  welcher 
dieselbe  Tat  aber  infolge  seiner  Nachlässigkeit  resp.  unge- 
nügender Aufmerksamkeit  begeht  (negligentia,  incauta  con- 
servatio),  einer  bedeutend  leichteren  Bestrafung  unterworfen, 
welche  ebenfalls  nach  Größe  der  subjektiven  Schuld  bemessen 
wurde  (iuxta  ipsorum  demerita). 

Doch  die  angeführten  Beispiele  dürften  genügen!  Zwar 
ließen  sich  noch  zahlreiche  gesetzliche  Bestimmungen  dieser 
Art  aufbringen,  welche  zum  Beweise  meiner  oben  angeführten 
Behauptungen  dienen  würden.  Denn  dank  den  Einflüssen  der 
fremden  Kultur,  welche  samt  ihren  Verbreitern  —  wie  bereits 
erwähnt  —  in  Ungarn  am  freundlichsten  empfangen  wurde, 
besaß  dies  Land  im  Mittelalter  die  Anfänge  eines  entwicklungs- 
fähigen Strafrechtes,  welches  jedoch  auch  der  nationalen  Eigen- 
heiten nicht  entbehrte.  Am  Ende  des  Mittelalters  wird  diese 
Entwicklung  abgebrochen.  Die  bekannten,  für  das  Land  so 
unglücklichen  kriegerischen  Ergebenheiten  verwüsteten  die 
zarten  Gewächse   der   Rechtswissenschaft.     Und   als   am  Ende 
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des  18.  Jahrhunderts  das  erste  iuif]jarische  Strafgesetzbuch  ge- 
schaffen werden  sollte,  sah  man  sich  wieder  zur  Uebernahme 
der  fremden  Institutionen  gezwungen.  Diese  Vorliebe  für  die 
Ueberpflanzung  fremder  Gesetzesbestimmungen  ist  auch  in  den 
späteren  Zeiten  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes  eine  cha- 
rakterisierende Eigenschaft  der  ungarischen  legislatorischen 
Bewegungen  geblieben. 


XI. 

Stufen  der  Staatsbildung  bei  den  Urzeitvölkern 

(auf  Grund  von  Forscliungen  bei  den  melanesisclien  Stämmen 

der  Südsee)  ^). 

(Ein  Vortrag.) 

Von 
Dr.  Richard  Thurnwald,  Berlin. 

Das  interessanteste  Phänomen  über  den  ganzen  Erdball 
hin,  über  die  ganze  Welt,  so  weit  sie  unseren  Sinnen  greifbar 
wird,  ist  der  Mensch.  Um  ihn  dreht  sich  ja  alles,  Erde  und 
Himmel,  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft.  Er  ist  das 
zentrale  Problem  für  unsere  eigene  Existenz.  Ihn  in  seiner 
Erscheinung,  seinem  Leben,  seinem  Leiden  und  Jubeln  zu  re- 
produzieren, ist  der  Inhalt,  der  Anfang  und  das  Ende  aller 
Kunst.  Ihn  zu  erforschen  in  seinen  Ursprüngen ,  Bedingt- 
heiten und  Gestaltungen  der  Inhalt  der  Wissenschaften,  in 
seinen  Hoffnungen,  Wünschen  und  Strebungen  der  Inhalt  von 
Politik  und  Religion. 

Nach  drei  Dimensionen  hin  können  wir  den  Menschen  fassen: 

1.  In  seiner  Beziehung  zur  Außenwelt,  zu  der  ihn  um- 
gebenden Natur; 

2.  in  seiner  Beziehung  zu  sich  selbst  als  körperliches 
Einzelindividuum ; 

3.  in  seiner  Beziehung  zum  Mitmenschen  als  soziales  Wesen. 
Diese    Dimensionen    stellen    nur    die    Koordinaten    seiner 

Bestimmtheit  dar,   sie  sind  nur  verschiedene  Seiten    desselben 
Lebens,  Hilfsmittel,  um  das  Entgleitende  zu  fassen,   wirklich- 


0  Vgl.  dazu  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.,  23.  Bd.,  S.  309  ff. 
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keitsfremde  Abstraktionen  aus  dem  Konkreten  herausgerissen, 
Krücken  unseres  Denkens, 

Uns  interessiert  augenblicklich  nur  die  dritte  der  aufge- 
zählten Dimensionen,  die  soziale.  Doch  immer  wirken  auch 
hier  die  wirklichkeitsstarken  Mächte  der  anderen  Richtungen 
herein  und  zwischendurch. 

Die  sozialen  Beziehungen,  wie  wir  sie  heute  gewahren, 
sind  verwirrend  groß  und  mannigfach,  ein  scheinbar  unent- 
wirrbares Netz  von  Millionen  Fäden  spinnt  sich  herüber  und 
hinüber.  —  Gleich  wie  die  komplizierten  Organismen  der 
Pflanzen  und  Tiere  uns  in  ihren  Grundfunktionen  und  in  ihrer 
Zusammensetzung  erst  klarer  werden ,  wenn  wir  zu  den  ein- 
facheren und  einfachsten  dieser  Lebewesen  hinuntersteigen,  so 
ist  es  auch  auf  sozialem  Gebiet.  Und  darum  führt  uns  das 
Forschen  nach  der  sozialen  Selbsterkenntnis  des  Menschen- 
daseins scheinbar  weit  weo^  von  uns  selbst  zu  den  ab<?elef?en- 
sten  Ausläufern  in  weitester  Ferne ,  sei  es  der  Zeit  oder  des 
Orts.  So  aber  nur  können  wir  erkennen  oder  ahnen ,  was 
allen  im  Grunde  gemeinsam  ist,  was  später  hinzugekommen, 
was  primär,  was  sekundär  in  dem  sozialen  Phänomenenchaos 
ist,  das  wir  ordnend  zu  sichten  trachten. 

Die  Grundlage  unserer  sozialen  Existenz  liegt  heute  im 
Staate.  Er  ist  der  mächtigste  Faktor.  Er  gestaltet  die  Nor- 
men des  Rechts,  nach  denen  das  soziale  Zusammenleben  ge- 
fügt ist,  und  schaltet  den,  der  sich  gegen  den  Staat,  seine 
Satzungen  und  Forderungen  vergeht,  unnachsichtlich  aus. 

Mannigfach  sind  aber  die  Formen,  in  denen  im  Laufe  der 
Zeit  sich  die  Macht  des  Staats  verkörperte.  In  wechselnden 
Gestaltungen  reichen  diese  Machtverbände  zurück  in  die 
graueste  Vergangenheit  und  sie  begrenzen  den  Weg  des 
Menschen  schon  als  er  die  ersten  Pfade  der  Kultur  entgegen 
einschlug. 

Zwei  Quellen  hat  das  soziale  Leben.  Ich  möchte  sie  die 
männliche  und  die  weibliche  nennen.  Sie  sind  unzertrennlich. 
Sie  ergänzen  und  befruchten  einander. 
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Ich  möchte  mit  der  weiblichen  beginnen.  Auf  ihr  beruht 
die  Fortpflanzung,  die  Erhaltung  unseres  Geschlechts,  die 
Rassenbildung.  Gesundheit  und  Leistungsfähigkeit,  Eigenart 
und  Anlage  hängen  damit  zusammen.  —  Soweit  sich  das 
Zusammenfinden  der  Geschlechter  nur  nach  selektorischen 
Prinzipien  abspielte,  so  weit  könnte  man  allein  von  einem 
wahren  „Mutterrecht"  reden.  Wirklich  ist  das  aber  nicht  der 
Fall  und  die  Beobachtung  der  Tatsachen  lehrt  uns,  daß  auch 
das  „Mutterrecht"  seine  Bestimmungen  aus  einem  Gedanken- 
kreise schöpft,  der  durch  das  Walten  der  freien  Wahl,  des 
freien  Zusammenfindens  der  tüchtigsten  Paare  keineswegs  be- 
dingt ist. 

So  müssen  wir  eine  andere  Quelle  suchen.  Ich  hatte  sie 
die  „männliche"  genannt.  Neben  der  überwältigenden  Macht 
und  Bedeutung  der  Fortpflanzung  hat  die  Fürsorge  für  den 
Tag,  für  die  Erhaltung  der  persönlichen  Existenz  ihre  gleich 
große  Bedeutung.  Diese  Sorge  hat  off'enbar  seit  den  fernsten 
Zeiten  der  Vergangenheit  des  Menschengeschlechts  gruppen- 
weise stattgefunden.  Solche  „symbiotischen  Verbände"  waren 
durch  die  Gemeinschaft  ihrer  Interessen  und  Strebungen 
zusammengehalten.  Sie  stellen  den  Nucleus  der  Staatsbil- 
dung dar. 

Bei  den  „Urzeit Völkern"  nun  —  wäe  ich  die  Menschen 
fernster  Vergangenheit  sowie  unsere  lebenden  Zeitgenossen  in 
den  Urwäldern  der  Südseeinseln  und  anderswo  noch  an  wenigen 
Punkten  der  Erde,  wo  sich  die  sogleich  zu  schildernden  Ver- 
hältnisse erhalten  haben,  nennen  möchte  —  bei  den  Urzeit- 
völkern also  haben  diese  Quellen  in  gegenseitiger  Befruchtung 
schon  zu  besonderen  Organisationsstufen  geführt. 

Die  erstere  weibliche  Quelle  allein  scheint  keine  organi- 
sationsbildende Gewalt  zu  besitzen,  nur  die  zweite,  die 
männliche. 

Das  dürfte  der  Grund  sein,  weshalb  bald  die  eine,  bald 
die  andere  von  Forschern  übersehen  oder  ausgeschaltet  wurde, 
da  die  Organisationen  zwar  männlichen  Ursprungs  sind,  aber 
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auch  die  weiblichen  Interessen  in  den  Rannkreis  ihrer  Beein- 
flussung' zocken. 

So  haben  wir  in  den  Regehino-en  des  Connubiums,  in  der 
Familienbildung  zweifellos  Ergebnisse  der  männlichen  Interessen- 
einllüsse  vor  uns,  die  aber  eine  Ordnung  des  Liebeslebens  und  der 
damit   verbundenen  Fortpflanzungsangelegenheiten  bezwecken. 

Man  wird  sagen  müssen,  daß  es  sich  zunächst  um  die 
Regfulierunff  einer  Seite  des  AfFektlebens  handelte.  Denn 
psychologisch  betrachtet  wollen  alle  Ordnungen  durch  die 
Macht  des  Intellekts  Hemmungen  gegen  das  gefährliche  Ueber- 
schäumen  der  Fundamentalafl^ekte  des  Menschen  einführen. 
Es  wird  wohl  außer  Zweifel  gestellt  werden  dürfen,  daß  bei 
dem  Manne  das  Intellektualleben  zuerst  wichtiger  wurde  als 
bei  der  Frau,  da  ihm  mehr  die  Sorge  für  den  Schutz  und  die 
Erhaltung  der  Gruppe  oblag.  Die  sozial-organisatorischen 
Regelungen  mußten  daher  von  ihm  ausgehen. 

Der  Blick  in  die  weite  Vergangenheit  unseres  eigenen 
Geschlechts  ist  uns  versagt.  Das  Urzeitleben  können  wir 
höchstens  nach  den  Modellen  formen,  die  uns  tiefstehende 
zeitgenössische  Völker  bieten. 

Aber  auch  hier  finden  wir  schon  mancherlei  Abstufungen, 
denen  wir  teilweise  den  Wert  einer  nicht  bloß  logischen,  sondern 
wohl  entwicklungsmäßigen  Schichtung  beilegen  werden  dürfen. 

Es  wäre  in  dieser  Beziehung  verlockend,  den  australischen 
Kontinent  zu  durchschweifen.  Heute  wollen  wir  uns  auf  die 
Inseln  der  Südsee  beschränken  und  ich  möchte  versuchen, 
Ihnen  Abstraktionen  von  meinen  eigenen  Beobachtungen  und 
meinen  Reiseergebnissen  dort  vorzutragen  ^). 

Ich  möchte  mit  jenen  Gebilden  beginnen,  welche  logisch 
die  erste  Regulierung  des  AfFektlebens  bedeuten.  Es  ist  die 
Beschränkung  des  geschlechtlichen  Verkehrs  auf  gew^isse 
Kreise,    sei   es  im  endogamen   oder   exogamen  Sinne.  —  Daß 


2)  Vgl.  Zeitschr.  f.  Ethnologie  1910,  S.  98  ff.;  sowie  Blätter  f.  vergl. 
Rechtsw.  VI,  Heft  5  u.  6;  und  Koloniale  Rundschau  1910,  Heft  10. 
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die  Verwandtschaftsberechnung  an  die  Abstammung  von  der 
Mutter  sich  knüpft,  braucht  uns  in  der  Annahme,  diese  logisch 
erste  Beschränkung  sei  von  männlicher  Seite  ausgegangen, 
nicht  stören.  Wir  haben  zu  erwägen,  daß  den  Urzeitvölkern 
der  Zusammenhang  zwischen  Kohabitation  und  Konzeption 
nicht  klar  ist.  Auf  die  Blüten,  mit  welcher  die  Phantasie  die 
Vorgänge  der  Konzeption  assoziierte,  will  ich  vorläufig  nicht 
eingehen.  Es  genüge  darauf  hinzuweisen,  wie  tastend  der 
Menschengeist  anfangs  hier  Analogien  aufspürte,  statt  nach 
tieferen  Kausalzusammenhängen  zu  schürfen.  Das  Tier-  und 
Pflanzenleben,  das  Weben  des  Waldes,  das  Rauschen  der  See, 
die  Brandung  der  Riffe ,  das  geheimnisvolle  Dunkel  der 
Höhlen,  der  wunderbare  Wandel  der  Gestirne,  alles  das  wurde 
dem  größten  Wunder  gleichgestellt:  der  Menschwerdung. 
Sagen  in  unendlicher  Fülle  mit  zahllosen  Varianten  erzählen 
uns  Völkerkunde  und  auch  Folklore,  wie  die  Phantasie  es  sich 
zusammenreimte,  daß  Kinder  werden.  Befruchtung  und  Wachs- 
tum, das  unsere  heutige  Wissenschaft  wohl  ausführlicher  be- 
schreiben und  in  viele  „post  hoc"  zerlegen  kann,  im  Grunde 
steht  auch  sie  noch  staunend  vor  dem  Wunder  und  hat  das 
„propter  hoc"   noch  nicht  gefunden. 

Da  den  Urzeitvölkern  das  Sichere  nur  die  Mutter  war, 
die  das  Kind  bekam,  so  ist  die  Berechnung  nach  der  Abstam- 
mung von  der  Mutter  hier  das  selbstverständlich  Primäre. 
Man  muß  damit  weder  allgemeine  Promiskuität,  noch  weniger 
Matriarchat,  Mutter-  oder  Weiberherrschaft  verbinden.  Es 
handelt  sich  im  Grunde  nur  um  eine  Verwandtschaftsklassifi- 
zierung (oder  Gruppierung)  zum  Zwecke  der  Beschränkung, 
Umgrenzung  der  Kandidaten,  die  zum  Geschlechtsverkehr  zu- 
gelassen werden. 

Die  Frage  wäre  bloß,  warum  man  überhaupt  zu  einer 
solchen  Regelung  von  männlicher  Seite  schritt.  Die  Beant- 
wortung scheint  sich  mir  aus  dem  Vergeltungsprinzip  zu  er- 
geben, das  tief  in  der  Seele  des  Urzeitmenschen  sitzt.  In 
der  Südsee   stößt   der  Reisende    im  Verkehr    mit    dem  Einge- 
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boren en  auf  Schritt  und  Tritt  auf  den  Gedanken  der  im 
Bitchin-Englisch  treffend  in  die  Worte  „pay  him  back",  zahle 
zurück!  vergilt!  gekleidet  wird.  An  der  Krabbe,  die  den 
Träger  in  die  Zehe  beißt,  muß  er  Vergeltung  üben  und  ihr 
die  Schere  abschlagen.  Den  weißen  Herrn ,  der  ihn  wieder- 
holt schlug,  den  muß  der  rechte  Sohn  der  Wildnis  wieder 
schlagen,  womöglich  erschlagen.  Jede  Gabe  heischt  ihre 
Gegengabe,  und  wird  die  volle  Zahlung  nicht  augenblicks  ge- 
leistet, so  muß  wenigstens  mit  einer  formellen  Gegengabe 
(Angabe!)  ein  Entgelt  erfolgen,  sonst  ist  der  andere  unbe- 
friedigt. Spiegelstrafe,  Spiegelzahlung,  Spiegelhandlung  sind 
der  Ausdruck  dieses  beherrschenden  Gedankens,  der  in  der 
biologischen  Existenz  verankert,  schon  im  Affektleben,  in  der 
Abreagier ung  seinen  Ausdruck  findet  und  das  intellektuelle 
Räsonnement  in  seiner  Gewalt  hat. 

Wenden  wir  diesen  Gedanken  an,  so  finden  wir,  daß  die 
Männer,  die  den  Schutz  der  Frauen  hatten,  von  diesen  die 
Gegenleistung  in  ihrer  Treue  forderten  und  daß  dieser  Ge- 
dankengang beiden  geläufig  gewesen  sein  muß  und  in  der 
Tat  heute  von  den  Eingeborenen  so  empfunden  wird.  Es  er- 
gibt sich  ganz  von  selbst,  daß  wenn  man  auch  eine  Stufe  an- 
nimmt, in  der  Männer  und  Frauen  einer  Gruppe  verhältnis- 
mäßig unterschiedslos  einander  angehört  haben  sollen,  doch 
gewisse  Grenzen  anderen  Gruppen  gegenüber  bestehen  mußten. 

I.  Gehen  wir  also  von  einer  ältesten  Form,  der  Siedelungs- 
horde,  wie  ich  sie  nennen  möchte,  aus.  Die  Annahme  einer 
solchen  Siedelungshorde  ist  deshalb  berechtigt,  weil  wir  an 
manchen  Orten,  z.  B.  auf  Choiseul  oder  bei  den  Baining,  noch 
Reste  einer  Organisation  finden,  die  anderwärts  durch  spätere 
Formen  überwuchert  und  auf  das  religiöse  Gebiet  zurückgedrängt 
erscheint.  Aber  wir  haben,  wie  diese  Organisationen  zeigen. 
uns  darunter  patriarchische  Gemeinwesen  vorzustellen,  in 
denen  auch  das  Verhältnis  zu  den  Weibern  durchaus  nicht 
immer  allzu  promisk  gedacht  zu  werden  braucht.  W^ir  müssen 
in  bezug  auf   die  Frage    der  Promiskuität  ein  eigentlich  ganz 
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selbstverständliches  biologisches  Moment  hier  berücksichtigen, 
das,  so  nahe  es  liegt,  in  der  Regel  außer  acht  gelassen  wird: 
nämlich  die  Altersstufen.  Wenn  für  die  mannbar  gewordene 
Jugend  freiere  Sitten  gelten,  so  braucht  durchaus  nicht  dasselbe 
für  die  Angealterten  zu  gelten ,  von  denen  die  Beobachtung 
lehrt,  daß  sie  zu  Paaren  sich  zusammenfinden.  Und  das  mag 
auch  in  den  mehr  oder  weniger  promisken  Siedelungshorden 
der  Fall  gewesen  sein.  Ja  ich  möchte  dieses  Moment  so  hoch 
einschätzen,  daß  ich  meine,  es  war  die  treibende  Kraft  für 
eine  Umgestaltung.  Die  Paarung  war  für  die  Fortpflanzung  so- 
w^ohl  wie  für  die  SchafiPung  der  einfachsten  Kulturgüter,  die 
Wahrung  des  häuslichen  Feuers  vielleicht  in  erster  Linie, 
nutzbringend,  bot  ihnen  eine  Ueberlegenheit  auch  im  Kampfe 
ums  Dasein  (ich  brauche  nur  an  die  auch  in  der  Südsee  ver- 
breitete Sitte  sexueller  Enthaltsamkeit  vor  den  Gefechten  zu 
erinnern),  die  ihr  den  Sieg  den  anderen  gegenüber  verschaffte. 

Diese  Paarung  führt  zur  Familienbildung.  Ihr  Kern  ist 
die  gegenseitige  Hilfeleistung :  Schutz  gegen  Treue,  Ergänzung 
der  Jagdprodukte  (Opossum)  des  Mannes  durch  die  Garten- 
früchte (Taro)  der  Frau,  das  sexuelle  Vorrecht  gegen  das 
Recht  des  Mannes  auf  die  Kinder  der  Frau,  die  ja  weniger 
eine  Bürde  als  neue  Hände  im  Haushalt  und  in  der  Macht 
nach  außen  darstellen.  Die  Siedelungshorde  besteht  aus  Familien, 
die  in  nächster  Nachbarschaft  wohnen.  Die  gruppen-promisken 
Sitten  mögen  für  besondere  Feste  reserviert  geblieben  sein 
(z.  B.  Gazellehalbinsel:  Pipil-Fest).  Die  Familienbildung  ermög- 
lichte offenbar  eine  intensivere  Nützung  der  Nahrungsquellen 
und  eine  größere  Vermehrung,  bessere  Aufzucht  der  Kinder, 
sowie  eine  dichtere  Besiedlung. 

Diese  dichtere  Besiedlung  hatte  aber  noch  eine  andere 
Folge :  einen  schärferen  Wettbewerb  um  die  Nahrungsquellen. 
Der  mag  nach  zwei  Richtungen  ausgestrahlt  haben :  nach  einer 
Verbesserung  der  technischen  Hilfsmittel  auf  der  einen  Seite 
und  einer  Verschärfung  des  Kampfes  auf  der  anderen. 

Wo    die    Familienbildung    noch   nicht   konsequent    durch- 
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geführt  ist,  wie  bei  nomadischen  Stämmen  des  australischen 
Kontinents  (der  Steppen),  ist  noch  reicher  Nahrungsspielraum 
und  wenig  Kampf  (vgl.  Wheeler,  The  Tribe  in  Australia  1910). 

Anders  auf  den  Inseln  der  Südsee ,  wo  an  vielen  Orten 
die  Bevölkerung  zusammengedrängt  in  relativer  Uebervölke- 
rung  den  Lebensraum  sich  streitig  macht.  Da  reißen  die 
Fehden  nicht  ab  und  da  herrscht  ununterbrochen  Mord  und 
Totschlag.  Den  Eingeborenen  selbst  sind  diese  Beziehungen 
nicht  ganz  unbewußt. 

II.  Unter  solchen  Umständen  gewinnt  der  große  Tot- 
schläger, der  schlaue  Führer  im  Kampf  eine  außerordentliche 
Bedeutung.  Diese  einfachste  Form  des  Zusammenschlusses 
unter  einen  Kriegshelden  finden  wir  bei  den  Bainingstämmen  in 
den  Bergen  der  Gazellehalbinsel.  Aehnlich  auch  in  den  Bergen 
Bougainvilles  und  Choiseuls.  Die  Differenzierung  der  Familie 
von  der  Männerorganisation  äußert  sich  augenfällig  bei  den 
angeführten  Stämmen  auch  darin,  daß  außer  den  Familien- 
häusern, die  der  Mann  mit  Weib  und  Kind  teilt  und  wo 
das  Essen  bereitet  wird,  es  noch  besondere  Männerhäuser 
gibt,  welche  der  Zusammenkunft,  Beratung  und  gewissen 
Kulthandlungen  der  Männer  dienen  und  die  von  den  Frauen 
nicht  betreten  werden  dürfen.  Diese  Männerhäuser  sind  die 
ersten  greifbaren  Formen  der  Staatsbildung.  Die  Frauen 
sind  davon  ausgeschlossen,  sie  sind  für  die  Familie  differen- 
ziert und   haben   kein  Stimmrecht  im  Parlament   der  Männer. 

Von  nun  an  geht  die  Familie  und  der  Staat,  die  den 
Interessen  der  Frauen  dienende  Vergesellschaftungsform  und 
die  Organisation  der  Männer,  ihre  getrennten  Wege,  die  nur 
gelegentlich  mehr  einander  beeinflussen. 

Verfolgen  vrir  zunächst  die  Weiterentwicklung  der  Familie. 

In  den  Bainingbergen  oder  auf  Choiseul  herrschen  noch 
nicht  streng  exogame  Sitten.  Das  Gruppierungsprinzip  ist 
hier  ein  rein  lokales  and  es  findet  zunächst  überhaupt  nicht 
viel  Verwandtschaftsberechnung  statt.  Da  gilt  es  als  unstatt- 
haft, daß  ein  Mann  eine  Frau  aus  dem  benachbarten  Gehöfte 
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freit.  Es  gilt  als  nicht  anständig.  Das  ist  aber  alles.  —  Die 
Frau  zieht  gewöhnlich  nach  dem  Platze  des  Mannes.  Aber 
es  kommt  das  Umgekehrte  auch  häufig  vor,  besonders  nach 
Kriegen,  die  Verheerungen  unter  der  Männerwelt  angerichtet 
haben.  So  zogen,  als  ich  auf  Choiseul  mich  aufhielt,  damals 
gerade  viele  Männer  zu  Frauen,  die  sie  im  Süden  heirateten, 
da  dort  viel  freies  Land  war.  —  Die  strenge  Exogamie,  wie 
wir  sie  überall  dort  finden,  wo  Heiratsklassen  sich  ausgebildet 
haben,  geht  Hand  in  Hand  mit  einer  Verwandtschafts- 
klassifizierung, die  sich  auf  der  Abstammung  von  der 
Mutter  gründet.  Die  Sitten  sind  hier  strenger.  Die  Frau 
hat  einen  besonderen  Wert  als  Kindesgebärerin  und  Arbeits- 
kraft und  wird  zeremoniell  aus  der  anderen  Heiratsklasse 
herausgekauft  und  in  die  neue  eingeführt,  wobei  nicht  selten 
ein  jus  primae  noctis  oder  eine  ganze  Zeit  einer  Vorehe 
von  Seiten  des  Vaters  des  Bräutigams  vorausgeht.  Der  Ge- 
danke liegt  nahe,  daß  die  strenge  Exogamie  an  die  Sitte  an- 
knüpfte, bei  Kämpfen  die  Frauen  und  Mädchen  der  erschla- 
genen Feinde  zu  rauben  und  daß  nachher  die  Sitte  folgte, 
die  Frauen  durch  Wergeid  zu  kaufen.  Denn  der  Preis  einer 
Frau  kommt  gewöhnlich  gleich  dem  Sühnegeld  für  einen 
Menschen.  In  Buin  mußten  die  jungen  Leute  sich  dieses 
früher  in  der  Regel  dadurch  verschaffen,  daß  sie  einen  Mann 
erschlugen,  so  daß  jeder  verheiratete  Mann  einen  Totschlag 
verübt  hatte.  Auch  ist  es  Gepflogenheit,  bei  Kämpfen  Frauen 
und  Kinder  zu  rauben.  Raßlich  sind  diese  Gewohnheiten  in- 
sofern von  Bedeutung,  als  sie  eine  Mischung  der  Sieger 
mit  den  Besiegten  begünstigen. 

HL  Wie  wenig  das  Mutterrecht  der  Männerherrschaft  ent- 
gegensteht, zeigt,  daß  es  einer,  wenn  auch  nicht  regelmäßigen, 
doch  bei  den  größeren  Häuptlingen  üblichen  Vielweiberei  nicht 
hemmend  in  den  Weg  tritt.  Wie  viel  Frauen  einer  besitzen 
will,  ist  jedes  Einzelnen  Sache  und  hängt  nur  von  seiner 
Tüchtigkeit  als  Totschläger  beziehungsweise  seiner  Zahlungs- 
fähigkeit ab.    Die  Frau  ist  das  älteste  fruchtbringende  Kapital. 


426  Thurnwald. 

Sie  bestellt  die  Pflanzungen,  erhöht  den  Nahrungsvorrat  an 
den  Gartenfrüchten  und  ihre  Kinder  verstärken  den  Einfluß 
der  Familie.  Es  sind  vor  allem  wirtschaftliche  Gründe,  die 
hier  7A\y  Vielweiberei  führen.  Aber  das  Recht  des  Mannes 
an  der  sexuellen  Benützung  der  Frau  wird  zusehends  schärfer 
betont.  —  Ein  Moment ,  das  sehr  gegen  eine  supponierte 
frühere  Verbreitung  der  Promiskuität  in  nur  einigermaßen 
größerem  Rahmen  spricht  ist  die  Eifersucht.  Es  ist  ja  richtig, 
daß  der  Mann  die  Frau  kauft,  und  auf  Grund  dessen  be- 
ansprucht, sie  allein  zu  besitzen  und  in  charakteristischer 
Weise  den  Ehebruch  als  Art  Diebstahl  an  fremdem  Gut  auf- 
faßt. Es  ist  aber  ebenso  falsch  zu  meinen,  die  Leute  hätten 
kein  Schamgefühl ,  weil  sie  nackt  gingen ,  als  zu  behaupten, 
sie  kennten  keine  Eifersucht,  weil  sie  ihre  Frauen  kauften 
und  den  Ehebruch  juristisch  als  Diebstahl  qualifizierten.  Das 
Schamgefühl  knüpft  sich  an  gewisse  Erkenntnisse  der  eigenen 
Mängel  oder  Schwächen,  die  man  vor  den  anderen  lieber  ver- 
borgen gehalten  wissen  möchte.  Die  Eifersucht  entspringt 
dem  Selbstgefühl,  das  verletzt  ist,  und  der  Angst  um  den 
möglichen  Verlust  des  Weibes.  In  den  von  mir  gesammelten 
Liedertexten  finden  sich  die  besten  und  zahlreichsten  Belege 
für  die  Eifersucht.  Li  den  meisten  von  mir  erhobenen  Fällen 
lag  die  Ursache  zu  den  vielen  Kämpfen  in  Frauenaffären.  Ja 
wenn  man  bedenkt,  welche  Rolle  die  Affekte  spielen,  so  konnte 
nur  eine  ganz  wirklichkeitsfremde  Konstruktion  diese  Menschen 
ohne  Eifersucht  denken.  Die  großen  Häuptlinge  in  Buin 
halten  streng  auf  Abschließung  ihrer  Frauen  allen  Männern 
gegenüber,  außer  denen,  die  zu  der  Frau  Totem  gehören,  mit 
denen  den  Frauen  also  sozusagen  kraft  der  Religion  der  ge- 
schlechtliche Umgang  verboten  ist. 

In  dieser  Entwicklung  sehen  wir  zweifellos  eine  zuneh- 
mende Einengung  der  weiblichen  Freiheit  und  eine  stärkere 
Ausnützung  der  Frau  für  wirtschaftliche  Zwecke,  wofür  ihr 
eine  erhöhte  Sicherung  der  Existenz  und  der  Erfüllung  ihres 
mütterlichen  Berufs  gewährleistet  wird. 
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Bevor  wir  zur  staatlichen  Entwicklung  übergehen,  müssen 
wir  einen  Blick  auf  den  Totemismus  werfen.  Ich  sprach 
früher  von  Siedelungshorden  und  verstand  darunter  Gruppen, 
die  an  die  Siedelungsgemeinschaften  erinnern,  ähnlich,  wie  wir 
sie  heute  noch  in  den  Bainingbergen  oder  auf  Choiseul  (in 
Bambatana)  finden.  Daß  auch  hier  die  Kinder  zur  Mutter  ge- 
hörten, ist  selbstverständlich,  und  über  die  Hypothesen,  die 
zur  Konzeption  führen  sollten,  hatte  ich  ebenfalls  Andeutungen 
gemacht.  Wie  kam  es  nun,  daß  bei  einem  Stamm  gewisser- 
maßen verschiedene  Entstehungshypothesen  Wurzel  faßten, 
sowohl  verschiedene  Tiere  oder  Pflanzen  für  die  Entstehung 
der  Kinder  verantwortlich  gemacht  wurden,  also  auch  weiter- 
hin eine  Systematisierung  nach  2 ,  4  oder  8  Gruppen  usw. 
Platz  griff,  unter  denen  die  Heiraten  sich  zu  vollziehen  hatten  ? 

Es  bietet  weniger  Schwierigkeit,  daß  es  sich  um  ver- 
schiedene Tiere  oder  Pflanzen  handelt,  welche  den  Ursprung 
der  Menschen  verursachten.  Im  Grunde  ist  es  bloß  die 
Variation  derselben  Grundidee,  daß  eine  außen  befindliche 
lebende  oder  lebendig  scheinende  Macht  das  Leben  hervor- 
ruft. Sehr  häufig  sind  z.  B.  diese  Tiere  einander  ähnlich, 
etwa  alle  Totemtiere  sind  Vögel.  Später  werden  sie  zu  Ur- 
sprungssymbolen. Das  Vererbungsbewußtsein  tritt  schon  inner- 
halb der  Totemgruppe  zu  Tage.  So  erkennt  man  sich  an 
den  Falten  des  Handtellers  oder  daran,  daß  man  von  der  Er- 
krankung an  Ringwurm  verschont  bleibt. 

Auch  die  Speiseverbote  oder  Gebote,  die  sich  an  den 
Totemismus  knüpfen,  sind  psychologisch  naheliegend. 

W^ie  die  Systematisierung  der  Bewohnerschaft  weiter 
Landesstrecken  oder  ganzer  Inseln  bei  dem  verhältnismäßig 
geringen  Verkehr  der  Nachbarsiedlungen  untereinander  zu- 
stande kam,  das  scheint  mir  die  schwierigste  Frage.  Ich  möchte 
glauben,  daß  hier  Beispiele  von  Gruppen  fremder  Siedler  maß- 
gebend waren,  nach  denen  sich  dann  die  anderen  Bewohner  eben- 
falls gruppierten  und  sich  so  ihnen  einfügten.  Allerdings  finden 
wir  häufig  eine  unsystematische  Einteilung  der  Heiratsklassen. 
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In  vielen  Fällen  kam  es  aber  überhaupt  zu  keiner  Grup- 
pierung^ nach  Heiratsklassen  und  die  geschilderte  ,Verwandt- 
schaftsberechnung  blieb  überflüssig.  Da  fanden  die  über- 
lebenden Formen  der  alten  Zeit  in  gewissen  Kulten ,  Festen, 
Zaubereien,  Speiseverboten,  Sagen  u.  dgl.  m.  ihren  Ausdruck. 

Die  Entwicklung  ist  eben  durchaus  keine  gradlinige  und 
einartige,  sondern  wie  der  menschliche  Geist,  der  sie  leitet, 
ewig  labil  ist,  so  auch  zeitigt  sie  unzählige  Varianten,  wenn 
auch  in  ähnlicher  Richtung. 

Den  Staat  haben  wir  als  die  Organisation  der  Männer 
bezeichnet.  Er  hat  zum  Zweck  die  Sicherung  der  Familie, 
der  Existenz  des  Einzelnen  wie  des  Geschlechts.  Er  ist  vor 
allem  ein  Schutz-  und  Trutzverband,  um  innerhalb  desselben 
in  Frieden  für  Nahrung  und  Erhaltung  und  Förderung  des 
Lebens  sorgen  zu  können. 

Unter  den  Bainingleuten  und  auch  unter  der  Küsten- 
bevölkerung der  Gazellehalbinsel  sowie  teilweise  unter  der 
Bergbevölkerung  Bougainvilles  haben  diese  Männerorganisa- 
tionen keine  dauernde  Spitze.  Der  größte  Totschläger  besitzt 
zwar  Ansehen,  aber  dieses  erstirbt,  wenn  er  alt  wird  (wie  ja 
überhaupt  das  schwache  Alter  in  wenig  Ansehen  steht).  Dort 
wo,  wie  auf  Bougainville,  Häuptlinge  existieren,  sowie  auf 
Choiseul,  vererbt  sich  deren  Würde  vom  Vater  auf  den  Sohn. 
Unter  den  Küstenstämmen  der  Gazellehalbinsel  haben  sich  mit 
der  Einführung  des  Muschelgelds  auch  Schatzmeister  des 
Muschelgelds  herausgebildet,  die  auch  das  Muschelgeld  anderer 
aufbewahren  und  eine  Aufsicht  über  die  Bebauung  der  Pflan- 
zungen und  Verteilung  der  Brache  führen.  Wir  sehen  hier 
schon  eine  Abzweigung  der  Staatsgewalt  nach  einer  allgemeinen 
Regelung  der  Bewirtschaftung.  Parallel  damit  geht  auf  der 
Gazellehalbinsel  das  Geheimbundwesen. 

IV.  Auf  der  Gazellehalbinsel  gibt  es  verschiedene  Geh  e  im- 
bünde,  vor  allem  Duk-Duk ,  Ingniet,  Tubuan  u.a.m.  Man 
ist  der  Ansicht,  daß  diese  Geheimbünde  dazu  dienen,  die 
männliche   Autorität   über    die  Frauen    zu   erhalten.      Das   ist 
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wenigstens  dem  Effekt  nach  richtig,  reicht  aber  doch  zur  Er- 
klärunop  ihrer  Entstehunc^  nicht  aus.  Jedenfalls  wird  man 
nicht  fehlgehen ,  wenn  man  hier  eine  gewisse  einseitige  Aus- 
bildung des  Totemismus  sucht.  Die  dramatischen  Tänze  und 
Feste,  die  mit  den  Geheimbünden  verknüpft  sind,  scheinen  an 
totemistische  Ueberlieferungen  anzuknüpfen.  Insbesonders  die 
Identifizierung  der  Mitglieder  des  Ingnietbundes  mit  (Seelen-) 
Steinen,  die  Tiere  darstellen,   weist  nach   dieser  Richtung. 

Wir  haben  es  hier  also  schon  mit  ziemlich  weitgehender 
Differenzierung  der  Entwicklung  einer  politischen  Gewalt  zu 
tun.  Im  Kriegshäuptling  (luluai),  der  auch  auf  der  Gazelle- 
halbinsel bekannt  ist,  sehen  wir  den  Repräsentanten  der 
Schutzgewalt,  im  Schatzmeister  den  der  wirtschaft- 
lichen Interessen,  während  der  besonders  enge  Geheim- 
bund, auf  religiösen  Traditionen  fußend,  schon  eine 
selbständige  Männerorganisation  ist,  vollständig  losgelöst  von 
der  Familie  und  trotz  seiner  lokalen  Verbreitung  auch  von 
der  eigentlichen  Siedlungsgruppe. 

Die  Jünglings  weihe  und  der  Blutracheverband, 
wie  wir  ihm  in  Buin  begegneten,  ist  hier  vom  Gauleben  los- 
gelöst und  verselbständigt  und  wir  können  uns  vorstellen,  daß 
Stämme  die  Träger  der  Buineinrichtungen  waren,  die  z.  B. 
in  Völker  minderer  staatlicher  Entwicklung  der  Bainingstufe 
einbrachen,  gerade  da  nach  einiger  Zeit  der  Vermischung 
sich  solche  Sonderbünde  für  einander  schufen ,  wie  wir  sie 
auf  der  Gazellehalbinsel  sehen ,  um  sich  von  den  anderen 
aristokratisch  abzuheben.  Die  anthropologischen  Verhältnisse 
und  das  wenige,  was  wir  von  der  Geschichte  der  Gazelle- 
küstenbevölkerung wissen,  würden  diese  Hypothese  stützen. 

Die  Geheimbünde,  die  zweifellos  aus  tiefster  Vergangen- 
heit ihre  Wurzeln  herleiten,  führen  zu  späteren  Organisationen, 
namentlich  religiöser  Kulte  und  shamanistischer  Priesterschaften, 
wie  wir  sie  im  poljnesischen  und  mikronesischen  Gebiete  und 
vor  allem  im  Osten  und  Süden  Asiens  antreffen,  sowie  in  den 
Priesterschaften  des  alten  Orients. 
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Was  aber  die  verschiedenen  drei  Entwicklungsstufen 
politischer  Organisation,  die  wir  betrachtet  haben,  kennzeichnet, 
ist,  daß  es  sich  durchaus  überall  noch  um  einen  freien  Zu- 
sammenschluß der  souveränen  männlichen  Individuen  handelt. 
Die  Versammlungen  sind  wahre  Volksversammlungen  wie  im 
alten  Griechenland  noch.  Wer  nicht  zustimmt,  kann  nicht 
gezwungen  werden.  Die  Beschlüsse  werden  daher  stets  ein- 
stimmig gefaßt  und  der  Häuptling  kann  seinen  Einfluß  nur 
vermöge  seiner  Autorität  aufrecht  erhalten. 

Diese  souveräne  Selbständigkeit  bringt  auch  eine  hohe 
Achtung  vor  dem  Willen  des  anderen  mit  sich  und  tritt  für 
uns  besonders  auffallend  in  der  Behandlung  der  Kinder  zutage, 
sei  es  ein  Knabe  oder  ein  kleines  Mädchen.  Die  Knaben 
werden  namentlich  dadurch  frühzeitig  zur  wirtschaftlichen 
Selbständigkeit  angehalten ,  daß  z.  B.  in  Buin  ihr  Vater  sie 
veranlaßt,  kleine  Bananenpflanzungen  anzulegen. 

So  ist  es  auch  unmöglich,  daß  der  persönlich  mächtigste 
Häuptling  aus  einem  „primus  inter  pares"  zum  „imperator" 
wird.  Denn  das  Band,  das  den  einzelnen  Mann  an  den  Häupt- 
ling knüpft,  ist  nur  ein  persönliches.  Keine  sanktionierende 
Allgemeinheit  steht  hinter  dem  Häuptling.  Wer  Lust  hat, 
verläßt  den  Häuptling  und  begibt  sich  entweder  unabhängig 
in  den  Busch  oder  zu  einem  anderen  Häuptling ,  zu  dem  er 
dann  gegebenenfalls  Weib  und  Kind  auch  bringt,  um  dort 
seine  Hütte  zu  bauen.  Es  ist  der  Stolz  der  Häuptlinge,  viele 
Gefolgsmannen  zu  haben,  daher  gehen  sie  vorsichtig  mit  den 
Gefolgsmannen  um.  Anderseits  bringt  das  Auswandern  natür- 
lich viel  Unbequemlichkeit  mit  sich  und  so  entschließt  sich 
ein  Mann  nur  im  schlimmsten  Falle  dazu. 

Daher  gibt  es  auch  keine  Richter  und  eigentlich  nur  ein 
„internationales"  Recht.  Auch  die  Oberhäuptlinge  in  Buin 
oder  die  „varkurai"  der  Gazellehalbinsel  sind  nicht  einmal 
Schiedsrichter.  Bei  Streitigkeiten  hat  ihre  Stimme  nur  die 
Autorität  eines  Ratschlags  und  bei  den  Zweikämpfen  soll  ihre 
Anwesenheit   mit    einigen   Gefolgsleuten   nur    verbürgen ,   daß 
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von  ihnen  die  üblichen  Gewohnheiten  dabei  gewahrt  werden 
lind  der  etwaige  Verletzer  der  Sitte  auf  der  Stelle  von  der 
überlegenen  Macht  niedergeschlagen  werden  kann. 

Hierin  steckt  allerdings  schon  der  Keim  zu  einer  Sank- 
tionsgewalt. 

Weiterhin  auch  noch  darin,  daß  die  großen  Häuptlinge  in 
Buin  und  auf  der  Gazelleküste  gegenüber  den  hörigen  Knechten, 
geraubten  kriegsgefangenen  Kindern ,  die  sie  —  in  geringer 
Zahl  —  besitzen ,  ein  Züchtigungsrecht  beanspruchen  und  sie 
wirklich  bestrafen  dürfen,  ohne  Rache  fürchten  zu  müssen,  z.  B. 
wenn  einer  sich  an  einer  fremden  Frau  vergangen  oder  sich 
fremdes  Gut  angeeignet  hat.  Im  übrigen  ist  die  Stellung 
dieser  Knechte  eine  sehr  freie,  der  Häuptling  gibt  ihnen  Land 
zur  Bepflanzung,  fordert  aber  dafür  Abgaben  und  er  sorgt 
für  ihre  Beweibung,  fordert  aber  von  ihnen  mannigfache  Hilfe 
beim  Hausbau,  für  Gänge,  Einkäufe,  Bestellung  seiner  eigehen 
Pflanzungen,  Vorbereitung  von  Festessen  und  Tänzen  usw. 

In  dem  Zusammenschluß  mehrerer  Häuptlinge  wie  in 
Buin  und  in  ihrer  Racheverbrüderung  haben  wir  noch  immer 
die  Form  einer  Eidgenossenschaft,  eines  Staatenbundes. 

Ausdruck  dieser  politischen  Form  gibt  auch  die  Sied- 
lungsart. Auf  kleinen  Rodungen  in  unmittelbarer  Nachbar- 
schaft erheben  sich  die  Gehöfte,  jedes  Plätzchen  mit  seinem 
eigenen  Namen  ausgerüstet.  Die  ganze  Agglomeration  der 
Siedlung  entspricht  der  Agglomeration  der  souveränen  Familien, 
aus  denen  die  politische  Einheit  besteht  und  die  wieder  durch 
die  Häuptlingshalle,  einen  abseits  von  den  Wohnstätten  lie- 
genden Bau  auf  besonderer  Rodung,  repräsentiert  wird. 

Auch  die  Kämpfe  spielen  sich  zwischen  diesen  kleinen 
Häuptlingschaften  ab.  Nur  selten,  daß  der  ganze  Blutrache- 
verband der  größeren  Häuptlinge  aufgeboten  wird. 

Hier  wie  auch  in  Australien  haben  die  Kämpfe  nie  Land- 
erwerbung zum  Zweck.  Der  Gedanke  der  Eroberung  von 
Land  ist  allen  diesen  Kriegen  noch  fremd.  In  der  Regel  be- 
gnügt man  sich  mit  Verwüstung  des  feindlichen  Gebietes.    Selbst 


482  Thurnwald. 

Miischelgeld  raubt  man  nicht  immer,  sondern  vernichtet  es 
oft.  Raubzüge  scheinen  nur  von  außen  gegen  das  melane- 
sische  Gebiet  vorgedrungen  zu  sein  von  Trägern  einer  höheren 
Kultur.  Einerseits  sind  es  die  Adnüralitätsinsehi,  anderseits 
die  mittleren  Saloraoinseln,  in  denen  große  Raubzüge  üblich 
sind,  und  von  wo  aus  auch  eine  Okkupation  fremden  Terri- 
toriums unternommen  wurde. 

Auch  hier  haben  wir  es  mit  den  ersten  Formen  der 
Unterwerfung  zu  tun,  bei  der  außerdem  Sklaven  gemacht  und 
Frauen  zu  Prostitutionszwecken  geraubt  werden. 

Diese  Formen  in  ihrer  Entwicklung  weiter  zu  verfolgen, 
würde  uns  schon  nach  den  mikro-  und  polynesischen  Inseln, 
vor  allem  auch  nach  dem  malaiischen  Archipel  führen.  Im 
eigentlich  melanesischen  Gebiet,  mit  dem  wir  uns  heute  be- 
schäftigten ,  finden  sich  diese  Ansätze  erst  rudimentär.  Sie 
sind  es  aber,  die  zur  eigentlichen  Staatsbildung  führen. 

Hier  wollten  wir  uns  mit  den  vorstaatlichen  Formen  oder 
den  staatlichen  Keimformen  befassen.  Auch  diese  sind  keines- 
wegs einheitlich  und  gleich,  wie  eine  logische  Konstruktion 
versucht  wäre,  sie  sich  auszumalen,  sondern  schon  in  den 
frühesten  Zeiten  und  auf  den  untersten  für  uns  wahrnehm- 
baren Stufen  finden  wir  eine  große  Mannigfaltigkeit  von 
Keimen  und  Varianten ,  stets  tausend  Möglichkeiten  späterer 
Entfaltung  verheißend,  die  gewissermaßen  immer  alle  Wege 
ausprobieren,  aber  in  einigen  Zweigrichtungen  weiter,  in 
anderen  weniger  weit  sich  entwickeln ,  oft  bedingt  durch  das 
Schicksal  äußerer  Beeinflussungen. 

Bei  diesen  zeitgenössischen  Naturvölkern  haben  wir  es 
im  Grunde  heute  mit  lauter  Endzweigen,  ja  toten  Bahnen  der 
Menschheitsentwicklung  zu  tun.  Es  ist  daher  immer  eine 
gewisse  Projektion  nötig,  um  sie  entwicklungsgeschichtlich 
einzuordnen.  Darum  besteht  hier  das  Problem,  wie  weit  wir 
die  historischen  Verhältnisse  der  Wirklichkeit  den  logischen 
Kategorien,  wie  sie  unser  Streben  nach  Ordnung  der  Erschei- 
nungswelt benötigt,  anähneln  können. 


XII. 

lieber  ein  Rechtsbuch  der  Sassanidenzeit. 

Von 

Josef  Kohler. 

I. 

Aus  dem  persischen  Rechte  der  Sassaniden-  und  Vor- 
sassanidenzeit  ist  vor  einigen  Jahren  ein  Rechtsbuch  zu  Tage 
getreten,  der  Mädigän-i-Hazär  Dädistän^);  ein  um  so  wichti- 
gerer Fund  bei  der  Dürftigkeit  dessen,  was  uns  aas  dem 
persischen  Rechtsleben  geblieben  ist.  Teile  davon  sind  jüngst 
übersetzt  worden  ^). 

Was  uns  aus  den  bisherigen  Quellen,  insbesondere  aus 
den  griechischen 'Autoren,  aus  dem  Talmud  und  aus  den  bereits 
veröffentlichten  persischen  Schriften  der  Sassaniden-  und  der 
Folgezeit  an  Mitteilungen  zu  Gebote  steht,  ist  in  dankenswerter 
Weise  von  Spiegel  und  von  Dareste  ^)  zusammengestellt 
worden.  Es  ist  wenig  genug.  Auch  die  nunmehr  mitgeteilten 
Stücke  sind  nicht  sehr  reichhaltig;  doch  bieten  sie  wichtige 
Einzelheiten ;  sie  beziehen  sich  auf  das  Eherecht  und  auf 
den  Prozeß  und  enthalten  in  dieser  Beziehung  einige  schätzens- 
werte Bausteine. 


^)  Nach  einer  Mitteilung  der  Revue  critique  d'hist.  et  de  litterat. 
1887,  p.  426  ist  schon  im  Jahr  1887  in  der  Parsi  Fort  Printing  Press  zu 
Bombay  ein  Rechtsbuch  in  Pelwi  —  20  Blätter  —  in  Faksimile  von 
Dastur  Tahmuras  Dinshawji  Anklesaria  herausgegeben  worden.  Ob 
dieses  zu  unserem  Rechtsbuch  Beziehung  hat  und  ob  irgendwo  ein  Stück 
davon  übersetzt  wurde,  ist  mir  nicht  bekannt  geworden. 

^)  Bartholomä,  Ueber  ein  sassanidisches  Rechtsbuch  (Sitzungs- 
berichte der  Heidelb.  Akademie)  1910. 

^)  Dareste,  Ancien  droit  des  Perses,  Paris  1886. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.  XXV,  Band.  28 
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II. 


Wir  wissen  schon  von  anderer  Seite  her,  daß  die  Perser 
verschiedene  Arten  von  Ehe  unterschieden ;  die  Ehe  war  ent- 
weder eine  reguläre  oder  Padschahehe,  oder  eine  Yukan- 
ehe,  d.  h.  die  Ehe  einer  Erbtochter  mit  der  Eigentümlichkeit, 
daß  ihr  erstes  Kind  nicht  der  Familie  des  Mannes,  sondern 
ihrer  eigenen  Familie  gehörte.  Beides  entspricht  vollkommen 
dem  indischen  Rechte.  Ferner  ist,  wie  im  indischen  Rechte, 
die  VVitvvenehe  eine  Ehe  minderer  Art:  die  Frau  hat  hier 
die  Stellung  einer  Nebenfrau,  nur  daß  ihre  Kinder  eheliche 
Kinder  sind,  mit  der  einen  Besonderheit:  wenn  sie  seinerzeit 
mit  dem  ersten  Manne  keine  Kinder  zeugte,  so  gehört  die 
Hälfte  ihrer  Kinder  der  Familie  des  ersten  Mannes  an. 
Auch  das  entspricht  dem  altindogermanischen  Rechte.  Eine 
persische  Besonderheit  ist  die  Satarehe.  Wenn  nämlich  ein 
Mann  unverheiratet  stirbt,  so  kann  ihm  eine  Frau  noch  ins 
Jenseits  gegeben  werden ;  sie  hat  dann  eine  ähnliche  Stellung 
wie  eine  kinderlose  Witwe,  die  wieder  heiratet:  sie  heiratet, 
und  die  Hälfte  der  Kinder  gehört  dem  verstorbenen  Manne  ^) 
(vgl.  darüber  West  in  den  Sacred  Books  of  the  East  V, 
p.  142  f.). 

Unsere  Texte  ergeben  nun  folgendes:  die  regelmäßige  Ehe 
ist  eine  Manusehe,  die  Frau  ist  in  der  Gewalt  des  Mannes.  Auch 
das  entspricht  dem  indogermanischen  Leben.  Wenn  nun  der 
Ehemann  nicht  die  Ehe  scheidet,  wohl  aber  die  Frau  aus  seiner 
Gewalt  entläßt,  so  kann  sie  wieder  heiraten,  aber  in  der  Art, 
daß  die  Heirat  nur  eine  Witwenheirat  ist:  sie  hat  also  ihrem 
neuen  Mann  gegenüber  die  Rechte  einer  Nebenfrau,  und 
wenn  ihr  erster  Mann  kinderlos  ist,  so  fällt  die  Hälfte  ihrer 
Kinder  diesem  zu.    Wenn  er  dagegen  die  Frau  nicht  aus  der 


*)  Das  ist  es  wohl  auch,  was  Alber uni,  India  (Ed.  Sachaii  I, 
p.  109),  damit  meint,  daß  eine  Frau  der  Familie,  nötigenfalls  eine  fremde 
(der  Familie  zu  diesem  Zwecke  erworbene)  Frau  zu  Gunsten  des  Ver- 
storbenen eine  Nijogaehe  vornehmen  sollte. 
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manus  entläßt,  jedoch  im  übrigen  die  Ehe  mit  ihr  nicht  mehr 
fortsetzen  will,  so  kann  sie  zwar  wieder  heiraten,  aber  nur 
in  der  Art,  daß  sämtliche  Kinder  dem  ersten  Ehemann  ge- 
hören, denn  er  hat  die  Gewalt  über  sie  behalten  und  damit 
die  Gewalt  auch  über  ihre  Kinder:  sie  steht  also  einer  solchen 
Frau  gleich,  welche  der  Mann  einem  anderen  zur  geschlecht- 
lichen Benutzung  überlassen  hat. 

Wenn  der  Ehemann  aber  die  Frau  aus  seiner  Gewalt  in 
die  Gewalt  eines  anderen  und  aus  seiner  Ehe  in  die  Ehe  eines 
anderen  übergibt,  dann  gelangt  sie  in  die  volle  Ehe  des  letzteren; 
und  dies  gilt  auch  dann,  wenn  er  sie  einfach  in  die  Ehe  und 
Gewalt  eines  anderen  eintreten  läßt,  ohne  daß  er  ausdrücklich 
erklärt,  daß  er  sie  aus  seiner  Gewalt  befreie:  denn  dies  ver- 
steht sich  von  selber. 

Außerdem  wird  uns  eine  Ehevertragsklausel  erwähnt, 
worin  der  Ehemann  dem  erstgeborenen  Kinde  ein  bestimmtes 
Vermögen  zuwendet.  Es  wird  bemerkt,  daß  eine  derartige 
Bestimmung  unter  der  Bedingung  gilt,  daß  der  Erstgeborene 
nicht  während  der  Minderjährigkeit  stirbt. 

III. 

Für  das  Schuldrecht  ist  beizufügen ,  daß ,  wenn  sich  die 
Perser  einen  Bürgen  geben  ließen,  sie  sich  in  erster  Linie  an 
den  Bürgen  hielten ,  der  seinerseits  den  Rückgriff  gegen  den 
Hauptschuldner  nahm^);  dies  ist  nichts  anderes,  als  das  alt- 
babylonische Prinzip,  daß  der  Bürge  an  Stelle  des  Schuld- 
ners tritt. 

IV. 

Die  Perser  hatten  eine  40jährige  Ersitzung  ^) ;  der  Grund- 
eigentümer hatte  ein  Recht  am  Nachbarstrom  soweit,  daß  ein 
Pferd  bis  zum  Hals  einsank '). 

5)  Talmud,  Baba  Bathra  (Ausgabe  Goldschmidt)  S.  1401. 
«)  Baba  Bathra  S.  1086. 
0  Baba  Mecia  S.  872. 
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V. 


Der  Prozeß ,  insbesondere  der  Vindikationsprozeß ,  ent- 
wickelte sich  in  drei  Terminen.  Beim  ersten  Termin  konnte 
eine  einstweilige  Verfügung  erlassen  werden,  vor  dem  zweiten 
Termin  hatten  die  Parteien  eine  Prozeßsumme  zu  hinterlegen, 
im  dritten  Termin  erging  das  Urteil. 

Die  Wahrheitsliebe  der  Perser  ist  bekannt^).  Sie  wird 
in  zahlreichen  Stellen  ihrer  heiligen  Bücher  eingeschärft  und 
hat  sich  auch  in  der  Geschichte  bewährt.  Dem  entspricht 
der  Satz,  daß  in  der  Prozeßführung  jeder  Hinterhalt  und 
jeder  Wahrheitsunterschleif  verboten  ist.  Wer  sich  dessen 
schuldig  macht,  wird  bestraft.  Eine  derartige  Verdeckung 
und  Verdrehung  des  Sachverhaltes  liegt  beispielsweise  dann  vor, 
wenn  der  Beklagte  zunächst  erklärt,  er  habe  den  Kläger  gar 
nicht  verletzt,  und  später  die  Sache  dahin  wendet,  er  habe  ihn 
nur  in  der  Bewußtlosigkeit  verletzt.  Die  Prozeßbuße  beträgt 
300  Stir  (Stateren),  kann  aber  unter  Umständen  bis  auf  700  Stir 
anwachsen. 

VI. 

Bei  den  Erörterungen  werden  auch  Rechtsgelehrte  ge- 
nannt; es  scheint  hiernach,  daß  wir  bei  den  Persern  die 
Anfänge  einer  Rechtswissenschaft  finden.  Das  ist  begreiflich: 
in  Persien  ist  später  der  wissenschaftliche  Begründer  des  Islam- 
rechts, Abu  Hanifa  erstanden. 


^)  Daher   auch   die   Vertragstreue,   vgl.    darüber   Dareste   S.  6f. 
Namentlich  Herodot  I,  138. 


XIII. 
Die  Veddas. 

Von 

Josef  Köhler. 

Das  Recht  der  Veddas  war  früher  nur  unvollkommen 
bekannt;  insbesondere  ist  auch  das,  was  die  Sarasins  uns  an 
Material  beigebracht  haben,  teils  unvollständig,  teils  durch 
phantastische  Vorstellungen  getrübt.  Hierüber  habe  ich  bereits 
an  anderer  Stelle  gehandelt  ^).  Es  ist  ein  Verdienst  des 
Verfassers  eines  neuen  Werkes  ^)  (einen  großen  Teil  dieses 
Verdienstes  schreibt  er  seiner  Frau  zu),  mit  bereitwilliger 
Unterstützung  der  ceylonesischen  Regierung  die  Ueberbleibsel 
der  Veddas  genau  studiert  und  uns  unter  Beihilfe  der  bis- 
herigen Kenner  endlich  eine  genügende  Grundlage  für  ihre 
ethnologische  und  juristische  Würdigung  geschaffen  zu  haben. 

Zunächst  ist  das  von  mir  stets  vertretene  Mutterrecht 
der  Veddas  unzweifelhaft  festgestellt.  Die  Veddas  bilden  eine 
Reihe  von  Clans  (Waruge),  wie  dies  schon  früher  bekannt  war, 
und  diese  Clans  sind  mutterrechtlich.  Bekannt  sind  uns  fol- 
gende 7  Waruge  (S.  70)3): 

1.  Morana  waruge. 

2.  Unapana  waruge. 

3.  Bandara  oder  Rugam  waruge. 


^)  Zur  Urgeschichte  der  Ehe  S.  10  f. 

^)  Seligmann,  The  Veddas,  1911,  Cambridge,  University  Press. 
^)  Ganz  ähnlich  sind  die  Verhältnisse  der  Maravars  in  Südindien; 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  Bd.  XIX,  S.  180;  ferner  ebenda  S.  178. 
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4.  Namada,  Namadana  oder  Nabadana  waruge. 

5.  Uru  waruge. 

6.  Aembala  oder  Ambala  waruge. 

7.  Tala  waruge. 

Die  Waruge  sind  exogam;  die  frühere  Annahme,  daß 
Geschwisterehe  herrsche,  hat  sich  als  irrig  erwiesen;  sie 
beruhte  auf  einem  Mißverständnis  der  Sprache,  indem  man  die 
Cousins  als  Geschwister  auffaßte.  Im  übrigen  folgen  die 
Veddas  vollkommen  den  Regeln  der  klassifikatorischen  Ver- 
wandtschaft, und  zwar  unter  regelmäßiger  Aufrechterhaltung 
der  Cousinehe.  Nehmen  wir  wieder  die  alte  Bezeichnungs- 
weise,  wonach  die  beiden  Stämme  mit  den  Buchstaben  A  und  B, 
und  zwar  die  Männer  mit  A  und  B,  die  Frauen  mit  a  und  b 
und  die  Kinder  mit  a  und  ß  (die  weiblichen  Kinder  mit  al 
und  ß  1)  bezeichnet  werden,  so  gewinnen  wir  folgendes  Schema: 

AAA  bbb  BBB  aaa 


ß  ßl  a  al 


Daraus  ergeben  sich  von  selber  folgende  Gleichstellungen : 
Wenn  ein  Mann  spricht,  so  ist  Sohn  und  Brudersohn  gleich; 
wenn  dagegen  eine  Frau  spricht,  Sohn  und  Schwestersohn. 
Der  Ausdruck  ist  Puta  (Tuta)  für  männliche,  Duwa  oder 
Tuti  für  weibliche  Deszendenz.  Dagegen  würde  der  Mann 
niemals  den  Sohn  seiner  Schwester  Sohn  nennen:  er  ist  sein 
Neffe,  Baena;  das  gleiche  gilt  von  der  Frau,  —  sie  würde 
niemals  den  Sohn  ihres  Bruders  als  Sohn  bezeichnen:  er  ist 
ebenso  ihr  Neffe,  Baena;  die  Nichten  heißen  in  den  gleichen 
Fällen  Yeli. 

Ebenso  nennt  der  Sohn  von  A  den  Sohn  des  anderen  A 
Bruder    und    der  Sohn    von   b   den  Sohn    der   anderen  b  auch 
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Bruder:  ß  und  ßl  sind  also  stets  Geschwister;  die  Namen  für 
Brüder  sind  Aiya,  Maleya,  für  Schwestern  Akka  und  Naga 
(Doppelnamen,  weil  immer  der  Aeltere  anders  benannt  wird 
als  der  Jüngere). 

Daraus  ergibt  sich  ferner  folgende  Gleichstellung:  der 
Bruder  des  Vaters  ist  =  dem  Ehemann  der  Schwester  der 
Mutter  (A  ist  Ehemann  von  b);  ebenso  ist  die  Schwester  der 
Mutter  =  der  Frau  des  Bruders  des  Vaters  (b  Frau  des  A). 
Die  Namen  sind  Lokuappu  und  Kuduappu  einerseits  und 
Lokuamma  und  Kuduamma  anderseits  (die  Doppelnamen 
deswegen,  weil  der  Aeltere  anders  benannt  wird  als  der  Jüngere). 

Eine  weitere  Gleichung  ist:  der  Sohn  der  Schwester  des 
Vaters  ist  gleich  dem  Sohne  des  Bruders  der  Mutter  (der 
Sohn  von  a  ist  auch  der  Sohn  von  B),  und  dasselbe  gilt 
natürlich  auch  von  der  Tochter.  Die  Bezeichnungen  sind 
Hura  und  Naena.  Diese  Bezeichnungen  sind  besonders 
wichtig,  denn  die  auf  solche  Weise  charakterisierten  Cousins 
sind  einander  zur  Ehe  bestimmt:  der  Sohn  des  A  heiratet 
eine  Tochter  von  a;  dagegen  wäre  es  vollkommen  unstatthaft, 
wenn  der  Sohn  des  A  eine  Tochter  des  anderen  A  oder  ein 
Sohn  von  b  eine  Tochter  der  anderen  b  heiratete:  denn  dies 
wären  Geschwister. 

Damit  ist  das  frühere  Bestehen  der  Gruppenehe  dargetan, 
denn  die  Schlüsse  aus  der  klassifikatorischen  Verwandtschaft 
sind,  wie  des  öfteren  nachgewiesen,  beweisend.  Auch  jetzt  noch 
besteht  die  Gewohnheit,  daß  der  Mann  die  Schwester  der  ver- 
storbenen Frau  zur  zweiten  Frau  nimmt  und  daß  die  Witwe 
zum  Bruder  des  verstorbenen  Mannes  in  die  Ehe  tritt.  Daß 
allerdings  im  übrigen  die  Gruppenehe  nicht  weiter  gilt  und 
namentlich  der  Bruder  des  Mannes  zu  dessen  Lebzeiten  nicht 
mit  seiner  Frau  und  die  Schwester  der  Frau  zu  deren  Leb- 
zeiten nicht  mit  ihrem  Manne  verkehrt,  wird  von  den  ver- 
schiedensten Beobachtern,  auch  von  Seligmann  hervorgehoben. 
Der  Grund  ist  ein  religiöser:  man  hat  die  Schwiegerscheu, 
die   bei   den   meisten   Völkern   nur    zwischen   Schwiegereltern 
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und  Schwiegelkindern  herrscht,  auch  auf  die  Schwägerschaft 
übertragen.  Die  allgemein  verbreitete  Schwiegerscheu  unter 
den  Schwiegereltern  und  Schwiegerkindern  ist  auch  hier  be- 
sonders stark  entwickelt.  Daß  man  aber  diese  Scheu  auch 
auf  Schwägerschaften  erstreckte,  spricht  nicht  gegen,  sondern 
für  die  ehemalige  Gruppenehe;  denn  die  Schwiegerscheu  unter 
Schwiegereltern  und  Schwiegerkindern  führt  sicher  auf  den 
Uebergang  der  Gruppenehe  in  die  individuelle  Ehe  zurück, 
und  die  Ueberleitung  des  religiösen  Satzes  auf  Schwager  und 
Schwägerin  ist  begreiflich  und  steht  nicht  einzig  da. 

Entsprechend  der  herrschenden  Cousinehe  bestehen  wenig 
Eheformen;  denn  es  scheint  wirklich,  daß  die  für  einander 
bestimmten  Cousins  einfach,  sobald  sie  erwachsen  sind,  zu- 
sammenleben, so  daß  ihr  gemeinsames  Leben  von  selber  in  die 
Ehe  übergeht.  Kleine  Geschenke  scheinen  das  einzige  zu  sein, 
was  noch  hinzutritt;  daß  aber  hierbei  der  Schwiegervater  dem 
Schwiegersohn  ein  Stück  Grund  und  Boden  gibt,  beruht  auf 
besonderen  Umständen,  die  alsbald  darzulegen  sind. 

Das  Land  ist  vor  allem  Geschlechter-  und  Familienland, 
und  namentlich  die  Jagdgründe  scheinen  zwischen  den  Familien 
scharf  abgegrenzt  zu  sein;  ebenso  auch  die  Ackerbaugebiete, 
soweit  Ackerbau  in  Gestalt  der  wilden  Feldgraswirtschaft  be- 
steht, die  man  hier  chena  nennt. 

Außer  dem  Geschlechter-  und  Familienland  gibt  es  aber 
auch  bereits  ein  veräußerungsfähiges  individuelles  Landeigen- 
tum; insbesondere  pflegt  der  Schwiegervater  dem  Schwieger- 
sohn ein  Stück  Land  zur  Ehe  zu  geben.  Dies  hat  seine 
besondere  Bedeutung;  denn  der  Schwiegersohn  ist  regelrecht 
zugleich  der  Neffe,  die  Landfolge  ist  also  insofern  Neffenfolge. 
Daß  durch  die  Cousinehe  das  Avunkulat  und  das  Neffenrecht 
eine  besondere  Steigerung  erfährt,  ist  schon  längst  erkannt 
worden,  da  zum  Onkelverhältnis  das  Schwiegerschaftsverhältnis 
hinzutritt*).    Im  übrigen  erben  aber  die  Söhne  das  väterliche 


*)  Vgl.  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  Bd.  XXI ,   S.  262   und  die  hier 
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Vermögen,  was  einen  Uebergang  zum  Vaterrecht  bildet, 
natürlich  ohne  daß  aber  hierdurch  das  Mutterrecht  verneint 
würde:  das  Mutterrecht  bestimmt  den  Clan  des  Kindes,  und 
die  Vermögensfolge  ist,  wie  bemerkt,  infolge  der  Schwieger- 
schaftsgaben  zugleich  eine  mutterrechtliche. 

Die  Kultur  ist  eine  geringe,  zudem  zeigen  die  Veddas 
deutliche  Zeichen  des  Zerfalls:  sie  haben  die  Jünglingsweihe 
eingebüßt,  sie  haben  ihre  ureigene  Sprache  verloren,  sie  besitzen 
zwar  noch  einige  besondere  Worte,  haben  aber  im  übrigen 
die  Sprache  der  Singhalesen  angenommen,  natürlich  mit  dia- 
lektischer Färbung.  Dies  war  schon  früher  bekannt  und  ist 
auch  von  Seligmann  neu  bestätigt  worden. 

Mythen  scheinen  sie  keine  zu  besitzen,  und  was  an  Poesie 
und  Musik  ermittelt  wurde,  zeigt  große  Dürftigkeit.  Die 
Religion  ist  hauptsächlich  Ahnenkult,  die  Ahnen  sind  die  Nae 
Yaku.  Neben  den  unmittelbaren  Ahnen  verehrt  man  aber 
auch  gewisse  Heroen ,  so  namentlich  Kande  Yaka  und  seinen 
Bruder  Bilindi  Yaka  ^).  Man  nimmt  an,  daß  der  Mensch  nach 
dem  Tode  als  Geist  weiterlebt  und  daß  die  hervorragenden 
Geister  einen  wichtigen  Einfluß  auf  die  menschlichen  Schick- 
sale haben,  weshalb  sie  vor  der  Jagd  und  bei  sonstigen  Ver- 
richtungen angerufen  werden.  Derartige  Anrufungen  und 
heilige  Tänze  bilden  die  hauptsächliche  Betätigung  ihrer 
Religion.  Daß  hierbei  auch  die  Magie  eine  Rolle  spielt  und  der 
Glaube  besteht,  daß  man  sich  durch  Zauberformeln  vom  Unheil 
befreien  oder  Vorteile  erwerben  kann,  ist  begreiflich.  Früher 
galt  insbesondere  die  Leber  eines  getöteten  Menschen  als 
Zaubermittel. 

Auch  ihre  materielle  Kultur  ist  höchst  kläglich.  Sie 
hausen  teils  in  erbärmlichen  Hütten,  die  meist  nur  vorüber- 
gehend aufgeschlagen  werden,  mit  Vorliebe  aber  in  Höhlungen, 


zitierte    Arbeit    von    Rivers.     Hier    auch    über    die    Verbreitung    der 
Cousinehe  in  Südindien. 

^)  Singular  Yaka,  Plural  Yaku. 
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die  sie  allerdings  manchnial  etwas  künstlich  erweitern  und 
ihren  Bedürfnissen  anpassen.  Die  einen  wohnen  mehr  ständig, 
die  anderen  schweifen  im  Laufe  des  Jahres  herum  nach  Maß- 
gabe der  Jagd-  und  Landbauverhältnisse. 

Allerdings  scheint  bei  den  Veddas  ein  gewisser  indivi- 
dualistischer Trieb  zu  herrschen;  zwar  ist  Grund  und  Boden 
größtenteils  Geschlechter-  und  Farailienboden,  insbesondere 
soweit  noch  kein  Ackerbau  besteht;  aber  es  gibt,  wie  bereits 
bemerkt,  auch  Einzeleigentum,  und  selbst  Eigentumsveräuße- 
rungen und  Erbrecht  kommen  vor. 

Bei  der  Veräußerung  findet  sich  auch  der  uralte  ver- 
breitete Gebrauch  der  Fetischsymbole:  ein  Stück  Quarz  oder 
ein  Zahn  oder  ein  Feuerstein  dient  als  Uebertragungsmittel ; 
bei  Uebertragung  von  Todes  wegen  auch  eine  Haarlocke. 

Der  bei  den  Singhalesen  herrschende  Glaube,  daß  die 
Veddas  früher  mächtige  Reiche  gebildet  haben,  wird  wohl 
übertrieben  sein  oder  auf  Verwechslung  beruhen;  vielmehr 
haben  wir  es  mit  einer  Bevölkerung  zu  tun,  welche  kulturell 
niemals  Bedeutenderes  geleistet  hat,  später  aber  durch  das 
Andrängen  von  Kulturstämmen  aus  ihren  Gewohnheiten  ver- 
drängt, in  ihrem  Dasein  desorientiert  und  dem  Untergang 
nahegebracht  worden  ist.  Daß  sie  sich  mit  den  Singhalesen 
vollkommen  mischen  und  ihre  Eigenart  ganz  verlieren,  scheint 
ihr  baldiges  Schicksal  zu  sein. 

Ihnen  wegen  ihrer  sexuellen  Zurückhaltung  ein  besonderes 
Loblied  zu  singen,  ist  bedeutungslos.  Wesentlich  ist  nur,  was 
ein  Volk  geschaffen  hat,  und  dies  ist  bei  den  Veddas  nichts 
Hervorragendes. 


XIV. 

Der  Einbruch   nach  biblischem  und  talmudischem 

Rechte. 

Von 
Rabbiner  Ch.  Tschernowitz  (Odessa). 

I.  Der  Einbruch  nach  biblischem  Rechte. 

Die  rechtliche  Auffassung  des  Diebstahls  bei  den  alten 
Israeliten  war  eine  ganz  andere  als  bei  den  Babyloniern,  eine 
Uebernahme  der  babylonischen  Bestimmungen  in  das  israelitische 
Recht  ist  völlig  ausgeschlossen  ^).  Nach  den  Gesetzen  Hammu- 
rabis  wird  a)  im  allgemeinen  der  Dieb  mit  dem  Tode  bestraft 
(§§  ö  — 12)  1  ^)  ^®^  Diebstahl  aus  dem  Eigentum  des  Gottes 
oder  des  Königs  nicht  so  behandelt  wie  der  Diebstahl  an 
einem  Privatmanne  (§  8),  c)  der  Diebstahl  an  einem  Reichen 
nicht  dem  Diebstahl  an  einem  Armen  gleichgestellt  (§  8), 
d)  derjenige,  welcher  etwas  von  einem  Diebe  annimmt,  gleich 
dem  Diebe  selbst  bestraft  (§§  6 — 10),  e)  der  Eigentümer  des 
verlorenen  Dinges  gleich  einem  Diebe  getötet,  wenn  er  Zeugen, 
die  das  abhanden  gekommene  Ding  kennen,  nicht  herbeiführen 
kann  (§  11),  f)  eine  Geldstrafe  in  Höhe  des  Dreißigfachen, 
des  Zehnfachen,  des  Fünffachen  des  Klageobjektes  verhängt 
(§§  8-12). 

Ganz  verschieden  davon  lauten  die  Bestimmungen  der 
Bibel,  in  der  sich  keine  Spur  von  allen  diesen  Strafen  findet: 
a)  Die  Bibel  verurteilt  den  Dieb  nicht  zum  Tode,  b)  Der 
Diebstahl    an   einem   Reichen   wird    gleich    dem   Diebstahl    an 


0  Vgl.  Müller,  Die  Gesetze  Hammurabis  (Wien  1903)  II,  S.  70. 
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einem  Armen,  der  Diebstahl  an  einem  König  ebenso  wie  der 
Diebstahl  an  einer  Privatperson  bestraft.  Für  die  Strafen  in 
der  Bibel  ist   die  Persönlichkeit   des  Bestohlenen  gleichgültig. 

c)  Die  Bibel  verurteilt  nicht  denjenigen,  der  etwas  von  dem 
Diebe   annimmt   und    kennt   eine  Strafe  für  diesen  Fall  nicht. 

d)  Die  Bibel  verurteilt  auch  nicht  den  Eigentümer  des  ver- 
lorenen Dinges  gleich  einem  Diebe,  wenn  er  Zeugen,  die  das 
abhanden  gekommene  Ding  kennen,  nicht  herbeiführen  kann. 
Denn  es  ist  jedermanns  Recht,  seinen  Nebenmenschen  vor 
Gericht  zu  fordern,  ohne  daß  er  zu  befürchten  braucht,  daß 
er  aus  einem  Kläger  zu  einem  Beklagten  werden  und  gleich 
einem  falschen  Zeugen  bestraft  werden  wird,  e)  Die  Geld- 
strafe, welche  die  Bibel  dem  Dieb  auferlegt,  beträgt  das 
Doppelte,  Vier-  und  Fünffache,  nicht  aber  das  Dreißig-,  Zehn- 
und  Fünffache. 

Aus  diesen  und  ähnlichen  Bestimmungen  ersieht  man, 
daß  die  Bibel,  soweit  der  Diebstahl  in  Betracht  kommt,  nicht 
nur  nicht  aus  Hammurabi  geschöpft,  sondern  daß  auch  beide 
nicht  aus  gleichen  Quellen  herstammen,    wie  manche  glauben. 

Man  könnte  aber  unserer  Behauptung,  daß  die  Bibel  keine 
Rache  kennt,  die  Tatsache  entgegenhalten,  daß  wegen  des 
Einbrechers,  der  beim  Einbruch  getötet  wird,  keine  Blutschuld 
entsteht.  Dem  gegenüber  ist  zu  erwidern,  daß  der  Einbruch 
in  der  Bibel  ganz  anders  aufgefaßt  wird  als  in  den  Gesetzen 
Hammurabis  und  der  antiken  Völker.  Bei  Hammurabi  heißt 
es  (§  21):  „Wenn  jemand  in  ein  Haus  eindringt,  so  soll  er 
auf  der  Stelle  getötet  und  eingescharrt  werden."  Das  heißt, 
daß  den  Dieb  für  den  Einbruch  sofortige  Todesstrafe  trifft, 
und  daß  er  an  dem  Orte  des  Einbruchs  sein  Grab  finden  soll. 
Auch  nach  römischem  Rechte  ist  der  Dieb  gewissermaßen 
vogelfrei  und  sein  Leben  in  die  Hand  des  Eigentümers  ge- 
geben, der  ihn  nach  seinem  Belieben  zum  Sklaven  machen 
oder  jederzeit,  auch  lange,  nachdem  die  Gefahr  vorüber  ist, 
töten  darf.  In  der  Bibel  aber  wird  im  allgemeinen  nicht  er- 
laubt,   den    Dieb,    welcher    des   Nachts    einbricht,    zu   töten. 
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Wenn  aber  jemand  beim  Diebstahl  getötet  wird,  so  entsteht 
seinetwegen  keine  Blutschuld.  Der  Eigentümer  darf  den  Dieb 
nicht  sofort  in  der  Aufregung  töten,  um  Rache  an  ihm  zu 
nehmen ,  denn  dann  könne  er  ihn  ja  ebensogut  auch  später 
töten,  denn  das  Rachegefühl  kann  bei  ihm  noch  lange  lebendig 
sein.  Die  Bibel  wollte  aber  nur  sagen,  daß,  wenn  der  Dieb 
auf  frischer  Tat  getötet  wird,  seinethalben  keine  Blutschuld 
entsteht,  weil  wir  dann  sagen  können,  daß  der  Eigentümer 
in  Gefahr  war  und  deshalb  das  Recht  hatte,  den  Dieb  zu 
töten,  ohne  nachher  als  Mörder  zur  Rechenschaft  gezogen  zu 
werden.  Ueberhaupt  interessiert  die  Bibel  nur  die  Frage,  ob 
der  Eigentümer,  wenn  er  den  Dieb  tötete,  rechtmäßig  handelte, 
nicht  aber  auch  die  Frage,  ob  der  Dieb  zur  Rechenschaft  zu 
ziehen  ist. 

II.  Der  Einbruch  nach  talmudischem  Rechte^). 

In  die  Lücke,  welche  die  Bibel  gelassen  hatte,  traten  die 
mündliche  Tradition  und  ihre  Auslegung  ein. 

In  der  Mischnah  heißt  es:  „Wer  beim  Einbruch  eindringt, 
wird  um  seiner  Zukunft  willen  gerichtet**  ^).  Der  einfache 
Sinn  dieser  Mischnah  ist  der  gleiche  wie  der  ihr  vorangehen- 
den*): „Der  mißratene  und  widerspenstige  Sohn  wird  um  seiner 
Zukunft  willen  verurteilt",  —  nämlich  „er  sterbe  als  Ge- 
rechter, damit  er  nicht  als  Schuldiger  sterbe",  denn  auch  hier 
ist  der  Sinn  der:  Jetzt  ist  er  unschuldig  und,  da  es  zweifel- 
haft ist,  ob  er  gekommen  ist,  um  dem  Eigentümer  nach  dem 
Leben  zu  trachten,  oder  nur  um  des  Geldes  willen,  dabei  aber 
doch  in  die  Gelegenheit  kommen  könnte,  durch  Tötung  des 
ihm  entgegentretenden  Eigentümers  einen  Mord  zu  begehen, 
so    ist    es    gestattet,    daß    der   Eigentümer  ihn  auf  der  Stelle 

^)  [Vgl.    darüber   meine   Darstellung   des    talmudischen    Rechts    in 
dieser  Zeitschrift  Bd.  XX,  S.  223.  —  Kohl  er.] 
2)  Sanhedrin  f.  72  a. 
^)  Sanhedrin  Kap.  8,  5. 
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tötet.  Daraus  ergibt  sich,  daß  es  zwar  zweifelhaft  ist,  ob  für 
den  Eigentümer  eine  Lebensgefahr  besteht,  er  aber  gleich- 
wohl den  Dieb  töten  darf.  Der  Rechtsgrund  dieser  Mischnah 
über  den  Einbruch  ist  nicht  nur  die  Notwendigkeit  des  Lebens- 
schutzes, sondern  auch  des  Eigentumsschutzes.  Denn,  wenn 
z.  B.  der  Eigentümer  entweichen  und  fliehen  könnte,  um  nicht 
in  Lebensgefahr  zu  geraten,  so  ist  er  doch  nicht  verpflichtet, 
so  zu  handeln  ,  sondern  er  kann  den  Dieb  „um  dessen  Zu- 
kunft willen"  sofort  töten,  damit  er  nicht  dann  in  Lebensge- 
fahr gerate,  wenn  er  ihm  entgegentritt.  Soweit  das  System 
der  Mischnahlehrer,  und  ebenso  lautet  die  Erläuterung  der  An- 
sicht des  Rabbi  Jismael  (Joma  f.  85a):  „Was  den  Fall  betrifft, 
wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Dieb  des  Lebens  oder  des 
Geldes  wegen  gekommen  ist,  so  darf  man  sich  durch  dessen 
Tötung  retten,  um  wie  viel  mehr  verdrängt  die  Lebensrettung 
den  Sabbat."  Der  gleichen  Meinung  ist  die  Mechilta  (Misch- 
patim  Kap.  13):  „Ist  es  zweifelhaft,  ob  er  gekommen  ist,  um 
zu  stehlen  oder  zu  töten  usw.  Daraus  kann  man  ersehen,  daß 
die  Lebensrettung  jeden  Zweifel  behebt."  Ebenso  lautet  die 
Ansicht  einer  Baraitha:  „Wenn  es  dir  klar  wie  die  Sonne 
ist,  daß  er  (der  Dieb)  mit  dir  friedlich  umgehen  wird,  so  töte 
ihn  nicht,  im  Gegenfalle  aber  mag  er  getötet  werden"  (Sanhedrin 
daselbst). 

Die  Lehrer  der  Gemara  haben  jedoch  die  Rechtsbestim- 
mungen über  den  Einbruch  nur  wegen  des  Schutzes  des  Lebens 
getroffen  in  dem  Falle,  wo  eine  Lebensgefahr  gewiß  ist.  Und 
Rabba  ^)  war  es,  welcher  die  folgende  Begründung  gegeben 
hat:  „Was  ist  der  Grund  des  Einbruchs?  Es  gilt  die  Prä- 
sumtion ,  daß  niemand  sich  bei  der  Rettung  seines  Geldes 
zurückhält.  Darum  denkt  der  Einbrecher :  Wenn  ich  komme, 
wird  er  sich  mir  gegenüberstellen  und  mich  nicht  stehlen 
lassen.  Wenn  er  sich  aber  mir  gegenüberstellt,  werde  ich 
ihn  töten.     Daher  sagt  die  Gesetzeslehre:  Wenn  dich  jemand 


^)  Hervorragender  Gesetzeslehrer  um  350  n.  Chr. 
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töten  will,  komme  ihm  zuvor  und  töte  ihn^)."  Darnach  wird 
also  offenbar  vorausgesetzt,  daß  gleich  von  vornherein  der 
Dieb  gekommen  ist  in  der  Absicht,  den  Eigentümer  zu  töten. 
Damit  stimmt  auch  im  allgemeinen  die  Ansicht  der  Gemara  in 
Joma  (f.  85  a)  überein,  daß  nämlich  der  Rechtsgrund  des  Ein- 
bruchs die  Lebensgefahr  in  unzweifelhaften  Fällen  ist,  nicht 
aber,  wenn  Zweifel  bestehen.  Das  gleiche  besagt  die  Gemara 
(in  Pessachim  f.  3):  „Wenn  es  dir  klar  wie  der  Tag  ist,  daß  er 
wegen  des  Lebens  gekommen  ist,  töte  ihn,  wenn  nicht,  sollst 
du  ihn  nicht  töten",  d.  h.  im  Zweifelsfalle  ist  es  verboten,  ihn 
zu  töten,  und  nur,  wenn  gewiß  ist,  daß  Lebensgefahr  vorliegt, 
darf  man  ihn,  um  das  Leben  zu  retten,  töten. 

Diese  Meinung  findet  auch  eine  Unterstützung  in  einer 
Baraitha,  welche  allen  anderen  Baraithot  ^)  und  Mischnajoth 
widerspricht  und  das  Gegenteil  zu  fordern  scheint:  „Wenn  es 
dir  klar  wie  die  Sonne  ist,  daß  er  mit  dir  nicht  in  Frieden 
auskommen  wird,  so  töte  ihn,  wenn  nicht,  soll  er  nicht  ge- 
tötet werden"  (Sanhedrin  daselbst),  d.  h.  im  Zweifelsfalle  ist 
es  nicht  gestattet,  durch  Tötung  des  Diebes  sein  Leben  zu 
retten.  Die  Gemara  bemüht  sich  allerdings,  zwischen  diesen 
Baraithot  einen  Ausgleich  zu  schaffen,  und  macht  folgenden 
Unterschied :  In  dem  einen  Falle  handelt  es  sich  um  einen 
Vater,  der  gegen  den  Sohn  vorgeht,  in  dem  anderen  Falle 
um  einen  Sohn,  der  gegen  den  Vater  vorgeht,  und  der  ein- 
fache Sinn  der  Gemara  ist  der,  daß  die  zweite  Baraitha,  welche 
erklärt:  „Wenn  es  dir  klar  wie  die  Sonne  ist,  daß  er  mit 
dir  nicht  friedlich  auskommen  wird,  so  töte  ihn,  wenn  nicht, 
töte  ihn  nicht  — "  sich  auf  das  Verhältnis  vom  Vater  zu  dem 
Sohne  bezieht  (denn  das  Gefühl  des  Vaters  gegen  seinen 
Sohn  ist  sehr  stark,  und  gewiß  kommt  er  nicht,  um  ihm  nach 
dem  Leben  zu  trachten,  sondern  wegen  des  Geldes),  während 

®)  Sanhedrin  daselbst,  Joma  f.  85  a. 

')  Baraithot  sind  alle  Schriften,  welche  die  Gesetzeslehrer  nach 
Aufzeichnung  der  Mischnah  verfaßten  und  die  in  den  Talmud  Aufnahme 
fanden. 
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die  erste  Baraitha,    welche   die    Tötung   auch  im    Zweifelfalle 
gestattet,    sich    auf  das    Verhältnis   von   dem    Sohne    zu   dem 
Vater  bezieht,  wo  es  zweifelhaft  sein  kann,  ob  er  nicht  kam, 
um  ihn  zu  töten ;  in  der  Tat  ist,  wie  wir  bereits  sagten ,  ein 
fundamentaler  Unterschied   zwischen   diesen   Baraithot  in  dem 
Rechtsgrund  des  Diebstahls,  und  die  zweite  Baraitha,    welche 
gestattet,  sich  durch  Tötung  des  Einbrechers  nur  in  unzweifel- 
haften   Fällen    zu   schützen ,    ist  die  Hauptstütze  für  die  Mei- 
nung   der    Gemaralehrer,    welche    gegenüber    den    Mischnah- 
lehrern einen  Fortschritt  darstellt.     Jene  wollten  nämlich  beim 
Einbruch   nur    den   Schutz   und    die   Rettung   des   Lebens    er- 
reichen    und     verboten    daher    die    Tötung    im    Zweifelfalle. 
Doch  sowohl  nach  der  Mischnah    wie   auch   nach  der  Gemara 
ist  gewiß,    daß    dann,   wenn   auch  Lebensgefahr  nicht  einmal 
zweifelhaft  ist,  z.  B.  wenn  die  Gefahr  bereits  vorüber  und  der 
Dieb  entwichen  ist,  die  Tötung  des  Diebes  verboten  ist,   und 
ebenso  lautet  die  Mechiltha^):   „Wenn  du  sagst,  daß  es  zweifel- 
haft ist,  ob  er  stehlen  oder  töten  wollte  oder  nicht  —  so  gilt 
folgendes:    Wenn    er   gewiß    nur  gestohlen   hat,    und   er   ihn 
tötete,    so  ist  er  schuldig,    um  wieviel  mehr   dann,    wenn    es 
zweifelhaft   ist,    ob    er   stehlen    wollte   oder  nicht   und    daher 
auch  dann,  wenn  es  zweifelhaft  ist,   ob  er  gekommen  ist,  um 
zu    stehlen    oder    zu    morden."      Aus    dem    Wortlaute    dieser 
Mechiltha  ist  zu  entnehmen,  daß  im  Falle,  wo  sicherlich  keine 
Lebensgefahr   für   den   Eigentümer   besteht,    es  verboten    ist, 
den  Dieb  zu  töten,  und  wenn  er  ihn  tötet,  wird  er  dafür  hin- 
gerichtet, denn  in  jedem  Fall  ist  die  Tötung  des  Diebes  nicht 
gestattet,  außer  dann,  wenn  eine  Lebensgefahr  bestimmt  vor- 
liegt oder  mindestens  zweifelhaft  erscheinen  kann. 

Im  jerusalemischen  Talmud  finden  wir  eine  ganz  neue 
Ansicht.  Es  heißt  nämlich  dort^):  „Es  lehrte  Rabbi  Chijah: 
Tötet  er  ihn  während  des  Einbruchs,  so  entsteht  seinetwegen 


^)  Mischpatim  13.  Absclin.,  Kap.  22. 
9)  Sanhedrin  Kap.  8,  8. 
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keine  Blutschuld,  tötet  er  ihn  außerhalb  des  Ortes,  an  dem 
der  Einbruch  erfolgt,  so  entsteht  Blutschuld.  Rabbi  Schimeon 
ben  Jochai  hingegen  lehrte,  daß  auch  bei  Tötung  außerhalb 
des  Tatortes  ihn  keine  Blutschuld  trifft,  da  das  Geld  dem 
Menschen  höher  steht  als  sein  Leben.  Denn  wenn  der  Eigen- 
tümer ihn  sieht,  über  ihn  kommt,  ihm  sein  Geld  abnehmen 
will,  so  würde  er  (der  Dieb)  sich  gegen  ihn  erheben  und 
könnte  ihn  töten.  Rab  Huna  sprach:  Hat  er  den  Geldbeutel 
genommen  und  ist  fortgegangen,  und  stellt  sich  der  Eigen- 
tümer ihm  entgegen  und  tötet  ihn,  so  trifft  ihn  keine  Schuld. 
Aus  welchem  Grunde?  Weil  er  seinen  Zorn  erregt  hatte."  — 
Dieser  Streit  wurde  indes  nicht  entschieden.  Nach  den  Worten 
der  Kommentatoren  ist  Rab  Huna  nicht  anderer  Meinung  als 
Rabbi  Schimeon  ben  Jochai,  doch  in  der  Tat  sind  hier  drei 
Meinungen  vorhanden.  Nach  R.  Chijahs  Meinung  ist  dann, 
wenn  der  Dieb  wiederkommt,  nicht  erforderlich,  daß  er  selbst 
in  Lebensgefahr  gerät.  Wenn  aber  der  Eigentümer  selbst 
kommt,  gerät  er  wegen  seines  Besitzes  in  Lebensgefahr,  und 
es  ist  verboten,  ihn  zu  töten.  Nach  den  Worten  Rabbi 
Schimeons  ist  der  Mensch  um  sein  Eigentum  besorgt,  und 
das  Eigentum  ist  dem  Menschen  so  teuer  wie  sein  Leben, 
und  es  ist  dem  Menschen  unmöglich,  sich  bei  Begehung  der 
Tat  zu  beherrschen,  und  manchmal  gerät  er  unwillkürlich  in 
eine  Lebensgefahr,  und  wenn  er  sich  in  dieser  Gefahr  befindet, 
so  ist  es  ihm  gestattet,  sein  Leben  zu  retten.  Nach  den 
Worten  Rabbi  Hunas  ist  es  ohne  weiteres  ihm  gestattet,  den 
Dieb  auch  nach  der  Tat  zu  töten,  nicht  weil  er  sich  in  einer 
Gefahr  befindet,  sondern  einfach,  weil  er  erregt  ist  und  im 
Affekt  handelt.  Die  Meinung  R.  Hunas  im  Jeruschalmi  ist 
durchaus  neu  und  hat  keine  Analoga  im  babylonischen  Tal- 
mud, möglicherweise,  weil  in  Palästina  sehr  häufig  Einbrüche 
vorkamen  ^^)     und     überhaupt     in     Palästina     viele     Räuber 


^^)  In  einer  Nacht  wurden  dreihundert  Einbrüche  in  Sephoris  ver- 
übt (Sanhedrin  f.  109  a). 
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existierten^^),  und  darum  war  die  Erbitterung  gegen  sie  sehr 
groß.  Aus  dem  Gesagten  ergeben  sich  für  den  Einbruch  drei 
Fälle  12): 

a)  wenn  Lebensgefahr  bestimmt  vorliegt, 

b)  wenn  Lebensgefahr  zweifelhaft  ist, 

c)  wenn  Lebensgefahr  ganz  vorüber  ist. 

Im  ersten  Falle  ist  nach  sämtlichen  Ansichten  die  Tötung 
gestattet.  Im  zweiten  Falle  besteht  eine  Differenz  zwischen 
den  Mischnahlehrern  (Tannaiten)  einerseits  und  den  Gemara- 
lehrern  (Amoräern)  andererseits.  Die  ersten  gestatten  meistens 
die  Tötung  im  Zweifel,  die  letzteren  verbieten  sie.  Im  dritten 
Falle  besteht  ein  Streit  zwischen  dem  babylonischen  und  dem 
jerusalemischen  Talmud.  Denn  nach  dem  letzteren  ist  die 
Tötung  auch,  nachdem  die  Gefahr  längst  geschwunden  ist, 
erlaubt,  und  es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  der  Dieb  verfolgt 
wird,  was  nicht  die  Ansicht  des  babylonischen  Talmud  ist. 

Es  muß  bemerkt  werden,  daß  auch  die  Anhänger  der 
Theorie,  daß  eine  Tötung  im  Affekt  erfolgen  darf,  dem  Eigen- 
tümer nicht  gestatten,  den  Dieb  ohne  weiteres  zu  töten,  und 
auch  bei  ihnen  steht  nur  die  Frage  in  Diskussion,  ob  der 
Eigentümer,  wenn  er  den  Dieb  niedergemacht  hat,  des  Mordes 
schuldig  ist  oder  nicht.  Aber  keiner  von  ihnen  hat  je  die 
Behauptung  aufgestellt,  daß  dem  Eigentümer  im  allgemeinen 
gestattet  ist,  den  Dieb  zu  töten,  oder  daß  er  gar  gegen 
ihn    einen   Anspruch   auf  Blutrache  hat,  d.  h.,    wenn    er    ihn 


^^)  Komm  und  siehe,  welch  ein  Unterschied  zwischen  den  Dieben 
in  Babylonien   und   den  Räubern  in  Palästina  ist  (Aboda-Zarah  f.  26  a). 

^^)  Maimonides  stellt  ein  vermittelndes  System  auf,  d.  h.  in  dem 
Falle,  wenn  der  Dieb  als  Verfolger  zu  betrachten  ist,  ist  es  auch  im 
Zweifelsfalle  gestattet,  ihn  zu  töten,  und  nur,  wenn  es  sicher  ist,  daß 
er  nicht  wegen  des  Lebens  kam,  z.  B.  beim  Vater  gegenüber  dem  Sohne 
oder  an  einem  Orte,  wo  der  Dieb  nicht  mehr  Verfolger  ist,  z.  B.  wenn 
er  bereits  fort  ist,  oder  wenn  Zeugen  oder  andere  Menschen  da  sind, 
also  in  einem  Falle,  wo  der  Eigentümer  bestimmt  außer  Lebensgefahr 
ist,  dann  hat  er  Blutschuld,  und  es  ist  ihm  verboten,  lediglich  in  der 
Aufregung  den  Dieb  zu  töten. 
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nachträglich  faßt,  so  hat  er  gegen  ihn  einen  Geldanspruch, 
nicht  aber  einen  Anspruch  auf  sein  Leben.  Ja,  sogar  das 
Gericht  wird  den  Dieb  nicht  strafrechtlich  verfolgen,  selbst 
wenn  erwiesen  isfe,  daß  er  bestimmt  wegen  des  Lebens  ge- 
kommen ist,  sofern  nur  der  Eigentümer  das  Recht  hatte,  ihn 
auf  frischer  Tat  zu  töten.  Auch  nach  der  Tat  wird  der  Dieb 
nicht  als  Mörder  verurteilt,  weil  nach  unserem  Rechte  die  Ab- 
sicht nicht  gleich  der  vollendeten  Tat  bestraft  wird.  Die 
ganzen  Bestimmungen  über  den  Einbruch  befassen  sich  daher 
nur  mit  der  Frage,  ob  der  Eigentümer,  wenn  er  den  Dieb 
tötete,  schuldig  ist  oder  nicht  ^^). 

III.  Der  Unterschied  von  Tag  und  Nacht  beim 

Einbruch. 

Die  Halacha  ging  noch  einen  Schritt  weiter  als  die  Bibel 
und  machte  keinen  Unterschied  zwischen  dem  Diebe ,  der  bei 
Tag  einbricht,  und  dem  Diebe,  der  bei  Nacht  einbricht. 


^^)  Wie  sehr  in  unserem  Falle  lediglich  der  Schutz  wegen  der 
Lebensgefahr  und  nicht  die  Rache  für  den  Einbruch  maßgebend  waren, 
geht  aus  der  Bestimmung  der  Gemara  hervor,  nach  welcher  es  nicht 
nur  dem  Eigentümer,  sondern  jedem  Menschen  gestattet  ist,  den  Dieb 
zu  töten.  Es  heißt:  ,Er  soll  geschlagen  werden  \on  jedem  Menschen" 
und  also  erläutert  die  Gemara:  „Du  könntest  der  Meinung  sein,  daß 
dies  nur  dem  Eigentümer  gestattet  ist,  denn  kein  Mensch  hält  sich  bei 
der  Verteidigung  seines  Eigentums  zurück,  nicht  aber  einem  anderen, 
daher  lehrt  er  uns,  daß  er  als  Verfolger  gilt,  somit  geschah  dies  durch 
einen  anderen."  Der  Sinn  der  Gemara  ist  der,  daß  nicht  gesagt  werden 
soll,  daß  nur  dem  Eigentümer  die  Tötung  erlaubt  ist,  weil  er  seinem 
Eigentum  anhänglich  ist,  und  niemand  sich  bei  der  Verteidigung  seines 
Eigentums  zurückhält,  d.  h.  der  Grund,  weshalb  die  Tötung  gestattet 
ist,  ist  der,  daß  er  in  der  Erregung  handelt,  und  diese  ist  nur  bei  dem 
Eigentümer,  nicht  auch  bei  anderen  Menschen  vorhanden.  Darum  meint 
die  Halacha,  daß  die  Tötung  des  Diebes  gestattet  ist,  weil  er  ein  Ver- 
folger, wie  ein  gewöhnlicher  Mörder,  ist,  und  dieser  ist  für  jedermann 
vogelfrei,  wenn  er  sieht,  daß  er  hinter  jemand  her  ist,  um  diesen 
niederzuhauen. 
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Nach  dem  einfachen  Sinne  der  Bibel  ist  die  Frage,  ob 
wegen  des  Diebes  eine  Blutschuld  entsteht  oder  nicht,  davon 
abhängig,  „ob  die  Sonne  über  ihn  geschienen  hat"  oder  nicht. 
Wenn  man  aber  tiefer  in  den  Sinn  der  Bibel  einzudringen  und  den 
Kerngedanken  zu  erfassen  sucht,  d.  h.,  wenn  man  sich,  wie 
wir  gezeigt  haben,  auf  den  Standpunkt  stellt,  daß  die  Bibel 
die  Tötung  beim  Einbruch  nicht  wegen  der  Rache,  sondern 
wegen  des  Schutzes  des  Lebens  gestattet,  und  demnach  es 
hauptsächlich  darauf  ankommt,  ob  der  Dieb  nur  zum  Zwecke 
des  Stehlens  oder  des  Mordens  gekommen  ist,  —  so  ist  die 
Frage,  ob  dies  bei  Tag  oder  Nacht  geschah,  dafür  nicht  ent- 
scheidend. Denn  wenn  der  Eigentümer  sich  in  einer  Lebens- 
gefahr befindet,  so  darf  er  sich  bei  Tage  durch  Tötung  des 
Diebes  retten ;  lag  aber  Lebensgefahr  nicht  vor,  so  darf  eine 
Tötung  auch  nicht  bei  Nacht  erfolgen. 

Die  Halacha  will  daher  diese  These  nur  als  Beispiel 
im  allgemeinen  gelten  lassen,  und  die  Mechiltha  erklärt 
also:  „Es  könnte  sein,  daß  die  biblische  Bestimmung  insofern 
einen  Unterschied  zwischen  Tag  und  Nacht  machen  will,  daß, 
wenn  der  Dieb  bei  Tage  getötet  wurde,  der  Eigentümer 
schuldig  ist,  wenn  er  aber  bei  Nacht  getötet  wurde,  frei  aus- 
geht usw.  Auch  hier  wird  nicht  zwischen  Tag  und  Nacht 
unterschieden"   (Mischpatim  Kap.  22). 

Auch  der  jerusalemische  Talmud  (Sanhedrin  Kap.  8,  8) 
ist  der  Meinung,  daß  die  Frage  von  Tag  und  Nacht  nur 
ein  symbolisches  Beispiel  für  „Frieden  bzw.  Unfrieden"  sein 
soll.  Auch  Maimonides  ist  der  gleichen  Anschauung  und 
unterscheidet  nicht  zwischen  Tag  und  Nacht  (Hilchoth  Genebah 
§  9,  8). 

Es  mag  bemerkt  werden,  daß  R.  Abraham  ben  David  ^*), 
der  immer  mehr  zur  Erfassung  des  einfachen  Sinnes  der  Bibel 
neigt,  auch  hier  eine  besondere  Ansicht  vertritt  und   von  der 


*'*)  Bedeuteoder  Talmudist  (1125—1198),  schrieb  Bemerkungen  zur 
,Jad  chasaka"  des  Maimonides. 
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Ansicht  aller  seiner  Vorgänger,  zwischen  Tag  imd  Nacht 
keinen  Unterschied  zu  machen,  abweicht.  Nach  seiner  Mei- 
nung ist  es  keine  Abweichung  von  dem  ursprünglichen  ein- 
fachen Sinne  der  Bibel,  wenn  die  Talmudlehrer  den  Satz: 
„Wenn  die  Sonne  ihn  beschienen  hat",  nur  als  Beispiel  auf- 
stellten. Denn  bei  Tage  darf  man  den  Dieb  nicht  töten,  weil 
er  am  Tage  nur  dann  kommt,  wenn  er  entfliehen  kann  und 
nur  eine  geringfijgige  Summe  stehlen  und  nicht  dem  Eigen- 
tümer in  der  Absicht,  ihn  zu  töten,  entgegentreten  will,  wäh- 
rend der  Dieb  bei  Nacht  doch  weiß ,  daß  der  Eigentümer  zu 
Hause  ist,  und  in  der  Absicht  kommt,  um  eventuell  auf  Leben 
und  Tod  zu  kämpfen.  Abraham  ben  Davids  Meinung  hat, 
wie  begreiflich,  bei  den  Kommentatoren  des  Maimonides  große 
Verwunderung  erregt,  und  sie  betonen  überall,  daß  ebenso 
wie  Abraham  ben  David  von  der  gelehrten  Tradition  an 
anderen  Stellen,  z.  B.  bei  dem  Satze  „Auge  um  Auge",  „So 
sollst  du  ihr  die  Hand  abhauen"  (Deut.  25,  12),  abweicht  — 
dies  auch  hier  der  Fall  ist.  Aber  ich  glaube,  daß  Abraham 
ben  Davids  Meinung  einen  tieferen  Grund  hat  und  den  An- 
sichten der  Talmudlehrer  durchaus  nicht  widerspricht.  Auch 
er  hält  an  dem  Grundgedanken  des  Schutzes  gleich  den  Tal- 
mudisten  fest  und  ist  nicht  der  Ansicht,  daß  wegen  des  Rache- 
gefühles, das  beim  nächtlichen  Einbruch  stärker  erregt  wird, 
die  Tötung  gestattet  ist.  Denn  er  sagt  ausdrücklich ,  daß  in 
der  Nacht  die  Gefahr  für  den  Eigentümer  eine  größere  ist, 
weil  dann  der  Dieb  in  der  Absicht,  auf  Tod  und  Leben  zu 
kämpfen,  kommt,  und  darum  legt  er  seiner  Erklärung  auch 
das  Gefahrmoment  zugrunde.  Nur  daß  er  noch  einen  weiteren 
Grund  hinzufügt,  nämlich  den  folgenden:  Wenn  wir  annehmen, 
daß  der  Einbrecher  deswegen  getötet  werden  darf,  weil  er 
dem  Eigentümer  nach  dem  Leben  trachtet,  so  müssen  wir 
noch  bestimmen,  wie  der  Eigentümer,  da  doch  keine  Zeugen 
zugegen  waren ,  sein  Recht  vor  Gericht  erweisen  kann ,  daß 
er  den  Dieb  nur  wegen  der  Gefahr  getötet,  nicht  aber  in  der 
Erregung,  ohne  daß  ernstlich  eine  Gefahr  vorlag. 
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Wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt  stellt,  daß  in  der 
Tat  hier  ein  Beweis  unmöglich  ist,  und  dies  dem  Ermessen 
des  Eigentümers  überlassen  bleiben  soll,  so  wäre  das  gleich- 
bedeutend damit,  daß  man  den  Dieb  einfach  dem  Eigentümer 
ausliefert,  und  er  ihn  nach  seinem  Willen  töten  kann  oder 
nicht.  Dies  aber  würde  dem  Geiste  der  Bibel  und  der  Halacha 
widersprechen ,  welche  nur  das  Moment  des  Schutzes  aner- 
kennen. Darum  behauptet  nun  Abraham  ben  David,  daß  die 
Frage,  ob  dem  Eigentümer  die  Tötung  des  Diebes  gestattet 
ist,  nicht  von  dessen  Willkür,  sondern  von  dem  Zeitpunkt  der 
Begehung  der  Tat  abhängt,  d.  h.,  ob  sie  am  Tage  oder  nachts 
geschah.  In  der  Nacht,  da  doch  der  Dieb  gewiß  wegen  des 
Lebens  kommt,  darf  man  ihn  niederwerfen,  bei  Tag  aber, 
wo  er  eventuell  nur  wegen  des  Geldes  kommt,  ist  es  ver- 
boten, ihn  zu  töten.  Das  alles  ist  nur  beispielsweise  gemeint, 
d.h.  in  Zweifelsfällen.  In  den  Fällen,  wo  jedoch  Gewißheit 
vorhanden  ist,  z.  B.  wenn  ein  Vater  zu  seinem  Sohne  kommt 
selbst  in  der  Nacht,  so  hat  er  doch  im  allgemeinen  keine  Mordab- 
sicht. Umgekehrt,  wenn  er  bei  Tage  einbricht,  in  der  Absicht 
zu  töten,  darf  er  niedergemacht  werden.  Der  in  Rede  stehende 
Schriftvers  bezieht  sich  eben  nur  auf  zweifelhafte  Fälle ,  und 
da  wird  zwischen  Tag  und  Nacht  unterschieden. 


IV.  Der  Einbrecher  ist  von  der  Zahlung  einer 

Geldstrafe  frei. 

In  betreff  des  Einbruchs  existiert  folgende  merkwürdige 
Halacha,  die  einer  näheren  Erläuterung  bedarf:  „Wer  beim 
Einbruch  eindringt  und  Geräte  fortnimmt  und  entkommt,  der 
ist  frei  vom  Ersatz.  Aus  welchem  Grunde?  Weil  er  durch 
Einsetzung  seines  Lebens  sie  gewonnen  hat"  ^^). 

In  der  dieser  Halacha  zugrunde  liegenden  Mischnah  heißt 


1^)  Sanhedrin  f.  72  a. 
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es  in  etwas  anderer  Art:  „War  einer  beim  Einbruch  einge- 
drungen und  hat  dabei  ein  Faß  zerbrochen,  so  ist  er,  wenn 
seinetwegen  Blutschuld  entsteht,  ersatzpflichtig,  wenn  keine 
Blutschuld  entsteht,  so  ist  er  frei."  Der  Sinn  der  Mischnah 
ist  der:  wenn  der  Dieb  beim  Einbruch  Geräte  zerbrochen 
hat  zu  einer  Zeit  und  in  einer  Art,  daß  der  Eigentümer  ihn 
töten  darf,  so  ist  er  nicht  schadenersatzpflichtig,  „weil  man 
nicht  gleichzeitig  des  Todes  und  einer  Geldstrafe  schuldig 
wird."  Der  Dieb  wird  also  wie  jeder  des  Todes  Schuldige 
behandelt  und  von  der  Geldstrafe  befreit.  Dieser  Gesichts- 
punkt ist  durchaus  neu,  denn  nirgends  finden  wir  dafür  einen 
Anhalt,  daß  das  Leben  des  Diebes  wie  das  eines  des  Todes 
Schuldigen  anzusehen  ist.  Der  Hauptgedanke  der  Lehre  vom 
Einbruch  ist,  wie  wir  oben  gezeigt  haben,  der,  den  Eigen- 
tümer von  jeder  Schuld  zu  befreien ,  wenn  er  im  Momente 
der  Lebensgefahr  den  Dieb  niedermacht,  nicht  aber  soll  damit 
der  Dieb  einfach  wegen  seiner  Handlungsweise  zum  Tode 
verurteilt  sein,  da  er  doch  möglicherweise  entkommen  kann, 
ohne  dem  Eigentümer  zu  begegnen.  Der  Sinn  der  Mischnah 
ist  vielmehr  der,  daß  der  Dieb  in  einem  Falle,  wo  ihn  der 
Eigentümer  töten  durfte ,  von  der  Geldstrafe  immer  frei  sein 
soll,  auch  wenn  er  nicht  getötet  wurde.  Die  Quelle  für  diese 
Bestimmung  ist  die  Mechiltha,  wo  über  den  Satz  „Entsteht 
seinetwegen  Blutschuld,  so  soll  er  zahlen"  R.  Elieser  ben  Jakob 
folgendermaßen  sich  äußert:  Er  hatte  vor  sich  Krüge  mit 
Wein  und  mit  Oel,  und  er  weiß,  daß  er  mit  ihm  in  Frieden 
auskommen  wird  und  hat  ihn  getötet,  so  ist  er  ersatzpflichtig, 
denn  es  heißt:  Entsteht  seinetwegen  Blutschuld,  so  soll  er 
zahlen.  Und  ebenso  heißt  es  in  der  Tosephta  zum  Traktat 
Sanhedrin  Kap.  19  in  ähnlicher  Art:  „Ferner  sagte  R.  Elieser 
ben  Jakob:  Wenn  dort  Krüge  mit  Wein  und  solche  mit  Oel 
waren  und  er  hat  sie  während  des  Einbruchs  zerbrochen, 
so  ist  er  ersatzpflichtig." 

Die  Gemara  hat  daraus  eine  ganz  andere  Bestimmung  ab- 
geleitet, wie  nämlich  Rab  lehrte:    „Wer  beim   Einbruch   ein- 
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dringt  und  Geräte  fortnimmt  und  entkommt,  ist  vom  Ersatz 
frei.  Aus  welchem  Grunde?  Weil  er  durch  Einsetzung  seines 
Lebens  sie  erwarb,  d.  h.,  er  ist  auch  frei  vom  Diebstahl,  denn 
er  ist  nicht  verpflichtet,  das  gestohlene  Gut  herauszugeben, 
weil  er  sich  dem  Tode  ausgesetzt  hat  und  hätte  niedergemacht 
werden  können  ^^'). 

Wie  aber  erklärt  Rab  den  Schriftvers,  welcher  den  Dieb 
ausdrücklich  zum  Schadenersatz  verhalten  will?  Man  kann 
nicht  sagen,  daß  Rab  der  Ansicht  ist,  daß  er  nur  dann  gerade 
Ersatz  leisten  soll,  wenn  seinetwegen  Blutschuld  entsteht,  hin- 
gegen frei  sein  soll,  wenn  keine  Blutschuld  vorhanden  ist. 
Denn  zwischen  dem  Falle,  wo  Blutschuld  entsteht,  und  wo 
dies  nicht  eintritt,  macht  die  Bibel  doch  beim  Schadenersatz 
keinen  Unterschied.  Rab  ist  ferner  auch  der  Meinung,  daß 
der  Einbrecher,  welcher  entkommt,  frei  von  Ersatz  ist,  auch 
in  dem  Falle,  wenn  seinetwegen  nach  übereinstimmenden  An- 
sichten der  Gesetzeslehrer  Blutschuld  entsteht.  Rab  glaubt 
auch  nicht,  daß  die  Tötung  des  Einbrechers  immer,  selbst 
wenn  er  entkommt,  gestattet  ist,  wie  der  jerusalemische  Tal- 
mud meint,  wegen  der  Erregung,  und  daß  dann,  wenn  man 
den  Dieb  töten  darf,  er  von  der  Geldstrafe  frei  ist.  Vielmehr 
meint  Rab:  „Wer  bei  mir  einbricht,  den  töte  ich  mit  Aus- 
nahme von  Rabbi  Chisdai  ben  Schilo.  Warum?  Weil  er 
mich  liebt  wie  ein  Vater  den  Sohn"  —  und  daraus  geht  her- 
vor, daß  nach  seiner  Ansicht  die  Tötung  gestattet  ist,  weil 
der  Eigentümer  in  Gefahr  gerät,  vom  Einbrecher  niedergemacht 
zu  werden,  und  daß  jeder  Einbrecher  den  Verdacht  gegen  sich 
hat,  daß  er  die  Absicht  zu  töten  hegt^^). 


^*)  Diese  Anschauung  wurde  nachher  in  der  Gemara  allgemein 
aufgenommen,  indem  jemand,  der  sich  im  Verteidigungszustand  befindet, 
sei  es  als  Verfolger  oder  Verfolgter,  von  der  Geldstrafe  befreit  wurde. 
Der  Verfolger,  welcher  Geräte  des  Verfolgten  oder  eines  anderen  zer- 
bricht, ist  frei  vom  Ersatz.  Weshalb?  Weil  er  sein  Leben  gefährdet 
hat.     öanhedrin  74.     Siehe  auch  Baba  Qama  22  und  Tosaphot  Bl.  5. 

^')  Vgl.  in  dem  Buche  „Eschkol  hakopher"  des  Karäers  R.  Jehuda 
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In  der  Tat  will  Rabba  die  Meinung  Rabs  dahin  deuten, 
daß  er  vom  Schadenersatz  im  allgemeinen,  nicht  aber  von 
der  Strafe  des  Diebstahls  frei  sein  soll.  Obgleich  also 
Rabba  anderer  Ansicht  ist,  erklärt  die  Gemara  (daselbst):  als 
einst  Rabba  bei  einem  Einbruch  Widder  gestohlen  wurden, 
und  die  Diebe  sie  später  ihm  zurückgeben  wollten,  nahm  er 
sie  nicht  an,  „weil  dies  aus  dem  Munde  Rabs  hervorgegangen 
ist".  Wie  sonderbar  auch  diese  Halacha  sein  mag  wegen  ihrer 
Neuheit,  daß  der  Dieb  beim  Einbruch  das  Gestohlene  nicht  nur 
nicht  zurückerstatten  soll,  sondern  daß  man  es  von  ihm  auch 
gar  nicht  wiedernimmt,  wenn  er  es  zurückgibt,  so  kann  man 
in  ihr  doch  eine  Art  Mitleid  und  menschlichen  Großmuts,  wie 
man  ihn  nur  selten  findet,  bemerken  ^^). 

Der  ethische  Gesichtspunkt,  der  aus  dieser  Halacha 
spricht,  ist  der:  „Wenn  ein  Mensch  seine  Seele  an  eine  Sache 
hängt  und  dafür  sein  Leben  in  eine  Gefahr  begibt,  mag  er 
sie  erwerben,  da  er  sein  Leben  wagt,  und  sie  werde  sein  Be- 
sitz. Denn  er  hat  für  sie  das  höchste  Besitztum  des 
Menschen,  sein  Leben,  hingegeben,  sie  „durch  Ein- 
setzung seines  Lebens  erworben",  d.  h.,  er  hat  sie  zu  voll- 
kommen unumstößlichem  Besitz  gemacht,  obwohl  der  Eigen- 
tümer die  Erwerbung  nicht  zugelassen  hat.  Wenn  man  aber 
doch  in  die  Seele  des  Eigentümers  tiefer  blickt,  so  könnte 
man  wohl  der  Meinung  sein,  daß  nicht  der  Erwerb  hier  ent- 
scheidet. Denn  auch  der  Eigentümer  würde  die  Sache  dem 
Diebe  lieber  überlassen,  als  sich  mit  ihm  in  einen  Kampf  ein- 
zulassen und  sich  in  die  Gefahr  zu  begeben,  getötet  zu  wer- 
den oder  selbst    ihn    zu    töten ,   und    er  würde  freiwillig  dem 


Hadassi,  §  339,  der  gegen  Rabs  Ansichten  Einwände  erhebt  und  be- 
hauptet, daß  sie  der  Bibel  widersprechen. 

^^)  [Man  denke  an  die  Begebenheit  im  Leben  des  hl.  Franziscus, 
der  die  geraubte  Sache  den  Räubern  zurückschickte,  weil  sie  durch 
den  Raub  bewiesen  hätten,  daß  sie  der  Sache  notwendig  bedurften.  — 
Kohler.] 
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Dieb  den  Besitz  an  seinem    Eigentum   übertragen,   das   dieser 
durch  Einsetzung  seines  Lebens  erwirbt  ^^). 


^•)  Vgl.  Baba  Quama  f.  1145,  wo  die  Gemara  sich  der  Ansicht  Rabs 
in  bezug  auf  den  Erwerbsgrund  anschließt,  daß  der  Dieb  die  gestohlene 
Sache  im  allgemeinen  erwirbt,  weil  er  dafür  sein  Leben  wagte,  „weil 
er  dort  von  vornherein  sein  Leben  einer  Tötung  aussetzte",  d.  h.  um 
den  Preis  der  Einsetzung  seines  Lebens  erwirbt  der  Dieb  das  gestohlene 
Gut.     [Vgl.  Goldschmidts  Ausgabe  B.  Q.,  S.  431.  —  Kohler.] 


XV. 

Eeclitsvergleichende  Forschungen  über  die  Zufalls- 
haftung in  Vertragsverhältnissen. 

Von 

Dr.  Fritz  Schulz, 

o.  ö.  Professor  an  der  Universität  Innsbruck. 

Einleitung. 

Die  folgenden  Untersuchungen  wollen  den  Nachweis  er- 
bringen, daß  im  primitiven  Recht  die  Zufallshaftung  des  Ver- 
tragsschuldners in  weitem  Umfange  dispositives  Recht  gewesen 
ist.  Wenn  im  modernen  Recht  der  Schuldner  grundsätzlich 
nur  für  Verschulden  einsteht,  nur  in  wenigen  Ausnahmefällen 
ohne  besondere  Abrede  auch  für  Zufall,  so  geht  das  primitive 
Recht  umgekehrt  von  der  Zufallshaftung  aus  und  gelangt  erst 
nach  und  nach  zu  Einschränkungen  in  der  Richtung  des  Ver- 
schuldungsprinzips. Die  Entwicklung  der  Vertragshaftung  ent- 
spricht also  der  Entwicklung  der  strafrechtlichen  Zurechnung. 

Freilich  ist  die  hier  behauptete  Zufallshaftung  des  Ver- 
tragsschuldners eine  solche  zum  Teil  nur  für  uns  und  nur  im 
Sinne  unserer  heutigen  Dogmatik;  nach  den  Begriffen  des  primi- 
tiven Rechts  handelt  es  sich  dagegen  vielfach  um  Haftung 
für  Verschulden.  Der  alte  Schuldbegriff"  ist  ein  anderer  als 
der    unserige  ^).     Der    primitivrechtliche   Verschuldungsbegriff" 


0  Dieser  Gedanke  ist  schon  wiederholt  ausgesprochen  worden,  aber 
meist  nur  für  das  Strafrecht,  häufig  nur  als  H3''pothese  und  jedenfalls 
ohne  die  Fülle  der  universalrechtlichen  Belege  auch  nur  zu  ahnen,  ge- 
schweige   denn    sie    übersichtlich    zusammenzustellen.     Vgl.    Brunn  er. 


460  Schulz. 

ist  formal,  typisch-schablonenhaft,  äußerlich.  Auch  bei  der 
Behandlung  der  Schuldfrage  wird  vom  äußeren  Tatbestande 
ausgegangen ,  aus  dem  objektiven  Bestände  des  Ereignisses 
wird  Schuld  oder  Schuldlosigkeit  erschlossen,  ohne  daß  das 
individuelle  Verhältnis  dieses  Ereignisses  zum  Schuldner  Be- 
rücksichtigung fände.  Tritt  der  Schaden  ein  durch  Ereignisse, 
die  regelmäßig  auf  ein  Verschulden  des  Schuldners  zurückzu- 
führen sind,  so  wird  daraus  „mit  einer  Logik,  die  blind  ist 
gegen  die  Lage  des  einzelnen  Falles"  -),  ohne  weiteres  auf  die 
Schuld  geschlossen;  und  umgekehrt:  ist  der  Schaden  durch 
Ereignisse  verursacht,  bei  denen  prima  facie  ein  Verschulden 
des  Schuldners  ausgeschlossen  erscheint,  so  wird  daraus  ebenso 
formal  die  Schuldlosigkeit  gefolgert.  Kasuistisch  werden  die 
einzelnen  Ereignisse  aufgeführt,  durchgeprüft  und  ihre  Ein- 
reihung in  die  beiden  Gruppen  unternommen.  Will  man  diese 
primitivrechtliche  Verschuldungshaftung  in  unsere  moderne 
dogmatische  Begriffs  weit  übersetzen,  so  würde  sie  mit  folgen- 
den zwei  Hauptgrundsätzen  wiederzugeben  sein : 

1.  der  Schuldner  haftet  grundsätzlich  auch  für  Zufall, 
denn  in  dem  formalen  Schuldbegriff  versteckt  sich  auch  ein 
Stück  unserer  Zufallshaftung; 

2.  der  Schuldner  haftet  nicht  für  höhere  Gewalt.  Die 
Umstände  nämlich ,  die  wir,  im  wesentlichen  im  Anschluß  an 
die  römische  Kasuistik,  als  höhere  Gewalt  bezeichnen,  sind 
gerade  die,  die  den  Schuldner  prima  facie  und  darum  für  das 
primitive  Recht  auch  definitiv  als  schuldlos  erscheinen  lassen  ^). 


Absichtslose  Missetat  in  den  Forschungen  zur  Geschichte  des  deutschen 
und  französischen  Rechts  S.  488.  D.  Rechtsgeschichte  1  (2.  Autl.)  S.  213; 
II,  S.  537.  Stobbe,  Zar  Geschichte  des  deutschen  Vertragsrechts  S.  217 
und  sonst,  v.  Bar,  Das  Beweisurteil  des  germanischen  Prozesses 
S.  112  IT.  Mauczka,  Rechtsgrund  des  Schadensersatzes  S.  107  f. 
M.  Rümelin,  Gründe  der  Schadenszurechnung  S.  27.  Hübner,  Grund- 
züge des  deutschen  Privatrechts  S.  505  1".  A.  M.  ist  z.  B.  Löffler,  Schuld- 
l'ormen  des  Stral'rechts  S.  42. 

^)  Brunner,  Forschungen  a.  a.  0. 

0  Exners  Formulierung  (GrUnhut  10,  550):  höhere  Gewalt  ein 
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Sobald  man  eben  die  Schuldfrage  veräußerlicht,  gelangt  man 
unweigerlich  zu  einer  Zufallshaftung  bis  zur  Grenze  der  höheren 
Gewalt*).  — 

Den  Anlaß  zur  Anstellung  dieser  Untersuchungen  gab  das 
custodia- Problem  des  römischen  Rechts.  Während  man  früher 
allgemein,  wie  noch  heute  die  herrschende  Lehre,  unter  der 
custodia  lediglich  eine  diligentia  in  custodiendo  verstand ,  ist 
in  neueren  Arbeiten  und  auch  von  mir  selbst  der  Nachweis 
versucht  worden,  daß  die  Klassiker  unter  der  custodia-Haftung 
eine  Haftung  für  niederen  Zufall  bis  zur  Grenze  der  höheren 
Gewalt  verstanden^).  Ist  das  richtig,  so  hat  auch  das  klas- 
sische römische  Recht  eine  umfassende  Zufallshaftung  der  Ver- 
tragsschuldner gekannt,  denn  für  custodia  und  demnach  für 
niederen  Zufall  hätten  danach  eingestanden :  der  Kommodatar, 
der  Sachmieter,  der  Werkmieter  hinsichtlich  der  ihm  zum 
Zweck  der  Ausführung  des  opus  übergebenen  Sachen,  der 
Faustpfandgläubiger  und  Nießbraucher,  der  Verkäufer  bis  zur 
Tradition,  regelmäßig  der  Käufer,  dem  beim  Kauf  auf  Probe 
die  Sache  übergeben  worden  isf^).  Sie  alle  hatten  m.  E.  für 
niederen  Zufall  einzustehen;  als  ein  solcher  erscheint  ins- 
besondere das  furtum  der  geschuldeten  Sache  durch  Dritte, 
weshalb  auch  die  actio  furti  dem  custodia-Pflichtigen  zuge- 
sprochen  wird  ^) ;    die    obere    Grenze    ihrer   Haftung   war   die 

Ereignis,  wo  der  kasuelle  Charakter  des  Unfalls  prima  facie  evident  ist, 
ist  historisch  zutreffend;  wenn  er  dann  freilich  weiter  das  , Kriterium 
der  äußeren  Provenienz"  forderte  (ib.  S.  555),  so  war  das  mit  den 
historischen   Quellen  jedenfalls  unvereinbar. 

^)  Das  hat  schon  richtig  erkannt  Goldschmidt,  Zeitschr.  f. 
Handelsr.  III,  89. 

^)  Siehe  Seckel  in  der  Neubearbeitung  des  Heumannschen  Hand- 
lexikons Art.  custodia  und  meine  beiden  Abhandlungen :  Die  Haftung 
für  das  Verschulden  der  Angestellten  im  klassischen  römischen  Recht, 
Grünhut  38,  9  ff.  und  Die  Aktivlegitimation  zur  actio  furti  im  klassi- 
schen römischen  Recht,  Savigny-Z.  (rom.  Abt.)  32,  23  ff. 

^)  Seckel  a.  a,  0. 

')  Also  wie  die  Anefangsklage;  vgl.  vorläufig  Rauch,  Spurfolge 
und  Anefang  S.  40  und  meine  in  N.  5  erwähnte  Abhandlung  in  der  Sav.-Z. 
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höhere  Gewalt,  ein  BegriflP,  den  die  Körner,  wie  andere  Völker, 
auch  nur  kasuistisch  zu  erfassen  vermocht  haben.  Faßt  man 
die  verschiedenen  uns  überlieferten  Listen  zusammen,  so  er- 
geben sich  als  nicht  zu  vertretende  höhere  Zufälle  die  folgen- 
den: Angriff  von  Räuberbanden,  Piraten,  Landesfeinden  oder 
von  der  feindlichen  Partei  beim  Aufruhr  oder  Bürgerkrieg, 
Konfiskation,  Häusereinsturz,  Feuersbrunst,  Schiffbruch,  Ueber- 
schwemmung,  ungewöhnliche  Stürme,  Erdbeben,  Altern  und 
Sterben  von  Sklaven  und  Vieh,  regelmäßig  auch  das  Entlaufen 
der  Sklaven^).  Möglich,  sogar  höchst  wahrscheinlich  ist  es, 
daß  im  älteren  römischen  Recht  die  custodia  einmal  ein  Ver- 
schuldungsbegriff gewesen  ist,  Verschulden  in  dem  geschilderten 
primitivrechtlichen  Sinne  genommen;  die  Klassiker  halten  jeden- 
falls culpa  und  custodia  scharf  auseinander  und  erst  Justinian 
hat  die  beiden  Begriffe  durch  zahlreiche  Interpolationen  zu- 
sammenzuziehen gesucht. 

Indessen  diese  hier  als  klassisches  Recht  behauptete 
custodia-Lehre  läßt  sich,  wie  fast  stets,  wenn  die  Kompilatoren 
stark  eingegriffen  haben,  leichter  herausfühlen,  als  für  jeden 
überzeugend  nachweisen;  eben  darum  erschien  es  angezeigt, 
die  Unterstützung,  die  die  vergleichende  Rechtswissenschaft 
zu  gewähren  vermag,  nicht  ungenützt  beiseite  liegen  zu  lassen. 

Was  die  Technik  der  Darstellung  anlangt,  so  ist  beson- 
derer Wert  darauf  gelegt  worden,  dem  Leser  die  Nachprüfung 
der  Ergebnisse  nach  Möglichkeit  zu  erleichtern.  Bloße  Ver- 
weisungen auf  Werke,  die  schwer  erreichbar  oder  jedenfalls 
dem  juristischen  Leser  nicht  leicht  zur  Hand  sind,  durften 
daher  nicht  genügen,  vielmehr  mußten  in  der  Hauptsache  die 
Quellenbelege  selbst  mitgeteilt  werden  ^).  So  ist  es  vielleicht 
möglich,  dem  Mißtrauen  derer  zu  begegnen,   die  noch  immer 


83  Paulus  Sent.  4,  2  f.;  D.  (50,  17)  23,  (13,  6)  18,  (44,  7)  1 ,  4, 
(13,  6)  5,  4.  Eine  Zusammenstellung  des  Materials  bei  De  Medio, 
Bullettino  dell'  istituto  di  diritto  romano  20,  157  IT. 

^)  Hierin  stimme  ich  H.  Fehr,  Hamurapi  und  das  salische  Recht 
(1910),  Vorrede,  zu. 
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von  den  „nebelhaften  Regionen  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft" reden,  als  ob  nicht  über  unseren  dick  inter- 
polierten Pandektentexten  die  Nebel  mindestens  so  dicht 
hingen ,  wie  über  den  Provinzen  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft. 


I.  Das  altindische  Recht. 

Quellen  und  Literatur. 

lieber  die  Quellen  orientiert  zusammenfassend  J.  Jolly  im 
Grundriß  der  indo-iranischen  Philologie  und  Altertumskunde,  herausg. 
von  Georg  ßühler,  II,  8  Recht  und  Sitte  (Straßburg  1896)  S.  1  ff.  Die 
Rechtsbücher  sind  in  folgenden  Uebersetzungen  benutzt  (Abkürzungen 
nach  Jolly)^»): 

Apastamba  (Ap.  dazu  Jolly  S.  3):  Sacred  books  of  the  East 
edited  by  Max  Müller  II,  1  ff.  (2.  Aufl.  1897). 

Baudhäyana  (Baudh.  dazu  Jolly  S.  4):  Sacred  books  XIV, 
143  (1882). 

Gautama  (Gaut.  dazu  Jolly  S.  5):  Sacred  books  II,  175  (1897). 

Vasishtha  (Vas.  dazu  Jolly  S.  6):  Sacred  books  XIV,  1(1882). 

Vishnu  (Vi.  dazu  Jolly  S.  7):  Sacred  books  VII,  1  (1880). 

Manu  (M.  dazu  Jolly  S.  13):  Sacred  books  XXV,  1  (1886);  das 
achte  Buch  auch  deutsch  von  Jolly,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  III, 
232  ff.;  IV,  321  ff. 

Yäjnavalkya  (Y.  dazu  Jolly  S.  19):  A.  F.  Stenzler,  Y.'s  Ge- 
setzbuch, Sanskrit  und  Deutsch,  Berlin-London  1849. 

Närada  (Nar.  dazu  Jolly  S.  21):  Sacred  books  XXXIII,  1(1889). 

Brihaspati  (Brih.  dazu  Jolly  S.  27):  Sacred  books  XXXIII, 
271  (1889). 

Für  das  Gewohnheitsrecht  ist  benützt  Arthur  Steele,  The  law 
and  custom  of  Hindoo  Gastes  within  the  Dekhun  Provinces  subject  to 
the  Presidency  of  Bomba5\  A  new  edition  London  1868.  (Zu  diesem 
V^erk  Jolly  S.  45;  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  VIII,  105.) 

Aus  der  Literatur:  Grundlegend  sind  zwei  Aufsätze  Kohlers 
in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  III,  161  ff.,  namentlich  170  ff.  über  das 
Recht  der  Rechtsbücher,  und  derselbe,  Zeitschrift  VIII,  104  ff.,  namentlich 


^®)  Die   Reihenfolge   der  Rechtsbücher   entspricht   der  von  Jolly 
angenommenen  chronologischen  Folge. 
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S.  128  IT.  über  das  Gewohnlieitsrecht.  Ferner  J  o  1  ly  im  Grundriß  S.  99  IV,, 
§§  29 — 33.  Jolly,  Indisches  Schuldrecht,  Sitz.-Ber.  d.  Bayr.  Akad.  d. 
Wiss.  phil.-hist.  Kl.  1877,  S.  287,  geht  auf  die  hier  interessierenden  Fragen 
nicht  ein.  Das  gleiche  gilt  von  John  D.  Mayne,  A  treatise  on  Hindu 
Law  and  Usage  3.  ed.  1883.  Benutzt  ist  lerner  V  i  s  h  v  an  äth  Naräj  an 
Mandlik,  The  Vyavahära  Mayi\kha,  Bombay  1880  (dazuJolly  S.  46), 
und  Jagannätha  Tercapanchäna,  A  Digest  of  Hindu  Law  on 
Contracts  and  Successions  with  a  commentary  translated  by  H.  T.  Cole- 
brooke,  3  vol.  Calcutta-London  1801  (zu  diesem  Werk  Jolly  S.  40). 


1.  Haftung  des  Depositars  und  Entleihers. 

Jolly,  Grundriß  102  ff.  Kohl  er,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechts  w. 
III,  170;  Vni,  130.  Colebrooke  I,  420  ff.  Mandlik  150  ff.  Steele 
242  ff. 

Was  zunächst  die  Haftung  des  Depositars  anlangt,  so 
betonen  die  Rechtsbücher  einmütig,  er  habe  einzustehen 
für  Beschädigung  und  Verlust  der  Sache,  es  sei  denn,  daß  der 
Schaden  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführt  worden  ist;  selbst 
höhere  Gewalt  befreit  nicht,  wenn  allein  die  hinterlegte  Sache, 
nicht  auch  Sachen  des  Depositars  davon  betroffen  worden 
sind.  Erst  nach  dem  späten  Käty.  ist  der  Depositar  auch  ohne 
Eingriff  höherer  Gewalt  haftfrei,  wenn  seine  eigenen  Sachen 
mit  beschädigt  worden  sind.  Als  höhere  Gewalt  werden  fol- 
gende Ereignisse  aufgeführt:  Eingriffe  Gottes  und  des  Königs, 
Elementarereignisse,  besonders  die  Ueberschwemmung,  Kon- 
fiskation, Angriff  von  Landesfeinden  oder  Räuberbanden,  Feuers- 
brunst, Mauereinsturz,  schließlich  das  Altern  ^^):  wie  man  sieht, 
alles  Ereignisse,  die  auch  in  den  Listen  der  römischen  Juristen 
wiederkehren.  Der  Depositar  haftet  also  grundsätzlich  bis  zur 
Grenze  der  höheren  Gewalt  und  daher  grundsätzlich  für  nie- 
deren Zufall.     Den  indischen  Juristen    erscheint   freilich  diese 


^^)  Nicht  alle  diese  Ereignisse  werden  in  den  Rechtsbüchern  selbst 
aufgezählt,  sondern  zum  Teil  nur  in  den  Kommentaren,  aber  offenbar 
im  Anschluß  an  alte  Ueberlieferung.  Siehe  die  gleich  folgende  Stelle 
ans  Jagannätha. 
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Zufallshaftung  als  eine  Haftung  für  Verschulden,  Gautama 
und  Kätyäyana  sagen  das  ausdrücklich,  ebenso  formuliert 
Ratnäkara^^)  (bei  Colebrooke  2,274,  Nr.  85):  „Not  by  the 
act  of  God  or  the  king  this  denotes  a  fault  on  the  part 
of  the  servant"  und  genau  so  schreibt  noch  Jagannätha: 

If  it  be  lost  by  the  act  of  God  (broken  by  a  wall  falling 
down)  or  be  lost  by  the  act  of  the  king  (plundered  by  the 
forces  of  a  foreign  king  or  oppressively  sold,  or  the  like  by 
the  king  of  the  country)  then  as  in  the  case  of  consumption 
by  time  there  is  no  fault  in  the  depositary  ^^). 

Das  indische  Recht  kennt  also  den  eingangs  geschilderten 
formalen  Verschuldungsbegriff,  dessen  obere  Grenze  die  höhere 
Gewalt  ist.  Das  zeigt  sich  besonders  deutlich  in  der  Bewer- 
tung des  Mituntergangs  eigener  Sachen  des  Depositars:  aus 
dem  äußeren  Tatbestand  des  Mituntergangs  eigener  Sachen 
wird  ohne  weiteres  der  subjektive  Tatbestand,  die  Schuldlosig- 
keit geschlossen,  ebenso  wie  aus  der  Tatsache,  daß  allein  die 
deponierte  Sache  von  dem  Unglück  betroffen  wurde,  blind  auf 
ein  unlauteres  Treiben  des  Depositars  geschlossen  wird.  Neuere 
Kommentatoren  wie  Jagannätha  freilich  nähern  sich  schon 
dem  individuellen  Verschuldungsbegriff  und  interpretieren  die 
alten  Normen  entsprechend  um  ^^). 

Ob  kraft  dieser  dem  Depositar  obliegenden  formalen  Ver- 
schuldungshaftung für  den  einfachen  Diebstahl  schlechthin  wie 
bei  der  römischen  custodia  einzustehen  ist,  läßt  sich  aus  den 
Rechtsbüchern  nicht  mit  Sicherheit  entnehmen,  es  ist  aber 
überaus  wahrscheinlich,  da  diese  unbedingte  Haftung  für  das 
indische  Gewohnheitsrecht  in  der  Tat  bezeugt,  und  die  geschicht- 
liche Entwicklung  auf  Herabminderung,  nicht  auf  Verschärfung 
der  Zufallshaftung  gerichtet  ist. 

12)  üeber  ihn  siehe  Jolly,  Grundriß  S.  40. 

'^)  Colebrooke  1,  420. 

^0  Z.  B.  Colebrooke  1,  421,  Nr.  24:  The  loss  of  the  bailee's 
goods  everywhere  mentioned  is  intended  as  a  general  exception  to 
all  fault  in  the  bailee. 

Zeitschrift  für  vergleichende  ßechtswissenschuft.    XXV.  Band.  30 
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Belege : 

M.  8,  189 :  (A  deposit)  which  haa  been  stolen  by  thieves  or  washed 
avvay  by  water  or  burned  by  tire,  (the  bailee)  sliall  not  make  it  good, 
unless  he  took  part  of  it  (Tor  himsell)'^). 

Nar.  2,  9:  IT  a  deposit  is  lost,  together  witii  the  property  of  the 
depositary,  the  loss  shall  be  the  depositor's  ^'').  The  same  rule  shall 
obtain,  if  the  loss  has  been  caiised  by  late  or  by  the  king;  unless  (the 
depositary)  sliould  have  acted  fraudulently  ^'). 

Nar.  2,  12:  What  has  been  stolen  by  thieves  ^^),  carried  away  by 
water,  or  burnt  by  fire,  need  not  be  restored  (by  the  depositary),  unless 
he  should  have  appropriated  something  out  of  it. 

Y.  2,  6Q:  Der  Empfänger  (des  Depositum)  soll  aber  nicht  ge- 
zwungen werden  es  zurückzugeben ,  wenn  es  ihm  durch  den  König, 
durch  das  Schicksal  oder  durch  Räuber  genommen  ist;  tritt  der  Verlust 
ein,  nachdem  es  zurückgefordert,  aber  nicht  zurückgegeben  ist,  so  soll 
er  es  ersetzen  und  eine  gleiche  Geldstrafe  geben  **). 

Brh.  12,  10:  When  a  deposit  is  destroyed,  together  witli  the  goods 
of  the  depositary,  by  the  act  of  fate  or  of  the  king,  (the  depositary)  is 
not  to  blame^°). 

Gaut.  12,  42:  An  (open)  deposit,  a  sealed  deposit,  an  object  lent 
for  use,  an  object  bought  (but  not  paid),  and  a  pledge,  being  lost  wäthout 
the  fault  of  the  holder,  (shall  not  involve)  any  blameless  person. 

Katy.  (bei  Colebrooke  1,  423,  Nr.  27):  What  is  lost  by  the  fault 
of  the  depositary,  is  lost  to  him.  He  by  whose  fault  any  thing  is  lost 
or  taken  away,  shall  be  compelled  to  make  it  good,  witli  interest,  unless 
(it  be)  lost  by  the  act  of  God  or  of  the  king. 

Katy.  (bei  Colebrooke  1,  421,  Nr.  24) :  If  a  thing  deposited  be  lost 
together  with  the  goods  of  the  bailee,  though  not  by  the  act  of  God  or 
the  king,  it  is  declared  to  be  lost  to  the  bailer. 

Wenn  die  aus  diesen  Rechtsnormen  sich  ergebende  Haf- 
tung  des   Depositars    von   Jolly    dahin    charakterisiert   wird: 

^5)  Vgl.  Colebrooke  1,  422,  Nr.  26. 

^^)  In  der  Uebersetzung  Jollys  steht  infolge  eines  Druckfehlers 
depositary  statt  depositor. 

1^)  Vgl.  Colebrooke  1,  420. 

**)  Man  kann  hier  so  wenig  wie  in  der  Manustelle  erkennen,  ob 
nur  die  Diebes-  bzw.  Räuberbande  als  höhere  Gevi^alt  angesehen  wird 
(was  das  Wahrscheinlichere  ist)  oder  schon  der  einfache  Diebstahl. 

1»)  Vgl.  Colebrooke  1,  422  u.  430. 

'»°)  Vgl.  Colebrooke  1,  421. 


Rechtsvergleichende  Forschungen  über  die  Zufallshaftung  etc.     467 

„Der  Depositar  haftet  für  durch  seine  Schuld  verursachten 
Verlust  des  Depositums  .  .  .  kein  Verschulden  trifft  ihn,  wenn 
das  Depositum  durch  eine  Feuersbrunst  oder  Ueberschwem- 
mung,  durch  Diebe,  durch  (Konfiskation  durch  den)  König  oder 
überhaupt  durch  vis  maior  abhanden  gekommen",  so  ist  damit 
freilich  der  engste  Anschluß  an  die  Ausdrucksweise  der  Quellen 
gewahrt,  für  den  modernen  juristischen  Leser  ist  aber  eben 
deshalb  diese  Schilderung  zunächst  nicht  verständlich,  da  für 
ihn  ein  Verschulden  mit  der  höheren  Gewalt  als  Höchstgrenze 
ein  Widersinn  ist.  Auch  Kohlers  Satz:  „Der  Depositar  ist 
haftbar  für  culpa,  nicht  für  casus"  ist  gleichfalls  nur  zutreffend 
im  Munde  der  indischen  Juristen  und  unter  Verwendung  ihres 
Verschuldungsbegriffs. 

Was  für  den  Depositar  ausgeführt  worden  ist,  gilt  zu- 
nächst gleicherweise  auch  für  den  Entleiher.  Dieser  Satz, 
der  in  der  Literatur  meist  nicht  hervorgehoben  wird,  ergibt 
sich  unzweideutig  aus  unseren  Rechtsbüchern.  So  heißt  es  bei 
Brh.  am  Schluß  der  Ausführungen  über  das  Depositum  12,  15: 

The  same  set  of  rules  applies  in  the  case  of  a  bailment 
for  delivery  (to  a  third  person),  a  loan  for  use,  an  article 
delivered  to  an  artist  (such  as  gold  delivered  to  a  goldsmith 
to  be  worked  by  him  into  an  an  earring),  a  pledge,  and  a 
person  offering  himself  for  protection  ^^). 

Aehnlich  Nar.  2,  14;  Y.  2,  67^^)  und  die  oben  wieder- 
gegebene Stelle  Gaut.   12,  42. 

Es  ergibt  sich  aus  diesen  Stellen  sogar  noch  weiter,  daß 
auch  die  Haftung  des  Werkmieters  und  des  Pfandgläubigers 
keine  andere  gewesen  ist,  doch  werden  für  diese  noch  beson- 
dere Belege  beizubringen  sein. 

Diese  strenge  Haftung  des  Depositars  findet  man  auch  im 
indischen  Gewohnheitsrechte  wieder:  der  Depositar 
haftet  bis  zur  Grenze  der  höheren  Gewalt  ^^). 

^0  Vgl.  Colebrooke  1,  410. 

22)  Vgl.  Colebrooke  1,  407  u.  408. 

2^3  Kohlers  Satz:    „Der  Depositar   haftet  nicht  für   casus,   wohl 
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Steel e  S.  242:  In  case  of  goods  deposited  for  custody,  it  is  not 
customary  to  reimburse  the  owner  il"  they  are  lost  during  tlie  plunder 
of  a  tovvn ,  or  seized  to  answer  demands  of  contribiition  by  military 
violence  of  an  enemy  or  the  State  (Rajkrant),  not  even  if  the  depositee 
ha8  preserved  his  own  goods  in  safety  .  .  .  The  depositor  is  not  reim- 
bursed  in  case  of  his  goods  being  proved  to  have  been  plundered  in  a 
gang  robbery  (Durora);  nor  in  case  of  proof  of  their  having  been 
destroyed  by  fire  while  in  the  depositee's  house.  In  failure  of  proof  the 
depositee  is  responsible.  Where  neglect  of  care  is  prooved  against  the 
depositee,  he  is  bound  to  reimburse  the  owner. 

Deutlicher  als  in  den  Rechtsbüchern  ist  hier  lediglich  der 
Bandenraub ,  nicht  auch  der  einfache  Diebstahl  als  höhere 
Gewalt  aufgeführt.  Daraus,  daß  lediglich  die  deponierte  Sache, 
nicht  auch  Sachen  des  Depositars  von  dem  Unfall  betroffen 
worden  sind,  wird  freilich  nicht  mehr  der  unbedingte  Schluß 
auf  ein  Verschulden  des  Depositars  gezogen,  im  übrigen  aber 
ist  der  formale  Schuldbegriff  keineswegs  aufgegeben;  dies  zeigt 
sich  schon  darin,  daß  dann,  wenn  lediglich  Sachen  des  De- 
positars von  einem  Unfall  betroffen  werden,  auf  eine  außer- 
gewöhnliche Treue  und  Gewissenhaftigkeit  des  Depositars  ge- 
schlossen und  ihm  daher  eine  Prämie  zugebilligt  wird. 

Steele  S.  243:  Where  the  depositee's  own  goods  have  been  ac- 
cidentally  destroyed  or  plundered ,  and  the  depositor's  preserved ,  it  is 
usual  for  the  latter  to  make  the  former  a  present  in  acknowledgement 
of  his  fidelity,  or  exert  himself  in  lessening  the  calamity,  if  induced 
by  plunder  or  confiscation,  by  obtaining  the  restoration  of  a  part. 

Beim  Gelddepositum  an  den  Bankier  (Sahookar)  ist  sogar 
grundsätzlich  auch  für  höhere  Gewalt  einzustehen  ^^), 

Steele  S.  299 :  If  the  parties  agree  that  the  Sahookar  is  not  to 
be  responsible  for  losses  by  Rajkrant,  Durora,  fire,  or  flood,  he  will 
not;  but  they  generally  determine  that  any  articles  afterwards  recovered 
will  be  restored  to  the  owner.  If  no  agreement  have  passed,  a  deposit 
of  cash  entered  in  the  Wuhee,  lost  by  the  above  four  raeans,  is  to  be 


aber   für  culpa"  (Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  VIII,    180)   ist   auch   hier 
nur  unter  Verwendung  des  indischen  VerschuldungsbegrifTes  zutreffend. 
24)  Vgl.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  VIII,  135. 
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recovered   from  the  Sahookar;   not  so  a  deposit  of  cash  merely  placed 
in  amount  without  such  entry. 

Der  Haftung  des  Depositars  entspricht  auch  im  Ge- 
wohnheitsrecht die  des  Entleihers. 

Steele  S.  244:  The  value  of  a  house  left  in  Charge  of  a  person 
(with  liberty  to  reside)  afterwards  destroyed  by  fire,  or  (being  old)  by 
the  rains,  is  not  paid  to  the  proprietor. 

Ib.  S.  245:  In  case  of  gardens  and  trees  left  in  charge  with  liberty 
to  enjoy  the  produce,  if  proved  to  have  been  plundered  by  an  armed 
force,  the  owner  is  not  reimbursed  the  damage. 

Besonders  charakteristisch  für  den  formalen  Schuldbegriff 
sind  die  Aeußerungen  bei  der  Tier  leihe.  Der  Entleiher  soll 
haften,  wenn  er  das  Tier  zu  stark  beladen,  ungenügend  ge- 
füttert oder  beim  Marsch  überanstrengt  hat,  ohne  daß  erst 
noch  gefragt  würde,  ob  ihn  dabei  ein  Verschulden  in  unserem 
Sinne  träfe;  ausgeschlossen  ist  seine  Haftung  bei  höherer 
Gewalt. 

Steele  S.  245:  Should  they  die  (the  animals)  on  the  road  from 
disease,  or  accidentally  lose  their  road  and  fall  into  a  well  etc.^^),  or 
be  seized  by  gang  robbery  or  armed  violence,  on  proof  of  the  fact  the 
owner  need  not  be  reimbursed.  Should,  however,  the  person  in  charge 
have  immoderately  loaded  tliem ,  or  given  them  insufficient  provender, 
or  marched  them  too  far,  and  the  animals  have  died  in  consequence, 
he  must  pay  their  value,  unless  such  excessive  march  was  made  to 
avoid  plunder  etc.^^).  Where  carelessness  is  proved,  the  loss  should  be 
divided. 

Der  Sinn  des  Schlußsatzes  „bei  Nachlässigkeit  des  Ent- 
leihers wird  der  Schaden  von  Verleiher  und  Entleiher  gemein- 
sam getragen"  ist  mit  unseren  Mitteln  nicht  mit  völliger 
Sicherheit  festzustellen.  Da  im  vorangehenden  doch  schon  von 
der  Haftung  wegen  Nachlässigkeit  die  Rede  war,  dabei  aber 
der  volle  Sachwert  zu  ersetzen  ist,  so  kann  es  sich  am  Schlüsse 
wohl   nur   noch  um  die  Nachlässigkeit  in  der  Bewachung  der 


'^)  Diese  Abkürzung  bereits  bei  Steele. 
^^)  Siehe  vorige  Note. 
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Tiere,  um  die  Haftung  beim  Tierdiebstahl  handeln;  Gewißheit 
läßt  sich  nicht  erbringen. 

2.  Haftung  des  Faustpfandgläubigers. 

Jolly,  Grundriß  101.  Indisches  Schuldrecht  299.  Kohler,  Zeitschr. 
f.  vergl.  Rechtsw.  III,  173^  VIII,  124.  Colebrooke  1,  140  ff.  Mandlik 
105.    Steele  247  ff. 

Die  Haftung  des  Faustpfandgläubigers  ist  von  der  des 
Depositars  und  Entleihers  nicht  verschieden.  „Das  Pfand," 
sagt  Brihaspati  11,  19,  „muß  sorgfältig  aufbewahrt  werden, 
wie  ein  Depositum."  Aber  die  Sorgfaltspflicht  reicht  auch  hier 
bis  an  die  Grenze  der  höheren  Gewalt:  nur  bei  höherer  Gewalt 
wird  der  Pfandgläubiger  haftfrei,  er  kann  hier  sogar  vom 
Schuldner  ein  anderes  Pfand  oder  die  sofortige  Zahlung  der 
geschuldeten  Summe  verlangen. 

Vi.  6,  6:  The  creditor  must  make  good  the  loss  of  a  pledge,  unless 
it  was  caused  b)''  fate  or  by  the  king. 

Vyäsa  (bei  Colebrooke  1,  160,  Nr.  94):  If  the  pledge  be  de- 
stroyed  by  the  act  of  God  or  of  the  king,  no  fault  is  by  any  means  im- 
putable  to  the  creditor. 

Nar.  1,  180;  When  a  pledge,  though  carefully  kept,  loses  its  value 
after  a  certain  time,  (the  debtor)  must  either  give  another  pledge,  or 
discharge  the  debt  to  the  debtor ^^). 

Brh.  11,  21:  If  a  pledge  be  destroyed  by  a  fatal  accident  or  by 
an  act  of  the  king,  the  debtor  shall  be  caused  either  to  deliver  another 
pledge  or  to  pay  the  debt^^). 

y.  2,  60:  Wenn  das  Pfand,  obwohl  gehütet,  verdorben  wird,  so 
ist  ein  anderes  zu  geben  oder  der  Gläubiger  soll  sein  Geld  empfangen^'). 

Die  Bemessung  des  zu  ersetzenden  Schadens  selbst  ist 
ganz  entsprechend  der  Behandlung  der  Schuldfrage  hölzern 
und  steif:  wird  die  Pfandsache  beschädigt,  so  verliert  der 
Gläubiger  seinen  Anspruch  auf  die  Zinsen,  geht  sie  zugrvmde. 


2')  Vgl.  Colebrooke  1,  161. 
»8)  Vgl.  Colebrooke  1,  159. 
2»)  Vgl.  Colebrooke  1,  161. 
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auch  den  Anspruch  auf  das  Kapital;  erst  bei  Brihaspati  wird 
der  Fall  berücksichtigt,  daß  der  Wert  der  Sache  die  Schuld- 
summe übersteigt  und  eine  entsprechende  Ersatzpflicht  statuiert. 

Brh.  11,  19  u.  20:  The  pledge  has  to  be  kept  carefully,  like  a 
deposit;  interest  is  forfeited  in  case  of  its  being  damaged.  A  pledge 
having  been  used  and  rendered  worthless  (by  8uch  use),  the  principal 
(itself)  is  lost;  if  a  very  valuable  pledge  be  spoiled,  he  must  satisfy  the 
pledger^^). 

Nar.  1,  126:  The  same  thing  (sc.  the  pledgee  loses  interest)  happens, 
when  the  pledge  has  been  injured  owing  to  the  negligence  of  the 
pledgee.  If  it  has  been  lost,  the  principal  is  forfeited,  provided  that 
the  loss  was  not  caused  by  fate  or  b)'-  the  king^^). 

Y.  2,  59:  Wenn  ein  bloß  aufzubewahrendes  Pfand  benutzt  wird, 
so  sollen  keine  Zinsen  bezahlt  werden ,  noch  auch  wenn  ein  zu  be- 
nutzendes beschädigt  wird.  Ein  verdorbenes  oder  vernichtetes  soll 
ersetzt  werden,  außer  wenn  es  durch  das  Schicksal  oder  durch  den 
König  geschehen  ist^^). 

Der  BegriflP  der  höheren  Gewalt  ist,  wie  schon  die  gleichen 
Formeln  anzeigen,  derselbe  wie  beim  Depositum.  Ob  der  ein- 
fache Diebstahl  zur  höheren  Gewalt  gerechnet  wird,  läßt  sich 
auch  hier  aus  den  Rechtsbüchern  nicht  ermitteln ;  der  Kom- 
mentator Asahäya^^)  rechnet  ihn  freilich  dazu^'^),  doch  im 
Sinne  der  Rechtsbücher  ist  dies  schwerlich,  denn  noch  im 
indischen  Gewohnheitsrecht  scheint  eine  Haftung  für  Diebstahl 
zu  bestehen.  Auffällig  ist,  daß  hier  nicht  mehr  der  Mitunter- 
gang der  eigenen  Sachen  des  Gläubigers  bei  der  Behandlung 
der  Schuldfrage  herangezogen  wird;  eine  sachliche  Differenz 
scheint  damit  nicht  beabsichtigt  zu  sein. 

Das  Gewohnheitsrecht  bestätigt  auch  hier  im  ganzen 
das  Recht  der  Rechtsbücher. 


»0)  Vgl.  Colebrooke  1,  149  u.  157. 
^0  Vgl.  Colebrooke  1,  145. 

32)  Vgl.  Colebrooke  1,  145. 

33)  Dazu  Jolly,  Grundriß  S.  34. 

3*)  Colebrooke    1,    126    und   Jolly    zu   Nar.   1,   126  in   seiner 
üebersetzung. 
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Steel e  S.  249:  Property  pledged  witli  an  agreement  to  take  great 
care  of  it'*),  if  destroyed  by  neglect  of  tiie  pledgee,  must  be  restored 
in  valiie  to  the  owner.  It'  pledged  property  is  proved  to  have  been 
lost  by  gang  robbery,  by  fire,  by  llood,  or  by  railitary  violence  (unless 
linder  special  agreement),  it  is  not  restored  in  valiie.  Property  proved 
to  have  been  lost  by  thieves  is  to  be  restored  by  the  Sahookar  (presu- 
ming  negligence). 

Da  als  höhere  Gewalt  nur  gang  robbery,  Bandenraiib, 
angeführt  ist,  so  möchte  man  annehmen,  daß  für  den  einfachen 
Diebstahl  stets  einzustehen  sei.  In  der  Tat  hebt  dies  der 
Schluß  unseres  Berichts  auch  ausdrücklich  hervor,  aber  nur 
für  den  Bankier.  Da  dieser  aber  beim  Sachdepositum  nicht 
strenger  haftet  als  alle  anderen,  eine  Verschiedenheit  zwischen 
der  Haftung  des  Depositars  und  des  Verpfänders  uns  nicht 
bekannt  ist,  für  den  Mieter  endlich  ausdrücklich  betont  wird, 
daß  er  für  Diebstahl  schlechthin  einzustehen  habe^*^),  so  liegt 
vielleicht  doch  nur  eine  Ungenauigkeit  des  Berichterstatters 
vor;  Genaueres  läßt  sich  mit  unserem  Material  nicht  feststellen. 

Bei  der  Verpfändung  von  Tieren  kehren  fast  wört- 
lich die  Formeln  wieder,  die  oben  bei  der  Haftung  des  Ent- 
leihers mitgeteilt  worden  sind.  Nicht  eingestanden  wird  für 
den  Tod  des  Tieres  durch  Krankheit  oder  durch  große  Raub- 
tiere, beim  Sturz  des  Tieres  in  einen  Brunnen  oder  bei  Plün- 
derung; ungenügende  Fütterung  oder  Ueberanstrengung  der 
Tiere  verpflichtet  dagegen  zum  Ersatz. 

Steele  S.  249:  If  a  slave  dies  from  disease,  his  or  her  value  is 
not  restored;  if  from  bad  food  given  by  the  pledgee,  he  is  responsible. 
Animals  not  provided  with  proper  food  or  medicine,  and  dying  in  con- 
seqiience,  are  to  be  restored  in  value.  Camels,  horses,  biillocks,  over- 
loaded  and  thence  injured,  are  to  be  restored  in  value,  unless  in  Order 
to  escape  plunder  etc.^^).  Animals  accidentally  killed  by  tigers,  falling 
into  wells,  or  plundered,  or  dying  by  disease,  are  not  restored  in  value. 


^^)  Wie  ohne  eine  derartige  Abrede  gehaftet  wird,  ist  in  dem 
Bericht  nicht  gesagt;  in  den  weiteren  Belegen  wird  diese  Abrede  nicht 
mehr  erwähnt,  ohne  daß  die  Haftung  verändert  vv^ürde. 

36)  Unten  S.  473. 

8')  Siehe  N.  25. 
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3.  Haftung  des  Mieters. 

Jolly,  Grundriß  106—108.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw. 
III,  1725  VIII,  129.     Steele  S.  258  ff. 

Was  zunächst  die  Haftung  des  Sach mieters  anlangt, 
so  erklärt  Nar.  6,  22 : 

Hired  commodities  shall  be  restored  (by  the  hirer),  when  the  fixed 
period  has  expired.  Tlie  hirer  must  make  good  whatever  may  have 
been  spoiled  or  destroyed  except  in  the  case  of  (inevitable)  accident^®). 

Der  Sinn  auch  dieser  Vorschrift  ist  kein  anderer  als: 
der  Sachmieter  haftet  bis  zur  Grenze  der  höheren  Gewalt. 
Dies  wird  völlig  klargestellt  durch  die  Berichte  über  das 
indische  Gewohnheitsrecht:  hier  tauchen  die  uns  schon  be- 
kannten Formeln  wieder  auf,  ja  ausdrücklich  wird  hervor- 
gehoben, daß  für  den  Diebstahl  der  gemieteten  Sache  stets 
einzustehen  sei,  nur  der  Bandenraub  ist  höhere  Gewalt. 

Steele  S.  258:  In  case  of  articles  hired  on  occassion  of  a  marriage, 
and  lost  while  in  the  hirer's  possession  by  theft ,  their  value  must  be 
repaid  to  the  proprietor  by  instalments  etc.^^).  If  plundered  by  Rajkrant 
or  Durora^°)  the  proprietor  is  not  reimbursed.  Articles  of  glass,  if 
broken,  are  to  be  made  good.  Metal  Utensils  are  weighed  when  taken 
by  the  hirer,  and  any  deficiency  in  weight  is  made  good  on  returning 
them.  Jewels  and  gold  and  silver  Ornaments  are  valued,  and  any 
deficiency  is  made  good  on  returning  them,  unless  occasioned  by 
Rajkrant  or  Durora.  Cotton  cloths  burnt  or  torn  while  in  the  hirer's 
possession  are  to  be  made  good ,  allowing  time  to  the  party  if  his 
premises  were  destroyed  by  fire*^).  Houses  accidentally  burnt  are  not 
chargeable  to  the  tenant,  who  pays  the  rent  up  to  the  time  it  was 
burnt  down.  If  he  or  any  of  his  people  set  fire  to  the  house  they  are 
responsible. 


3«)  Vgl.  Colebrooke  2,  283. 

3ö)  Siehe  N.  25. 

^°)  Ueber  diese  Begriffe  oben  S.  468. 

^')  Diese  Bestimmung  ist  nicht  klar,  da  doch  im  folgenden  Satz 
das  Feuer  unter  die  Fälle  der  höheren  Gewalt  gerechnet  wird.  Ist  der 
Gedanke  vielleicht  der,  daß  das  Verbrennen  von  baumwollenen  Kleidungs- 
stücken der  typische  Fall  der  schuldhaften  Vernichtung  ist? 


474  Schulz. 

Bei  der  Miete  von  Tieren  ist  der  Mieter  völlig  liaft- 
frei,  wenn  das  Unglück  das  Tier  in  Anwesenheit  des  Eigen- 
tümers betroffen  hat  —  ein  Satz,  der  wieder  höchst  charakte- 
ristisch ist  für  die  formale  Behandlung  der  Schuldfrage,  sich 
aber  auch  in  anderen  Rechten  findet  —  andernfalls  haftet  auch 
hier  der  Mieter  bis  zur  Grenze  der  höheren  Gewalt. 

Steele  S.  258 :  In  case  of  aninials  hired  for  carriage,  if  the  owner 
accompany  them  on  the  joiirney  he  is  not  reimbursed  for  any  losses 
whatever;  if  not,  the  hirer  must  repay  the  valiie  of  animals  dying  or 
Stolen  or  injured  by  his  neglect,  not  if  plundered  by  Rajkrant  or  Durora. 

Nach  einem  anderen  Berichte  haftet  der  Mieter  aber  nur 
auf  die  Hälfte  des  Schadens. 

Steele  S.  258:  If  the  animals  are  stolen  by  robbers ^^)  or  lost 
through  carelessness,  the  owner  not  being  with  them,  the  hirer  generally 
defrays  half  the  value. 

Zahlreiche  Belege  liefern  die  Rechtsbücher  für  die 
Haftung  des  locator  operis  beim  Transportvertrag; 
auch  hier  entschuldigt  allein  die  Berufung  auf  acts  of  God  or 
the  king. 

M.  8,  408:  Whatever  raa}^  be  damaged  in  a  boat  by  the  fault  of 
the  boatmen ,  that  shall  be  made  good  by  the  boatmenn  collectively, 
(each  paying)  his  share. 

M.  8,  409:  This  decision  in  suits  (brought)  by  passengers,  (holds 
good  only)  in  case  the  boatmen  are  culpably  negligent  on  the  water; 
in  the  case  of  (an  accident)  caused  by  (the  will  of)  the  gods,  no  fine 
can  be  (inflicted  on  them). 

Nar.  6,  9:  When  the  merchandise  has  been  damaged  by  the 
carrier's  fault,  he  shall  have  to  make  good  ever)'-  loss,  not  including 
such  losses  as  may  have  been  caused  by  fate  or  by  the  king*'). 

Y.  2,  197:  Ein  Träger  soll  ein  Frachtstück  ersetzen,  welches  ver- 
loren worden,  außer  wenn  der  Verlust  von  dem  Könige  oder  dem 
Schicksal  verursacht  worden  ist**). 

VriddhaManu  (bei  Colebrooke  2,  272,  Nr.  83) :  A  servant  shall 


*-)  An  ßandenraub  ist  dabei  wohl  nicht  gedacht. 
*3)  Vgl.  Colebrooke  2,  272. 


44 


)  Vgl.  Colebrooke  2,  274. 


Rechtsvergleichende  Forschungen  über  die  Zufallshaftung  etc.     475 

pay  the  füll  value  of  what  he  has  lost  by  mere  inattention ,  twice  the 
value  of  what  he  has  lost  by  gross  negligence  or  malice,  but  he  shall 
not  be  forced  to  pay  any  thing  for  what  robbers  have  seized,  for  what 
has  been  burnt  or  for  what  an  inundation  has  carried  away  (unless  he 
were  himself  blamable). 

Fast  noch  klarer  wird  diese  formale  Verschuldungshaftung 
des  Transporteurs  wieder  im  Gewohnheitsrecht  zum  Aus- 
druck gebracht;  der  Bericht  hebt  es  hier  selbst  ausdrücklich 
hervor,  daß  beim  Vorliegen  bestimmter  äußerer  typischer  Tat- 
bestände ohne  weiteres  auf  ein  Verschulden  geschlossen  wird. 

Steele  S.  261  f.:  In  case  of  goods  engaged  to  be  conveyed  to  a 
particular  place  for  a  certain  sum ,  shoiild  they  be  lost  during  the 
carrier's  casual  absence,  having  left  them  in  charge  of  an  unknown 
person ,  as  on  a  necessar)'^  occasion ,  his  neglect  being  implied,  he 
is  to  reimburse  the  owner;  so,  if  lost  while  the  carrier  is  asleep;  so, 
if  articles  of  glass  were  broken  by  his  falling  asleep,  or  other  neglect; 
so,  if  metal  Utensils  were  damaged  by  being  thrown  down  .  .  . 

Such  carrier  is  not  responsible  if  the  goods  were  seized  by  gang 
robbers,  himself  being  alone;  nor  if  dropped  accidentally  into  a  well 
while  he  was  drinking;  nor  if  seized  by  Rajkrant;  nor  if  consuraed  by 
fire ;  nor  are  his  family  responsible  if  the  carrier  himself  was  devoijred 
by  a  tiger  etc. 

Der  Handwerker  haftet  nach  Brh.  12,  15  für  die  ihm 
zur  Bearbeitung  übergebene  Sache  wie  der  Depositar.  Im 
einzelnen  heißt  das:  geht  die  Sache  zufolge  ihrer  Beschaffen- 
heit zugrunde,  so  ist  der  Handwerker  haftfrei,  er  haftet  da- 
gegen unbedingt  für  jede  Beschädigung,  die  durch  seine  Arbeits- 
handlungen verursacht  worden  ist. 

Brh.  (bei  Colebrooke  1,  488,  Nr.  54) :  If  the  loss  be  (occasioned) 
by  the  defects  of  the  thing  bailed,  the  artist  shall  not  be  compelled  to 
make  it  good;  but  if  the  loss  happen  by  the  artist's  fault,  he  shall  be 
compelled  to  make  good  what  was  intrusted  to  him  for  repair  (or 
for  work). 

Katy.  (bei  Colebrooke  1,  446,  Nr.  53):  If  the  artist  keep  the 
thing  bailed  after  the  time  agreed  on  for  working  it  (into  Ornament 
and  the  like),  he  shall  be  forced  to  pay  its  value,  even  though  it  be 
destroyed  by  the  act  of  God.  (Vor  dem  Verzuge  haftet  er  also  bis  zur 
Grenze  der  höheren  Gewalt.) 
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What  is  destroyed  by  Ins  own  act,  is  lost  to  the  hired  (artist  and 
ehali  be  made  good)  even  earlier  (than  the  time  stipulated). 

Es  ist  interessant,  zu  sehen ,  welche  Schwierigkeiten  das 
Fragment  ans  Katy.  den  indischen  Kommentatoren  macht:  sie 
wollen  durchaus  auf  eine  Verschuldungshaftung  hinaus  und 
nehmen  deshalb  an,  der  Handwerker  habe  in  dem  berichteten 
Fall  widerrechtlich  gehandelt,  eine  offensichtlich  tendenziöse 
Interpretation. 

Jagannatha  (bei  Colebrooke  1,  446,  Nr.  53):  The  meaning  of 
this  gloss  is,  that  where  Ornaments  or  the  like  are  intrusted  to  an  artist 
for  repair,  in  that  case  if  the  artist,  from  his  own  conceit,  without  the 
assent  of  the  owner,  atterapt  to  remake  the  unbroken  parts  .  .  .  Other 
explain  „act"  work  different  from  that  directed  by  the  owner. 

Schließlich  ist  noch  der  Haftung  des  bezahlten  Hirten 
Erwähnung  zu  tun.  Die  Technik,  die  die  Rechtsbücher  bei 
der  Normierung  seiner  Haftung  verwenden,  ist  die  gleiche 
wie  in  den  früher  besprochenen  Fällen :  kasuistische,  schema- 
tische Festsetzung  dessen ,  was  als  Verschulden  gelten  soll, 
inhaltlich  aber  geht  diese  Haftung  über  die  bisher  betrachteten 
hinaus.  Auch  gegen  Räuber  und  wilde  Tiere  muß  der  Hirte 
das  Vieh  verteidigen,  ist  er  dazu  nicht  stark  genug,  muß  er 
wenigstens  das  Gerüfft  erheben,  sonst  haftet  er.  Haftfrei  ist, 
wenn  das  Tier  eines  natürlichen  Todes  gestorben  ist,  doch 
muß  er  dann  zum  Beweise  dem  Herrn  gewisse  Ueberreste  des 
Tieres  vorweisen. 

Nar.  6,  12:  If  such  a  cow  meets  with  an  accident,  he  shall  struggle 
to  protect  her  as  best  as  he  may.  If  he  is  unable  (to  rescue  her)  he 
shall  go  in  haste  to  announce  it  to  his  master. 

Ib.  6,  13:  Should  he  neither  struggle  to  protect  (the  cow),  nor 
raise  a  cry,  nor  announce  it  to  his  master,  the  herdsman  must  make 
good  the  value  of  the  cow  (to  the  owner),  and  (must  pay)  a  fine  to 
the  king. 

Ib.  6,  14:  But  the  herdsman  alone  shall  make  good  (the  loss  of 
an  animal)  which  has  strayed,  or  been  destroyed  by  worms  or  slain  by 
dogs,  or  met  its  death  (by  tumbling)  into  a  pit  if  he  did  not  duly 
exert  himself  (to  prevent  such  accidents). 
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Ib.  6,  15:  So  if  goats  or  sheep  are  surrounded  by  wolfes,  and  the 
herdsman  does  not  come  (to  their  assistance)  he  shall  be  responsible 
für  any  (animal)  which  a  wolf  may  attack  and  kill. 

Ib.  6,  16:  But  for  (an  animal)  seized  by  robbers,  though  he  raised 
a  cry,  the  herdsman  shall  not  be  bound  to  pay,  provided  he  gives  notice 
to  his  master  at  the  proper  place  and  time. 

M.  8,  234:  If  cattle  die,  let  him  carry  to  his  master  their  ears, 
skin,  tails,  bladders,  tendons  and  the  yellow  concrete  bile,  and  let  him 
point  out  their  particular  marks^^). 


4.  Haftung  des  Verkäufers. 

Kohl  er,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  III,  190  f;  VIII,  128. 

Ueber  den  Umfang  der  Haftung  des  Verkäufers  läßt  sich 
volle  Klarheit  nicht  gewinnen.  Nach  Nar.  8,  6  scheint  es,  als 
ob  der  Verkäufer  bis  zur  Uebergabe  schlechthin  für  die  Sache 
einzustehen  hatte : 

If  the  article  (sold)  should  have  been  injured,  or  destroyed  by  fire, 
or  carried  off,  the  loss  shall  be  charged  to  the  seller,  because  he  did 
not  deliver  it,  after  it  had  been  sold  by  him. 

Damit  stimmt  überein  Vi.  5,  129,  wonach  umgekehrt  der 
Käufer  nur  die  Gefahr  tragen  soll,  wenn  er  sich  im  Annahme- 
verzuge befindet  ^^). 

If  there  should  be  a  loss  upon  a  commodity  purchased,  which  the 
purchaser  refuses  to  accept,  (though  it  has  been  tendered  to  him)  the 
loss  shall  fall  upon  the  purchaser. 

Später  scheint  dann  aber  diese  strenge  Haftung  eine 
Minderung  erfahren  zu  haben,  denn  nach  Y.  2,  256  soll  der 
Verkäufer  nur  noch  bis  zur  Grenze  der  höheren  Gewalt  haften, 
das  periculum  vis  maioris  geht  also  mit  dem  Kaufabschluß  auf 
den  Käufer  über,    ganz  wie  nach  S  eck  eis  Aufstellungen   im 


*^)  Vgl.  noch  Brihaspati  16,  20. 

*^)  Freilich  ist  diese  üebersetzung  nicht  völlig  sicher,  vgl.  Kohl  er, 


Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  III,  190. 
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klassischen   römischen    Recht.     Nur   bei   Schuldnerverzug   des 
Verkäufers  haftet  er  auch  für  höhere  Gewalt*^). 

Y.  2,  256:  Wenn  eine  Ware  Schaden  leidet  durch  den  König  oder 
durch  das  Schicksal,  so  soll  der  Verlust  nur  dem  Verkäufer  zur  Last 
fallen,  wenn  er  sie  niciit  abgeliefert  hat,  obwohl  er  aufgefordert  wurde. 

So  stellt  auch  Jagann ätha  die  Lehre  dar: 

Colebrooke2,  323,  Nr.  27:  Who,  without  rescinding  the  conträct, 
tendered  it  not,  even  though  a  demand  were  not  forrnally  made,  in  this 
case  the  loss  falls  on  the  vendor  unless  the  commodity  be  injured  by 
the  act  of  God  or  the  king.  But  after  a  demand  the  loss  falls  on  the 
vender,  even  though  the  injury  happen  by  the  act  of  God  or  of  the 
king  and  he  must  make  it  good  to  the  purchaser. 

Das  Gewohnheitsrecht  gibt  keine  klare  Entscheidung  der 
Frage '^^). 

Als  Ergebnis  darf  somit  folgendes  bezeichnet  werden: 
1.  Das  indische  Recht  kennt  keine  planmäßige  Abstufung 
der  Haftung  in  den  verschiedenen  Vertragsverhältnissen,  nur 
der  Hirte  haftet  etwas  strenger,  gewiß  einfach  deshalb,  weil 
„sein  Beruf  darin  besteht,  fremdes  Vieh  zu  wahren  und  er 
auf  diesen  Punkt  alle  seine  Kraft  vereinigen  soll"  *^).     Wenn 


^0  Nach  Kohl  er  a.  a.  0.  hat  im  indischen  Recht  der  Satz  peri- 
culum  est  emptoris  im  Sinne  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  gegolten; 
er  berücksichtigt  aber  zu  wenig,  daß  Y.  2,  256  nur  von  Ereignissen  der 
höheren  Gewalt  spricht.  Daß  man  die  Näradastelle  schwerlich  im  Sinne 
der  tendenziösen  Interpretation  Jagannäthas  s'erstehen  darf,  hebt  gegen 
Kohl  er  m.  E.  mit  Recht  hervor  Jolly  in  seiner  Närada-Ausgabe  zu 
der  Stelle. 

^^)  Nach  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  VIII,  128,  geht  die 
Gefahr  nach  dem  Gewohnheitsrecht  auf  den  Käufer  über  mit  dem 
Augenblick  des  Kaufabschlusses.  Wenn  es  aber  bei  Steele  S.  278  heißt: 
„Articles  purchased  and  left  to  be  delivered  by  the  seller's  pcople;  if 
accidentally  lost  on  the  way,  the  loss  falls  on  the  purchaser",  so  kann 
man  nicht  ersehen,  was  hier  unter  Zufall  verstanden  ist,  wahrscheinlich 
wie  sonst  die  Ereignisse  der  höheren  Gewalt.  Entsprechend  wird  auch 
bei  Steele  S.  281  hervorgehoben,  daß  der  gemeine  Tod  eines  verkauften 
Tieres  (bekanntlich  höhere  Gewalt)  vom  Käufer  zu  tragen  sei. 

*•)  Worte   Stobbes    bei    der   Darstellung    der    parallelen   Rechts- 
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daher  Steele  S.  70  behauptet:  The  degree  of  responsibility  of 
the  bailee  depends  on  the  degree  of  benefit  resulting  to  him 
from  the  bailment,  daß  also  das  sog.  Utilitätsprinzip  schon  im 
indischen  Rechte  wirksam  gewesen  wäre,  so  ist  dafür  in  den 
Quellen,  jedenfalls  was  den  Haftungsgrad  anlangt ^^)  —  und 
nur  der  steht  hier  zur  Erörterung  — ,  kein  Anhalt. 

2.  In  allen  Vertragsverhältnissen  wird  in  gleicher  Weise 
(abgesehen  von  dem  eben  erwähnten  Fall  des  Hirten)  für  Ver- 
schulden eingestanden;  der  Verschuldungsbegriff  ist  formal  und 
umfaßt  in  unserem  Sinne  die  Haftung  für  niederen  Zufall  ^^). 

3.  Ob  für  den  Diebstahl  schlechthin  eingestanden  wird, 
läßt  sich  nicht  durchweg  mit  Sicherheit  sagen,  doch  spricht 
die  Wahrscheinlichkeit  dafür.  (Fortsetzung  folgt.) 


normen  des  deutschen  Rechts  (wovon  noch  zu  sprechen  sein  wird).  Zur 
Geschichte  des  deutschen  Vertragsrechts  S.  245. 

^*')  Etwas  anderes  ist  es  mit  dem  Maß  der  Haftung,  ob  der  ganze 
Schaden  zu  ersetzen  ist  oder  nur  eine  Quote.  Aus  dem  Gewohnheits- 
recht wurde  der  Satz  berichtet  (oben  S.  474),  daß  der  Mieter  nur  die 
Hälfte  des  Schadens  zu  tragen  habe;  ein  klares  Prinzip  scheint  mir 
nicht  erkennbar. 

^0  üeber  die  Erfolghaftung  im  indischen  Sakralstrafrecht  siehe 
Kohl  er,  Das  indische  Strafrecht,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  XVI,  183. 
Auch  wenn  in  Y.  2,  299  gesagt  wird:  ^Wenn  durch  einen  Wagen,  von 
dem  die  Zügel  reißen,  oder  das  Joch  oder  dergleichen  bricht,  und 
welcher  zurückläuft,  eine  Tötung  geschieht,  so  ist  der  Herr  schuldlos", 
so  wird  hier  offenbar  gegen  eine  ältere  primitive  Auffassung  polemisiert, 
die  wie  im  germanischen  Recht  den  Herrn  haften  ließ.  Uebrigens 
kennen  auch  die  Inder  das  Institut  der  sog.  Gesamthaftung:  Y.  2,  271: 
Wenn  ein  Totschlag  oder  ein  Diebstahl  stattgefunden,  so  fällt  die  Schuld 
auf  den  Aufseher  des  Ortes,  wenn  nicht  die  Spur  aus  dem  Orte  heraus- 
führt. Vgl.  hierzu  Fehr,  Hamurapi  und  das  salische  Gesetz,  S.  14^  und 
dort  zitierte.  Dies  nur  Beispiele  dafür,  daß  die  Zufallshaftung  auch 
außerhalb  des  Vertragsrechts  den  Indern  wohlbekannt  war. 


Literatur. 

Besprechung 
von  Josef  Kohler. 

La  Grande  Charte  deSaint-Gaudens.  Verlag  Paul  Geutliner 
Paris,  68,  Rue  Mazarine. 

Erfreulicherweise  beginnt  man  nun  auch  in  Frankreich  die 
Dokumente  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  zu  sammeln ,  damit  end- 
lich die  Brücke  gebaut  wird  zwischen  den  Rechten  der  leges  bar- 
barorum und  den  offiziellen  coutumes  des  16.  Jahrhunderts.  Eine 
sehr  verdienstvolle  Ausgabe  ist  die  der  Grande  Charte  de  Saint- 
Gaudens  aus  dem  Gebiete  der  oberen  Garonne  vom  Jahre  1203. 
Ihre  Bestimmungen  sind  teilweise  sehr  altertümlich.  Wenn  ein 
Mann  von  außen  einen  Bewohner  von  Saint-Gaudens  getötet  oder 
verwundet  hat,  so  dürfen  die  Verwandten  und  Freunde  Rache 
nehmen  und  der  Seigneur  hat  sie  gegen  etwaige  Verfolgung  zu 
schützen  (Art.  XI  und  XII),  auch  darf  der  Mörder  nicht  in  die 
Stadt  eingelassen  werden  (Art.  XII  und  XXVIII).  Wer  aber  sonst 
einen  Mord  im  Stadtgebiete  begangen  hat,  muß  sich  dem  Seigneur 
zur  Bestrafung  unterwerfen  (Art.  V). 

Im  Falle  des  Ehebruches  kommt  es  darauf  an,  daß  die  Per- 
sonen angetroffen  werden  „las  bragas  bayssadas".  Kann  der  üebel- 
täter  auf  die  Straße  entfliehen,  so  darf  man  ihn  nicht  weiter  ver- 
folgen, doch  kann  man  seine  Kleidungsstücke  mit  Beschlag  belegen. 
Eine  schimpfliche  Behandlung  erfolgt  nicht:  der  Täter  muß  dem 
Herrn  zur  Bestrafung  überantwortet  werden. 

Die  Personalpfändung  durch  Selbsthilfe  ist  statthaft,  jedoch 
ist  dem  Seigneur  davon  Anzeige  zu  erstatten.  Ganz  besonders 
wichtig  ist  aber  der  hier  wie  in  Italien  übliche  Repressalienarrest 
(marca),  der  nach  einer  Verordnung  von  1152  auch  in  Toulouse 
noch  üblich  war,  aber,  was  sehr  interessant  ist,  nur  wegen  Delikts-, 
nicht  wegen  Handelsschulden  (Art.  LXI  und  p.  123).  Eine  Real- 
pfändung gegenüber  einem  Manne  von  Saint-Gaudens  soll  aber  nicht 
gewaltsam  erfolgen  (Art.  LXIV). 

Die  wenigen  Beispiele  zeigen  die  außerordentliche  Bedeutung 
dieser  Charte  für  die  Geschichte  des  Rechts. 
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